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Vorwort des Ausschusses 


ln der globalisierten Wissensgesellschaft steht die deutsche Wirtschaft kontinuierlich 
unter dem Zwang, sich den Anforderungen des Marktes und des wissenschaftlich- 
technischen Wandels anzupassen. Die weitere Verwissenschaftlichung und Techni- 
sierung der Produktion führen ebenso wie das Entstehen integrierter Weltmärkte 
dazu, dass sich Stellenwert und Formen des Arbeitern deutlich verändern. Ziel des 
Zukunftsreports des Büros für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundes- 
tag (TAB) ist es zu diskutieren, welchen Veränderungen die Arbeit in produzierenden 
Industrieunternehmen in diesem Zusammenhang unterliegen wird. 

Dazu analysiert der Bericht zum Ersten wesentliche potenzielle Entwicklungspfade 
der Industriearbeit, die aus den veränderten Anforderungen der weiter zunehmenden 
Internationalisierung und „inneren Tertiarisierung“ der Industriebetriebe erwachsen. 
Zum Zweiten werden entsprechend veränderte Organisations- und Arbeitsformen 
der Unternehmen und ihre möglichen Auswirkungen auf die Industriearbeit unter- 
sucht. Zum Dritten werden drei exemplarische Technologiestränge, die als Schlüs- 
seltechnologien der Zukunft gelten können, auf ihre potenziell arbeitsrelevanten 
Wirkungen hin diskutiert: die Biotechnologie, die Nanotechnologie sowie das Kon- 
zept der Ambient Intelligence (Ami). 

Als eines der wichtigsten Ergebnisse arbeitet der Bericht ein durchaus Besorgnis er- 
regendes doppeltes Problem heraus: Auf der einen Seite werden einfache und wenig 
know-how-intensive Tätigkeiten zukünftig noch deutlich weniger als bereits bisher 
nachgefragt werden. Auf der anderen Seite ist absehbar, dass der aufgrund veränder- 
ter Marktanforderungen (Globalisierung, Tertiarisierung) und bedingt durch neue 
betriebliche Organisationsformen steigende Bedarf an Hochschul- und Fachhoch- 
schulabsolventen insbesondere bei Ingenieur-, Natur- und Wirtschaftswissenschaften 
zunehmend schwieriger gedeckt werden kann. 

Vor dem Hintergrund der skizzierten Entwicklungen ist die Bildungs-, Wirtschafts-, 
Mittelstands- und Arbeitsmarktpolitik gefordert, in geeigneter Weise gegenzu- 
steuern. Der TAB -Zukunftsreport bietet für diese Aufgabe eine wertvolle Grundlage. 


Berlin, den 20. Dezember 2007 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 


Ulla Burchardt, MdB 

Ausschussvorsitzende 

Axel E. Fischer, MdB 
Berichterstatter 

Uwe Barth, MdB 

Berichterstatter 


Swen Schulz, MdB 

Berichterstatter 

Dr. Petra Sitte, MdB 

Berichterstatterin 


Hans-Josef Fell, MdB 

Berichterstatter 
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Zusammenfassung 

Thema des vorliegenden TAB-Zukunftsreports ist die 
„Zukunft der Industriearbeit“ mit einem Zeithorizont von 
etwa fünf bis zehn Jahren in die Zukunft. Dabei liegt die- 
sem Bericht ein erweitertes Verständnis von Industrie- 
arbeit zugrunde, das „alle direkt und indirekt wertschöp- 
fenden Tätigkeiten in produzierenden Industriebetrieben, 
die zum Mehrwert des verkäuflichen Produkts beitragen“, 
umfasst. 

Ziel dieses Zukunftsreports ist es zu ermitteln und zu dis- 
kutieren, an welchen Stellen aktuell und zukünftig sich 
abzeichnende und von Akteuren erwartete, veränderte 
Rahmenbedingungen zu einem Wandel der Arbeit in pro- 
duzierenden Industrieunternehmen führen könnten, der 
parlamentarische Handlungsüberlegungen oder Beobach- 
tungsbedarfe angezeigt erscheinen lässt. Dazu werden 
zum Ersten wesentliche potenzielle Entwicklungspfade 
der Industriearbeit analysiert und beschrieben, die aus 
den veränderten Anforderungen der weiter zunehmenden 
Internationalisierung und „inneren Tertiarisierung“ der 
Tätigkeiten der Industriebetriebe erwachsen. Zum Zwei- 
ten werden entsprechend veränderte Organisationsformen 
der Unternehmen in ihren möglichen Auswirkungen auf 
die Industriearbeit untersucht. Zum Dritten werden drei 
exemplarische Technologiestränge, die in verschiedenen 
Studien immer wieder als Schlüsseltechnologien der Zu- 
kunft identifiziert wurden, auf ihre potenziellen arbeits- 
relevanten Wirkungen hin diskutiert: die Biotechnologie, 
die Nanotechnologie sowie das Konzept der Ambient 
Intelligence (Ami). Es wurden hier bewusst drei Schlüs- 
seltechnologien ausgewählt, die auf dem Zeitstrahl der 
zukünftigen breiten Anwendung in der Industrie unter- 
schiedlich weit fortgeschritten sind. 

Mit der Auswahl der drei zukünftigen Schlüsseltechnolo- 
gien ist auch verbunden, dass die Analysen zu den poten- 
ziellen Auswirkungen dieser Technologien auf die zu- 
künftige Gestalt der Industriearbeit nicht auf bereits 
gesicherten empirischen Erkenntnissen beruhen können. 
In allen drei Feldern stützen sich die Einschätzungen der 
zurate gezogenen Studien und Analysen stark auf Exper- 
teneinschätzungen bis hin zur „fundierten Spekulation“. 
Dies betrifft verstärkt die auf dem Zeitstrahl der indus- 
triellen Anwendung besonders weit in die Zukunft rei- 
chenden Nano- und Ami-Technologien. Dennoch ist es 
ein Anliegen dieses Berichts, teilweise erstmalig konse- 
quent die arbeitsrelevanten Auswirkungen der Nutzung 
dieser Technologien zu diskutieren und damit einen vo- 
rausschauenden Blick auf die potenzielle Gestalt der In- 
dustriearbeit der Zukunft zu wagen - auch wenn gegebe- 
nenfalls einige Einschätzungen und Schlussfolgerungen 
aufgrund mangelnder empirischer Erkenntnisse und be- 
lastbarer Daten eher weich und vorsichtig formuliert wer- 
den müssen. 

Insgesamt soll mit dieser Studie kein Versuch unternom- 
men werden, alle für die weitere Entwicklung der Indus- 
triearbeit relevanten Aspekte umfänglich darzustellen und 
einzuordnen. Stattdessen wurden bewusst einige aus 
Sicht von Experten, Studien und Literatur wesentliche 
Entwicklungen ausgewählt, die aller Wahrscheinlichkeit 


nach das Handeln und die Wertschöpfung der Industrie- 
betriebe in Zukunft verstärkt beeinflussen werden und 
daher für die weitere Gestaltung der Industriearbeit maß- 
gebliche Rahmenbedingungen setzen. Der gewählte An- 
satz geht dementsprechend eher in die Tiefe denn in die 
Breite. Im Einzelnen konnten folgende zentrale Erkennt- 
nisse zur zukünftigen Gestaltung der Industriearbeit er- 
arbeitet werden: 

Internationalisierung 

Die in Kapitel III. 1 angestellten Analysen zur Internatio- 
nalisiemng der Produktion und ihre zukünftige Entwick- 
lung haben gezeigt, dass nicht damit zu rechnen ist, dass 
sich dieser Prozess zu Ende neigt oder sich ein stabiles 
Gleichgewicht zwischen den weltweiten Standorten 
einstellt. Es lässt sich zwar auch zeigen, dass deutsche In- 
dustriebetriebe bei der Internationalisierung ihrer Ge- 
schäftstätigkeiten bereits relativ weit fortgeschritten sind. 
Die Direktinvestitionsbestände deutscher Unternehmen 
im Ausland sind im internationalen Vergleich recht hoch 
und bei aktuellen Produktionsverlagerungen ins Ausland 
hegt Deutschland im europäischen Vergleich im Mittel- 
feld und beileibe nicht an der Spitze, wie die oftmals hit- 
zige öffentliche Diskussion zu diesem Thema vermuten 
lässt. Doch die Treiber einer fortschreitenden tnternatio- 
nalisierung sind weiterhin stark: Neue Märkte entwickeln 
sich, ehemalige Schwellenländer mit komparativ gerin- 
gen Lohnkosten bauen industrielle Strukturen auf oder 
wichtige Schlüsselkunden gehen ins Ausland, sodass im- 
mer neue Anreize in neuen Regionen entstehen, interna- 
tional zu produzieren. Andererseits erfordern neue Pro- 
dukte und Lösungen zumindest teilweise auch neue 
Produktionsprozesse und Herstellverfahren, die vorzugs- 
weise an inländischen Standorten hochgefahren werden 
und in der Folge auch hier neue Optimierungspotenziale 
ermöglichen. Insgesamt deuten also alle Befunde darauf 
hin, dass die internationale Ansiedlung von Wertschöp- 
fung auch weiterhin dynamisch den jeweiligen Erforder- 
nissen angepasst werden wird, aber nicht immer nur ins 
Ausland weisen muss, wie die Ergebnisse zu Direktinves- 
titionen ausländischer Unternehmen in Deutschland und 
Rückverlagerungen deutscher Industriebetriebe zeigen. 

Daraus erwächst eine Reihe von Konsequenzen für eine 
zukunftsorientierte Gestaltung der Industriearbeit. Abseh- 
bar ist, dass in Zukunft koordinierende Tätigkeiten sowie 
dienstleistende und beratende Tätigkeiten am deutschen 
Stammsitz für das jeweilige Auslandswerk oder den inter- 
nationalen Werksverbund noch weiter an Bedeutung ge- 
winnen werden. Selbst auf der Ebene der Produktionsmit- 
arbeiter in den Industriebetrieben scheint das zu einer 
zunehmenden Erweiterung der Tätigkeiten um qualitäts- 
sichernde und kontrollierende Aufgaben zu führen. 
Besonders betroffen sind jedoch Spezialisten und Füh- 
rungskräfte. Diese müssen versuchen, über verschiedene 
Ansätze wie temporäre Beratung vor Ort, Entsendungen, 
Patenkonzepte im deutschen Werk oder durch Koordina- 
tion über die zentralen Bereiche am Stammsitz diese zu- 
nehmenden Anforderungen in den Griff zu bekommen. 
Adäquate Lösungsansätze hierzu sind bislang vor allem 
in großen multinationalen Unternehmen vorhanden. Doch 
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auch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind zu- 
künftig verstärkt gefordert, ihre Wertschöpfungsprozesse 
zu internationalisieren und mit ihren flachen Strukturen 
und ohne entsprechende Stabsstellen die verstärkt gefor- 
derten Koordinations-, Dienstleistungs- und Beratungstä- 
tigkeiten für ihre ausländischen Werke effizient zu erbrin- 
gen, sodass an den deutschen Standorten entsprechende 
höherwertige und kundenwertschaffende Tätigkeiten ent- 
stehen bzw. gehalten werden können. Hier könnte die 
Forschungspolitik gefragt sein, die Konzeption und Er- 
probung innovativer Konzepte zur Koordination und 
Steuerung internationaler Werksverbünde und transnatio- 
naler Netzwerke von KMU anzustoßen. 

ln engem Zusammenhang mit der zunehmenden Bedeu- 
tung koordinierender und beratender Tätigkeiten zwi- 
schen den Standorten steht die ebenfalls zunehmende An- 
forderung, einen funktionierenden Wissenstransfer und 
ein „Voneinanderlemen“ zwischen den verteilten Stand- 
orten zu organisieren. Hier gibt es auch in kleinen und 
mittleren Unternehmen bereits Ansätze und Pilotbei- 
spiele, dies über einzelne sogenannte „Grenzgänger“ zwi- 
schen den Standorten oder entsprechende kleine Arbeits- 
gruppen zu bewerkstelligen. Von zukünftiger Relevanz ist 
in diesem Kontext insbesondere die Aufgabe, den Know- 
how-Erhalt im Unternehmen zu sichern und sich gegen- 
über dem vielfach drohenden Know-how-Verlust durch 
Produktpiraterie und Prozesskopien am ausländischen 
Standort zu wappnen. Hier könnte die Forschungspolitik 
gefragt sein, intelligente Konzepte insbesondere auch 
zum Schutz von Prozess- und Organisationswissen zu 
entwikkeln, die verhindern helfen, dass Herstellungspro- 
zesse im Ausland von lokalen Wettbewerbern einfach ko- 
piert werden können, ln diesem Bereich ist das Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) jüngst 
mit einer Initiative für „Innovationen gegen Produktpira- 
terie“ aktiv geworden. Hier gilt es zu beobachten, ob in 
diesem Kontext auch entsprechende innovative Organisa- 
tionskonzepte ausgelotet werden, um neben dem Produkt- 
Know-how auch das Prozess-Know-how effektiv vor Ko- 
pierversuchen zu schützen. Dies könnte eine erfolgver- 
sprechende Strategie sein, nach dem Grundsatz „Produkte 
sind einfach zu kopieren, Prozesse nicht“ innovative und 
wertschöpfende Tätigkeiten auch weiterhin wettbewerbs- 
fähig von deutschen Standorten aus erbringen zu können. 

Da internationale Qualifikationen - und hier insbesondere 
interkulturelle Kompetenzen und Kommunikationsfähig- 
keit - im Zuge der weiter zunehmenden Internationalisie- 
rung der Geschäftstätigkeiten über alle Beschäftigungs- 
gruppen hinweg an Bedeutung gewinnen werden, stellt 
sich die Frage, ob die existenten bildungspolitischen 
Konzepte hierfür bereits adäquate Lösungen anbieten. 
Hier könnte die Bildungspolitik gefragt sein, nicht nur 
Sprachkenntnisse, sondern auch weiterreichende interkul- 
turelle Fähigkeiten in die verschiedensten Ausbildungs- 
gänge zu integrieren. Diese Anforderung betrifft zukünf- 
tig zunehmend nicht nur Studenten und Abiturienten, 
sondern alle Bildungswege, die auf industrielle Fach- 
arbeit abzielen. Die bestehenden Curricula müssten vor 
diesem Hintergrund systematisch darauf hin abgeklopft 
werden, ob sie diesen Anforderungen an eine grundle- 


gende internationale Qualifikation bereits gerecht werden 
oder nicht. 

Schließlich geht mit der Intemationalisierung der Geschäfts- 
tätigkeiten und den teilweise spürbaren Anforderungen einer 
„Rund-um-die-Uhr-Wirtschaft“ eine zunehmende Flexibili- 
sierung wie auch Intensivierung der Industriearbeit ein- 
her, die insbesondere durch zunehmende Koordinations-, 
Kommunikations- und Abstimmungsbedarfe mit Standor- 
ten in anderen Ländern vorangetrieben wird. Diese Ent- 
wicklung gilt es auch zukünftig kritisch zu beobachten. 
Aktuell gibt es Indizien, dass sich nach der Euphorie um 
die E-Business-Arbeitssysteme und die in diesem Kon- 
text als positiv dargestellten Tendenzen zur Arbeitsinten- 
sivierung und -ausweitung („Softwareentwickler arbeiten 
gerne bis spät in die Nacht, obwohl sie dazu nicht vom 
Chef gezwungen werden“) wieder eine kritischere Denk- 
haltung zu dieser Art der Selbstausbeutung durchzusetzen 
beginnt. Diese Art der Arbeitsbelastung kann zu merkli- 
chen Kreativitäts- und Produktivitätsverlusten bei Fach- 
und Führungskräften führen, die auch von Arbeitgeber- 
und Unternehmensseite nicht gewünscht sein können. 
Hier ist Beobachtungsbedarf angezeigt, Indikatoren für 
weitere Veränderungen der Arbeitsintensität und -länge 
nicht aus dem Blick zu verlieren. 

Innere Tertiarisierung 

Die Analysen zur Tertiarisierung der Industriearbeit 
(Kap. III.2) haben erkennen lassen, dass in den Unterneh- 
men des Produzierenden Gewerbes, also im sekundären 
Sektor selbst, eine Tendenz zu mehr Dienstleistungsarbeit 
feststellbar ist und diese Entwicklung wohl auch in Zu- 
kunft weiter fortschreiten wird. Diese Zunahme der 
Dienstleistungstätigkeiten im sekundären Sektor wird mit 
dem Begriff der „inneren Tertiarisierung“ umschrieben. 
Dieser Befund überrascht zunächst, ist doch aus der In- 
dustrie bekannt, dass die nichtkernkompetenzrelevanten 
Dienstleistungen, wie zum Beispiel Kantinen, Fuhrparks, 
Sicherheitsdienste oder auch EDV- und Verwaltungstätig- 
keiten, zunehmend an spezialisierte Unternehmen des 
Dienstleistungssektors ausgegliedert werden (Outsour- 
cing). Demnach scheint in der produzierenden Industrie 
gleichzeitig auch Dienstleistungsarbeit aufgebaut zu wer- 
den, wobei dieser Aufbau den outsourcingbedingten Ab- 
bau sogar überkompensiert. Wie die Analysen zeigen, 
umfasst der wachsende Bereich insbesondere Dienstleis- 
tungen mit direktem Bezug zum industriellen Produkt, 
die sogenannten produktbegleitenden Dienstleistungen. 
Diese produktbegleitenden Dienstleistungen bauen Indus- 
triebetriebe derzeit systematisch aus, um sich vom Sach- 
guthersteller zum kompletten Problemloser ihrer Kunden 
entwickeln und sich mit diesen hybriden Produkt-Dienst- 
leistungs-Kombinationen besser vom Kostenwettbewerb 
differenzieren zu können. 

Die für die nächsten Jahre in Zukunftsstudien und von 
Delphi-Experten als sehr wahrscheinlich angenommene 
weitere Gewichtszunahme produktbegleitender Dienst- 
leistungen hat vielfältige Auswirkungen auf die zukünf- 
tige Industriearbeit. Angesichts der Bedeutungszunahme 
des Dienstleistungsanteils an der Wertschöpfung werden 
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produzierende Industrieunternehmen bestrebt sein, pro- 
duktbegleitende Dienst- und Serviceleistungen so profes- 
sionell und produktiv wie möglich zu erbringen. Dies 
könnte dazu führen, dass die Gründung eigenständiger 
Serviceabteilungen weiter voranschreitet und so die in 
vielen Betrieben existente Integration von produzieren- 
den und dienstleistenden Tätigkeiten bei einzelnen Mit- 
arbeitern wieder zurückgeführt wird. Zukünftig könnten 
demnach vermehrt spezialisierte Dienstleistungs- und 
Servicemitarbeiter in den Betrieben gefragt sein. Ob und 
wie stark diese vermutete Desintegration von Produk- 
tions- und Dienstleistungstätigkeiten bei der individuellen 
Fachkraft tatsächlich Platz greift und welche Implikatio- 
nen damit für das Tätigkeitsspektrum der Betroffenen 
einhergehen, sollte in den nächsten Jahren systematisch 
beobachtet werden, um rechtzeitig adäquate Aus- und 
Weiterbildungsangebote entwickeln und anbieten zu kön- 
nen. 

Die zusätzlich geforderten Qualifikationsanforderungen 
unterscheiden sich nach der Art der produktbegleitenden 
Dienstleistungen. Wissensintensive Pre-Sales-Dienst- 
leistungen, wie zum Beispiel Engineering oder Bera- 
tungsleistungen zur Produktauslegung, erfordern Inge- 
nieurqualifikationen und erhöhen damit den Bedarf an 
wissenschaftlich ausgebildetem Personal. Für After- 
Sales-Dienstleistungen, wie Wartung, Störungsdiagnose, 
Inbetriebnahme oder Reparatur, sind dagegen eher breite 
Qualifikationen gefordert, die neben einer Facharbeiter- 
qualifikation als Mechaniker auch Kenntnisse in Elektrik 
und Elektronik, Informations- und Kommunikationstech- 
nologien sowie betriebswirtschaftliche Grundkenntnisse 
erfordern. Durchleuchtet man daraufhin die Lehrpläne 
und Ausbildungsordnungen für die industriellen Berufs- 
bilder, so stellt man fest, dass Dienstleistungen in diesen 
noch eine unbedeutende Rolle spielen. Die industriellen 
Berufsbilder sind zumeist eher technikzentriert definiert, 
weshalb ein einfaches Addieren inhaltlicher Schwer- 
punkte zu produkt- bzw. kundenbezogenen Dienstleistun- 
gen in die Berufs- und Ausbildungsordnungen nicht hin- 
reichend erscheint. Experten schlagen hier beispielsweise 
vor, in drei Schritten vorzugehen: In der beruflichen Erst- 
ausbildung soll die Vermittlung von Dienstleistungskom- 
petenzen verstärkt in Zusammenhang mit technischen 
Sachverhalten erfolgen. Gegen Ende der Ausbildung soll- 
ten dann zielgruppenrelevante Zusatzqualifikationen zu 
kundenbezogenen Dienstleistungen angeboten werden. 
Schließlich sollten geeignete Weiterbildungskonzepte 
entwickelt werden, die zum Ziel haben, dass die Dienst- 
leistungskompetenzen von den Betroffenen selbst weiter- 
entwickelt werden können. Derzeit scheinen solche Wei- 
terbildungsmaßnahmen in der Praxis noch selten und eher 
improvisiert als methodisch systematisiert aufgegriffen 
zu werden. An den geschilderten Anforderungen sollten 
daher entsprechende Überlegungen der Bildungspolitik 
ansetzen wie auch entsprechende Aktivitäten, die weitere 
Verbreitung geeigneter Konzepte in der Industrie zu 
beobachten. 

Mit einer fortschreitenden inneren Tertiarisierung der In- 
dustriearbeit wird auch ein erhöhter Bedarf nach verän- 
derten Arbeitszeitmodellen einhergehen. Dies gilt insbe- 


sondere für sogenannte zeitkritische produktbegleitende 
Dienstleistungen, wie Hotline, Reparatur oder Wartung, 
die oftmals außerhalb der Normalarbeitszeit erbracht wer- 
den müssen. Hier kristallisieren sich zwei Gruppen von 
Arbeitnehmern heraus, die spezieller Arbeitszeitregelun- 
gen bedürfen. Dies sind zum einen die Mitarbeiter, die bei 
den Kunden vor Ort, und damit in extremer Abhängigkeit 
ihrer Arbeitszeitsouveränität vom Kundenproblem, 
Dienstleistungen - wie Schnell- oder Notreparaturen, 
Wartungen, Reklamationserflillungen oder Schulungen 
des Personals, erbringen, oftmals vor allem in Abendstun- 
den und an Wochenenden. Entsprechende Arbeitszeit- 
regelungen müssen somit einen hohen Flexibilitäts- und 
Selbstbestimmungsgrad aufweisen und entziehen sich 
den direkten Zeitkontrollmöglichkeiten durch den Arbeit- 
geber („Vertrauensarbeitszeit“). Damit gehen aber auch 
verstärkte Gefahren der Selbstausbeutung und der dauer- 
haften Vermischung von Arbeits- und Freizeit einher, die 
die Planbarkeit der Freizeit und damit beispielsweise die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie negativ tangieren 
können. Von der anderen Gruppe der Arbeitnehmer wird 
zunehmend eine ständige Ansprechbarkeit und Einsatzbe- 
reitschaft gefordert, zum Beispiel bei Angeboten einer 
Hotline oder eines Rund-um-die-Uhr-Services. Hier wird 
die Arbeitszeitsouveränität der Arbeitnehmer eher wieder 
zurückgefahren, und Modelle einer kapazitätsorientierten 
variablen Arbeitszeit (KAPOVAZ), bei denen in einem 
Einzelarbeitsvertrag vereinbart wird, dass sich der Arbeit- 
nehmer bei seiner Arbeitszeit nach den betrieblichen 
Erfordernissen zu richten hat, könnten wieder weiter 
voranschreiten. Beide Entwicklungen gilt es zukünftig 
systematisch zu beobachten und hinsichtlich ihrer Aus- 
wirkungen auf die Gesundheit und die nachhaltige Ar- 
beitsfähigkeit der betroffenen Arbeitnehmer im Auge zu 
behalten. 

Marktorientierung 

Die Analysen zur Markt- und Kundenorientierung der In- 
dustriearbeit (Kap. IV. 1) zeigen, dass marktorientierte 
Formen der Dezentralisierung auf Untemehmensebene, 
wie zum Beispiel die Aufgliederung von Zentralabteilun- 
gen oder die Aufgliederung der Produktion in kunden- 
oder produktbezogene Fertigungssegmente, zwar bereits 
von etwa der Hälfte der Industriebetriebe genutzt werden, 
im europäischen Vergleich hier aber immer noch Poten- 
zial zu einer breiteren und intensiveren Nutzung besteht. 
Insgesamt ist ein Muster erkennbar, wonach deutsche Be- 
triebe bei der Nutzung avancierter Produktions- und In- 
formationstechniken, wie zum Beispiel Industrieroboter, 
Teleservice oder Produktionsplanung- und Steuerungs- 
systeme, im europäischen Vergleich mit führend sind, bei 
der Nutzung innovativer organisatorischer Gestaltungs- 
konzepte aber eher auf den hinteren Plätzen zu finden 
sind. 

Es zeigt sich zudem, dass die auf der Unternehmensebene 
angesiedelten Dezentralisierungskonzepte nicht immer 
konsequent mit entsprechenden dezentralen Ansätzen der 
Arbeitsorganisation, wie integrierte Tätigkeitszuschnitte 
in Einzel- oder Gruppenarbeit, untersetzt werden. Vor 
diesem Hintergrund ist es verständlich, dass sich kein 
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belastbarer Zusammenhang zwischen der Nutzung markt- 
orientierter Dezentralisierungskonzepte auf der Unter- 
nehmensebene und einer zunehmenden Tätigkeitsanrei- 
cherung von Produktionsmitarbeitern nachweisen lässt. 
Tätigkeitsanreicherung von Industriearbeit und markt- 
orientierte Unternehmensorganisation scheinen bislang 
noch getrennt zu verlaufen. 

Zukunftsstudien des Fraunhofer ISI deuten aber darauf 
hin, dass eine zunehmend wissensbasierte Produktion und 
institutionalisierte Möglichkeiten für die Beschäftigten, 
während der Arbeitszeit neue Kompetenzen erwerben 
und einiiben zu können, als eine der wichtigsten Bedin- 
gungen für eine zukünftig wettbewerbsfähige Produktion 
eingeschätzt werden. Es wird erwartet, dass diese Form 
des Kompetenzerwerbs mit vom Arbeitgeber zur Verfü- 
gung gestellten Ressourcen bereits um das Jahr 2013 weit 
verbreitet sein wird. Die Zukunftsstudien signalisieren 
auch, dass die Flexibilisierung des Arbeitseinsatzes zu- 
künftig noch stärker von den Bedürfnissen der Unterneh- 
men und deren Marktumfeld determiniert werden wird. 
So wird auch eine „interne Form des Arbeitskraft- 
Unternehmers“, der in verschiedenen Bereichen und 
Netzwerken innerhalb einer Organisation flexibel seine 
Fähigkeiten einsetzt, als durchaus bedeutend für die Wett- 
bewerbsfähigkeit der produzierenden Industrie einge- 
schätzt und von der überwiegenden Mehrheit der im Rah- 
men einer Delphi-Studie befragten Experten bis zum Jahr 
2014 erwartet. Andererseits wird es nur als bedingt realis- 
tisch eingeschätzt, dass die Unternehmen maßgeschnei- 
derte Arbeitsbedingungen bieten, die eine ausgewogene 
Aufrechterhaltung oder Herstellung einer „Work-Life- 
Balance“ ermöglichen. Hier ist Raum und Bedarf für Ar- 
beits- und Wirtschaftspolitik, zusammen mit den Interes- 
sensvertretungen und Tarifparteien neue Ansätze für ei- 
nen nachhaltigen Arbeitseinsatz zu entwerfen, die sowohl 
den Flexibilitätsanforderungen der Betriebe wie auch den 
notwendigen Flexibilitätsspielräumen für den privaten 
Bereich ausgewogen Rechnung tragen. 

Gruppenarbeit 

Wie die Analysen zu neuen Formen der Arbeitsorganisa- 
tion am Beispiel der Gruppenarbeit (Kap. IV.2) gezeigt 
haben, haben bislang etwa zwei Drittel der Betriebe des 
deutschen Verarbeitenden Gewerbes Gruppenarbeit „dem 
Label nach“ eingeführt. Im europäischen Vergleich liegt 
die deutsche Industrie damit auf den hinteren Plätzen. 
Noch ernüchternder wird das Bild, wenn man vertiefend 
untersucht, wie viele Betriebe Gruppenarbeit nicht nur in 
irgendeiner Form, sondern als selbststeuernde Gruppen- 
arbeit mit homogenem Qualifikationsprofil eingeführt ha- 
ben. Solche avancierten Formen der Gruppenarbeit wer- 
den derzeit nur von etwa einem Fünftel der deutschen 
Industriebetriebe genutzt, wobei lediglich 3 Prozent diese 
Form der Gruppenarbeit flächendeckend in ihren Betrie- 
ben implementiert haben. 

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass die 
Nutzung der Gruppenarbeit nur eine sehr begrenzte 
Reichweite für die Anreicherung der Tätigkeitsinhalte der 
Produktionsmitarbeiter zu haben scheint. Lediglich für 
die Übertragung von Qualitätssicherungsaufgaben auf die 


einzelnen Produktionsmitarbeiter scheint die Gruppen- 
arbeit einen begrenzten Impuls zu geben, während an- 
sonsten die Arbeitsteilung auch in Gruppenarbeitsumge- 
bungen zumeist weiter Bestand hat. Werden erweiterte 
Verantwortlichkeiten in die Gruppen hineingegeben, so 
scheinen in diesen noch immer einzelne Spezialisten für 
diese Tätigkeiten zuständig zu sein und die Trennung 
zwischen planenden und ausführenden Funktionen auf 
der Ebene der einzelnen Personen weiter aufgehoben zu 
bleiben. Der Beitrag der Gruppenarbeit zur Anreicherung 
der Tätigkeitsinhalte beim einzelnen Arbeitnehmer ist da- 
her sehr begrenzt. 

Auch der Einfluss der Einführung und Nutzung von 
Gruppenarbeit auf das Qualifikationsprofil der Beschäf- 
tigten ist begrenzt. Die Hoffnungen, dass mit der Einfüh- 
rung einer gruppenbasierten Arbeitsorganisation eine 
merkliche Requalifizierung der Beschäftigten in den Pro- 
duktionsbereichen der Industriebetriebe einhergeht, kann 
damit kaum erfüllt werden. Dies liegt zum Teil vielleicht 
auch daran, dass die in den Industriebetrieben bislang 
existenten Qualifikationsprofile eher einen Qualifika- 
tionsüberhang darstellten, der sich mit den neuen Arbeits- 
strukturen nun gegebenenfalls besser ausschöpfen lässt. 

Der Blick in die Zukunft anhand von Delphi-Auswertun- 
gen zeigt, dass selbstverantwortliche Gruppen von der 
überwiegenden Mehrheit der befragten Produktions- 
experten als wichtig oder sehr wichtig für die zukünftige 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie einge- 
schätzt werden. Es wird daher davon ausgegangen, dass 
selbstverantwortliche Gruppen bis zum Jahr 2012 auf 
Werkstattebene weitverbreitetet sein werden. Für die An- 
reicherung von Tätigkeitsinhalten und die Qualifizierung 
der Belegschaften zeichnen sich dennoch keine radikalen 
Trendbrüche ab, die durch die bewährten Neuordnungen 
der Ausbildungsgänge nicht aufgefangen und umgesetzt 
werden könnten. Neue Dynamik könnte die Praxis der in- 
haltlichen und fachlichen Ausgestaltung der Gruppen- 
arbeit dann erhalten, wenn diese im Zuge der Einführung 
sogenannter „ganzheitlicher Produktionssysteme“ als 
wichtiges Einzelelement erkannt und weiter vorangetrie- 
ben wird. Sollten Standardisierungs- und Konsistenzbe- 
mühungen zu anderen organisatorischen Elementen ganz- 
heitlicher Produktionssysteme Anforderungen ergeben, 
auch avanciertere Gruppenarbeitsformen mit erweiterten 
Tätigkeits- und Qualifikationsprofilen für alle in der 
Gruppe Beteiligten weiter voranzutreiben, dann könnte 
hier eine Entwicklung mit neuer Qualität Platz greifen. 
Vor dem Hintergrund der daraus resultierenden Anforde- 
rungen an die Kompetenzen und Qualifikationen der In- 
dustriearbeit sollte die Bildungs-, Wirtschafts- und For- 
schungspolitik genau beobachten, in welche Richtung 
sich die Konzepte ganzheitlicher Produktionssysteme 
nicht nur in großen Unternehmen, sondern auch für die 
Vielzahl der kleinen lind mittleren Unternehmen in Zu- 
kunft weiterentwickeln. 

Biotechnologie 

Biotechnologie (Kap. V.l) gilt in allen industrialisierten 
Ländern als eine wichtige Zukunftstechnologie und wird 
häufig auch als eine der „Schlüsseltechnologien des 
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21. Jahrhunderts“ bezeichnet. Wegen des wachsenden 
Reifegrades und des erwarteten Effekts auf die künftige 
Wettbewerbsfähigkeit der von Biotechnologie beeinfluss- 
ten Wirtschaftssektoren ist Biotechnologie ein zentrales 
Feld der Innovationspolitik. Als Querschnittstechnologie 
wird ihr ein großes Potenzial in einer Vielzahl von indus- 
triellen Anwendungen, Branchen und Tätigkeiten zuge- 
messen. Dabei stellt die Biotechnologie unter den drei in 
diesem Bericht betrachteten Technologien diejenige dar, 
die hinsichtlich der Kommerzialisierung am Weitesten 
fortgeschritten ist. An ihr werden die Implikationen für 
die Industriearbeit daher auch am ehesten deutlich. 

Bemerkenswert ist jedoch, dass zwischen dem der Bio- 
technologie zugemessenen Potenzial für industrielle An- 
wendungen einerseits und der bestehenden Wissensbasis 
über ihre Wirkungen auf Industriearbeit andererseits eine 
- unerwartet große - Lücke klafft: Für diesen Bericht 
wurde nur wenig empirisches Material gefunden, das fun- 
dierte Einschätzungen über mögliche Wirkungen auf In- 
dustriearbeit ermöglicht. Arbeitswissenschaft und -Sozio- 
logie haben sich offenbar der Biotechnologie - wie auch 
der Nanotechnologie (Kap. V.2) - bislang nur punktuell 
zugewandt. Als mögliche Ursachen kommen das ver- 
gleichsweise frühe Entwicklungsstadium der Biotechno- 
logie in Betracht sowie methodische Gründe, die die 
Befassung mit dieser Thematik erschweren, da in der 
Biotechnologie tätige Unternehmen (noch) keine „Bran- 
che“ bilden, die eindeutig definiert und abgrenzbar und in 
den etablierten Statistiken abgebildet ist. 

Die Analysen zeigten auch, dass die häufig beschworenen 
„revolutionären“ Veränderungen durch die Biotechnolo- 
gie nicht in dem Maße feststellbar sind, wenn man ein 
Zeitfenster von mehreren Jahren in den Blick nimmt. 
Vielmehr überwiegen inkrementelle Änderungen. Tief- 
greifendere Veränderungen im Sinne eines „Umbruchs“ 
vollziehen sich eher in einem Wandlungsprozess über 
Jahrzehnte. Sie sind damit erst in einer weitreichenden 
Rückschau feststellbar bzw. erfordern eine Vorschau über 
mehrere Jahrzehnte, die dann aber naturgemäß mit erheb- 
licher Unsicherheit behaftet ist. Dennoch sind mit der 
„biobased economy“ oder der Verlagerung der Wert- 
schöpfung auf frühere Stufen der Wertkette, zum Beispiel 
in der Pflanzenzüchtung, Bereiche erkennbar, die ein 
Potenzial zur Substitution etablierter Industrien und zu ei- 
nem damit verbundenen Strukturwandel aufweisen. Hier 
besteht grundsätzlicher Bedarf, prospektive Abschätzun- 
gen von Größenordnungen, Richtungen, Zeithorizonten 
oder besonders betroffenen Regionen als Basis für die 
Identifizierung von Handlungsbedarf und Handlungs- 
optionen durchzuführen. 

Aus Sicht der industriellen Anwendung der Biotechnolo- 
gie besteht darüber hinaus Bedarf, die - überwiegend auf 
eine Tätigkeit von akademisch ausgebildeten Personen in 
Forschung und Entwicklung und von fachschulisch aus- 
gebildeten Kräften in traditionellen Tätigkeitsfeldern aus- 
gerichteten - fachlichen Qualifikationen besser auf den 
Bedarf in den Unternehmen abzustimmen: Hier werden in 
stärkerem Maße branchen-, produktions-, markt- und an- 
wendungsorientierte Fachkenntnisse und berufsprakti- 


sche Erfahrungen gepaart mit Fremdsprachenkenntnissen 
und „Soft Skills“ in der interdisziplinären und internatio- 
nalen Teamarbeit benötigt, als dies derzeit im Fachkräfte- 
pool vorhanden ist. Es besteht daher die Herausforderung, 
ein flächendeckendes Aus- und Weiterbildungsangebot 
zu entwickeln, das alle formalen Qualifikationsstufen ab- 
deckt. 

Inwieweit durch die Biotechnologie und insbesondere 
durch die Gentechnik neue gesundheitliche Gefährdun- 
gen am Arbeitsplatz entstehen könnten und wie sie wirk- 
sam zu begrenzen seien, wurde bereits Mitte der 1970er 
Jahre thematisiert und diskutiert. In den folgenden Jahr- 
zehnten wurden entsprechende Sicherheitsmaßnahmen 
entwickelt, gesetzlich verbindlich vorgeschrieben und in 
der Praxis implementiert, sodass in der Biotechnologie 
ein Stand erreicht ist, der in der Nanotechnologie aktuell 
angestrebt wird. Allerdings zeichnen sich nunmehr in der 
Biotechnologie mit der Synthetischen Biologie, gegebe- 
nenfalls auch mit der Nanobiotechnologie, neue Felder 
ab, die ein erhöhtes Gefährdungspotenzial für die 
menschliche Gesundheit bergen könnten. Der Wissens- 
stand ist aber noch nicht ausreichend, um mögliche 
Gefährdungen abschätzen zu können. Hier besteht also 
aktueller Forschungsbedarf, um die Wissensbasis für eine 
Risikobewertung zu legen, auf deren Grundlage dann 
Präventions- und Schutzmaßnahmen entwickelt werden 
könnten. 

Von ganz anderer Qualität der Wirkungen auf die Gesund- 
heit von Erwerbstätigen sind mögliche Anwendungen der 
Biotechnologie bei der Ermittlung von Krankheitsdisposi- 
tionen mittels Gentests sowie bei der Erweiterung der 
Möglichkeiten der „Verbesserung“ menschlicher Fähig- 
keiten (Enhancement). Während die Gentestproblematik 
bereits intensiv untersucht und debattiert wurde, besteht 
doch Konsens, dass hier Regelungsbedarf zu den Rah- 
menbedingungen besteht, unter denen Gentests im Zu- 
sammenhang mit Erwerbstätigkeiten zulässig sein sollen. 
Die Möglichkeiten des Enhancements durch Biotechnolo- 
gie in der Arbeitswelt sind, da sie sich überwiegend noch 
im Forschungs- und Entwicklungsstadium befinden, bis- 
lang noch nicht diskutiert worden. Hier könnte ein Moni- 
toring der Entwicklung angezeigt sein. 

Schließlich sei noch auf den Aspekt der Entsinnlichung 
bzw. Entfremdung und daraus resultierende mögliche 
Folgen hingewiesen, der mit Tätigkeiten in der Biotech- 
nologie verbunden sein kann: Die Biotechnologie nutzt 
die Fähigkeiten von Lebewesen bzw. ihre Bestandteile für 
technische Zwecke aus. Dabei werden die Lebewesen 
bzw. ihre Bestandteile zu Objekten, die von den dort Täti- 
gen gegebenenfalls nicht mehr als Lebewesen wahrge- 
nommen werden, sondern primär als Hilfsmittel und Ma- 
terial zur Erfüllung technischer Zwecke. Dies kann 
dadurch verstärkt werden, wenn diese Objekte mit den 
menschlichen Sinnen nicht mehr wahrgenommen, son- 
dern nur noch mittelbar durch Messwerte oder technische 
Geräte erfasst werden können. Dabei können Eingriffe in 
diese Lebewesen oder ihre Verwendungszwecke, die aus 
Sicht von in der Biotechnologie Tätigen rational und 
„normal“ erscheinen, für Außenstehende als nur schwer 
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akzeptabel, als zu weitgehend oder unmoralisch einge- 
stuft werden. Exemplarisch sei die gentechnische Verän- 
derung von Tieren oder die Nutzung menschlicher Em- 
bryonen für die Gewinnung embryonaler Stammzellen 
genannt. Um tiefgreifenden Kontroversen vorzubeugen, 
besteht hier die Notwendigkeit, die ethischen, gesell- 
schaftlichen und rechtlichen Aspekte umfassend zu erfor- 
schen und auf dieser Basis gesellschaftliche Debatten 
über die Wünschbarkeit und Zielsetzungen biotechni- 
scher Eingriffe in die Integrität von Lebewesen zu führen. 
Darüber hinaus wäre die Integration dieser Themen in die 
akademische Ausbildung anzudenken. 

Nanotechnologie 

Die Nanotechnologie (Kap. V.2) befindet sich noch in der 
Übergangsphase von der Grundlagenforschung zur 
Anwendung. Es gibt auch keine „Nanoindustrie“ im ei- 
gentlichen Sinne, sondern zwei Typen von Unternehmen, 
nämlich junge Technologieunternehmen, die sich aus- 
schließlich mit Nanotechnologie befassen, und größere 
Unternehmen, die die Nanotechnologie in den letzten 
Jahren in ihr Technologieportfolio aufgenommen haben. 

Entsprechend wenig Aufmerksamkeit hat die Nanotech- 
nologie bisher in der genuinen Arbeitsforschung erhalten. 
Angesichts der Schliisselfunktion der Nanotechnologie 
erscheint es angeraten, künftig verstärkt der Frage nach 
den Auswirkungen der Nanotechnologie auf die mensch- 
liche Arbeit nachzugehen. Aus heutiger Sicht sind vor 
allem Herausforderungen für die Bildungs- und For- 
schungspolitik sowie für den Arbeitsschutz erkennbar. 

Beim Vergleich mit den Auswirkungen der Biotechnolo- 
gie auf die Industriearbeit (Kap. V.l) sind zum Teil große 
Ähnlichkeiten zwischen den beiden Technologien zu 
konstatieren. Damit könnten die Erfahrungen in der Bio- 
technologie - bei aller Vorsicht, die man bei Analogie- 
schlüssen walten lassen muss - zumindest teilweise als 
Orientierung für künftiges Handeln in der Nanotechnolo- 
gie dienen: In der Biotechnologie Bewährtes könnte in 
angepasster Weise übernommen werden; Schwächen und 
Defiziten, die in der Biotechnologie erkannt wurden, 
könnte in der Nanotechnologie frühzeitig Aufmerksam- 
keit geschenkt werden, um die Möglichkeit eines recht- 
zeitigen, vorbeugenden oder adäquateren Handelns zu 
nutzen. 

Grundlagenforschung, angewandte Forschung und Ent- 
wicklung im Bereich der Nanotechnologie werden zuneh- 
mend interdisziplinär sein müssen, mit entsprechenden 
Folgen für Ausbildung und Nachwuchsförderung. Als 
Voraussetzung für einen Innovations- und Produktivitäts- 
schub durch Nanotechnologie müssten neue Organisa- 
tionsstrukturen und Ausbildungsgänge entstehen, die we- 
niger starr an den disziplinären Grenzen orientiert sind, 
sondern den multi- oder interdisziplinären Charakter der 
Nanotechnologie berücksichtigen. So wie bei anderen dy- 
namischen und wissensintensiven Technologien ist es 
notwendig, bereits in der Ausbildung einen anwendungs- 
orientierten Schwerpunkt zu setzen, der sich nicht nur an 
den Bedürfnissen der Großunternehmen, sondern auch an 
denen der KMU in Deutschland orientiert. 


Aus der Perspektive der industriellen Anwendung der Na- 
notechnologie zeichnet sich ab, dass die meisten Unter- 
nehmen nicht primär ausgewiesene „Nanowissenschaftler 
oder -ingenieure“ benötigen, sondern verstärkt breiter 
qualifizierte Naturwissenschaftler, Diplomingenieure und 
Informatiker mit Ankopplungskompetenz und gewissem 
Grundlagenwissen in der Nanotechnologie. Dabei 
herrscht mittlerweile Einigkeit, dass zunächst ein Grund- 
studium in einer der klassischen Disziplinen (wie z. B. 
Physik, Chemie oder Ingenieurwissenschaften) abzu- 
schließen ist, bevor sich Studierende auf den Schwer- 
punkt Nanotechnologie konzentrieren. Das hierzu heute 
bereits existierende Angebot der Universitäten und Fach- 
hochschulen ist zwar sehr breit, es fehlt allerdings die 
Vergleichbarkeit der vermittelten Inhalte bzw. der Ab- 
schlüsse, insbesondere auf europäischer Ebene. Hier gibt 
es noch erheblichen Gestaltungsspielraum und Koordi- 
nierungsbedarf. 

Übereinstimmung besteht bei den Experten darin, dass im 
Rahmen der Ausbildung frühzeitig mit Wirtschaftsunter- 
nehmen zusammengearbeitet werden müsse. Für die 
heute ausgebildeten Akademiker ist noch die wissen- 
schaftliche Laufbahn (in Universitäten und Forschungs- 
einrichtungen oder in den Labors der Großunternehmen) 
der Standardkarrierepfad. Vor allem in reinen Anwen- 
dungsbranchen gibt es jedoch Anzeichen, dass die akade- 
mische Ausbildung im Bereich der Nanotechnologie an 
den konkreten Bedürfnissen, insbesondere von kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) vorbeigeht. Hier gilt 
es sicherzustellen, dass ein effizienter und frühzeitiger 
Transfer von wissenschaftlichen Ergebnissen mit Pro- 
dukt- bzw. Marktrelevanz sowie insbesondere auch der 
Austausch von Personal zwischen Wissenschaft und In- 
dustrie sichergestellt werden. Die im 6. EU-Forschungs- 
rahmenprogramm und vom BMBF bereits initiierten Ko- 
operationsprojekte wie auch die zukünftig angedachten 
Vorhaben (7. RP sowie Hightech-Strategie der Bundes- 
regierung) zeigen, dass diese Problematik erkannt und 
entsprechend angegangen wird. Eine Bewertung dieser 
Aktivitäten zu gegebener Zeit muss dann zeigen, ob die 
Ziele des marktfähigen Erkenntnisgewinns sowie des in- 
terinstitutionellen Personaltransfers „über Köpfe“ mit den 
bisherigen Instrumenten erreicht worden sind bzw. ob ge- 
gebenenfalls eine feine Rejustierung oder grundlegendere 
Neuausrichtungen notwendig sind. 

Besonders deutlicher und rasch anzugehender Nachhol- 
bedarfbesteht derzeit noch bei den mittleren Qualifikatio- 
nen, also insbesondere den Facharbeitern und Technikern 
in den Industriebetrieben. Hier erscheint es nicht ausrei- 
chend, den Bedarf an Wissen und Fertigkeiten im Bereich 
der Nanotechnologie allein durch - ebenfalls noch neu zu 
schaffende - betriebliche Ausbildungsgänge zu decken. 
Vielmehr sollte angeregt werden, dass Verbände und 
Kammern Möglichkeiten zur beruflichen Weiterbildung 
von Facharbeitern im Bereich der Nanotechnologie eröff- 
nen. 

Im Hinblick auf den Arbeitsschutz wird in nahezu allen 
Studien betont, dass es besonders wichtig sei, die Schäd- 
lichkeit von Nanomaterialien sowie die mögliche Exposi- 
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tion von Personen am Arbeitsplatz zu untersuchen und 
geeignete Maßnahmen in die Wege zu leiten. Dabei be- 
steht europaweit noch ein erheblicher Mangel an Wissen 
über entscheidende Faktoren, der durch die Untersuchung 
folgender Fragestellungen behoben werden sollte: 

- Wie toxisch sind Nanopartikel unterschiedlicher - auch 
gutbekannter - Stoffe? Gibt es Interaktionen von Na- 
nopartikeln mit Zellstrukturen? 

- Welche Nanopartikel in welcher Größe können die 
Gesundheit schädigen und wie sehen Dosis- Wirkungs- 
Beziehungen aus? 

- Welche Partikel verhalten sich ähnlich, und ist es 
möglich, eine Einteilung der Nanopartikel in Risiko- 
klassen vorzunehmen? 

- Welches sind die tatsächlich von einer Exposition mit 
Nanomaterialien betroffenen Arbeitsplätze und Ar- 
beitskräfte, und wie sind Art, Flöhe und Dauer der dort 
stattfindenden Exposition ausgeprägt? 

- Wie lassen sich umfassende, international standardi- 
sierte Meßmethoden, insbesondere für die reaktive 
Oberfläche von Partikeln in der Luft und am Arbeits- 
platz, entwickeln? 

Diesen Fragestellungen haben sich die zuständigen deut- 
schen Behörden (Umweltbundesamt, Bundesinstitut für 
Risikobewertung, Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin) seit Kurzem angenommen. Ihre Arbeiten 
sollten untereinander und mit den entsprechenden Institu- 
tionen innerhalb der EU abgestimmt und koordiniert wer- 
den. Die Ergebnisse mit Relevanz für die Industriearbeit 
müssten dann umgehend hinsichtlich ihrer Implikationen 
für die Anpassung von Arbeitsschutzbestimmungen ein- 
geordnet werden und gegebenenfalls entsprechende 
Maßnahmen zur Verbesserung des betrieblichen Arbeits- 
schutzes in den zuständigen Gremien diskutiert und ver- 
abschiedet werden. 

Ambient Intelligence (Ami) 

Die Vision der „Ambient Intelligence“ (Ami) im Wert- 
schöpfiingsprozess (Kap. V.3) ist im Vergleich zu den 
technischen Schliisselfeldem Bio- und Nanotechnologie 
noch am weitesten von konkreten Anwendungen in der 
deutschen Industrie entfernt. Ein Großteil der Aml-Tech- 
nologien, die in den gängigen Zukunftsszenarien darge- 
stellt werden, befindet sich gegenwärtig noch in der 
Phase der Grundlagenforschung. Entsprechend vage müs- 
sen Aussagen über künftige Auswirkungen dieser Tech- 
nologielinie bleiben. Trotz dieser grundsätzlichen 
Einschränkung zeichnen sich mit Blick auf Ami-Anwen- 
dungen in der industriellen Fertigung bereits aus heutiger 
Warte einige Entwicklungslinien mit Relevanz für die 
Ausgestaltung der Industriearbeit ab: 

Ami- Anwendungen fügen sich in der industriellen Ferti- 
gung in die seit Jahren bzw. Jahrzehnten auf Unterneh- 
mensebene zu beobachtenden Trends der Rationalisie- 
rung und Flexibilisierung ein, beschleunigen diese und 
verstärken zum Teil deren Auswirkungen auf innerbe- 
triebliche Prozesse. Bereits heute ist deutlich zu erken- 


nen, dass die Einführung von RFID-Systemen, die als 
Wegbereiter von Ami gelten, vor allem mit dem Ziel ver- 
bunden ist, sowohl die Kosteneffizienz als auch die Varia- 
bilität von Produktionsprozessen zu steigern. Insofern 
wird mit Ami keine radikale Umstellung industrieller 
Fertigung verbunden sein, vielmehr ist dieser jüngste in- 
formationstechnische Innovationsschub in langanhal- 
tende Trends eingebettet. 

Die zu erwartenden Auswirkungen von Ami-Anwendun- 
gen auf Tätigkeitsprofile und Qualifikationsanforderun- 
gen werden wahrscheinlich von gegenläufigen Entwick- 
lungen geprägt sein. Einerseits ist zu vermuten, dass 
bestimmte Tätigkeiten in der industriellen Fertigung eine 
qualitative Anreicherung und Erweiterung erfahren wer- 
den, die mit der verbesserten (informationstechnischen) 
Integration unterschiedlicher Wertschöpfungsstufen in 
Verbindung stehen. Aufgrund der wachsenden Komplexi- 
tät von Fertigungsprozessen, die sich aus den Anforde- 
rungen an eine flexible und „individualisierte“ Produk- 
tion ergibt, werden die betroffenen Mitarbeiter gefordert 
sein, vermehrt eigenverantwortlich zu planen und Ent- 
scheidungen zu treffen. Neben einem verstärkten Bedarf 
an Überblickswissen über das Zusammenwirken des ge- 
samten Produktionsprozesses werden somit auch soziale 
Kompetenzen einen erhöhten Stellenwert einnehmen, da 
im Zuge der fortschreitenden Verzahnung einstmals ge- 
trennter Funktionsbereiche Interaktionen mit unterschied- 
lichen Personengruppen an Bedeutung gewinnen werden. 
Andererseits zeichnet sich ab, dass Ami-Anwendungen 
erweiterte Möglichkeiten zur Automatisierung von einfa- 
chen Kontroll-, Überwachungs- und anderen manuellen 
Tätigkeiten bieten. Obwohl derzeit keine belastbaren Pro- 
gnosen über quantitative Beschäftigungseffekte möglich 
sind, ist dennoch davon auszugehen, dass im Zuge der 
Einführung von Ami-Technologie in der industriellen 
Produktion insbesondere einfache Tätigkeiten mit niedri- 
gen Qualifikationsanforderungen substituiert werden. 

Für die Mehrzahl der verbleibenden Beschäftigten in der 
industriellen Fertigung ist zu vermuten, dass sich die 
Trends zur Arbeitsverdichtung, zur Vergrößerung der Ar- 
beitszeitkorridore und des Verlustes an Zeitsouveränität 
im Zuge der Einführung von Ami weiter fortsetzen. 

Angesichts der geringen Anwendungsreife von Ami 
käme die Formulierung von detaillierten Handlungsemp- 
fehlungen, etwa mit Blick auf bildungspolitische Maß- 
nahmen, zu diesem Zeitpunkt verfrüht. Allerdings ist vor 
dem Hintergrund der in vielerlei Hinsicht erst schemen- 
haft erkennbaren Entwicklung von Ami die intensive Be- 
obachtung dieses Technologiefeldes angezeigt. So hat 
sich die Arbeitswissenschaft bislang noch nicht mit den 
Auswirkungen von Ami auf die Industriearbeit befasst. In 
diesem Zusammenhang gilt es ferner, die sich aufgrund 
der intensivierten ökonomischer Dynamik konturierenden 
Tendenzen zu problematischen Auswirkungen auf Arbeit 
und Gesellschaft im Blick zu behalten. Die Debatten über 
Rationalisierung, Automatisierung und die Zukunft der 
Arbeit, die von der Einführung der Mikroelektronik und 
Informationsverarbeitung, zum Beispiel unter dem 
Schlagwort des Computer Integrated Manufacturing 
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(CIM), in der Industrie vor Jahren angestoßen worden 
waren, gilt es somit auch und gerade für das Ami-Zeit- 
alter fortzusetzen und mit neuen Schwerpunkten wieder 
aufzugreifen. 

Übergreifende Implikationen für die Industriearbeit 

Bei der Analyse der Implikationen für die Industriearbeit 
quer zu den untersuchten Veränderungstreibern springt 
insbesondere ins Auge, dass alle Entwicklungen hinsicht- 
lich des zukünftig absehbaren formalen Qualifikationsbe- 
darfs deutscher Industrieunternehmen auf ein durchaus 
besorgniserregendes „doppeltes Dilemma“ hinweisen. 
Auf der einen Seite werden einfache und wenig know- 
how-intensive Tätigkeiten, die von geringqualifizierten 
Beschäftigten ausgeführt werden können, zukünftig noch 
deutlich weniger als bereits bislang von der produzieren- 
den Industrie nachgefragt werden. Auf der anderen Seite 
ist absehbar, dass der steigende Bedarf an Hochschul- und 
Fachhochschulabsolventen zunehmend schwieriger ge- 
deckt werden kann. Ersteres ist auf die folgenden Ent- 
wicklungen zurückzuführen: 

- Infolge der zunehmenden Internationalisierung der 
Wertschöpfung der Industrieunternehmen werden ein- 
fache Tätigkeiten für Geringqualifizierte zukünftig 
noch stärker als bislang entweder vergleichsweise 
hochautomatisiert und damit weniger personalintensiv 
weiterhin in Deutschland durchgeführt oder - insbe- 
sondere wenn es sich um reife Produkte oder Prozesse 
handelt - in Länder mit geringeren Lohnkostentangen- 
ten verlagert. 

- Im Zusammenhang mit der inneren Tertiarisierung 
deuten alle Befunde darauf hin, dass produktbeglei- 
tende Dienstleistungen der Industrie, im Gegensatz zu 
vielen anderen Dienstleistungen, auf höher qualifizier- 
tes Personal angewiesen sind. Mit steigender Orientie- 
rung der Unternehmen hin zu produktbegleitenden 
Dienstleistungen steigt die Quote der Mitarbeiter mit 
Hochschul-, Fachhochschul- und Technikerabschluss, 
während an- und ungelernte Mitarbeiter weniger benö- 
tigt werden. 

- Die marktorientierte Organisationsgestaltung der Un- 
ternehmen geht zwar bislang (noch) nicht mit einer 
Reduktion des Anteils An- und Ungelernter in diesen 
Betrieben einher. Spezifische Auswertungen der 
Delphi-Befragung „Manufacturing Visions“ zeigen je- 
doch, dass eine breite Nutzung wissensintensiver Pro- 
duktionssysteme mit einem Anteil von weniger als 
10 Prozent unausgebildeter bzw. geringqualifizierter 
Arbeiter an den Beschäftigten zukünftig als durchaus 
realistisch eingeschätzt wird. 

- Der Einfluss der Gruppenarbeit auf das Qualifika- 
tionsprofil der Beschäftigten ist messbar, aber be- 
grenzt. Dennoch hat die Nutzung von Gruppenarbeit 
eine signifikant negative Wirkung auf den Anteil An- 
und Ungelernter an den Beschäftigten, in seiner 
Reichweite ist dieser Effekt jedoch eher schwach. 

- Biotechnologie und Nanotechnologie in der Industrie- 
arbeit erfordern wegen der Wissensintensität und der 


großen Bedeutung von Forschung und Entwicklung 
hochqualifiziertes Personal, insbesondere entspre- 
chend ausgebildetes akademisches Personal sowie 
technische Assistenz mit fachschulischer oder dualer 
Ausbildung. Daher ist nicht davon auszugehen, dass in 
nennenswertem Umfang positive Beschäftigungs- 
effekte für Gering- oder Nichtqualifizierte entstehen 
werden. 

- Infolge der Einführung von industriellen Ambient- 
Intelligence-Anwendungen zeichnet sich ab, dass er- 
weiterte technische Möglichkeiten zur Automatisie- 
rung von einfachen Kontroll-, Überwachungs- und an- 
deren manuellen Tätigkeiten entstehen, wodurch 
insbesondere einfache Tätigkeiten mit niedrigen Qua- 
lifikationsanforderungen substituiert werden könnten. 

In der Summe lassen die beschriebenen Entwicklungen 
befürchten, dass die deutsche Industrie zunehmend als 
bislang wichtiger Anbieter auch einfacher Arbeiten weg- 
bricht und damit deutlich weniger Entlastung für den Ar- 
beitsmarkt der Geringqualifizierten als bislang beisteuern 
kann. Dies wird aller Voraussicht nach die bereits existen- 
ten Probleme der An- oder Ungelernten auf dem Arbeits- 
markt weiter verschärfen. Hier stellt sich zum einen die 
Frage, wie in Zusammenarbeit mit Interessensvertretun- 
gen und Tarifparteien entsprechende Ansätze zur bedarfs- 
orientierten Weiterqualifikation der Geringqualifizierten, 
die an den konkreten Bedarfen der Industrie ansetzt, vo- 
rangetrieben werden können. Zum anderen ist in diesem 
Kontext auch systematisch zu analysieren und zu 
beobachten, ob zukünftig neben der produzierenden In- 
dustrie andere Sektoren, wie zum Beispiel einzelne 
Dienstleistungs- oder Handwerksbereiche, eine höhere 
Absorptionskapazität auch für Geringqualifizierte entwi- 
ckeln können und unter welchen Bedingungen und mit 
welchen Konzepten dies stimuliert werden könnte. 

Das zweite Dilemma zeigt sich, wie schon angedeutet, bei 
der Gesamtsicht auf die zukünftigen Bedarfe an Hoch- 
qualifizierten. Hier ist bereits heute absehbar, dass der 
steigende Bedarf an Hochschul- und Fachhochschul- 
absolventen zunehmend schwieriger gedeckt werden 
kann, da sich der Absolventen- und Fachkräftemangel, 
insbesondere bei Ingenieur- sowie Natur- und Wirt- 
schaftswissenschaften durch den demografischen Wan- 
del noch weiter verschärfen dürfte. Diese Engpasstendenz 
wird noch durch folgende Entwicklungen verschärft: 

- Zukünftig wird der Wettbewerb um hervorragende 
Köpfe, insbesondere um hochqualifizierte Spezialisten 
und Führungskräften mit ingenieur- und betriebswirt- 
schaftlichem Profil, noch stärker als bereits heute in- 
ternational und standortübergreifend stattfinden. Dies 
führt vor allem bei kleinen und mittleren Unternehmen 
mit ihrer im Vergleich zu großen Unternehmen gerin- 
geren „Arbeitgeberattraktivität“ und ihren einge- 
schränkten Möglichkeiten, entsprechende Gehälter zu 
zahlen, zu wachsenden Rekrutierungsproblemen. Auch 
zwischen der zunehmenden inneren Tertiarisierung so- 
wie der marktorientierten Organisationsgestaltung und 
dem Bedarf an ingenieur- und betriebswirtschaftlichen 
Hochschul- und Fachhochschulabsolventen, zum Bei- 
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spiel in den Bereichen Beratung, Service, Forschung, 
Entwicklung oder Konstruktion, besteht ein nachweis- 
barer und signifikant positiver Zusammenhang. 

- Industrielle Anwendungen von Bio- und Nanotechno- 
logie sowie - noch etwas vager - auch Ambient-lntel- 
ligence-Anwendungen erfordern wegen ihrer hohen 
Wissensintensität und der großen Bedeutung von For- 
schung und Entwicklung hochqualifiziertes Personal, 
insbesondere natur- und ingenieurwissenschaftliches 
akademisches Personal sowie entsprechend ausgebil- 
dete technische Assistenz mit fachschulischer oder 
dualer Ausbildung, ln Biotechnologieunternehmen 
wird sich der Personalbedarf wegen des erwarteten 
Wachstums und der geäußerten Expansionsabsichten 
bereits in mittelfristiger Perspektive von etwa fünf bis 
zehn Jahren in diese Richtung erhöhen und qualitativ 
verändern. Bei der industriellen Anwendung der Na- 
notechnologie und der Ami-Konzepte sind weitere 
zeitliche Verzögerungen von fünf bis zehn Jahren 
wahrscheinlich. 

Vor dem Hintergrund der skizzierten Entwicklungen sind 
die Bildungs-, Wirtschafts-, Mittelstands- und Arbeits- 
marktpolitik gefordert, der sich mittelfristig abzeichnen- 
den Verknappung bei ingenieur-, natur- und wirtschafts- 
wissenschaftlich ausgebildeten Akademikern konsequent 
entgegenzusteuern. Dazu sind alle Möglichkeiten zur 
Vermeidung oder Minderung der absehbaren Engpässe 
auszuloten und voranzutreiben, sei es über attraktivere 
Studienbedingungen, Möglichkeiten der Fachkräftege- 
winnung aus dem Ausland oder der Steigerung der Anzie- 
hungskraft herausfordernder Tätigkeiten in der Industrie 
im Allgemeinen. Durch offensive Kommunikation und 
entsprechend konzertierte Maßnahmen muss es gelingen, 
zukünftig wieder mehr junge Leute für industrierelevante 
Studiengänge, insbesondere im Ingenieurbereich sowie in 
den Natur- und Wirtschaftswissenschaften, begeistern zu 
können. 

I. Einleitung 

1. Zukunft der Industriearbeit - Ziele und 

Ansatz des „Zukunftsreports“ 

Der vorliegende Bericht zur „Zukunft der Industriearbeit“ 
ist die erste Realisierung eines „Zukunftsreports“ inner- 
halb der Berichterstattung des TAB für den Deutschen 
Bundestag. Ein Zukunftsreport dient dazu, ein breiteres 
Themenfeld auf zukünftige, politisch relevante Problem- 
stellungen hin zu untersuchen (Salo/Cuhls 2003). Dieser 
Bericht behandelt somit kein bestimmtes Technologie- 
feld, sondern geht von dem gesellschaftlichen Themen- 
feld „Industriearbeit“ aus, für das zukünftig eine Reihe 
verschiedener technischer Entwicklungen und Verände- 
rungen von Rahmenbedingungen und Organisationsfor- 
men verstärkt relevant sein werden. Daher liegt der 
Schwerpunkt der Untersuchung darauf, möglichst belast- 
bare Indizien zusammenzutragen, wie sich innerhalb des 
untersuchten Feldes technische, organisatorische und 
marktliche Strukturen entwickeln könnten. 


Thema dieses Zukunftsreports ist die „Zukunft der Indus- 
triearbeit“ mit einem Zeithorizont von etwa fünf bis zehn 
Jahren in die Zukunft, also bis etwa 2015. Unter Indus- 
triearbeit wird im Folgenden zum einen die klassische 
Produktionsarbeit an sich verstanden, die von Werkern in 
Industriebetrieben zur Herstellung oder Weiterveredlung 
eines physischen und verkäuflichen Produkts erbracht 
wird. Diese Form der Erwerbsarbeit wird in der Betriebs- 
wirtschaftslehre als „direkte“, weil unmittelbar wert- 
schöpfende Tätigkeit eingestuft. Daneben ist jedoch auch 
eine ganze Reihe „indirekter“ Tätigkeiten in produzieren- 
den Betrieben notwendig, um eine Wertschöpfung, also 
die Schaffung von Wert, die über den Produktpreis erzielt 
wird, sicherzustellen. Dazu zählen insbesondere koordi- 
nierende, planende, dispositive, qualitätssichernde, ma- 
schinenrüstende und -instandhaltende Tätigkeiten, aber 
ebenso Service- und Dienstleistungen für den Kunden, 
die produktbezogene Forschung und Entwicklung sowie 
Marketing und Vertrieb der Produkte und Leistungen. 
Daraus resultiert insgesamt ein erweitertes Verständnis 
von Industriearbeit, das diesem Bericht zugrunde hegt 
und alle direkt und indirekt wertschöpfenden Tätigkeiten 
in produzierenden Industriebetrieben, die zum Mehrwert 
des verkäuflichen Produkts beitragen, umfasst. 

Die produzierende Industrie ist für die deutsche Wirt- 
schaft insgesamt von hervorragender Bedeutung. Etwa 
97 Prozent der gesamten deutschen Exporte werden vom 
Verarbeitenden Gewerbe getätigt und ca. 90 Prozent der 
FuE-Aufwendungen der deutschen Wirtschaft entfallen 
auf das Verarbeitende Gewerbe. Daneben haben die pro- 
duzierenden Unternehmen eine Schrittmacherfunktion als 
wichtiger Nachfrager und Impulsgeber für sogenannte 
„produktionsnahe Dienstleistungen“, insbesondere Da- 
tenverarbeitung und Datenbanken, Forschung und Ent- 
wicklung sowie Erbringung von Dienstleistungen für Un- 
ternehmen. Zusammen mit diesen Sektoren beschäftigt 
das Verarbeitende Gewerbe fast 60 Prozent der Arbeit- 
nehmer der deutschen Wirtschaft und erwirtschaftet 
knapp 80 Prozent des Produktionswertes. Auch im inter- 
nationalen Vergleich kommt dem Verarbeitenden Ge- 
werbe in Deutschland eine Schlüsselstellung zu, die von 
keinem anderen Land signifikant überboten wird (Kinkel 
et al. 2006). 

Auch die Entwicklung des deutschen Verarbeitenden Ge- 
werbes in den letzten Jahren kann als sehr erfreulich cha- 
rakterisiert werden. Produktionsvolumen, Exporte, Inves- 
titionen und FuE-Aufwendungen weisen eine deutlich 
positive Dynamik auf (Kinkel et al. 2006). Einen im in- 
ternationalen Vergleich eher geringfügigen Rückgang 
gibt es nur bei den Beschäftigtenzahlen zu verzeichnen, 
was auf realisierte Produktivitätssteigerungen schließen 
lässt. Das deutsche Verarbeitende Gewerbe hat demnach 
bei Exporterfolg und Produktivitätsfortschritt an Wettbe- 
werbsfähigkeit gewonnen. 

Vor dem Hintergrund dieser zentralen Position produzie- 
render Unternehmen für die deutsche Wirtschaft insge- 
samt und ihrer positiven Entwicklung in den letzten Jah- 
ren ist die vorausschauende Analyse und Gestaltung der 
„Zukunft der Industriearbeit“ ein wichtiges politisches 
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Handlungsfeld. Auf den ersten Blick mag angesichts der 
noch immer drängenden Probleme auf dem Arbeitsmarkt 
die Frage danach, wie in Zukunft in produzierenden In- 
dustriebetrieben gearbeitet werden wird, als nebensäch- 
lich erscheinen. Derzeit werden vorrangig geeignete 
Maßnahmen zur Steigerung der Anzahl der zur Verfü- 
gung stehenden Arbeitsplätze gesucht und diskutiert. Tat- 
sächlich jedoch sind die Fragen nach der Zahl und der Art 
der Arbeitsplätze eng miteinander verknüpft. Nur Ar- 
beitsplätze, die dem Wandel in Gesellschaft, Wirtschaft 
und Technik gerecht werden, können nachhaltige Be- 
schäftigung in Deutschland sichern. Veränderungen der 
Märkte sowie organisatorische und technische Entwick- 
lungen, die Veränderungen in der Art der Industriearbeit 
mit sich bringen, müssen frühzeitig identifiziert, beschrie- 
ben und gegebenenfalls gemeinsam gestaltet werden, um 
zukunftsfähige Arbeitsformen und damit auch wettbe- 
werbsfähige Arbeitsplätze in produzierenden Unterneh- 
men schaffen zu können. Daher ist es auch im Sinne zu- 
kunftsfähiger Arbeitsmarktpolitik sinnvoll, das Thema 
„Industriearbeit“ aus Sicht der Technikfolgenabschätzung 
zu bearbeiten. 

Ziel dieses Zukunftsreports ist es zu ermitteln und zu dis- 
kutieren, an welchen Stellen aktuell und zukünftig sich ab- 
zeichnende und von Akteuren erwartete, veränderte Rah- 
menbedingungen zu einem Wandel der Arbeit in 
produzierenden Industrieunternehmen führen könnten, der 
verstärkte Überlegungen zu Beobachtungs- und Hand- 
lungsbedarf im Deutschen Bundestag angezeigt erscheinen 
lässt. Dazu werden zum Ersten wesentliche potenzielle 
Entwicklungspfade der Industriearbeit analysiert und 
beschrieben, die aus den veränderten Anforderungen der 
weiter zunehmenden Intemationalisierung und „inneren 
Tertiarisierung“ der Tätigkeiten der Industriebetriebe er- 
wachsen. Zum Zweiten werden entsprechend veränderte 
Organisationsformen der Unternehmen in ihren möglichen 
Auswirkungen auf die Industriearbeit untersucht. Zum 
Dritten werden wesentliche technologische Entwicklungs- 
pfade, die zukünftige industrielle Tätigkeiten nachhaltig 
prägen könnten, dargestellt und eingeschätzt. 

2. Aufbau des Berichts 

Vor dem Hintergrund der Zielstellung ist der Aufbau des 
Berichts wie folgt angelegt: 

ln Kapitel II wird das Vorgehen und die methodische Ba- 
sis des Berichts vorgestellt, und es wird dargelegt, welche 
Logik hinter der Auswahl der identifizierten Treiber der 
zukünftigen Entwicklung von Industriearbeit in den Fel- 
dern „veränderte Anforderungen“, „geeignete Organisa- 
tionsformen“ und „neue Technologien“ steht. Zudem 
werden die zugrunde hegenden Beschreibungsdimensio- 
nen, anhand derer die Auswirkungen auf die Industrie- 
arbeit untersucht wurden, abgegrenzt und kurz beschrie- 
ben. 

In Kapitel III werden potenzielle Entwicklungen der In- 
dustriearbeit identifiziert, die sich aus veränderten Anfor- 
derungen an Industriebetriebe ergeben, insbesondere aus 
der voraussichtlich auch weiter an Bedeutung gewinnen- 
den Intemationalisierung (Kap. III. 1) und „inneren Tertia- 
risierung“ (Kap. III. 2) industrieller Tätigkeiten. 


In Kapitel IV werden entsprechend den Markterfordernis- 
sen veränderte Organisationsformen der Industrieunterneh- 
men, insbesondere weitreichende Formen der markt- und 
kundenorientierten Untemehmensorganisation (Kap. IV. 1 ) 
und der teamorientierten Arbeitsorganisation (Kap. IV.2), 
daraufhin analysiert, welche zukünftigen Veränderungen 
der Arbeit in den betroffenen Betrieben damit einherge- 
hen könnten. 

In Kapitel V werden mögliche Auswirkungen auf die In- 
dustriearbeit untersucht, die sich aus der zukünftigen Nut- 
zung dreier exemplarischer Technologielinien, die häufig 
als mögliche Schlüsseltechnologien der Zukunft ein- 
geschätzt werden, ergeben könnten. Ausgewählt wurden 
mit der Biotechnologie (Kap. V. 1), der Nanotechnologie 
(Kap. V.2) sowie dem Technologiekonzept der Ambient 
Intelligence (Kap. V.3) drei Technikfelder, die vielfach 
als zentrale Zukunftstechnologien mit Schrittmacherfunk- 
tion herausgehoben werden, bezüglich ihrer Realisierung 
aber unterschiedlich weit fortgeschritten sind. 

In Kapitel VI werden die wesentlichen Erkenntnisse zu 
den potenziellen Auswirkungen auf die Industriearbeit 
der Zukunft aus den einzelnen Hauptkapiteln (Kap. III 
bis V) querschnittsartig betrachtet und daraus abgeleitet, 
wo parlamentarische Handlungsüberlegungen zu einer 
zukunftsorientierten und nachhaltigen Gestaltung von 
Industriearbeit ansetzen könnten oder wo weiterer 
Beobachtungsbedarf angezeigt scheint. 

Insgesamt soll und kann mit diesem Bericht kein Versuch 
unternommen werden, alle für die weitere Entwicklung 
relevanten Aspekte, wie in produzierenden Industriebe- 
trieben zukünftig gearbeitet werden könnte oder sollte, 
umfänglich darzustellen und hinsichtlich sich daraus er- 
gebender Ansatzpunkte für die Politik einzuordnen. Statt- 
dessen wurden bewusst einige aus Sicht von Experten, 
Studien und Literatur wesentliche Entwicklungen ausge- 
wählt, die aller Wahrscheinlichkeit nach das Handeln und 
die Wertschöpfiing der Industriebetriebe in Zukunft ver- 
stärkt beeinflussen werden und daher für die weitere 
Gestaltung der Industriearbeit maßgebliche Rahmenbe- 
dingungen setzen. Der gewählte Ansatz geht dementspre- 
chend eher in die Tiefe denn in die Breite: Die wenigen 
ausgewählten Veränderungen von Marktanforderungen, 
Organisation und Technik werden in ihren potenziellen 
Auswirkungen auf die Industriearbeit detaillierter durch- 
leuchtet, als dies mit einem breiteren Vorgehen möglich 
gewesen wäre. 

II. Abgrenzung des Untersuchungs- 

gegenstandes 

1. Beschreibungsdimensionen der 

Industriearbeit 

Im Zentrum dieses Berichts steht die Frage, wie in Zu- 
kunft in produzierenden Industriebetrieben gearbeitet 
werden wird. Der Fokus der Untersuchung hegt damit auf 
qualitativen Veränderungen der Industriearbeit mit einem 
Zeithorizont von etwa fünf bis zehn Jahren in die 
Zukunft, also bis etwa 2015. Mit der Qualität der Indus- 
triearbeit beschäftigen sich insbesondere die Wissen- 
schaftsdisziplinen der Arbeitswissenschaft und der 
Arbeitssoziologie. Einer „Kerndefinition der Arbeitswis- 
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senschaft“ zufolge (Luczak et al. 1989) steht die Analyse, 
Ordnung und Gestaltung der technischen, organisatori- 
schen und sozialen Bedingungen von Arbeitsprozessen in 
ihrem Zentrum. Damit wird das Ziel verfolgt, dass die ar- 
beitenden Menschen in ihren Arbeitsprozessen produktiv 
und effizient tätig sein können, indem sie 

- angemessene Arbeitsinhalte und -aufgaben erhalten, 

- Handlungsspielräume entfalten und Fähigkeiten er- 
werben können, 

- in Kooperationen mit anderen ihre Persönlichkeit ent- 
wickeln können, 

- schädigungsfreie und belastungsarme Arbeitsbedin- 
gungen vorfinden, 

- in angemessenen Arbeitsumgebungen und -orten tätig 
sein können sowie 

- angemessene Rahmenbedingungen der Arbeitszeit 
und Entlohnung erfüllt sehen (Luczak 1998, S. 7). 

Die Arbeitssoziologie als weitere wichtige wissenschaft- 
liche Teildisziplin zur Erforschung der Veränderung der 
Qualität der Arbeit setzt sich mit verschiedenen Betrach- 
tungsebenen der Arbeit auseinander, in denen sie sich 
nicht immer trennscharf von anderen für die Arbeitsfor- 
schung relevanten soziologischen Teildisziplinen, insbe- 
sondere der Industrie- und Betriebssoziologie sowie 
Organisations- und Techniksoziologie, abgrenzen lässt 
(Luczak 1998). Forschungsgegenstand der Arbeitssozio- 
logie wie auch der Industriesoziologie war traditionell die 
Arbeit in produzierenden Unternehmen und insbesondere 
in Großunternehmen. Während der Humanisierungsde- 
batte der 1970er Jahre hat sie sich stark mit Fragen der 


Arbeitsgestaltung und mit Auswirkungen industrieller 
Arbeit auf die Beschäftigten befasst (Altmann et al. 1978; 
Bolte 1983; Kern/Schumann 1984; Löffler/Sofsky 1986). 
Die Industriesoziologie erhob dabei auch einen Gestal- 
tungsanspruch: Es sollte nicht nur geforscht, sondern 
auch tatsächlich verändert werden. Neue Formen der Ar- 
beitsorganisation, und hier in erster Linie die Gruppen- 
arbeit, wurden erforscht und in Pilotprojekten erprobt. 
Das Selbstverständnis der Arbeits- und Industriesoziolo- 
gie beinhaltete daher neben der theoretischen Forschung 
auch die praktische Umsetzung und damit die Verände- 
rung von Industriearbeit. Dem liegt die Annahme zu- 
grunde, dass repetitive, entfremdete Industriearbeit ten- 
denziell schädlich ist und daher alternative Konzepte 
notwendig sind, um die Arbeit für den Menschen attrakti- 
ver und persönlichkeitsfördernd zu gestalten. Gegenwär- 
tig ist eine Neuorientierung der Arbeits- und Industrie- 
soziologie zu beobachten, die sich nun verstärkt der 
Untersuchung neuer Arbeitsformen widmet. Das Konzept 
des Arbeitskraftunternehmers (Vöß/Pongratz 1998) oder 
die Debatte über die zunehmende „Subjektivierung“ von 
Arbeit (Moldaschl/Voß 2002) sind diesem Forschungs- 
zweig zuzurechnen. 

Der Forschungsgegenstand der Arbeitssoziologie umfasst 
verschiedene Betrachtungsebenen. Die erste Ebene be- 
schäftigt sich mit dem Individuum als Arbeitsperson und 
seiner spezifischen Arbeitssituation als Teil eines Arbeits- 
systems (Abbildung 1). Diese Ebene wird über das Ar- 
beitssystem stark von neuen technischen Entwicklungen 
und der Einführung neuer Technologien in Industriebe- 
trieben geprägt, weshalb der Techniksoziologie inklusive 
der Technikfolgenforschung hier auch eine bedeutende 
Rolle zukommt. 


Abbildung 1 


Betrachtungsebenen der Arbeitssoziologie 



Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Luczak 1998, S. 13 
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Die zweite Betrachtungsebene setzt sich mit der Arbeits- 
person als Teil des Sozialsystems Betrieb und den sich 
aus Veränderungen der Betriebsstruktur ergebenden ar- 
beitsrelevanten Veränderungen auseinander. Hier beste- 
hen starke Berührungspunkte zur Betriebs- und Organisa- 
tionssoziologie. Auf dieser Ebene werden zum Beispiel 
gegensätzliche Entwicklungen technischer Möglichkeiten 
und Systeme zur Kontrolle und Rationalisierung auf der 
einen Seite (z. B. Kern/Schumann 1984) und der zuneh- 
menden Selbstorganisation und „Subjektivierung“ der In- 
dustriearbeit auf der anderen Seite (z. B. Moldaschl/Vöß 
2002; Schönberger/Springer 2003) analysiert und disku- 
tiert. Die Kernthese der „Subjektivierung von Arbeit“ be- 
sagt, dass infolge der Abnahme formaler Strukturierung 
in den Unternehmen die subjektiven Potenziale der Be- 
schäftigten stärker gefordert sind, sowohl als Chance, ei- 
gene Stärken und Leistungen in den Arbeitsprozess ein- 
zubringen und umzusetzen, als auch als Zwang, den 
Arbeitsprozess auch unter „entgrenzten“ Bedingungen im 
Sinne der Betriebsziele aufrechtzuerhalten und die eigene 
Arbeit viel mehr als bisher aktiv zu strukturieren, selbst 
zu kontrollieren, zu rationalisieren und zu „verwerten“ 
(Moldaschl/Voß 2002, S. 14). Im Zusammenhang mit der 
weiter zunehmenden Selbstorganisation innerhalb von 
Unternehmen wird in der Arbeitsforschung in einer radi- 
kalen Projektion von der Herausbildung eines neuen Ty- 
pus des sogenannten „Arbeitskraftunternehmers“ gespro- 
chen (Vöß/Pongratz 1998). Dieser neue Typus zeichnet 
sich durch erweiterte Selbstkontrolle, den Zwang zur ver- 
stärkten Ökonomisierung der eigenen Arbeitsfähigkeiten 
und die Verbetrieblichung der alltäglichen Lebensführung 
aus und könnte seinen Protagonisten zufolge die bisher 
vorherrschende Form des „verberuflichten Arbeitneh- 
mers“ ablösen. Hier stellt sich zum Beispiel die Frage, ob 
diese Erwartung für einen quantitativ bedeutenden Teil 
der Arbeitnehmer tatsächlich realistisch ist. 

Die dritte Betrachtungsebene untersucht das Agieren der 
Arbeitsperson in der industriellen Arbeitswelt, wobei die 
Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer und die Austausch- 
beziehungen zu den Bedingungen am Arbeitsmarkt im 
Mittelpunkt stehen. Hierunter fallen insbesondere auch 
das breite Untersuchungsfeld der beruflichen Qualifika- 
tionen und Qualifizierung sowie Aspekte der Rollen- und 
Karriereentwicklung. Konkrete Beispiele für Entwicklun- 
gen in diesem Feld sind unter anderem die Neuordnung 
von Berufsbildern und Qualifikationsanforderungen wie 
im Fall des Industriemechanikers (Bundesgesetzblatt 
2004) oder aktuelle Auseinandersetzungen um die zuneh- 
mende Verknappung von Industriearbeitsplätzen für Ge- 
ringqualifizierte oder den vermeintlichen marktlichen 
Zwang zur Arbeitszeitflexibilisierung und -Verlängerung. 

Die übergeordnete vierte Betrachtungsebene nimmt sich 
schließlich des Zusammenspiels von Arbeits- und Le- 
benswelt der Arbeitsperson an. Sie untersucht im Kern, 
welchen Einfluss ein gesellschaftlicher Wertewandel auf 
die Lebensperspektiven der Arbeitnehmer und deren Ar- 
beitsverhalten und -einstellungen hat und wie diese Ver- 
änderungen zu der Arbeitswirklichkeit in den Betrieben 
passen bzw. wo Anpassungsbedarf besteht. Diese vierte 
Dimension geht damit von gesellschaftlichen Verände- 


rungen aus und fragt ausgehend von diesen, welche Im- 
plikationen dies für das Arbeitsverhalten der Erwerbsper- 
sonen und schließlich die Arbeitsverhältnisse in den 
Betrieben hat. 

Aufgrund der Zielsetzung des Berichts, im Rahmen der 
Analyse der zukünftigen Anforderungen an die Industrie- 
arbeit bei einigen Aspekten detaillierter in die Tiefe zu 
gehen und nicht alle potenziell für die zukünftige Gestal- 
tung der Industriearbeit relevanten Entwicklungen in der 
gesamten Breite abzudecken, liegt der Fokus auf den un- 
teren drei Betrachtungsebenen (Abbildung 1). Analysen 
der zukünftigen Veränderung individueller Präferenzen 
und gesellschaftlicher Werte und ihrer Implikationen für 
die Ausgestaltung der Lebens- und Arbeitswelten der be- 
troffenen Personen sind daher nicht Bestandteil dieser 
Untersuchung. Auch Veränderungen und Umbrüche von 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, wie zum Bei- 
spiel der demografische Wandel oder die Migration von 
Arbeitspersonen, welche die quantitative Basis des zur 
Verfügung stehenden Arbeitsmarktes in Höhe und Struk- 
tur verändern, können hier nicht betrachtet werden. Zum 
einen würde dies den Rahmen und den Umfang dieses 
Berichts, der stark auf die zukünftig absehbaren qualitati- 
ven Veränderungen der Industriearbeit abstellt, sprengen. 
Zum anderen gibt es zum Beispiel gerade zur Frage, wel- 
che Folgen der demografische Wandel für die Zusam- 
mensetzung des Arbeitskräftereservoirs der Zukunft hat 
und welche Potenziale und vor allem Risiken sich daraus 
für die deutsche Industrie ergeben, bereits zahlreiche und 
umfängliche Studien und Initiativen (z. B. Buck et al. 
2002; Buck/Schletz 2004; Europäische Kommission 
2005; Freude 2004). 

Vor dem Hintergrund der von den Arbeitswissenschaften 
und der Arbeitssoziologie thematisierten Aspekte einer 
qualitativen Arbeitsanalyse sollen im Rahmen dieser Stu- 
die insbesondere folgende Dimensionen einer qualitati- 
ven Veränderung der Industriearbeit beleuchtet werden. 1 

Neue Risiken und Belastungen 

Diese Dimension betrifft den arbeitswissenschaftlichen 
Aspekt schädigungsfreier und belastungsarmer Arbeits- 
bedingungen und setzt damit auf der ersten Ebene der ar- 
beitssoziologischen Betrachtung an. In dieser Untersu- 
chung geht es dabei nicht um Fragen der Ergonomie und 
Arbeitsplatzgestaltung, die detaillierte Analysen auf der 
Ebene der Einzelarbeitsplätze erfordert hätten. Im Kern 
steht vielmehr die Frage, ob insbesondere durch die Ein- 
führung und Nutzung neuer Technologien, wie zum Bei- 
spiel von Bio- oder Nanotechnologien, in der Produktion 
zukünftig neue gesundheitliche Risiken und Gefährdun- 
gen zum Beispiel durch freiwerdende Stoffe und Partikel 


1 Wobei diese Veränderungen der Industriearbeit immer vor dem Hin- 
tergrund ausgewählter, konkreter Treiber der Veränderung (Markt- 
anforderungen wie Intemationalisierung und Tertiarisierung der 
Untemehmenstätigkeiten, Einführung adäquater Organisationsfor- 
men und neuer Technologien wie Bio-, Nano- und Ambient-Intelli- 
gence-Technologien [Abbildung 2]), analysiert werden, die im weite- 
ren Verlauf des Kapitels beschrieben werden. 
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zu erwarten sind oder ob diese Fragen für bestimmte Be- 
reiche bislang ausreichend untersucht wurden. 

Veränderung des erforderlichen Tätigkeitsspektrums 

Diese Dimension greift den arbeitswissenschaftlichen As- 
pekt angemessener Arbeitsinhalte und -aufgaben wie 
auch notwendiger Handlungsspielräume auf und ist auf 
der ersten bzw. zweiten Ebene der arbeitssoziologischen 
Betrachtung verortet. Hierunter fallen zum Beispiel die 
Anreicherung von Tätigkeitsinhalten der „direkten“ Pro- 
duktionsmitarbeiter (Werker) um koordinierende, pla- 
nende, dispositive, qualitätssichernde, maschinenrüstende 
oder -instandhaltende Tätigkeiten oder zusätzliche Auf- 
gaben für Mitarbeiter der „indirekten“ Bereiche um wert- 
schaffende Service- und Dienstleistungen für den Kun- 
den. ln diesem weiten Verständnis gehören zu dieser 
Beschreibungsdimension auch Veränderungen in Rich- 
tung einer zunehmenden Selbstorganisation und „Subjek- 
tivierung“ der Industriearbeit. 

Veränderung der erforderlichen methodischen und 
sozialen Kompetenzen 

Diese Dimension ist auf der ersten bzw. zweiten Ebene 
der arbeitssoziologischen Betrachtung verortet und bildet 
eine Basis für den arbeitswissenschaftlichen Aspekt, 
Handlungsspielräume im Betrieb entfalten zu können. 
Hier stellt sich unter anderem die Frage, ob und in wel- 
chen Kontexten bestimmte „Soft Skills“, wie zum Bei- 
spiel interkulturelles Verständnis, Dienstleistungsorien- 
tierung oder interdisziplinäre Kommunikationsfähigkeit, 
wichtiger werden und welche Implikationen dies für den 
Aus- und Weiterbildungsbedarf der betroffenen Personen- 
gruppen hat. 

Entsinnlichung der Arbeit bzw. Entfremdung vom 
Arbeitsergebnis 

Diese Dimension setzt am arbeitswissenschaftlichen As- 
pekt angemessener Arbeitsinhalte und -aufgaben an und 
deckt damit Teile der ersten und zweiten Ebene der ar- 
beitssoziologischen Betrachtung mit ab. Im Zentrum steht 
dabei die Frage, ob sich durch veränderte Anforderungen 
an die Unternehmenstätigkeit oder durch die Einführung 
neuer Organisationsformen und Technologien der Inhalt 
der Arbeit gegebenenfalls weiter vom Produkt an sich 
„entfremdet“ und so zu einer größeren Distanz und gerin- 
geren Identifikation mit dem Arbeitsergebnis führt. Bei- 
spiele könnten hier Tendenzen zu einem informatisierten 
statt tatsächlich physischen Umgang mit dem Produkt 
darstellen oder die ausschließliche Befassung mit einzel- 
nen Subkomponenten, die eine „emotionale Beziehung“ 
zum Großen und Ganzen zunehmend erschweren. 

Flexibilisierung der Arbeitsleistung 

Diese Dimension betrifft den arbeitswissenschaftlichen 
Aspekt angemessener arbeitszeitlicher Rahmenbedingun- 
gen und ist auf der zweiten Ebene der arbeitssoziologi- 
schen Betrachtung angesiedelt. Hierunter ist zum Beispiel 
zu untersuchen, welche veränderten marktlichen, organi- 


satorischen und technischen Anforderungen eine weitere 
zeitliche Flexibilisierung der Arbeitserbringung erfordern 
oder es aber erlauben, Flexibilitätsanfordeningen ohne 
Einbußen bei der Wirtschaftlichkeit der Produktion wie- 
der zurückzunehmen. Damit fokussiert diese Beschrei- 
bungsdimension auf den Aspekt der zeitlichen Flexibili- 
tät; die inhaltliche Flexibilität wird in der Dimension 
„Tätigkeitsspektrum“ und die räumliche Flexibilität in 
der Dimension „Ort der Leistungserbringung“ abgedeckt. 

Ort der Leistungserbringung 

Diese Dimension entspricht dem Aspekt der räumlichen 
Flexibilisierung der Erbringung der Industriearbeit, also 
der arbeitswissenschaftlichen Frage nach angemessenen 
Arbeitsumgebungen und -orten, und ist auf der zweiten 
Ebene der arbeitssoziologischen Betrachtung angesiedelt. 
Hier geht es dämm zu untersuchen, ob in Abhängigkeit 
von den untersuchten Treibern der Veränderung der In- 
dustriearbeit zukünftig mobile Arbeit, international 
grenzübergreifende Tätigkeiten oder gegebenenfalls auch 
das Arbeiten von zuhause stärker gefordert oder besser 
ermöglicht wird und welche Tätigkeitsgruppen voraus- 
sichtlich von solchen Entwicklungen besonders betroffen 
sein werden. 

Intensivierung der Arbeitsleistung 

Diese Dimension ist oftmals eine Folge der zeitlichen, in- 
haltlichen und räumlichen Flexibilisierung der Industrie- 
arbeit und der damit einhergehenden „Entgrenzung“ von 
Arbeits- und Lebenswelt (Kratzer 2003; Sauer 2005). Die 
resultierende Verschiebung des Gleichgewichts zwischen 
Arbeits- und Lebenswelt (auch diskutiert als „Work-Life- 
Balance“) kann einerseits verbesserte Möglichkeiten er- 
öffnen, Arbeitsort und Arbeitszeit individuell und selbst- 
bestimmt zu gestalten. Vielfach wird jedoch die Gefahr 
höher eingeschätzt, dass die Lebenswelt zunehmend unter 
das Primat der Arbeitswelt gestellt wird und der Raum 
zur Regenerierung von der Arbeitsbelastung schrumpft. 
Damit ist diese Dimension ebenfalls der zweiten Ebene 
der arbeitssoziologischen Betrachtung zuzuordnen, greift 
aber bereits den arbeitswissenschaftlichen Aspekt der 
Schaffung belastungsarmer Arbeitsbedingungen mit auf. 
Im Grunde geht es dämm zu untersuchen, welche der 
analysierten Treiber der Veränderung der Industriearbeit 
zukünftig aller Voraussicht nach zu Arbeitsverhältnissen 
führen werden, unter denen eine weitere Intensivierung 
der Arbeitsleistung kaum vermeidbar erscheint. Da krea- 
tive Arbeit angemessene Erholungszeiten verlangt, kann 
eine solche Arbeitsintensivierung zwar kurzfristig die 
Produktivität erhöhen, ist aber sowohl für das Individuum 
wie auch für das Unternehmen mittelfristig mit nachhalti- 
gen Potenzialeinbußen verbunden, die es proaktiv zu ver- 
meiden gilt. 

Veränderung des erforderlichen formalen 
Qualifikationsbedarfes 

Diese Dimension setzt auf der dritten Ebene der arbeits- 
soziologischen Betrachtung an. Hierunter fallen zum Bei- 
spiel Fragen danach, ob zukünftig in Abhängigkeit von 
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den untersuchten Treibern der Veränderung der Industrie- 
arbeit ein höherer oder ein geringerer Bedarf an Höchst- 
qualifizierten mit Hochschulabschluss oder an geringqua- 
lifizierten An- und Ungelernten entstehen wird bzw. 
wahrscheinlich ist. 

Veränderung des erforderlichen fachlichen 
Qualifikationsbedarfes 

Diese Dimension setzt auf der dritten Ebene der arbeits- 
soziologischen Betrachtung an und deckt den arbeitswis- 
senschaftlichen Aspekt der Bereitstellung von Freiräumen, 
um neue Fähigkeiten erwerben zu können, mit ab. 
Hierunter ist zum Beispiel zu untersuchen, welche Aus- 
bildungs- und Studienfächer und gegebenenfalls auch 
welche interdisziplinären Kompetenzen zukünftig in Ab- 
hängigkeit von den untersuchten Treibern der Verände- 
rung der Industriearbeit wahrscheinlich verstärkt oder in 
geringerem Umfang nachgefragt werden. 

Wissensintensivierung bzw. Verwissenschaftlichung 
der Industriearbeit 

Diese Dimension ist der dritten Ebene der arbeitssoziolo- 
gischen Betrachtung zuzuordnen. Im Kern steht hier die 
Frage, ob veränderte Rahmenbedingungen und Anforde- 
rungen an die Industriearbeit dazu führen werden, dass 
zukünftig bestimmte Tätigkeiten ein breiteres oder tiefer 
gehendes, spezialisiertes Wissensspektrum erfordern, 
weil sie zum Beispiel zunehmend technisiert oder infor- 


matisiert zu erbringen sind, ln diesem Zusammenhang ist 
es wichtig, mögliche Tendenzen zur „Verwissenschaftli- 
chung“ der Industriearbeit nicht vermeintlich allgemein- 
gültig herleiten zu wollen, sondern anhand ausgewählter 
und abgegrenzter Treiber, insbesondere der Einführung 
neuer Technologien, wie zum Beispiel Bio-, Nano- oder 
Ambient-Intelligence-Technologien, kontextspezifisch zu 
analysieren, welche konkreten Entwicklungen der Indus- 
triearbeit damit wahrscheinlich einhergehen werden. 

2. Treiber der Veränderung der 
Industriearbeit 

Der Fokus auf spezifische „Treiber“ der Veränderung der 
Industriearbeit, die dann in ihren Auswirkungen im Ge- 
gensatz zu einem breiteren Ansatz vertieft beleuchtet 
werden können, ist ein zentrales Element des für diese 
Untersuchung gewählten Analyserahmens (Abbildung 2). 
Dabei wurde der Blick darauf gerichtet, welche wahr- 
nehmbaren und auch zukünftig relevanten Entwicklungs- 
tendenzen bei Marktanforderungen, angepasster Gestal- 
tung von Organisationsformen und neuen Technologien 
derzeit als besonders wichtig für die zukünftige Wettbe- 
werbsfähigkeit der produzierenden Industrie eingeschätzt 
werden und wesentliche Auswirkungen darauf haben 
können, wie zukünftig in Industriebetrieben gearbeitet 
werden wird. Als besonders relevante Treiber in diesem 
Sinne wurden folgende Anforderungs- und Technologie- 
felder identifiziert und ausgewählt: 


Abbildung 2 


Analyserahmen zum zukünftigen Gestaltwandel der Industriearbeit 
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Quelle: eigene Darstellung 
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2.1 Marktanforderungen 

Aus der Perspektive der produzierenden Wirtschaft sind 
die wichtigsten Kennzeichen des aktuellen und andauern- 
den Marktwandels die weiter zunehmende Internationali- 
sierung sowie die Dienstleistungsorientierung bzw. „Ter- 
tiarisierung“ der unternehmerischen Geschäftstätigkeiten 
(Brödner/Lay 2002; Cuhls et al. 1998; Fraunhofer 1SI 
2005). 2 Diese aller Voraussicht nach weiter fortschreiten- 
den Entwicklungen können durchaus eine gänzlich neue 
Qualität der Leitungserbringung hinsichtlich Schnellig- 
keit, Gleichzeitigkeit, Effizienzorientierung, Intensität, 
Kunden- und Problemlösungsorientierung mit sich brin- 
gen. Sie sind daher keinesfalls als bloße und gegebenen- 
falls lineare Fortschreibung schon seit Längerem beste- 
hender Entwicklungen in die Zukunft zu verstehen, 
sondern können Geschäfts- und damit auch Arbeitsmo- 
delle der deutschen produzierenden Industrie grundsätz- 
lich wandeln. 

Internationalisierung 

Die Internationalisierung der Wertschöpfung und der 
Märkte ist ein Trend, der Auswirkungen ganz verschiede- 
ner Art auf die Beschäftigten und die Arbeit im Verarbei- 
tenden Gewerbe haben kann. So reagieren deutsche Pro- 
duktionsunternehmen zum Beispiel auf die verschärfte 
globale Konkurrenzsituation, indem sie zunehmend Wert- 
schöpfung ins Ausland verlagern (Offshoring), um somit 
in erster Linie Kostenvorteile in sogenannten Niedrig- 
lohnländern zu realisieren oder die Fremdvergabe von 
Teilen der Produktion (Outsourcing) an ausländische Zu- 
lieferer vorantreiben (Abele et al. 2006; Kinkel et al. 
2004). Eine andere, verstärkt auch von kleinen und mitt- 
leren Unternehmen (KMU) geforderte, Strategie ist die 
Produktion im Auslandsmarkt für diesen Markt, um neue 
Marktpotenziale zu erschließen oder in der Nähe auslän- 
discher Schlüsselkunden zu fertigen 3 (DIHK 2005; Kin- 
kel 2004). Immer mehr deutsche Betriebe unterhalten im 
Ausland Niederlassungen, um den Vertrieb und den Ser- 
vice für die ausländischen Märkte vor Ort abzuwickeln 
(DIHK 2006; Kinkel/Lay 2000). Häufig werden dabei 
auch Kooperationen mit Partnern vor Ort eingegangen 
(Kinkel/Lay 2000). Diese Entwicklungen verändern die 
Arbeitswelt momentan in erheblichem Maße und werden 
sie - nach übereinstimmender Meinung in der Literatur - 
auch in den nächsten zehn Jahren noch weiter maßgeblich 
prägen. So können sich zum Beispiel insbesondere für 
KMU erhebliche Probleme ergeben, wenn qualifiziertes 
Engpasspersonal für internationale Managementaufgaben 


2 Oftmals wird ein allgemeiner Trend zur „Wissensgesellschaft“ als 
weiterer wichtiger Treiber beschrieben. In dem in dieser Untersu- 
chung gewählten Ansatz wird dagegen spezifischer analysiert, inwie- 
fern die ausgewählten Veränderungen von Markt, Organisation und 
Technologien zu einer „Wissensintensivierung bzw. Verwissenschaft- 
lichung“ der Industriearbeit führen werden (Abbildung 2). Die „Wis- 
sensintensivierung“ ist damit eine Beschreibungsdimension, die aus- 
gehend von den identifizierten Veränderungen der Produktion 
konkreter gefasst und beschrieben werden kann als bei einem allge- 
meineren Ansatz. 

3 Dies sind oftmals auch ausländische Werke großer deutscher Abneh- 
mer. 


in zunehmendem Maße weltweit geworben wird und 
KMU im Vergleich zu großen „global playern“ nicht at- 
traktiv genug erscheinen. Diese und weitere arbeitsrele- 
vante Anforderungen, die im Zuge der weiteren Interna- 
tionalisierung der Geschäftstätigkeiten der Unternehmen 
an Bedeutung gewinnen werden, sollen daher in Kapitel 
III. 1 dieses Berichts ausführlich analysiert werden. 

Tertiarisierung 

Hinter der Entwicklung moderner Gesellschaften zu 
„Dienstleistungsgesellschaften“ verbergen sich durchaus 
unterschiedliche Entwicklungen, die Auswirkungen auf 
die Industriearbeit der Zukunft haben können. Dazu ge- 
hört zum einen die Ausweitung des Dienstleistungssek- 
tors, indem unter anderem Teile der Wertschöpfung aus 
Produktionsunternehmen (sekundärer Sektor) in andere 
Unternehmen ausgelagert werden (Outsourcing), die dem 
tertiären Sektor angehören (Kalmbach et al. 2005). Zum 
anderen findet aber auch in den produzierenden Unter- 
nehmen selbst eine sogenannte „innere Tertiarisierung“ 
statt, indem in diesen Betrieben verstärkt Dienstleistungs- 
tätigkeiten verrichtet werden (Lay/Rainfurth 2002). Da- 
bei spielen insbesondere Dienstleistungen für den Kun- 
den, die rund um das Produkt erbracht werden und als 
hybride Produkt-Dienstleistungs-Biindel zur Mehrwert- 
schaffung beitragen, eine zunehmend wichtige Rolle 
(Lay/Jung Erceg 2002). Diese Integration von Dienstleis- 
tungs- und Produktionsarbeit im sekundären Sektor ist 
insbesondere in Deutschland ein bedeutendes Phänomen. 
So haben in Deutschland im Gegensatz zu den USA we- 
niger Firmen Dienstleistungsfunktionen ausgelagert, wo- 
durch der Anschein eines geringeren volkswirtschaftli- 
chen Dienstleistungsanteils - mit ausschließlichem Fokus 
auf den tertiären Sektor - entsteht. Wird jedoch der Anteil 
der Dienstleistungsarbeit im sekundären Sektor (innere 
Tertiarisierung) mit betrachtet, dann schmilzt die ver- 
meintliche „Dienstleistungslücke“ erheblich zusammen 
(Kalmbach et al. 2005). Dies allein zeigt die Relevanz der 
inneren Tertiarisierung für die Industriearbeit. Denn da- 
mit verändert sich der Charakter der Arbeit für eine be- 
deutende Zahl von Beschäftigten im Produzierenden Ge- 
werbe (Rainfurth 2003). Einerseits müssen sich die 
Beschäftigten immer mehr mit anderen Bereichen vernet- 
zen, um kundenspezifische Problemlösungen zu erarbei- 
ten. Andererseits umfasst das eigene Aufgabenfeld nun 
sowohl Dienstleistungs- als auch Produktionsfunktionen. 
Wie sich dieses Phänomen zukünftig voraussichtlich wei- 
ter entwickeln wird und welche Konsequenzen dies für 
die Industriearbeit der Zukunft hat, soll in Kapitel III. 2 
dieses Berichts eingehend untersucht werden. 

2.2 Angepasste Organisationsformen 

Auch der Wandel der Organisationsprinzipien und -for- 
men in produzierenden Unternehmen als Reaktion auf 
sich zunehmend dynamisch verändernde Marktanforde- 
rungen wird in vielen Zukunftsstudien als wichtiges 
Thema identifiziert, das für die zukünftige Wettbewerbs- 
fähigkeit der Unternehmen von erheblicher Bedeutung ist 
(Cuhls et al. 1998; Fraunhofer ISI 2005; Schirrmeister 
et al. 2003). Auf der strategischen Ebene der Aufbau- und 
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Ablauforganisation wird hier insbesondere die Implemen- 
tierung marktförmiger dezentraler Organisationsstruktu- 
ren diskutiert, auf der operativen Ebene der Arbeitsorga- 
nisation trotz einer bereits langen Historie und Debatte 
(Kern/Schumann 1984) auch weiterhin die Einführung 
konsequenter teamorientierter Arbeitsstrukturen (Fraun- 
hofer ISI 2005). 

Marktorientierte Unternehmensorganisation 

Das zentrale Element veränderter Organisationsformen 
zur marktorientierten Ausrichtung und Steuerung der 
Wertschöpfung auf der Unternehmensebene ist das Prin- 
zip der „strategischen Dezentralisierung'' (Latniak et al. 
2002). Damit ist gemeint, dass im Industrieunternehmen 
eigenverantwortliche, kundenorientierte Unternehmens- 
einheiten eingerichtet werden und einem Wertschöp- 
fungsprozess oder einem Kundenproblem zugehörige 
Aufgaben wieder in einer organisatorischen Einheit zu- 
sammen geführt werden (Brödner/Lay 2002; Latniak et 
al. 2002). Die prominentesten Elemente dieser strategi- 
schen Dezentralisierung sind die künden- oder produkt- 
bezogene Aufgliederung von Zentralabteilungen (z. B. 
Materialwirtschaft, Einkauf, Konstruktion) sowie die 
künden- oder produktbezogene Aufgliederung der Pro- 
duktion in einzelne Fertigungssegmente. Auf diese Weise 
verringert das Prinzip der Dezentralisierung den Koordi- 
nation- und Abstimmungsbedarf im Unternehmen und 
mit den Kunden und hat damit das Potenzial, marktorien- 
tierte Abläufe zu beschleunigen. Die konsequente Imple- 
mentierung und Umstellung der Produktion auf diese Or- 
ganisationsprinzipien kann große Veränderungen in der 
Ausgestaltung der zukünftigen Industriearbeit nach sich 
ziehen, die in Kapitel IV. 1 umfassend analysiert und be- 
schrieben werden. 

Teamorientierte Arbeitsorganisation 

Maßnahmen zur operativen Dezentralisierung auf der 
Ebene der Arbeitsorganisation zielen üblicherweise da- 
rauf ab, planende und steuernde Kompetenzen und Tätig- 
keiten wieder an die ausführende Einheit im Rahmen der 
Realisierung einer objektorientierten Aufgabenintegra- 
tion oder einer teamorientierten Arbeitsorganisation, übli- 
cherweise als Gruppenarbeit bezeichnet, zurückzugeben 
(Brödner/Pekruhl 1991). Mit der Einführung von Grup- 
penarbeitsstrukturen in Industriebetrieben wird immer 
auch die Erwartung verbunden, die im Zuge von Tayloris- 
mus und Fordismus stark vorangetriebene funktionale 
Trennung von ausführenden und planenden Tätigkeiten 
wieder (teilweise) zurückzunehmen zugunsten einer inte- 
grierteren Arbeitsweise. Ob diese Hoffungen berechtigt 
sind und Gruppenarbeit auch zukünftig als ein Instrument 
zur „Requalifizierung“ der Industriearbeit einzusetzen ist 
bzw. welche weiteren Auswirkungen teamorientierte Ar- 
beitsstrukturen tatsächlich auf die Qualität der Industrie- 
arbeit haben, wird in Kapitel IV.2 eingehend untersucht 
und diskutiert. 

2.3 Neue Technologien 

Dass die Einführung und Nutzung neuer Technologien 
weitreichende Folgen für die Ausgestaltung der Arbeit in 


produzierenden Industrieunternehmen haben kann, ist un- 
strittig und vielfach belegt (z. B. Brödner 1997). Dabei 
konzentrieren sich die Erkenntnisse auf verhältnismäßig 
reife oder sich bereits in der Diffusion befindliche Tech- 
nologien wie beispielsweise CNC- (z. B. Martin 1995), 
CIM- (z. B. Cyranik/Ulich 1993; Fleig/Schneider 1995) 
oder Robotertechnologien (z. B. Hallwachs/Schiele 1987) 
in der industriellen Anwendung. Zu den potenziellen 
Auswirkungen neuer, gerade erst in der Industrie zum 
Einsatz kommender oder noch vor der industriellen An- 
wendung stehender Technologien (sogenannte „emer- 
ging technologies“) auf die Industriearbeit der Zukunft ist 
aber so gut wie nichts bekannt. Vor diesem Hintergrund 
sollen in dieser Untersuchung bewusst drei Technologie- 
stränge, die in verschiedenen Studien immer wieder als 
Schlüsseltechnologien der Zukunft identifiziert wurden 
(Bullinger 2004; Cuhls et al. 1998; Fraunhofer ISI 2005; 
Schirrmeister et al. 2003), auf ihre potenziellen arbeits- 
relevanten Wirkungen hin diskutiert werden: die Biotech- 
nologie, die Nanotechnologie sowie das Konzept der 
Ambient Intelligence (Ami). Es wurden hier bewusst drei 
Schlüsseltechnologien ausgewählt, die auf dem Zeitstrahl 
der zukünftigen breiten Anwendung in der Industrie un- 
terschiedlich weit fortgeschritten sind. 

Biotechnologie 

Die moderne Biotechnologie entwickelt technologische 
und wissenschaftliche Verfahren, um lebende Organis- 
men und ihre Teile für die Herstellung unterschiedlicher 
Produkte und für Dienstleistungen zu nutzen. Die wich- 
tigsten Anwendungsbereiche sind zurzeit die Pharma- 
und Chemieindustrie sowie die Lebensmittelherstellung 
und -Verarbeitung. In der Pharmazeutischen Industrie ist 
schon jetzt festzustellen, dass das chemische Paradigma 
durch ein biotechnologisches abgelöst wird (Hinze et al. 
2001). Für die weitere Zukunft wird von Experten erwar- 
tet, dass biotechnologische Prozesse ebenso leistungsfä- 
hig und ökonomisch wie die heutigen chemischen 
Produktionsverfahren werden und daher auch für die Pro- 
duktion chemischer Grundstoffe weite Anwendung fin- 
den werden (Patel et al. 2006). Für die Industriearbeit 
könnte der wachsende Anteil biotechnologischer Verfah- 
ren in der Produktion vor allem eine immer stärkere Wis- 
sensintensivierung sowie eine verstärkte Notwendigkeit 
zum interdisziplinären Arbeiten mit sich bringen (Menrad 
et al. 2003a). Diese und weitere Zusammenhänge zwi- 
schen der Nutzung biotechnologischer Verfahren und der 
Ausgestaltung der Industriearbeit werden in Kapitel V. 1 
vertieft analysiert und reflektiert. 

Nanotechnologie 

Ein Technologiefeld mit großem Zukunftspotenzial und 
vielfältigen Innovationsmöglichkeiten in zahlreichen An- 
wendungsfeldern ist die Nanotechnologie. Darunter ver- 
steht man Verfahren zur Messung, Manipulation und Or- 
ganisation von Materie und Partikeln auf molekularer 
Ebene, die typischerweise kleiner als 100 nm sind. Bei 
der Nanotechnologie handelt es sich um ein interdiszipli- 
näres Forschungsgebiet, bei dem die Grenzen zwischen 
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Physik, Chemie, Biologie, Ingenieurwissenschaften und 
Informatik verschwimmen (z. B. TAB 2003). Konkrete 
Anwendungen der Nanotechnologie beschränken sich 
bislang jedoch insbesondere auf die Teilbereiche der 
Nanooberflächen und -lacke. Über alle Anwendungen 
hinweg gilt jedoch zum Beispiel, dass der Umgang mit 
nanoskaligen Strukturen und Partikeln sorgfältig auf ge- 
sundheitliche Auswirkungen geprüft werden muss 
(Luther 2004). Diese und weitere potenzielle Konsequen- 
zen der Nutzung von Nanotechnologien auf die Qualität 
der industriellen Arbeit werden in Kapitel V.2 eingehend 
behandelt und diskutiert. 

Ambient Intelligence (Ami) 

Im Mittelpunkt des auf dem Gebiet der Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IuK) angesiedelten Zu- 
kunftsentwurfes der „intelligenten Umgebungen“ steht 
die Schaffung quasi autonomer Assistenzsysteme, die 
sich - weitgehend im Hintergrund und ohne herkömmli- 
che Mensch-Maschine-Schnittsteilen agierend - proaktiv 
auf die Bedürfnisse des Nutzers einstellen und diesen 
selbsttätig unterstützen. Dazu wird eine umfassende 
drahtlose Vernetzung von Gegenständen und Umgebun- 
gen angestrebt. Im Kontext dieses Ami-Konzepts kom- 
men in der Industrie bislang nur einzelne Basistechnolo- 
gien wie insbesondere die RFID-Technologie (Radio 
Frequency Identification) zum Einsatz, mit der sich Ob- 
jekte drahtlos und ohne Sichtverbindung identifizieren 
und vernetzen lassen. Die vielfältigen Potenziale dieser 
Technologie im Sinne der grundlegenden Vision des 
Ami-Ansatzes werden damit aber nur ansatzweise erfasst 
(Bullinger 2004). Interessant für die zukünftige Gestalt 
der Industriearbeit ist in diesem Zusammenhang insbeson- 
dere die Einschätzung der möglichen Informatisierungs- 
potenziale und wie dadurch verschiedene Arbeitsebenen 
betroffen sein können. Diese und weitere potenziell 
arbeitsrelevante Konsequenzen der Nutzung von Ami- 
Technologien in der produzierenden Industrie werden in 
Kapitel V.3 erörtert. 

Mit der Auswahl der drei zukünftigen Schlüsseltechnolo- 
gien ist verbunden, dass die Analysen zu den potenziellen 
Auswirkungen dieser Technologien auf die zukünftige 
Gestalt der Industriearbeit nicht auf bereits gesicherten 
empirischen Erkenntnissen beruhen können. In allen drei 
Feldern stützen sich die Einschätzungen der zurate gezo- 
genen Studien und Analysen stark auf Experteneinschät- 
zungen bis hin zur „fundierten Spekulation“. Dies betrifft 
verstärkt die auf dem Zeitstrahl der industriellen Anwen- 
dung besonders weit in die Zukunft reichenden Nano- 
und Ami-Technologien. Dennoch ist es ein Anliegen die- 
ses Berichts, teilweise erstmalig konsequent auf den As- 
pekt der arbeitsrelevanten Auswirkungen der Nutzung 
dieser Technologien zu fokussieren und damit einen vo- 
rausschauenden Blick auf die potenzielle Gestalt der In- 
dustriearbeit der Zukunft zu wagen - auch wenn dann 
gegebenenfalls viele Einschätzungen und Schlussfolge- 
rungen aufgrund mangelnder empirischer Erkenntnisse 
und belastbarer Daten eher weich und vorsichtig formu- 
liert werden müssen. 


Insgesamt sind die dargestellten Treiber der zukünftigen 
Veränderung von Industriearbeit in den Bereichen 
Marktanforderungen, Organisationsformen und neue 
Technologien sicherlich nicht vollständig. Es kann auch 
nicht Ziel einer solchen Untersuchung sein, alle poten- 
ziell relevanten Treiber eines so umfassenden Feldes wie 
der Zukunft der Industriearbeit abzudecken und ausrei- 
chend gründlich zu beschreiben - dies würde den Rah- 
men des Berichts sprengen. So fokussiert der Bericht auf 
die drei „enabling technologies“ Bio-, Nano- und Ami- 
Technologie, die verschiedenen Zukunftsstudien nach für 
die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der Industrie von 
besonderer Relevanz sind. Andere Technologiekonzepte, 
denen ebenfalls großes Potenzial zur Steigerung der in- 
dustriellen Wettbewerbsfähigkeit zugetraut wird, setzen 
teilweise auf diesen „enablern“ auf (wie beispielsweise 
die Digitale Fabrik oder die Adaptive Produktion teil- 
weise auf Ami-Technologie aufsetzen oder intelligente 
Materialien teilweise auf Nanotechnologie) und blieben 
als eigenständige Felder im Rahmen dieser Untersuchung 
außen vor. Auch Veränderungen und Umbrüche von ge- 
sellschaftlichen Rahmenbedingungen wie zum Beispiel 
der demografische Wandel konnten, wie bereits zuvor 
dargestellt, im Rahmen dieser Analyse nicht mitbetrach- 
tet werden. Der besondere Wert des gewählten Ansatzes 
hegt dementsprechend in der realisierbaren Eindringtiefe: 
Die ausgewählten Treiber werden in ihren potenziellen 
Auswirkungen auf die Industriearbeit detaillierter durch- 
leuchtet, als dies mit einem breiteren Vorgehen möglich 
gewesen wäre. 

3. Vorgehen und Methoden 

Zur Generierung dieses Zukunftsreports wurde zunächst 
auf der Basis einer umfangreichen Literaturanalyse ein 
„Gesamtüberblick“ erstellt. Dieser lieferte eine breite Pa- 
lette sozioökonomischer und technischer Entwicklungen, 
die voraussichtlich die Industriearbeit der Zukunft maß- 
geblich beeinflussen werden. Aus diesen Ergebnissen 
konnten grundsätzliche Überlegungen zu wichtigen Be- 
schreibungsdimensionen der Veränderung von Industrie- 
arbeit und wesentlichen Treibern ihrer Veränderung abge- 
leitet werden. 

Zur Auswahl der für die Zukunft produzierender Unter- 
nehmen relevantesten Veränderungstreiber wurden dann 
verschiedene Zukunftsstudien herangezogen und analy- 
siert. Zukunftsstudien zielen darauf ab, Aussagen über 
mögliche zukünftige Entwicklungen zu treffen und stel- 
len damit eine wichtige Quelle für diesen Zukunftsreport 
dar. Studien, die eher darauf zielen, zukünftige Entwick- 
lungen abzuschätzen als aktuelle Entwicklungen zu beob- 
achten, werden als Technologievorhersage (Forecast) be- 
zeichnet. Delphi-Studien können bei aller Vorsicht zum 
Teil auch einer solchen „Vorhersage“ auf der Basis von 
Experteneinschätzungen dienen. Auch Roadmapping- An- 
sätze sind geeignet, zukünftige Entwicklungen in einem 
Technologiefeld abzuschätzen und mögliche Entwick- 
lungspfade aufzuzeigen. Als Quelle dieser Art wurde 
etwa die europäische Delphi-Studie „Manufacturing 
Visions“ (Fraunhofer ISI 2005), die letzte deutsche 
Delphi-Studie (Cuhls et al. 1998) sowie die 2001 durch- 
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geführte siebte japanische Delphi-Studie (NISTEP 2001) 
herangezogen. Eine nationale und internationale Exper- 
tenbefragung, die sich direkt mit dem Arbeiten in der Zu- 
kunft auseinandersetzt (Bauer et al. 2001), Trendreports 
zur Zukunft der Arbeit bzw. zukunftsorientierten Arbeits- 
gestaltung (z. B. Bosch et al. 2001; Brödner/Knuth 2002; 
Giarini/Liedtke 1998) sowie Ergebnisse aktueller 
Roadmaps (z. B. ITRS 2005) wurden ebenfalls ausgewer- 
tet. 

Technologievorausschau oder „Foresight“ bezeichnet ei- 
nen sehr viel breiteren Ansatz. Hier geht es darum, ge- 
meinsam mit betroffenen Akteuren Vorstellungen von 
Zukunftspfaden zu entwickeln, die nicht nur technologi- 
sche Entwicklungen umfassen, sondern auch gesell- 
schaftliche Vorstellungen integrieren. Gezielt werden 
nicht nur Experten, sondern ein großer Kreis von betrof- 
fenen Akteuren einbezogen. Ein häufig genutztes Instru- 
ment ist zum Beispiel die Szenarienbildung. Darunter 
versteht man die Entwicklung verschiedener denkbarer, 
in sich konsistenter Zukunftsbilder. Vielfach wird eine 
Reihe von Instrumenten, wie Delphi-Studien, Befragun- 
gen und Workshops, einzeln oder in Kombination mitein- 
ander eingesetzt. In der Regel werden Foresight-Aktivitä- 
ten von politischen Akteuren initiiert, um strategische 
Entscheidungen zu unterstützen, aber auch nichtstaatliche 
Akteure wie etwa Verbände können solche Aktivitäten 
durchführen. Foresight-Prozesse können sich auf die Ge- 
samtentwicklung einer Region oder eines Landes, aber 
auch auf einzelne Themenfelder wie etwa „Ambient 
Intelligence“ (ISTAG/IST Advisory Group 2001) oder 
„Future of Manufacturing“ (Fraunhofer ISI/IFM 2002) 
beziehen. Daneben wurden Ergebnisse aktueller 
Foresight-Studien und Szenarienprojekte (z. B. Karoly/ 
Panis 2004) ausgewertet. Insgesamt war jedoch festzu- 
stellen, dass die Frage nach der Gestalt zukünftigen Ar- 
beitern in der Industrie in vielen Zukunftsstudien gar 
nicht oder nur am Rande behandelt wird. 

Schließlich wurden originäre Auswertungen der Datenba- 
sen der paneuropäischen Delphi-Umfrage „Manufactu- 
ring Visions“ (Man Vis) (Armbruster et al. 2005a) sowie 
der Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“ des 
Fraunhofer ISI (Lay/Maloca 2004) zur Einschätzung der 
Relevanz aktueller Trends sowie zur Analyse der Zusam- 
menhänge zwischen einzelnen Treibern und der Ausge- 
staltung einzelner Dimensionen der Industriearbeit heran- 
gezogen. 

Ziel des von der Europäischen Kommission finanzierten 
Projekts „Manufacturing Visions“ (ManVis) war die Ent- 
wicklung innovativer und kreativer Visionen für die euro- 
päische Fertigungsindustrie der kommenden Jahrzehnte. 
Zur Entwicklung der Zukunftsvisionen wurden europa- 
weit in 22 europäischen Ländern (Belgien, Bulgarien, 
Deutschland, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien, Italien, Kroatien, Nieder- 
lande, Norwegen, Österreich, Polen, Rumänien, Slowa- 
kei, Slowenien, Spanien, Schweden, Türkei, Ungarn) 
Workshops mit insgesamt über 300 Produktionsexperten 
aus Industrie, Forschung und Wissenschaft durchgeführt. 
Ziel dieser Workshops war es, Thesen zum Produktions- 


sektor zu generieren, die dann in eine breitangelegte 
Delphibefragung eingingen. Diese Thesen zur Zukunft der 
Produktion umfassten alle relevanten Bereiche des Ferti- 
gungssektors: Fertigungstechnologien, Untemehmensstra- 
tegie/-organisation und Management, Produkteigenschaf- 
ten und Produktkonzepte, Logistik und Supply Chain 
sowie Arbeitsbedingungen. 

In der ersten Runde des Delphis haben 3 121 Produk- 
tionsexperten aus Industrie, Forschung und Politik in 
22 europäischen Ländern und in der zweiten Runde zu ei- 
ner reduzierten Thesenbatterie 1 359 Experten teilgenom- 
men. In Deutschland beteiligten sich in der ersten Runde 
493 Experten, in der zweiten Runde zu ausgewählten 
Thesen noch 143 (Tabelle Al im Anhang). Wurden die 
Thesen für die zweite Runde ausgewählt, dann sind diese 
Ergebnisse dargestellt, ansonsten wird auf die Ergebnisse 
der ersten Runde rekurriert. 

Die seit 1993 alle zwei Jahre stattfmdende schriftliche 
Umfrage „Innovationen in der Produktion“ des Fraunho- 
fer ISI zielt darauf ab, die Produktionsstrukturen der 
Kernbereiche des Verarbeitenden Gewerbes in Deutsch- 
lands hinsichtlich ihrer Modernität und Leistungsfähig- 
keit systematisch zu beobachten. Die Verbreitung innova- 
tiver technisch-organisatorischer Lösungen steht dabei 
genauso im Zentrum wie Veränderungen von Personal- 
und Qualifikationsstrukturen und die Entwicklung von 
Leistungsindikatoren. 

Für die hier genutzte Datenbasis der Erhebungsrunde 
2003 wurden im September 2003 insgesamt 14 040 Be- 
triebe angeschrieben. Bereinigt man die Stichprobe um 
781 Ausfälle (Unternehmen erloschen etc.), so kommt 
man auf eine Stichprobengröße von 13 259 Betrieben. 
Hiervon haben 1 450 Betriebe einen verwertbaren Frage- 
bogen zurückgesandt. Daraus ergibt sich eine Rücklauf- 
quote von ca. 11 Prozent. 4 Wie Vergleiche der erreichten 
Stichprobe mit der Grundgesamtheit zeigten, weicht die 
Datenbasis der Umfrage hinsichtlich ihrer Branchenver- 
teilung nur unwesentlich von der Grundgesamtheit ab 
(Tabelle A2 im Anhang). Die Chemische Industrie ist 
zum Beispiel zu 10 Prozent, Hersteller von Gummi- und 
Kunststoffwaren sind zu 10 Prozent, Hersteller von Me- 
tallerzeugnissen zu 23 Prozent und der Maschinenbau zu 
28 Prozent vertreten. 

Die Repräsentativitätsanalysen zeigten weiter, dass die 
Datenbasis neben den großen Betrieben auch die kleinen 
Betriebe gut repräsentiert. Mit rund 56 Prozent machen 
die Betriebe mit weniger als 100 Beschäftigten mehr als 
die Hälfte der realisierten Stichprobe aus. Beim Vergleich 
der Datenbasis mit der Grundgesamtheit zeigt sich je- 


4 Die Rücklaufquote von ca. 11 Prozent ist im internationalen Ver- 
gleich und unter Berücksichtigung der Komplexität des verwendeten, 
sehr faktenorientierten Fragebogens weder als besonders gut noch 
bedenklich schlecht, sondern als „normal“ einzustufen. Non- 
Response-Analysen haben gezeigt, dass aufgrund der Breite der ab- 
gefragten Themen keine systematische Verzerrung hin zu Unterneh- 
men, die in einzelnen Feldern besonders gut aufgestellt sind, zu be- 
fürchten ist. Die durchgeführten und im Folgenden dargestellten 
Repräsentativitätsanalysen stützen diesen Befund zusätzlich. 
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doch, dass trotz dieser starken Repräsentation der kleinen 
Betriebsgrößen hinsichtlich der Größenverteilung immer 
noch eine Unterrepräsentation dieser Betriebsgrößenklas- 
sen zu konstatieren ist. ln der Grundgesamtheit liegt der 
Anteil der Betriebe mit unter 100 Mitarbeitern bei ca. 
72 Prozent (Tabelle A3 im Anhang). Dies ist bei der In- 
terpretation zu berücksichtigen, wenn von der Stichprobe 
auf die Grundgesamtheit geschlossen wird. 

Die Daten der ISI-Umfrage wurden insbesondere genutzt, 
um vermeintliche Trends der Internationalisierung und 
Tertiarisierung der Geschäftstätigkeiten (Kap. III) sowie 
der Marktorientierung und Teamorganisation (Kap. IV) 
auf ihren tatsächlichen Realisierungsgehalt hin kritisch zu 
überprüfen und damit auch belastbare Einschätzungen zu 
ihrer zukünftigen Entwicklung abzuleiten. Zudem ist es 
mit dieser Datenbasis möglich, die Auswirkungen dieser 
Treiber auf die Tätigkeitsinhalte der Werker und die 
Qualifikationsstruktur der Belegschaft belastbar zu analy- 
sieren. Für die in Kapitel V untersuchten neuen Technolo- 
gien war dieses Vorgehen nicht möglich, da diese „emer- 
ging technologies“ noch nicht von einer ausreichend 
großen Zahl von Industrieunternehmen genutzt werden, 
um statistisch belastbare Analysen durchführen zu kön- 
nen. 

III. Zukünftige Marktanforderungen und 
Industriearbeit 

1. Internationalisierung der Industriearbeit 

1.1 Begriff und Dimensionen 

Unter dem Begriff der Internationalisierung wird in der 
wirtschaftswissenschaftlichen Fachliteratur allgemein die 
Zunahme der grenzüberschreitenden ökonomischen Ver- 
flechtungen verstanden. Demnach ist Internationalisie- 
rung „sowohl ein Zustand als auch ein Prozess der zuneh- 
menden Verflechtung und der daraus resultierenden 
Abhängigkeiten verschiedener Länder und ihrer Wirt- 
schaftsobjekte, der zwar ökonomisch induziert wird, je- 
doch das gesamte politische, institutioneile und soziale 
Gefüge erfasst“ (Riedel 1999, S. 9). Der Begriff der Glo- 
balisierung wird manchmal als weitere Steigerung der In- 
ternationalisierung in einer weltumspannenden Dimen- 
sion dargestellt, oftmals werden Globalisierung und 
Internationalisierung aber auch synonym verwendet. Da 
manche jüngere Entwicklungen wie beispielsweise die 
Erweiterung der EU um zehn neue Mitgliedsländer eher 
internationalen denn globalen Charakter haben, soll im 
Folgenden durchgehend der Begriff der Internationalisie- 
rung verwendet werden. 

Insgesamt herrscht Einigkeit darüber, dass es sich bei der 
Internationalisierung um kein gänzlich neues Phänomen 
handelt, sondern um die altbekannte Zunahme des inter- 
nationalen Freihandels und der internationalen Arbeitstei- 
lung. So kommt das HWWA in einem Strukturbericht zur 
Globalisierung der deutschen Wirtschaft an das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft zu dem Schluss: „die Globali- 
sierung der Wirtschaft ist keine grundlegend neue Er- 
scheinung, sondern die Fortsetzung von Entwicklungen, 
die schon lange bestehen. . . Die Globalisierung der Wirt- 


schaft setzt deutsche und ausländische Standorte stärker 
in Wettbewerb zueinander ...“ (HWWA 1996). 

Aus dem dargelegten Verständnis des Begriffs der Inter- 
nationalisierung ergeben sich zunächst zwei unterschied- 
liche Betrachtungsdimensionen. Die erste Dimension 
betrifft die Internationalisierung der Märkte. Dieses Phä- 
nomen lässt sich grob anhand der Entwicklung des grenz- 
überschreitenden Handels, also Exporten und Importen, 
beschreiben. So hat sich der Weltaußenhandel, gemessen 
am aggregierten Exportvolumen, von 1950 bis 1990 etwa 
verzehnfacht, bis zum Jahr 2000 aber schon mehr als ver- 
zwanzigfacht (WTO 2001). In den Jahren 2000 bis 2005 
hat sich das gesamte Weltexportvolumen weiterhin um 
jährlich 10 Prozent erhöht (WTO 2005). Die Entwicklung 
der weltweiten Importe steht in direkter Relation zu den 
dargestellten Exportentwicklungen und ist vor diesem 
Hintergrund genauso dynamisch verlaufen. Deutschland 
ist mit einem Weltexportanteil von 10 Prozent, entspre- 
chend 971 Mrd. US-Dollar, im Jahr 2005 wie hinlänglich 
bekannt wiederum „Exportweltmeister“ geworden. In 
Deutschland haben die Exporte von 2000 bis 2005 im 
Mittel um jährlich 12 Prozent zugelegt. China belegt in 
der Liste der exportintensivsten Länder mittlerweile be- 
reits Rangplatz 3, mit einem Weltexportanteil von 8 Pro- 
zent entsprechend etwa 762 Mrd. US-Dollar. Diesen drit- 
ten Platz verdankt China einem durchschnittlichen 
jährlichen Wachstum seiner Exporte von 2000 bis 2005 
um erstaunliche 25 Prozent. Doch auch andere Länder 
zeigen sehr dynamische Exportentwicklungen (Tabelle 1). 
So stiegen die Exportleistungen in den Jahren 2000 bis 
2005 in den 10 neuen EU-Mitgliedsländern im Mittel um 
jährlich 20 Prozent, in Russland um 18 Prozent und in In- 
dien um 16 Prozent. 

Der wichtigste volkswirtschaftliche und durch amtliche 
Statistiken erfasste Indikator zur Messung der Internatio- 
nalisierung der Produktion sind die ausländischen Direkt- 
investitionen der Wirtschaft. In einer dynamischen 
Betrachtung sind dies zunächst die jährlichen Direkt- 
investitionsflüsse ins Ausland, wie sie für die 10-Jahres- 
spanne von 1994 bis 2003 für einige wichtige Industrie- 
länder in Abbildung 3 dargestellt sind. 

Demnach nahmen die jährlichen Direktinvestitionsflüsse 
ins Ausland, die von deutschen Unternehmen getätigt 
wurden, von 1994 bis 1999 nahezu stetig zu. Von 1999 
bis 2003 sind die deutschen Direktinvestitionen aber 
ebenso stetig und deutlich wieder zurückgegangen. Ähn- 
liche Verläufe zeigen sich auch in Frankreich und in 
Großbritannien, wo die jeweiligen Spitzen im Jahr 2000 
eintraten und auch deutlich höher waren als die deutschen 
Direktinvestitionswerte in der Spitze, aber seitdem 
ebenso kontinuierlich wieder zurückgegangen sind, wenn 
auch nicht auf ein so tiefes Niveau wie in Deutschland. 
Auch die USA und Spanien zeigen ähnliche Muster, 
wenn auch aufgrund der Größe der jeweiligen Volkswirt- 
schaft auf einem anderen absoluten Niveau und jeweils 
wieder mit einem leichten Anstieg in 2003. Andere Län- 
der, wie insbesondere Japan, teilweise aber auch Italien, 
zeigen einen relativ kontinuierlichen Verlauf der Höhe 
der Direktinvestitionen über die betrachteten zehn Jahre. 
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Tabelle 1 

Entwicklung der Weltexporte 2000 bis 2005 



Wert der Exporte 2005 
in Mrd. US-Dollar 

Exporte 2005 

jährliche Veränderung 
2000-2005 

(in %) 

Anteil an Weltexporten 

(in %) 

weltweit 

10 121 

10 

100 

Deutschland 

971 

12 

10 

USA 

904 

3 

9 

China 

762 

25 

8 

Japan 

596 

4 

6 

Frankreich 

459 

7 

5 

Großbritannien 

378 

6 

4 

Italien 

367 

9 

4 

EU- 10 (neue Mitgliedstaaten) 

309 

20 

3 

Russische Föderation 

245 

18 

2 

Indien 

90 

16 

1 


Quelle: OECD 2005b; eigene Berechnungen 


Abbildung 3 

Jährliche Direktinvestitionsströme ausgewählter Länder ins Ausland 

♦ Frankreich A Italien Großbritannien K Japan 

—■—Deutschland —*— Spanien — B— 



Fehlende Werte: USA 1999: 225 Mio. US-Dollar, Großbritannien 1999: 201 Mio. US-Dollar, Großbritannien 2000: 222 Mio. US-Dollar. 
Quelle: OECD 2005a; eigene Darstellung 
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Bei der Interpretation des Rückgangs der deutschen Di- 
rektinvestition ins Ausland seit 1999 gilt es zunächst über 
die Jahre angehäuften Direktinvestitionsbestände im Aus- 
land zu betrachten. Deutschland wies im Jahr 2003 einen 
Direktinvestitionsbestand von 718 Mrd. US-Dollar im 
Ausland aus (Tabelle 2). Dies entspricht etwa 30 Prozent 
des deutschen Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2003. ln ab- 
soluten Zahlen weisen nur die USA (2 063 Mrd. US-Dol- 
lar) und Großbritannien (1 236 Mrd. US-Dollar) höhere 
Direktinvestitionsbestände im Ausland als Deutschland 
auf, das auf einer Höhe mit Frankreich liegt. Im Verhält- 
nis zum jeweiligen Bruttoinlandsprodukt des jeweiligen 
Landes weisen insbesondere Großbritannien mit fast 
70 Prozent sowie Frankreich mit über 40 Prozent höhere 
relationale Werte auf als Deutschland. Spanien liegt bei 
diesem Indikator etwa auf deutschem Niveau (33,5 Pro- 
zent), während andere Volkswirtschaften, wie die USA 
(19 Prozent), Italien (16 Prozent) und insbesondere Japan 
(8 Prozent), beim Bestandswert ausländischer Direkt- 
investitionen im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt 
deutlich hinter Deutschland Zurückbleiben. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch der Blick 
auf die Direktinvestitionsbestände ausländischer Unter- 
nehmen im jeweiligen Land, die als Zeichen für die In- 
vestitionsattraktivität der jeweiligen Volkswirtschaft in- 
terpretiert werden können. Hier weist Deutschland mit 


einem inländischen Bestand von etwa 660 Mrd. US-Dol- 
lar, entsprechend 28 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
2003, nur einen geringfügig geringeren Wert auf als beim 
Direktinvestitionsbestand im Ausland. Vielfach geäußerte 
Befürchtung, wonach Investitionen von Unternehmen vor 
allem aus Deutschland abgezogen und im Ausland getä- 
tigt werden, können anhand dieser Zahlen also nicht 
bestätigt werden. Die inländischen Direktinvestitionsbe- 
stände zeigen aber auch, welche Länder in den vergange- 
nen Jahren besonders attraktive Ziele für ausländische 
Direktinvestitionen waren. Im Vergleich zum Brutto- 
inlandsprodukt belaufen sich beispielsweise die inländi- 
schen Direktinvestitionsbestände in Irland auf 144 Pro- 
zent, in Tschechien auf 61 Prozent und in Ungarn auf 
58 Prozent. Dies sind gleichzeitig auch die Länder mit 
den negativsten Salden im Vergleich ausländischer zu in- 
ländischen Direktinvestitionen, bezogen auf das jeweilige 
Bruttoinlandsprodukt des Landes. 

Insgesamt liegt Deutschland in der absoluten Höhe so- 
wohl der ausländischen wie auch der inländischen Direkt- 
investitionsbestände in der Spitzengruppe und in der rela- 
tiven Höhe, verglichen mit dem Bruttoinlandsprodukt, 
jeweils im vorderen Mittelfeld. Dies deutet darauf hin, 
dass die deutsche Industrie bereits frühzeitig Direktinves- 
titionen im Ausland getätigt und damit ihre Wertschöp- 
fung international ausgerichtet hat. Gleichzeitig war 


Tabelle 2 

Ausländische Direktinvestitionsbestände ausgewählter Länder 2003 





Direktinvestitionsbestand 




Inland 


Ausland 

Saldo (Ausland 

- Inland) 


Mrd. 

US-Dollar 

in % 
GDP 

Mrd. 

US-Dollar 

in % 
GDP 

Mrd. 

US-Dollar 

in % 

GDP 

Österreich 

60,6 

23,9 

58,7 

23,2 

-1,9 

- 0,7 

Tschechische Republik 

45,3 

61,1 

2,3 

3,1 

-43,0 

- 58,1 

Frankreich 

520,2 

29,9 

720,2 

41,4 

200,0 

11,5 

Deutschland 

659,5 

27,9 

718,1 

30,4 

58,5 

2,5 

Ungarn 

48,3 

57,7 

3,5 

4,2 

-44,8 

- 53,5 

Irland 

217,2 

144,0 

64,5 

42,7 

-152,7 

- 101,3 

Italien 

180,9 

12,3 

238,9 

16,3 

58,0 

4,0 

Japan 

89,7 

2,1 

335,5 

7,8 

245,8 

5,7 

Polen 

55,3 

24,9 

1,9 

0,8 

-53,4 

- 24,0 

Spanien 

314,5 

37,5 

281,3 

33,5 

-33,2 

- 4,0 

Schweden 

150,2 

49,7 

179,2 

59,3 

29,0 

9,6 

Großbritannien 

609,0 

33,9 

1 235,9 

68,8 

626,9 

34,9 

USA 

1 585,9 

14,7 

2 062,6 

19,1 

476,7 

4,4 


Quelle: OECD 2004; eigene Berechnungen 
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Deutschland auch schon immer ein attraktiver Standort 
für Direktinvestition ausländischer Unternehmen. Diese 
Zahlen zeigen, dass die deutsche Wirtschaft nicht nur bei 
der Intemationalisierung ihrer Handelsbeziehung, son- 
dern auch bei der Internationalisierung ihrer Wertschöp- 
fung und damit Produktion traditionell global orientiert 
ist. Die Direktinvestitionsflüsse zeigen aber auch, dass 
der Höhepunkt derartiger internationaler Engagements 
Ende der 1990er Jahre lag und seit dem bis 2003 stetig 
abgenommen hat. 

Auch die dargestellten Direktinvestitionsstatistiken ver- 
mögen das Phänomen der Internationalisierung der Pro- 
duktion nicht ausreichend abzubilden. Zum Ersten sind 
diese Bilanzen stark von Untemehmenszusammenschlüs- 
sen und -übernahmen großer Konzerne mit entsprechen- 
den Finanzströmen überlagert. Zum Zweiten liefern diese 
Statistiken keine Aussage darüber, wie viele deutsche Un- 
ternehmen sich mit ihrer Produktion bereits international 
aufgestellt haben und ob diese Strategie nicht nur für die 
großen Unternehmen, die die Direktinvestitionsbilanzen 
maßgeblich prägen, sondern auch für kleine und mittlere 
Unternehmen mit ihren anteilsmäßig geringeren Investi- 
tionsmitteln eine zunehmend wichtige strategische Op- 
tion darstellt. Zudem erlauben Direktinvestitionsbilanzen 
keine Aussage darüber, welche Motive den Aufbau einer 
Auslandsproduktion von deutschen Unternehmen maß- 
geblich prägen. Je nach Art und Motiv des Aufbaus der 
Auslandsproduktion, zum Beispiel ob Erweiterungsinves- 
titionen in neuen Absatzmärkten getätigt werden oder 
aber substituierende Produktionsverlagerungen zur Kos- 
tenreduktion in Niedriglohnländern vorgenommen wer- 
den, sind die Konsequenzen für die inländischen 
Mitarbeiter und damit für die Ausgestaltung der Indus- 
triearbeit unterschiedlich. Zu diesen unterschiedlichen 
Strategien sollen im Folgenden Ergebnisse aus Zukunfts- 
studien sowie der repräsentativen Betriebsbefragung „In- 
novationen in der Produktion“ des Fraunhofer ISI darge- 
stellt werden. 

1.2 Auslandsproduktion und Produktions- 
verlagerungen 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Internationalisie- 
rung der Märkte und der Wertschöpfungsprozesse wird 
die Zukunft des Produktionsstandorts Deutschland nicht 
selten düster gezeichnet. So kommt der deutsche Indus- 
trie- und Handelskammertag (D1KH 2006) in seiner Stu- 
die zu dem Schluss, dass deutsche Industrieunternehmen 
im laufenden Jahr noch kräftiger im Ausland investieren 
werden als bisher. 41 Prozent der Industrieunternehmen 
planen in 2006 Auslandsinvestitionen, davon 43 Prozent 
mit höheren und nur 10 Prozent mit geringeren Volumina 
als im Vorjahr. Angesichts zunehmender Kostendrücke 
auf international umkämpften Märkten kommen verschie- 
dene Studien (DIHK 2005 u. 2006; Orglinea 2004; 
Wildemann 2005) zu dem Ergebnis, dass kostenorien- 
tierte Produktionsverlagerungen ins Ausland in den 
nächsten Jahren weiter an Bedeutung gewinnen werden. 
Die Prognosen für die in den nächsten Jahren geplanten 
Verlagerungsabsichten sind aber sehr unterschiedlich: Sie 


reichen von 16 Prozent der auslandsaktiven Unternehmen 
in der „näheren Zukunft“ (DIHK 2005, S. 47) bis zu 
60 Prozent der Industriebetriebe in den fünf Jahren von 
2005 bis 2009 (Wildemann 2005, S. 17). Wird nicht nur 
die Verlagerung von Produktionstätigkeiten, sondern 
auch anderer Unternehmensteile betrachtet, kommen ein- 
zelne Studien auf Quoten von bis zu 90 Prozent der Un- 
ternehmen, die „in den nächsten fünf Jahren planen, 
Wertschöpfung aus Deutschland zu verlagern“ (Berger 
2004, S. 9). Der Deutsche Industrie- und Handelskam- 
mertag folgert, dass 39 Prozent der für 2006 geplanten 
Auslandsinvestitionen auch in Deutschland hätten getä- 
tigt werden können, wenn die inländischen Standortbe- 
dingungen bei Arbeitskosten, Arbeits- und Tarifrecht, 
Steuerbelastung und Bürokratie besser wären (DIHK 
2006, S. 4). Die sehr hohen Unterschiede bei der ermittel- 
ten Quote zukünftiger Verlagerungsabsichten sind dabei 
zu einem wesentlichen Teil auch darauf zurückzuführen, 
dass den Studien, die sehr hohe Verlagerungsprognosen 
ermitteln (z. B. Berger 2004; Wildemann 2005), keine re- 
präsentativen Datenbasen, sondern stark von großen Un- 
ternehmen geprägte Stichproben zugrunde liegen. 

Andererseits zeigen die Ergebnisse einer europaweit in 
22 Ländern unter Beteiligung von mehr als 3 000 Exper- 
ten durchgeführten Delphi-Studie zur Zukunft der Pro- 
duktion (Fraunhofer ISI 2005), dass die vollständige 
Verlagerung der Produktion außerhalb Europas keine 
wirklich realistische Vision darstellt. Von den 134 deut- 
schen Produktionsexperten, die in der zweiten Delphi- 
Runde geantwortet haben, wird diese These zwar insge- 
samt als durchaus wichtig eingeschätzt. Allerdings lehnt 
mit über 30 Prozent ein außerordentlich hoher Anteil der 
Experten die These einer vollständigen Verlagerung der 
Produktion außerhalb Europas ab, während die verblei- 
benden weniger als 70 Prozent der Experten den Realisie- 
rungszeitpunkt, wenn überhaupt, um das Jahr 2015 sehen. 
Eine ähnlich radikale These zur marktorientierten Pro- 
duktion, nach der die lokale Produktion in den Absatz- 
märkten aufgrund der Risiken globaler Distribution weit- 
verbreitet ist, wird von den deutschen Delphi-Experten 
der zweiten Runde als etwa ebenso wichtig, aber deutlich 
realistischer (Ablehnungsquote 16 Prozent, Zeitpunkt der 
Realisierung etwa 2014) eingeschätzt. 

Die Daten erlauben auch einen Vergleich der Einschät- 
zung der deutschen Experten zur Verlagerungsthese mit 
der Einschätzung von Experten aus anderen führenden 
europäischen Industrieländern. Demnach schätzen insbe- 
sondere französische und italienische Experten diese 
These als mindestens ebenso bedeutsam und mit tenden- 
ziell etwas früheren Realisierungszeiträumen um etwa 
2012 ein. Auch der Anteil der Experten, die diese radikale 
Verlagerungsthese außerhalb Europas ablehnen, ist in Ita- 
lien mit 12 Prozent und in Großbritannien mit 19 Prozent 
deutlich geringer. Doch auch in Frankreich und insbeson- 
dere in Schweden wird die These sehr häufig abgelehnt 
(Abbildung 4). 

Insgesamt verfestigt sich das Bild, wonach das Szenario 
einer vollständigen Verlagerung der Produktion aus 
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Abbildung 4 

Zukunftseinschätzung zur „Vollständigen Verlagerung der Produktion außerhalb Europas“ 
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Europa heraus insbesondere von deutschen Produktions- 
experten als nicht realistisch, wenn aber, dann aufgrund 
der weitreichenden Konsequenzen als sehr bedeutsam ein- 
geschätzt wird. Vor dem Hintergrund dieser unterschiedli- 
chen Ergebnisse zur Zukunft der Produktion an industriel- 
len Hochlohnstandorten wie Deutschland ist es angezeigt, 
den realen Stand der Auslandsproduktion sowie der in 
den letzten Jahren getätigten Produktionsverlagerungen 
ins Ausland anhand repräsentativer Daten für das Verar- 
beitende Gewerbe nachzuzeichnen. Diese im Folgenden 
dargestellten Daten sollen helfen, den Trend zur Intema- 
tionalisierung sowie zur Auslagerung von Produktion rea- 
listisch zu beurteilen und auf dieser Basis zu belastbaren 
Einschätzungen zu kommen, was dies für die Industrie- 
arbeit in Deutschland in den nächsten zehn Jahren bedeu- 
ten könnte. 

1.3 Häufigkeit und Motive der Auslands- 
produktion 

1.3.1 Häufigkeit von Auslandsproduktion, 
Produktions- und Rückverlagerungen 

Als Datenbasis zur Einschätzung, wie viele und welche 
Betriebe des deutschen Verarbeitenden Gewerbes bereits 
einen Auslandsproduktionsbestand im Ausland aufgebaut 
haben, eignet sich die Erhebung „Innovationen in der 
Produktion 2001“ des Fraunhofer ISI (Lay et al. 2002), 
die eine repräsentative Stichprobe von 1 630 Betrieben 
aus den Kernbranchen des deutschen Verarbeitenden Ge- 
werbes (Metall- und Elektroindustrie, Chemische und 
Kunststoffverarbeitende Industrie) darstellt. Der Aufbau 
einer Auslandsproduktion kann sowohl eine Erweite- 
rungsinvestition des jeweiligen Betriebes durch zusätzli- 
che ausländische Produktionskapazitäten als auch eine 


Substituierung inländischer Wertschöpfung im Sinne ei- 
ner Produktionsverlagerung darstellen. 

Wie die Analysen zeigen, hatte ein Drittel aller befragten 
Betriebe bis zum Jahr 2001 zumindest einen ausländi- 
schen Produktionsstandort aufgebaut (Tabelle 3). Zwei 
Drittel der Firmen produzieren ausschließlich in Deutsch- 
land und setzen, wenn sie mit ihren Produkten ausländi- 
sche Märkte bedienen, auf ein reines Exportmodell (Kin- 
kel et al. 2002). Erwartungsgemäß handelt es sich bei 
dem Drittel der Betriebe, das bereits Produktionsstand- 
beine im Ausland aufgebaut hat, zum größten Teil um 
Großunternehmen, partiell auch um Mittelständler: Die 
Quote der im Ausland produzierenden Betriebe reicht von 
16 Prozent bei den kleinen über 46 Prozent bei den mitt- 
leren bis hin zu 85 Prozent bei den großen Betrieben. Der 
typisch deutsche Mittelstand war demnach 2001 bereits 
etwa zur Hälfte auch mit eigenen Produktionskapazitäten 
im Ausland präsent, während bei kleinen Betriebe mit 
weniger als 100 Beschäftigten bis dahin nur etwa jeder 
sechste diese Option ergriffen und umgesetzt hatte. 

Von besonderer Bedeutung für die Ausgestaltung der Ar- 
beitsverhältnisse in deutschen Industriebetrieben sind 
Produktionsverlagerungen, da in diesem Falle keine Zu- 
satz- oder Erweiterungsinvestitionen im Zielmarkt vorge- 
nommen werden - wie es beim Aufbau einer Auslands- 
produktion im Allgemeinen durchaus der Fall sein kann -, 
sondern immer inländische Wertschöpfung substituiert 
wird (z. B. DIHK 2003; Kinkel et al. 2004; Wildemann 
2005). Dies betrifft aber üblicherweise nicht alle Arbeits- 
plätze und Qualifikationen in gleichem Maße, wie im 
weiteren Verlauf zu zeigen sein wird. 

Als Datenbasis zur Einschätzung, wie viele und welche 
Betriebe des deutschen Verarbeitenden Gewerbes 
Produktionsverlagerungen ins Ausland oder Rückverla- 
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Tabelle 3 

Häufigkeit und Motive von Auslandsproduktion, Verlagerungen und Rückverlagerungen 

Häufigkeit, Zielregionen, 
Motive 

Auslandsproduktions- 
bestand 2001 
(n = 519) 

Produktions- 
verlagerungen 2002-2003 
(n = 394) 

Rückverlagerungen 
2002-2003 
(n = 72) 

Häufigkeit aller Betriebe 

33 % 


25% 

4% 

Betriebe <100 Beschäftigte 

16% 


16% 

2% 

100 bis 499 Beschäftigte 

46% 


39% 

9% 

500 und mehr Beschäftigte 

85% 


59% 

17% 

Zielregionen 

1. Westeuropa (50 %) 

1 . 

EU- 10 (45 %) 

1. Westeuropa (60 %) 


2. Osteuropa (46 %) 

2. 

Asien (29 %) 

2. EU-10 (19 %) 


3. Nordamerika (44 %) 

3. 

Westeuropa (28 %) 

3. Nordamerika (18 %) 


4. Asien (34%) 

4. 

Osteur./GUS (28 %) 

4. Asien (12%) 


5. Südamerika (18 %) 

5. 

Nordamerika (13 %) 

5. Osteur./GUS (7 %) 



6. 

Südamerika (4 %) 

6. Südamerika (3 %) 

Motive (Top 6) 

1. Kosten (65 %) 

1 . 

Kosten (87 %) 

1. Kosten (52 %) 


2. Markt (60%) 

2. 

Markt (41 %) 

2. Qualität (43 %) 


3. Kundennähe (34 %) 

3. 

Lieferfähigkeit (35 %) 

3. Lieferfähigkeit (38 %) 


4. Steuern, Abgaben, Sub- 

4. 

Kapazitätsengpässe 

4. Koord. -kosten 


ventionen (21 %) 


(28 %) 

(37 %) 


5. Verfügbarkeit von quäl. 

5. 

Steuern, Abgaben, 

5. Verfügbarkeit von quäl. 


Personal (17 %) 


Subventionen (27 %) 

Personal (33 %) 


6. Koordinationskosten 

6. 

Nähe zu Großkunden 

6. Infrastruktur (26 %) 


(16%) 


(23 %) 



Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebungen „Innovationen in der Produktion 2001 und 2003“; eigene Darstellung 


gerungen von dort durchgeführt haben, eignet sich die 
Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“ des 
Fraunhofer ISI, die eine repräsentative Stichprobe von 
1 450 Betrieben aus den Kernbranchen des deutschen 
Verarbeitenden Gewerbes (Metall- und Elektroindustrie, 
Chemische und Kunststoffverarbeitende Industrie) dar- 
stellt (Tabelle A2 u. A3 im Anhang). Wie die Analysen 
zeigen, hat im Zeitraum 2002 bis 2003 hochgerechnet auf 
die Grundgesamtheit etwa ein Viertel aller Betriebe Teile 
der Produktion ins Ausland verlagert (Tabelle 3). Dieser 
Wert stellt gegenüber dem 3 -Jahreszeitraum zuvor (2000 
bis 2001) einen Anstieg dar (Kinkel et al. 2004). Die nur 
für die Metall- und Elektroindustrie verfügbare, weiter 
zurückreichende Zeitreihe (Abbildung 5) macht deutlich, 
dass nach einem Aufwuchs der Verlagererquoten von 
1995 bis 1999 auf 27 Prozent 2001 erstmals ein Rück- 
gang zu verzeichnen war (KinkeELay 2004a). 

Dieses Nachlassen der Verlagerungsneigung war jedoch 
keine stabile Trendumkehr. Der für 2003 ermittelte Wert 
entspricht wieder nahezu dem hohen Verlagerungsniveau 
von 1999. Die Erweiterung der EU um zehn neue Mit- 
gliedsländer hat demnach Verlagerungsaktivitäten bereits 


in den Jahren 2002 und 2003, also im Vorfeld des 1. Mai 
2004, eine zusätzliche Dynamik verliehen, wie die Ana- 
lyse der Zielregionen von Produktionsverlagerungen zei- 
gen wird. 

Neben dem ins Ausland gerichteten Verlagerungstrend er- 
lauben die Daten auch eine Quantifizierung der Rückver- 
lagerung von Produktionskapazitäten nach Deutschland. 
Demnach haben hochgerechnet 4,4 Prozent aller Firmen 
von 2002 bis 2003 Teile ihrer Produktion aus dem Aus- 
land wieder nach Deutschland zurückgeholt (Tabelle 3). 
Wie sich weiter zeigt, folgen Produktionsrückverlagemn- 
gen um zwei Jahre zeitversetzt dem Verlagerungstrend 
(Abbildung 5). Daraus wird folgendes Muster ersichtlich: 
Auf jeden vierten bis fünften Verlagerer kommt zwei 
Jahre später ein Rückverlagerer von Teilen der Produk- 
tion! Produktionsverlagerungen sind demnach keine Ein- 
bahnstraße ins Ausland. Rückverlagerungen von vormals 
ausgelagerten Produktionskapazitäten stellen keine Aus- 
nahmefälle dar, sondern sind ein quantifizierbares und 
durchaus nichtunbedeutendes Phänomen. 

Der europäische Vergleich auf Basis der Daten des Euro- 
pean Manufacturing Survey (EMS) bei 2 249 Betrieben 
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Abbildung 5 

Entwicklung der Verlagerer- und Rückverlagererquote in der Metall- und Elektroindustrie 

im Zeitverlauf 

Verlagerung in den zwei Rückverlagerung in den zwei Jahren 

Jahren vor .... realisiert vor .... realisiert (1 995 nicht erhoben) 



(n = 1.305) (n = 1.329) (n = 1.442) (n = 1.258) (n = 1.134) 

Quelle: in Anlehnung an Kinkel/Lay 2004a 


aus neun ausgewählten europäischen Ländern 5 zeigt, dass 
die Verlagerung von Teilen der Produktion eine wichtige 
Strategie in allen untersuchten Industrieländern ist (Dachs 
et al. 2006). Allerdings finden sich beträchtliche Unter- 
schiede in der Verlagerungshäufigkeit (Abbildung 6). 
Deutschland liegt dabei mit 29 Prozent Produktionsverla- 
gerern gerade einmal im Mittelfeld des europäischen Ver- 
gleichs. 6 Entgegen der öffentlichen Wahrnehmung und 


5 Die Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“ des Fraunhofer 
ISI bei 1 450 Betrieben des deutschen Verarbeitenden Gewerbes, aus 
der sich die deutschen Auswertungen speisen, ist Teil dieses europäi- 
schen Datensatzes. 

6 Der Unterschied zu der zuvor dargestellten Quote von 25 Prozent 
Verlagerem erklärt sich daraus, dass dort die Daten auf die deutsche 
Grundgesamtheit hochgerechnet wurden, was beim europäischen 
Vergleich nicht sinnvoll ist. Die Aussagen sind aber in den Tenden- 
zen, ob gewichtet oder nicht, absolut stabil. 


oftmals sehr emotional geführten Diskussion sind Pro- 
duktionsverlagerungen ins Ausland kein Phänomen, das 
gerade von der deutschen Wirtschaft überdurchschnittlich 
häufig vollzogen wird. 

Dass Produktionsverlagerungen auch in den anderen 
europäischen Ländern keine Einbahnstraße ins Ausland 
sind, zeigen die Quoten der Betriebe, die in den Jahren 
2002 und 2003 vormals ausgelagerte Teile der Produktion 
wieder an den heimischen Produktionsstandort zurück- 
verlagert haben. Der Anteil der Riickverlagerer je Land 
variiert ebenso wie der Verlagereranteil sehr stark und 
reicht von 0 Prozent im Falle von Kroatien bis zu 
20 Prozent aller Betriebe Großbritannien (Abbildung 6). 
Setzt man diese Quote ins Verhältnis zu den Verlagerer- 
anteilen, so reicht dieses von einem Riickverlagerer je 
sechs Verlagerer im Falle Italiens bis zu einem Riickver- 
lagerer je zwei Verlagerer im Falle von Großbritannien. 
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Abbildung 6 


Anteil der Betriebe mit Produktions- bzw. Rückverlagerung 2003 

(in Prozent) 

Rückverlagererquote 2003 ■ Verlagererquote 2003 



Quelle: Dachs et al. 2006; eigene Berechnungen 


Ziel- und Herkunftsregionen von Auslands- 
produktion, Produktions- und Rückverlagerungen 

Geht man der Frage nach, wo sich die deutschen Firmen 
mit einer Auslandsproduktion regional angesiedelt haben, 
so zeigt sich: Westeuropa erfuhr als Standort für eine 
Auslandsproduktion, gemessen am Auslandsproduktions- 
bestand 2001, noch knapp die höchste Wertschätzung 
(Tabelle 3). Die Hälfte der deutschen Betriebe mit auslän- 
dischen Produktionsstätten (Mehrfachnennungen) hat 
sich (auch) hier angesiedelt. Osteuropa sowie Mittel- und 
Nordamerika lagen in der Bedeutung jedoch nur knapp 
zurück. Jeweils etwa 45 Prozent der befragten Firmen mit 
ausländischer Produktion haben sich für diese Regionen 
entschieden, ln Asien hat sich ein Drittel der Firmen mit 
Produktionsniederlassungen engagiert. Demgegenüber 
spielt Südamerika als Produktionsstandort eher eine un- 
tergeordnete Rolle. Hier haben bislang nur 18 Prozent der 
im Ausland präsenten Betriebe den Aufbau eines Produk- 
tionsstandorts gewagt. 

Bevorzugte Zielregionen von Produktionsverlagerungen 
waren die zehn neuen EU -Mitgliedsländer (Kinkel et al. 
2004). ln diesen im Jahre 2004 neu zur EU gestoßenen 
Ländern engagierten sich ca. 45 Prozent aller verlagern- 
den Firmen bereits in den Jahren 2002 oder 2003 
(Tabelle 3). Diese „Sonderkonjunktur“ der EU-Erweite- 
rung erklärt einen wesentlichen Anteil der zusätzlichen 
Verlagerungsdynamik im Vergleich zum Zeitraum 2000/ 
200 1 . An zweiter Stelle der Zielregionen für Produktions- 
verlagerungen stand der asiatische Raum. Knapp 30 Pro- 


zent der Firmen mit Produktionsverlagerungen ins Aus- 
land wählte Asien als Verlagerungsziel. Westeuropa war 
knapp hinter Asien die dritthäufigste Zielregion für Aus- 
landsverlagerungen, während der Auslandsproduktions- 
bestand dort noch bis 2001 am höchsten war (Tabelle 3). 
Auf Rang 4 in der Standortpräferenz der verlagernden 
Firmen folgten osteuropäische Länder außerhalb der EU- 
Beitrittsländer mit knapp einem Fünftel der Umsiedlun- 
gen. Nord- und mittelamerikanische Standorte, insbeson- 
dere jedoch Standorte im südamerikanischen Raum, folg- 
ten mit 13 bzw. 4 Prozent Nennungen deutlich dahinter. 

Bei der Analyse der Herkunftsregionen von Rückverlage- 
rungen deutscher Betriebe fällt auf, dass ca. 60 Prozent 
der rückverlagernden Firmen Produktion aus westeuro- 
päischen Standorten abgezogen haben (Tabelle 3). Die EU- 
Beitrittsländer sowie die nord- und mittelamerikanischen 
Staaten folgen mit 19 bzw. 18 Prozent der Nennungen auf 
Rangplatz 2 und 3. Asien, Osteuropa und Südamerika sind 
als Herkunftsregionen für Rückverlagerungen eher nach- 
rangig. ln der Gesamtschau von Ziel- und Herkunfts- 
regionen scheint Westeuropa als Alternativstandort für in- 
ländische Produktion an Attraktivität verloren zu haben. 
Die EU-Beitrittsländer wie auch Asien üben dagegen zu- 
nehmend eine hohe Anziehungskraft aus. 

Motive für den Aufbau ausländischer Produktions- 
standorte, Produktions- und Rückverlagerungen 

Für die (zukünftigen) Auswirkungen auf die Industrie- 
arbeit kann es von entscheidender Bedeutung sein, aus 
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welcher Motivation und Strategie heraus eine Auslands- 
produktion aufgebaut wird, Produktionsverlagerungen 
vorgenommen werden oder wieder zurückgenommen 
werden müssen (von Behr/Semlinger 2004; Schulte 
2002). Geht man daraufhin vertieft der Frage nach, wel- 
che Motive für den Aufbau einer Auslandsproduktion (in- 
klusive Erweiterungsinvestitionen) deutscher Betriebe 
maßgeblich waren, so ergibt sich auf der Basis der Nen- 
nung von maximal drei Hauptfaktoren folgendes Bild 
(Tabelle 3): Die für den Produktionsstandort Deutschland 
im Vergleich zum Ausland höheren Kosten der Produk- 
tionsfaktoren werden von 65 Prozent der Betriebe mit 
Auslandsproduktion als Grund angeführt, eine Auslands- 
produktion aufgebaut zu haben. Mit knappem Abstand 
folgt die Markterschließung als Grund für den Aufbau ei- 
nes Produktionsstandortes im Ausland (60 Prozent). Das 
drittwichtigste Motiv, einen Produktionsstandort im Aus- 
land einzurichten, ist der von im Ausland präsenten 
Schlüsselkunden ausgeübte Druck, in ihrer unmittelbaren 
Nähe zu fertigen („following customer“). Immerhin 
34 Prozent der Betriebe gaben an, dass dieser Grund für 
sie wesentlich war. Insgesamt nennen nur 7 Prozent aller 
Betriebe keines dieser drei Hauptmotive als wesentliches 
Motiv für den Aufbau ihrer Produktionsstätten im Aus- 
land. 

Entgegen einer verbreiteten Meinung zählen Steuern, 
Abgaben und Subventionen, die von 21 Prozent der Aus- 
landsproduzenten genannt wurden, nicht zu den wichtigs- 
ten Beweggründen für die Auslandsansiedlung der Pro- 
duktion. Bemerkenswert ist auch der geringe Anteil von 
Firmen, der die Technologieerschließung als treibend für 
die Auslandsproduktion erachtet (8 Prozent). Dieses 
Motiv veranlasst offensichtlich nur stark innovations- 
orientierte Betriebe, neben FuE- auch Produktionskapazi- 
täten im Ausland aufzubauen. Daneben sei noch auf die 
sehr geringe Quote von Firmen verwiesen, die als Ursa- 
che für ihr Auslandsengagement in der Produktion den 
Währungsausgleich (6 Prozent) angibt. Dieses Motiv 
wurde bisher vielfach als wesentlich für die Streuung der 
Produktion über mehrere Regionen kolportiert. 

Im Gegensatz zur etwa gleichen Bedeutung von Kosten- 
und Marktmotiven für den Aufbau einer Auslandsinvesti- 
tion (inklusive Erweiterungsinvestitionen) sind die Kos- 
ten der Produktionsfaktoren das dominierende Motiv für 
Produktionsverlagerungen (Kinkel et al. 2004). In über 
85 Prozent der deutschen Verlagerungsfälle waren die 
Faktorkosten zumindest mit ursächlich (Mehrfachnen- 
nungen) für die in den Jahren 2002 und 2003 vollzogenen 
Verlagerungen (Tabelle 3). Auf Rang 2 folgt mit etwa 
40 Prozent der Versuch, über die Verlagerung neue 
Märkte zu erschließen. Hier sollen durch Produktion im 
Absatzgebiet Kundenkreise erreicht werden, die über ei- 
nen alleinigen Export von Deutschland aus nicht zu ge- 
winnen sind. Dieses Motiv hat in den letzten Jahren für 
Produktionsverlagerungen stark an Bedeutung gewonnen 
(Kinkel/Lay 2004a). Engverknüpft mit diesem gestiege- 
nen Stellenwert des Marktmotivs ist auch die hohe Be- 
deutung von Flexibilität und Lieferfähigkeit zu sehen, die 
in ca. einem Drittel der Fälle mit ursächlich für die Um- 
schichtung von Produktion ins Ausland war. In mehr als 


einem Viertel der Verlagerungsfälle konnten ausländische 
Produktionskapazitäten zur Kompensation inländischer 
Produktionsengpässe herangezogen werden. Steuern und 
Abgaben waren in einem Viertel der Fälle ein Grund, Pro- 
duktion ins Ausland zu verlagern. Dieses Motiv hat damit 
auch für Verlagerungen nicht den hohen Stellenwert, der 
vielfach unterstellt wird. Ein weiteres, eigenständig wich- 
tiges Verlagerungsmotiv ist der Wunsch von Großkunden, 
räumlich in ihrer Nähe zu produzieren. Etwa 25 Prozent 
der verlagernden Firmen nannte diesen Grund. 

Bei den Motiven für Rückverlagerungen vormals ausge- 
lagerter Produktionskapazitäten an den deutschen Betrieb 
sind etwas überraschend die Faktorkosten mit 52 Prozent 
am häufigsten genannt (Tabelle 3). Hier scheinen die Un- 
ternehmen die Entwicklungs- bzw. Anpassungstendenzen 
dieser Kostengrößen im Zeitverlauf nicht immer ausrei- 
chend in ihre Kalkulation mit einzubeziehen (Kinkel 
2004). Der mit 43 Prozent zweitbedeutsamste Rückverla- 
gerungsgrund sind Qualitätsprobleme. Einbußen bei Fle- 
xibilität und Lieferfähigkeit sind mit 38 Prozent der dritt- 
wichtigste Grund für Rückverlagerungen, haben aber 
über die Jahre an Bedeutung verloren. Zunehmend wich- 
tiger für Rückverlagerungen scheint der Gesichtspunkt 
der unerwartet hohen Koordinations- und Kommunika- 
tionskosten (37 Prozent) zu werden. Dieser Befund deckt 
sich mit qualitativen Fallstudien, wonach die Betreuungs- 
kosten zur Unterstützung des ausländischen Standortes 
vom Heimatstandort aus („Overheads“) häufig nicht aus- 
reichend kalkuliert werden (Kinkel 2004). In einem Drit- 
tel der Rückverlagerungen wird die Nichtverfügbarkeit 
qualifizierten Personals am Auslandsstandort als Ursache 
der Rückverlagerung benannt. Diese Begründung ist in 
Zusammenhang mit dem hohen Stellenwert von Quali- 
tätsproblemen für Rückverlageningen zu sehen und un- 
terstreicht, dass das an deutschen Standorten verfügbare 
Potenzial qualifizierter Arbeitskräfte bei Auslandsverla- 
gerungen zumindest in Teilen unterschätzt wird. Eine 
bessere Infrastruktur an der inländischen Produktions- 
umgebung war schließlich für mehr als ein Viertel der 
Rückverlagerungsfälle mit ausschlaggebend. 

Insgesamt sind sowohl die Auslandsproduktion als auch 
Produktions- und Rückverlagerungen sehr komplexe 
Themen, denen man mit eindimensionalen Erklärungs- 
ansätzen nicht gerecht wird. Auch Verlagerungen sind 
nicht, wie in der öffentlichen Diskussion oftmals unterstellt 
wird, immer nur rein kosten- und effizienzorientierte Maß- 
nahmen. Deutsche Betriebe legen ihren Verlagerungsent- 
scheidungen zunehmend einen multifaktorellen Motivmix 
zugrunde, der auch Faktoren wie Markterschließung, 
Kundennähe oder Sicherstellung der Lieferfähigkeit vor 
Ort beinhaltet. Diese Strategien sind, wie vertiefende 
Analysen gezeigt haben (Kinkel et al. 2004; Kinkel/Lay 
2004b; Kinkel/Wengel 1998), auch die nachhaltigeren: 
Sie sind wirtschaftlich erfolgreicher und führen im Ge- 
gensatz zu rein kostengetriebenen Verlagerungen auch 
nicht unmittelbar zu einem Arbeitsplatzabbau am Hei- 
matstandort. Dies gilt es bei den weiteren Analysen der 
möglichen Auswirkungen von Auslandsproduktion und 
Produktionsverlagerungen auf die zukünftige Arbeits- 
situation in deutschen Industriebetrieben zu berücksichtigen. 
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1.4 Auslandsproduktion nach Branchen und 
Betriebscharakteristika 

Im Hinblick auf die im weiteren Verlauf noch genauer zu 
spezifizierenden Auswirkungen der Internationalisierung 
der Produktion auf die Arbeitsanforderungen in den be- 
troffenen Industriebetrieben ist es wichtig einschätzen zu 
können, welche Betriebe und welche Branchen bei Aus- 
landsproduktion und Produktionsverlagerungen beson- 
ders aktiv sind. 

Zur Bestimmung der typischen Firmencharakteristika, die 
Verlagerer von Teilen der Produktion von Betrieben un- 
terscheiden, die im Beobachtungszeitraum 2002 bis 2003 
nicht ausgelagert haben, wurde eine multivariate Probit- 
analyse auf Basis der Antworten der deutschen, schwei- 
zerischen und österreichischen Betriebe gerechnet (Ta- 
belle 4; nach Dachs et al. 2006). Die Analyse zeigt 


erwartungsgemäß, dass einer der stärksten Einflussfakto- 
ren auf die Wahrscheinlichkeit eines Betriebes, Produk- 
tion auszulagern, seine Größe (in der Analyse logarith- 
miert) ist. Größere Betriebe verfugen über einfacher 
teilbare Produktionskapazitäten sowie über größere 
Erfahrungen und Personalressourcen für den Aufbau aus- 
ländischer Produktionsstätten als kleine und mittlere Un- 
ternehmen (KMU). Ebenso bedeutend für die Verlage- 
rungswahrscheinlichkeit eines Betriebes ist der Anteil 
seiner Produkte, die er bereits seit mehr als zehn Jahren in 
seinem Programm hat. Produkte, die bereits so lange am 
Markt angeboten werden, scheinen einem besonderen 
Kostendruck ausgesetzt zu sein, der die Realisierung zu- 
sätzlicher Kosteneinsparpotenziale durch Produktions- 
verlagerung induziert. Die Fähigkeit, neue Produkte 
einzuführen, gemessen am Umsatzanteil von Produkten, 
die jünger als drei Jahre sind, zeigt dagegen keinen signi- 


Tabelle 4 

Probitregression der Firmencharakteristika verlagernder Betriebe 


Variable 

marginale 

ffekte 

Zufallswahr- 

scheinlichkeit 

Signifikanz 

Anzahl Beschäftigte (logarithmiert) 

0,108 

0,000 

*** 

Arbeitsintensität: Personalkostenanteil 

-0,003 

0,002 


Umsatzanteil mit Produkten jünger 3 Jahre 

0,026 

0,291 


Umsatzanteil mit Produkten älter 10 Jahre 

0,102 

0,000 


Endmontage nach Kundenauftrag, Vorfertigung 
lagerorientiert 

0,040 

0,187 


Fertigung auf Lager 

0,070 

0,105 


Einzel- oder Kleinserienfertigung 

-0,038 

0,215 


Großserienfertigung 

-0,002 

0,957 


mehrteilige Erzeugnisse einfacher Struktur 

0,066 

0,058 

* 

mehrteilige Erzeugnisse komplexer Struktur 

0,027 

0,504 


komplexe Anlagen 

0,013 

0,771 


Chemische Industrie 

-0,091 

0,065 

* 

Hersteller von Metallerzeugnissen 

-0,049 

0,256 


Maschinen- und Anlagenbau 

0,053 

0,285 


Elektroindustrie 

0,079 

0,178 


Präzisionstechnik: Medizin-, Mess-, Regelungs-, 
Steuerungstechnik, Optik 

0,072 

0,245 


andere Branchen 

0,085 

0,161 


Schweiz 

0,057 

0,129 


Österreich 

0,171 

0,000 

*** 


Signifikanzniveaus: *** 1 Prozent, ** 5 Prozent, * 10 Prozent; 
Quelle: nach Dachs et al. 2006 
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fikanten Einfluss auf die Neigung, Produktionsaktivitäten 
zu verlagern. 

Des Weiteren kommt der Arbeitsintensität der Produk- 
tionsprozesse, gemessen am Anteil der Personalkosten 
am Umsatz, eine signifikante Bedeutung für die Wahr- 
scheinlichkeit von Produktionsverlagerungen ins Ausland 
zu. Allerdings ist ihr Einfluss überraschenderweise umge- 
kehrt proportional, sodass eine niedrigere Arbeitsintensi- 
tät mit einer höheren Bereitschaft einhergeht, Teile der 
Produktion auszulagern. Dieser Zusammenhang könnte 
auf Grenzen für Einsparungspotenziale durch Moderni- 
sierung und Automatisierung (also einer Erhöhung der 
Arbeitsproduktivität) der betreffenden Produktionspro- 
zesse im Inland hindeuten, insbesondere wenn es sich um 
sehr reife Produkte und Prozesse handelt (siehe auch An- 
teil alter Produkte am Umsatz). Die Betriebe scheinen 
dann darauf zu bauen, diese Rationalisierungslimitierun- 
gen durch Verlagerungen überwinden zu können. 

Auch die Eigenschaften des Hauptprodukts haben für die 
Auslagerungsentscheidung einen Einfluss. Zwar findet 
sich weder für den Grad, in dem die Unternehmen nach 
Kundenauftrag oder auf Lager produzieren, noch für die 
Seriengröße ein signifikanter Zusammenhang mit der 
Entscheidung, Teile der Produktion auszulagern. Aller- 
dings zeigen Erzeuger mehrteiliger Erzeugnisse mit ein- 
facher Struktur (z. B. Pumpen, Getriebe) eine signifikant 
höhere Neigung zur Auslandsproduktion. Zwischen Aus- 
lagerung und Produktkomplexität existiert, wie von 
Kinkel/Lay (2004a, S. 5) für deutsche Betriebe gezeigt 
werden konnte, ein umgekehrt U-förmiger Zusammen- 
hang (Abbildung 7). Sowohl die Produktion einfacher 
Produkte als auch die von sehr komplexen Produkten und 


Anlagen sind in geringerem Maße flir Auslagerungen ge- 
eignet; erstere können hochautomatisiert und standardi- 
siert im Inland hergestellt werden, und bei Kapitalkosten 
haben ausländische Standorte keine Kostenvorteile. 
Hochkomplexe Produkte und Anlagen wiederum benöti- 
gen für ihre Produktion sehr gut qualifizierte Mitarbeiter 
und auch verschiedene Dienstleistungsinputs, die am hei- 
mischen Standort besser als im Ausland eingeschätzt wer- 
den. Mehrteilige Erzeugnisse, die in ihrer Produktkom- 
plexität zwischen diesen beiden Gruppen eingeordnet 
werden können, sind am stärksten von Auslagerungen be- 
troffen. 

Die Bereitschaft, Produktion an ausländische Standorte 
zu verlagern, ist auch von der Branche abhängig, ln der 
Chemischen Industrie sehen wir eine signifikant niedri- 
gere Neigung zur Auslagerung als in der Referenzbran- 
che, der Kunststoffverarbeitung. Gerade in der Chemi- 
schen Industrie sind Herstellungsverfahren vielfach sehr 
kapitalintensiv und automatisiert auslegbar, sodass insbe- 
sondere effizienzorientierte Verlagerungen dort eine 
geringere Rolle spielen. Diese Zurückhaltung der Chemi- 
schen Industrie spiegelt sich in einem unterdurchschnittli- 
chen Anteil von 22 Prozent der Betriebe, die 2002 oder 
2003 Teile ihrer Produktion ins Ausland verlagert haben, 
wider (Tabelle 5). Noch zurückhaltender agierten die 
Hersteller von Metallerzeugnissen mit einer mittleren 
Verlagerungsneigung von 16 Prozent. Besonders ausge- 
prägt war die Verlagerungsneigung dagegen bei den Her- 
stellern von Büromaschinen, DV-Geräten, Elektrotech- 
nik, Elektrizitätserzeugung, etc. (NACE 30 bis 32) sowie 
im Fahrzeugbau (NACE 34 und 35) mit jeweils etwas 
mehr als einem Drittel verlagernder Betriebe. 


Abbildung 7 


Verlagere rquoten nach der Komplexität der hergestellten Produkte 
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Quelle: Kinkel/Lay 2004a 
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Tabelle 5 

Auslandsproduktion, Verlagerungen und Rückverlagerungen nach Branchen und Betriebscharakteristika 


Betriebscharakteristika und Branchen 

Auslands- 
produktions- 
bestand 2001 
(n = 519) 

Produktions- 
verlagerungen 
2002 bis 2003 
(n = 394) 

Rück- 
verlagerungen 
2002 bis 2003 
(n = 72) 

Häufigkeit aller Betriebe 

33 % 

25% 

4% 

Fahrzeugbau (NACE 34, 35) 

62 % (Rang 1) 

34 % (Rang 2) 

9 %, (Rang 1) 

Chemische Industrie (NACE 24) 

45 % (Rang 2) 

22 % (Rang 6) 

8 % (Rang 2) 

Herst, v. Büromaschinen, DV-Geräten, Elektrotechnik, 
Elektrizitätserzeugung, etc. (NACE 30-32) 

37% (Rang 3) 

35 % (Rang 1) 

4 % (Rang 4) 

Herst, v. Gummi- und Kunststoffwaren (NACE 25) 

35 % (Rang 4) 

25 % (Rang 4) 

6% (Rang 3) 

Medizin-, Mess-, Steuer-, Regelungstechnik, Optik 
(NACE 33) 

34 % (Rang 5) 

25 % (Rang 5) 

3 % (Rang 6) 

Maschinenbau (NACE 29) 

32 % (Rang 6) 

26 % (Rang 3) 

4 % (Rang 4) 

Herst, v. Metallerzeugnissen (NACE 28) 

21 % (Rang 7) 

76% (Rang 7) 

3 % (Rang 6) 

Produktkomplexität 

- 

v. a. mittlere 
Komplexitäten 

- 

Personalkostenanteil 

v. a. Betriebe mit 
geringeren Perso- 
nalkostenanteilen 

v. a. Betriebe mit 
geringeren Perso- 
nalkostenanteilen 


Umsatzanteil Produkte älter als 10 Jahre 


v. a. Betriebe mit 
hohen Anteilen 
alter Produkte 
am Umsatz 



Quelle: Lay et al. 2002; Lay/Maloca 2004; eigene Darstellung 


ln der Zusammenschau von bis zum Jahr 2001 aufgebau- 
ten Auslandsproduktionen (inklusive Erweiterungsinves- 
titionen) und danach (2002/2003) vollzogenen Produk- 
tionsverlagerungen lassen sich folgende Branchenmuster 
identifizieren (Tabelle 5): 

- Der Fahrzeugbau und mit Abstrichen die Elektrotech- 
nische Industrie (NACE 30 bis 32) weisen bereits zum 
Jahr 2001 einen überdurchschnittlich hohen Anteil 
von im Ausland produzierenden Betrieben auf und 
nehmen weiterhin Verlagerungen von Teilen ihrer Pro- 
duktion an bereits bestehende oder neue Auslands- 
werke vor. Für diese Branchen scheint sich eine Pro- 
duktion im Ausland aus Kosten- oder Marktgründen 
vergleichsweise oft vorteilhaft gegenüber heimischen 
Standorten darzustellen, auch wenn in der Automobil- 
industrie die Rückverlagerungszahlen eine Neigung 
zum „flexiblen Out- und Backsourcing“ erkennen las- 
sen (Kinkel/Lay 2004a). 

- Hersteller von Gummi- und Kunststoffwaren, Herstel- 
ler von Medizin-, Mess-, Steuer- und Regelungstech- 
nik, Optik sowie der Maschinenbau liegen sowohl bei 
der Anzahl der Betriebe mit bis 2001 aufgebauten 


Auslandsproduktionen als auch mit danach durchge- 
führten Produktionsverlagerungen im Mittelfeld. 

- Hersteller von Metallerzeugnissen weisen sowohl hin- 
sichtlich aufgebauten Auslandsproduktionen wie auch 
aktuell vollzogenen Produktionsverlagerungen deut- 
lich unterdurchschnittliche Betriebsanteile auf. Be- 
triebe dieser Branche scheinen in ihren traditionell 
stärker auf den Heimatmarkt orientierten Zuliefer- und 
Abnehmerstrukturen noch immer wirtschaftlich pro- 
duzieren zu können, sodass Auslandsproduktion und 
Produktionsverlagerungen (noch) keinen hohen Stel- 
lenwert einnehmen. 

- Betriebe der Chemischen Industrie haben in der Ver- 
gangenheit vergleichsweise häufig (Erweiterungs-)ln- 
vestitionen in ausländische Produktionsstandorte getä- 
tigt, sind aber aktuell bei Verlagerungen eher 
zurückhaltend und ziehen verstärkt Produktion aus ih- 
ren ausländischen Standorten zurück. Insbesondere für 
kapitalintensive Industrien wie die Chemische Indus- 
trie scheinen sich die Rahmenbedingungen des Pro- 
duktionsstandortes Deutschland also nicht verschärft 
negativ darzustellen. 
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Die dargestellten Erkenntnisse zu unterschiedlich betrof- 
fenen Branchen und Betriebscharakteristika, die eine 
Auslandsproduktion bzw. Produktionsverlagerungen ins 
Ausland wahrscheinlicher machen oder nicht, gilt es bei 
der weiteren Analyse, welche Auswirkungen die Intema- 
tionalisierung der Produktion auf die Ausgestaltung der 
Industriearbeit in Deutschland hat und zukünftig haben 
wird, entsprechend zu berücksichtigen. 

1.5 Auswirkungen auf die Industriearbeit 

Dass die Internationalisierung der Produktion vielfältige 
Auswirkungen auf die Arbeitsinhalte und die Arbeits- 
organisation in den Industriebetrieben haben kann, ist in 
verschiedenen Beiträgen thematisiert oder zumindest in- 
direkt angerissen worden (z. B. Brödner/Lay 2002; Meil 
1996; Steger 1998; von Behr/Hirsch-Kreinsen 1998; von 
Behr/Semlinger 2004). Dabei fokussiert die Literatur zum 
internationalen Management von Unternehmen (z. B. 
Diilfer 1997; Müller/Kornmeier 2002; Perlitz 2000) vor- 
zugsweise auf die Frage, wie das Management und damit 
die Führungskräfte in multinationalen Unternehmen 
durch die zunehmende Intemationalisierung ihrer Ge- 
schäftstätigkeit betroffen sind und welche Auswirkungen 
dies auf Managementpraktiken und -inhalte hat. Ein 
Schwerpunkt ist hier das interkulturelle Management, das 
heißt die Frage wie kulturbedingte Managementprobleme 
durch effizientes interkulturelles Handeln erfolgreich be- 
wältigt werden können (Perlitz 2000, S. 297). Die Lö- 
sungsvorschläge richten sich zumeist auf die Frage, wel- 
che Besonderheiten es beim Arbeiten und Führen in 
fremden Kulturkreisen zu beachten gilt (Hofstede 1993; 
Perlitz 2000). Damit liegt der Fokus dieser Forschungs- 
richtung auf der Ebene der Managementarbeit in großen 
multinationalen Unternehmungen. Weitere Schwerpunkte 
der Forschung zu veränderten Anforderungen in multina- 
tional agierenden Unternehmen betreffen grenz- und be- 
reichsiibergreifende Koordinationsprobleme, Probleme 
beim Auslandseinsatz und der Rekrutierung sowie insbe- 
sondere der Entsendung sogenannter „ex patriates“ in 
ausländische Produktionsstandorte für eine begrenzte Zeit 
(z. B. Ringlstetter 1994; Stahl 1998; von Behr/Hirsch- 
Kreinsen 1998). 

Ein anderer Literaturstrang befasst sich ergänzend mit der 
Frage, welche Auswirkungen die Internationalisierung 
der Produktion nicht nur für große „global player“, son- 
dern zunehmend auch für kleine und mittelständische Un- 
ternehmen hat. Auch dieser Strang setzte sich zunächst 
vornehmlich mit den Auswirkungen einer internationalen 
Produktion auf die Führungsebene in diesen Unterneh- 
men auseinander (z. B. Meil 1996; von Behr/Hirsch- 
Kreinsen 1998). In jüngerer Zeit erschienen jedoch auch 
Veröffentlichungen zur Auswirkung der internationalen 
Produktion nicht nur auf die Arbeit der Führungskräfte, 
sondern auch auf die Arbeit der Facharbeiter in Industrie- 
betrieben. Dieser Forschungsstrang speist sich schwer- 
punktmäßig aus Beiträgen der Mittelstandsforschung 
(z. B. Backes-Gellner et al. 2000; Hering et al. 2001; We- 
ber/Kabst 2000), zum Wandel der Erwerbsarbeit (z. B. 


Brödner/Knuth 2002; Dostal et al. 2000), aus Beiträgen 
der Berufsbildungsforschung (z. B. Borch et al. 2003; 
Busse et al. 1997; Wordelmann 1995) sowie aus For- 
schungsprojekten des BMBF im Rahmenkonzept „For- 
schung für die Produktion von morgen“ zur Erforschung 
der Globalisiemngsfähigkeit kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen (von Behr 2002; von Behr/Semlinger 2004). Die 
Schwerpunkte dieser Beiträge hegen dementsprechend 
auf veränderten Tätigkeitsinhalten von Fach- und Füh- 
rungskräften (Kap. III. 1.6) in international produzieren- 
den mittelständischen Unternehmen, wobei insbesondere 
der länderiibergreifende Wissenstransfer und damit ein- 
hergehend die Koordinationsprobleme beim internationa- 
len Personalmanagement und beim Auslandseinsatz von 
Fach- und Führungskräften sowie neue Fach- und Füh- 
rungskräfterollen angesprochen sind. Auf der Ebene ver- 
änderter Qualifikationen (Kap. III. 1.7) werden insbeson- 
dere interkulturelle Kompetenzen und „internationale 
Qualifikationen“ sowie Rekrutierungsprobleme bei 
Engpassqualifikationen und erhöhte Anforderungen an 
soziale und kommunikative Fähigkeiten („Soft Skills“) 
vertieft. 

Ingesamt ist die Literatur zu den Auswirkungen einer in- 
ternationalen Produktion auf die Arbeitsinhalte und -pro- 
file von Fach- und Führungskräften sehr stark auf 
theoretisch-intuitive Herleitungen sowie empirisch auf 
Fallstudien und Einzelbeispiele beschränkt. Rare Ausnah- 
men stellen zum Beispiel die breitangelegte Studie von 
Hofstede (1993) zu verschiedenen Kommunikations- und 
Koordinationsweisen in unterschiedlichen kulturellen 
Räumen oder Auswertungen der BIBB/IAB-Befragungen 
sowie von Befragungen des Instituts der deutschen Wirt- 
schaft zu veränderten Anforderungen an die „internatio- 
nale Qualifikation“ mit Fokus Fremdsprachenkenntnisse 
(Lenske/Werner 2000; Wordelmann 1995) dar. Breiten- 
empirische Daten zu Veränderungen von Tätigkeitsinhal- 
ten auf Werkerebene oder veränderte Zusammensetzun- 
gen von Belegschaften hinsichtlich ihrer Qualifikations- 
und Fachprofile hegen jedoch bislang nicht vor. Die Er- 
hebung „Innovationen in der Produktion 2003“ des 
Fraunhofer ISI ermöglicht es, diese Lücke auf Basis einer 
repräsentativen Stichprobe von 1 450 Betrieben des Ver- 
arbeitenden Gewerbes zu schließen. Im Folgenden soll 
daher vertieft analysiert werden, 

- welche veränderten Tätigkeitsinhalte sich durch die 
Intemationalisierung der Produktion auf Werkerebene 
auf Basis der Fraunhofer-ISl-Befragungsdaten nach- 
weisen lassen und welche weiteren veränderten Tätig- 
keitsinhalte an Fach- und Führungskräfte sich aus an- 
deren Studien ergeben (Kap. III. 1.6) sowie 

- welche Auswirkungen die Intemationalisierung der 
Produktion auf die Qualifikations- und Fachprofile der 
Belegschaft an deutschen Standorten auf Basis der 
Fraunhofer-ISI-Erhebungsdaten hat und welche weite- 
ren veränderten Qualifikations- und Kompetenzanfor- 
derungen sich nach den Ergebnissen anderer Untersu- 
chungen ergeben (Kap. III. 1.7). 
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1.6 Tätigkeitsinhalte von Fach- und Führungs- 
kräften 

Integration von Qualitätssicherungsaufgaben in 
das Tätigkeitsspektrum der Werker 

Auswirkungen einer zunehmenden Internationalisierung 
der Produktion auf das Ausmaß der Integration von quali- 
tätssichernden und -kontrollierenden Aufgaben in das Tä- 
tigkeitsspektrum der Werker sind denkbar und plausibel. 
So zeigte sich zum Beispiel, dass Qualitätsprobleme für 
über 40 Prozent der Rückverlagerungen von Produktion 
an deutsche Betriebsstandorte mit ursächlich sind 
(Kap. III. 1.3). Vertiefende Analysen haben gezeigt, dass 
hier insbesondere die langen Anlaufzeiten zur Sicherung 
der notwendigen Produkt- und Prozessqualitäten an aus- 
ländischen Produktionsstandorten eine wichtige Rolle 
spielen. Diese werden häufig deutlich unterschätzt und 
sind in der Realität im Mittel mehr als doppelt so lang als 
ursprünglich geplant (Kinkel 2004). Anlaufzeiten auslän- 
discher Produktionsstandorte können, wie neuere Studien 
zeigen, auch in bereits stark international tätigen Bran- 
chen wie der Automobilzulieferindustrie durchaus ein bis 
zweieinhalb, in der Spitze sogar fünf Jahre betragen 
(Kinkel/Zanker 2006). Dies zeigt, dass es insbesondere 
bei ausgelagerten Vorprodukten, die wieder in den Pro- 
duktionsprozess am deutschen Betriebsstandort einge- 
schleust werden müssen, zu erhöhten Anforderungen an 
die Qualitätssicherung auch im deutschem Betrieb kom- 
men kann. In diesem Kontext könnte es sinnvoll oder gar 
notwendig sein, erhöhte Qualitätssicherungs- und -kon- 
trollanforderungen nicht (nur) beim Wareneingang anzu- 


legen, sondern (ergänzend) im eigentlichen Produktions- 
prozess durch die Werker selbst sicherstellen zu lassen. 

Die Auswertungen der Datenbasis „Innovationen in der 
Produktion 2003“ des Fraunhofer ISI zeigen, dass Aufga- 
ben der Qualitätssicherung und -kontrolle insgesamt bei 
etwas mehr als 30 Prozent der Werker zu deren Tätig- 
keitsspektrum ergänzt wurden. Wie sich weiter zeigt, sind 
in Betrieben, die Produktionsverlagerungen ins Ausland 
durchgeführt haben, tatsächlich qualitätssichernde Aufga- 
ben bei einem höheren Anteil der Betriebe in das Tätig- 
keitsspektrum der Werker eingebunden als bei nicht 
verlagernden Betrieben (Abbildung 8). 42 Prozent der 
Betriebe, die Teile ihrer Produktion ins Ausland verlagert 
haben, haben die Integration von Qualitätssicherung in 
das Tätigkeitsspektrum der Werker vorgenommen, wäh- 
rend sich der entsprechende Wert bei Betrieben ohne Pro- 
duktionsverlagerungen ins Ausland lediglich auf 3 1 Pro- 
zent beläuft. Diese Differenz ist statistisch auf dem 
1 Prozent-Niveau signifikant. 

Dieser bivariate Zusammenhang kann durch Struktur- 
variablen wie Betriebsgröße, Branche, Produktkomplexi- 
tät oder Seriengröße, die wie gezeigt die Aktivität der Be- 
triebe bei der Internationalisierung ihrer Produktion stark 
beeinflussen (Kap. III. 1.4), verzerrt werden. Daher wurde 
für den Zusammenhang zwischen der Integration von 
Qualitätssicherungsaufgaben in das Tätigkeitsspektrum 
der Werker und der Frage, ob ein Betrieb Teile seiner Pro- 
duktion ins Ausland verlagert hat oder nicht, eine multi- 
variate logistische Regressionen gerechnet, die gleichzei- 
tig auf den Einfluss von Betriebsgröße, Komplexität der 
hergestellten Produkte, Seriengröße der Produktion sowie 
Branchenzugehörigkeit mit kontrolliert. 


Abbildung 8 

Produktionsverlagerungen und Integration von Qualitätssicherungsaufgaben 

keine Produktionsverlagerung ■ Produktionsverlagerung durchgeführt 
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Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 
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Tabelle 6 


Multivariate Regression zur Integration von Produktionsarbeit und Qualitätssicherung 

(Auszug 7 ) 


unabhängige Variable 

Exp (B) 

Signifikanz 

Produktionsverlagerung j/n 

1,198 

0,284 

richtig klassifiziert 


67,7 % 


Lesehilfe: Signifikant (*) und damit gewiss nicht statistisch zufällig sind nur jene Zusammenhänge, bei denen in der Spalte „Signifikanz“ ein Wert 
<0,1 aufgeführt ist, was einer Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 10 Prozent gleichkommt. 

Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


ln diesem multivariaten Modell zeigt sich der zuvor biva- 
riat signifikante Zusammenhang zwischen Produktions- 
verlagerung und Integration von Qualitätssicherungsauf- 
gaben in das Tätigkeitsspektrum der Werker nicht mehr 
(Tabelle 6). Dies liegt insbesondere daran, dass vor allem 
große Betriebe mit 500 und mehr Mitarbeitern sowie Her- 
steller von Produkten einfacher bis mittlerer Komplexität, 
die wie in Kapitel III. 1 .4 gezeigt überproportional häufig 
Produktionsverlagerungen ins Ausland vornehmen, auch 
überdurchschnittlich häufig Qualitätssicherungsaufgaben 
in das Tätigkeitsspektrum ihrer Werker einbinden. Damit 
ist zu konstatieren, dass der Umstand, ob ein Betrieb in 
den vorhergehenden zwei Jahren Produktionsverlagerun- 
gen ins Ausland vorgenommen hat oder nicht, keinen 
Einfluss auf das Tätigkeitsspektrum der am deutschen 
Standort verbleibenden Werker hinsichtlich der Integra- 
tion qualitätssichemder Tätigkeiten hat. Die im Zuge der 
Internationalisierung der Produktion zunehmend wichti- 
ger werdenden Qualitätssicherungs- und -kontrollaufga- 
ben scheinen also eher nicht im Spektrum der direkt pro- 
duktiven Mitarbeiter, sondern eher bei indirekten 
Einheiten oder zentralen Spezialisten angesiedelt zu wer- 
den. 

Zusätzliche Koordinationsaufgaben 

Weitere Anforderungen einer internationalen Produktion 
an die Tätigkeitsinhalte von Fach- und Führungskräften 
ergeben sich insbesondere aus grenzüberschreitenden Ko- 
ordinationsaufgaben, die international produzierende 
große wie kleine Unternehmen betreffen. Die Ergebnisse 
in Kapitel III. 1.3 haben gezeigt, dass sich Abstimmungs- 
probleme zwischen Produktionsstandorten in verschiede- 
nen Ländern häufig in hohen Koordinations- und Kom- 
munikationskosten niederschlagen, die in vielen Fällen 


7 Gleichzeitig getestet wurden in der multivariaten Analyse die unab- 
hängigen Variablen Vorhandensein von Gruppenarbeit (enge Defini- 
tion), Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen, Aufglie- 
derung von Zentralabteilungen, Aufgliederung der Produktion, 
Betriebsgröße, Komplexität der hergestellten Produkte, Seriengröße 
der Produktion sowie die Branchen Gummi- und Kunststoffwaren, 
Maschinenbau, Elektroindustrie, Medizin-, Mess-, Steuer-, Rege- 
lungstechnik, Optik sowie Automobil- und Sonstiger Fahrzeugbau 
(Tabelle A4 im Anhang). 


für die Riickverlagerung von ausgelagerten Produktions- 
kapazitäten an den deutschen Standort mit ursächlich 
sind. Koordinationsprobleme resultieren aus dem „Ver- 
such der Integration verschiedener Unternehmenseinhei- 
ten zu einem Gesamtunternehmen im Wechselspiel zwi- 
schen interner Kooperation und Konkurrenz sowie 
zwischen zentraler Kontrolle und dezentraler Autonomie“ 
(Hirsch-Kreinsen 1996). 

Im Resultat entsteht ein hoher und steigender Bedarf an 
Gesprächs-, Reise- und Zeitaufwendung für die beteilig- 
ten Manager und teilweise auch Spezialisten unter den 
Fachkräften und Werkern, die für den produktiven Ablauf 
von im Ausland anzusiedelnden Herstellprozessen wert- 
volles Wissen und Know-how besitzen. Aus der Automo- 
bilzulieferindustrie sind Beispiele bekannt, wonach ganze 
Mannschaften von 15 bis 20 Technik- und Prozessspezia- 
listen sowie leitende Manager für mehrere Monate in den 
ausländischen Produktionsbetrieb vor Ort geschickt wer- 
den, um diesen entsprechend der internen Erwartungen 
und Vorgaben „zum Laufen“ zu bringen (Kinkel/Zanker 
2006). Solche koordinierenden und qualitätssichernden 
Aufgaben können dabei nicht nur zu einer Ausweitung 
der dezentralen Overheads führen (Reichwald/Koller 
1996), sondern auch zu einer dauerhaften Erhöhung der 
Betreuungskapazitäten, die am deutschen Standort vorge- 
halten werden müssen (Kinkel 2004). Diese koordinie- 
renden Zusatzaufgaben scheinen aber insbesondere in den 
indirekten Bereichen oder bei wenigen zentralen Spezia- 
listen anzufallen, sodass sich, wie zuvor gezeigt, keine 
signifikanten Tendenzen zur Ausweitung der Tätigkeits- 
umfänge der Werker um qualitätssichernde Aufgaben 
feststellen lassen. 

Länderübergreifender Wissenstransfer 

Eng zusammen mit der Frage der hohen Koordinations- 
und Betreuungsaufwendungen ist die im Zuge der inter- 
nationalen Produktion auftretende Herausforderung zu 
sehen, einen länderiibergreifenden Wissenstransfer zwi- 
schen den verschiedenen Standorten zu bewerkstelligen. 
Betrachtet man das Wissen zur Strukturierung und Orga- 
nisation der Produktion, wie es bei internationalen Pro- 
duktionsstrategien zur Kostenreduktion, zum Marktauf- 
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bau und zur Vor-Ort-Präsenz in der Nähe eines Kunden 
wichtig ist, beinhaltet dies neben dem Austausch explizi- 
ten Wissens insbesondere auch den Transfer von Erfah- 
rungswissen (von Behr/Semlinger 2004). ln größeren und 
international erfahrenen Unternehmen wird dies oftmals 
durch umfangreiche Schulungsprogramme, entweder 
durch zentrale Spezialisten und Wissensträger, die über 
längere Zeit im Auslandsproduktionsstandort vor Ort 
sind, oder durch Schulung der ausländischen Mitarbeiter 
in den heimischen Produktionsstätten des deutschen Be- 
triebes gelöst. Große multinational agierende Betriebe ha- 
ben nicht selten größere Abteilungen, die sich vorrangig 
oder ausschließlich um die Koordination und den Trans- 
fer der Kompetenzen und des Wissens zwischen den 
Standorten kümmern (Kinkel 2004; Kinkel/Zanker 2006; 
von Behr/Hirsch-Kreinsen 1998). Kleinere Betriebe mit 
ihren begrenzten finanziellen und personellen Ressourcen 
müssen hier andere Lösungen finden. 

Ein geeignetes Personalkonzept zur Erhöhung der Globali- 
sierungsfähigkeit von kleinen und mittleren Unternehmen 
und zum systematischen Aufbau von Rückkopplungs- 
schleifen zum Wissenstransfer zwischen den international 
verteilten Produktionsstandorten kann hier das Konzept 
des internationalen Grenzgängers sein (von Behr 2002; 
von Behr/Semlinger 2004). Die Aufgaben solcher inter- 
nationaler Grenzgänger sind es, zum einen, das explizite 
Wissen und Erfahrungswissen über funktionierende Pro- 
duktionsprozesse an ausländische Standorte vor Ort zu 
vermitteln und zum anderen, Informationen über deren 
Produktionsprozesse, ihre Entwicklung und die Marktan- 
forderungen vor Ort im Ausland direkt aufzunehmen und 
den Rückfluss in die Funktionsbereiche am einheimi- 
schen Stammwerk sicherzustellen (von Behr/Semlinger 
2004, S. 203). Damit sind solche Grenzgänger quasi 
„doppelt gebunden“ und in ihren Aufgabenbereichen zwi- 
schen den Standorten der Unternehmen angesiedelt. 
Solche Akteure an Organisationsgrenzen sind auch aus 
anderen Ansätzen der Organisationstheorie bekannt, bei- 
spielsweise der Netzwerkanalyse, wo sich der Begriff des 
„boundary Spanners“ durchgesetzt hat (Aldrich/Herker 
1977; Kirner 2005). Solche Transferaufgaben an den 
Schnittstellen zwischen Unternehmenseinheiten sind 
üblicherweise auf einzelne Personen oder auf kleine Ar- 
beitskräftegruppen begrenzt (von Behr/Semlinger 2004). 
Betroffen sein können verschiedene Gruppen von Fach- 
bis hin zu Führungskräften, je nachdem ob der Typ des 
internationalen Grenzgängers als Generalist, technik- 
orientierter Spezialist, organisationskompetenter Pate 
oder schnittstellenorientierter Wissensmakler organisiert 
ist (Knoblach 1999). Mit dieser Rolle einher geht die 
Ausweitung der traditionellen Arbeitsinhalte von Produk- 
tionsmitarbeitern oder Fertigungsspezialisten hin zu 
kommunikativen, koordinierenden und beratenden Tätig- 
keiten und Arbeitsinhalten, ln ihren quantitativen Aus- 
wirkungen sind diese Tendenzen für die Mehrheit der 
Produktions- und unterstützenden Mitarbeiter aber be- 
grenzt, da nur ein kleiner Teil der Beschäftigten von die- 
sen Auswirkungen unmittelbar betroffen ist. 


1.7 Internationalisierung der Produktion und 
veränderte Qualifikationsanforderungen 

Mit der Realisierung internationaler Produktionsstruktu- 
ren ist immer auch die Frage verbunden, welche Kompe- 
tenzen und dadurch auch Qualifikationen man an den 
deutschen Standorten belässt und weiter vorhält bzw. ge- 
gebenenfalls sogar ausbaut und welche Kompetenzen 
besser an ausländischen Produktionsstandorten angesie- 
delt bzw. dahin verlagert werden. Statistische Daten von 
zum Beispiel statistischen Bundesämtern, EUROSTAT 
oder OECD erlauben in diesem Kontext Analysen, die 
zeigen, dass lohnkostenintensive Tätigkeiten in deutschen 
Unternehmen, die in besonders exportintensiven oder di- 
rektinvestiven Branchen tätig sind, über die vergangenen 
Jahre sukzessive abgenommen haben. Die Daten der Er- 
hebung „Innovationen in der Produktionen 2003“ ermög- 
lichen es demgegenüber auf Betriebsebene zu analysie- 
ren, ob sich die Qualifikations- und Einsatzprofile des 
Mitarbeiterstammes von produktionsverlagernden Betrie- 
ben und nicht verlagernden Betrieben tatsächlich unter- 
scheiden. 

Eine These zum Zusammenhang zwischen Produktions- 
verlagerungen ins Ausland und der Zusammensetzung 
der Belegschaft am einheimischen Standort könnte sein, 
dass verlagernde Betriebe einen höheren Anteil Gering- 
qualifizierter im Sinne von An- und Ungelernten und/ 
oder einen geringeren Anteil von hochqualifizierten 
Hochschul- und Fachhochschulabsolventen an ihrer Be- 
legschaft haben und daher einen höheren Druck als an- 
dere Betriebe verspüren, den höheren Anteil einfacher 
Fertigungs- und Montagetätigkeiten ins Ausland zu verla- 
gern als andere Betriebe. 

Vergleicht man daraufhin verlagernde und nichtverla- 
gernde Betriebe in bivariaten Analysen, so zeigt sich tat- 
sächlich, dass Betriebe, die in den zwei Jahren 2002 oder 
2003 Produktionsverlagerungen durchgeführt haben, mit 
26 Prozent einen im Durchschnitt höheren Anteil an An- 
und Ungelernten an ihren Beschäftigten aufweisen als 
nichtverlagernde Betriebe mit 23 Prozent (Abbildung 9). 
Dieser Unterschied ist auf dem 10 Prozent-Niveau statis- 
tisch signifikant. Dagegen zeigen sich keine Unterschiede 
beim Anteil der Hochqualifizierten, gemessen an Hoch- 
schul- und Fachhochschulabsolventen, die sowohl in ver- 
lagernden wie auch in nichtverlagernden Betrieben je- 
weils 15 Prozent der Beschäftigten ausmachen. 

Um sicherzugehen, dass hier keine Scheinkorrelation aus- 
gewiesen wird, die durch intervenierende Variablen wie 
Betriebsgröße, Produktionsstruktur oder Branche hervor- 
gerufen werden könnte, wurde ein multivariates Regres- 
sionsmodell gerechnet. Wie sich zeigt, ist der bivariat 
nachgewiesene Zusammenhang zwischen Produktions- 
verlagerung und Anteil der An- und Ungelernten auch in 
dem gewählten multivariaten Modell auf dem 10 Prozent- 
Niveau signifikant (Tabelle 7). Ein typischer verlagernder 
Betrieb weist demnach im Mittel einen um etwa 
1,3 Prozent-Punkte höheren Anteil an- und ungelernter 
Mitarbeiter auf als ein nichtverlagernder Produktionsbe- 
trieb. 
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Abbildung 9 

Produktionsverlagerungen ins Ausland und Qualifikationsprofile der Belegschaft 
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Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 
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Tabelle 7 


Multivariate Regression zum Anteil An- und Ungelernter 
(Wurzel aus Anteil An-/Ungelernter, Auszug 8 ) 


unabhängige Variable 

B 

Beta 

Signifikanz 

Produktionsverlagerung j/n 

0,349 

0,056 

0,066* 

Korr. R- 


0,301 



Lesehilfe: Signifikant (*) und damit gewiss nicht statistisch zufällig sind nur jene Zusammenhänge, bei denen in der Spalte „Signifikanz“ ein Wert 
< 0,1 aufgefiihrt ist, was einer Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 10 Prozent gleichkommt. 

Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


Den Autoren ist bewusst, dass man Ursache und Wirkung 
in diesem Kontext auch umgekehrt interpretieren könnte. 
Dann würden Betriebe, die Teile ihrer Produktion ins 
Ausland verlagert haben, infolge dieser Verlagerung ei- 
nen höheren Anteil An- und Ungelernter an ihren Be- 
schäftigten aufweisen. Das hieße, dass von Produktions- 
verlagerungen insbesondere höher qualifizierte Arbeiten 
und Mitarbeiter betroffen wären. Eine solche These ist 
aber kaum in Einklang zu bringen mit den bekannten und 
empirisch nachgewiesenen Verlagerungsmustern deut- 
scher Betriebe, wonach vorzugsweise arbeitsintensive 
und „reife“ Produkte und Prozesse an ausländische Pro- 
duktionsstandorte transferiert werden (Dachs et al. 2006; 
Kinkel et al. 2004; Kinkel/Lay 2004a). 


Gleichzeitig getestet wurden in der multivariaten Analyse die unab- 
hängigen Variablen Vorhandensein von Gruppenarbeit (enge Defini- 
tion), Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen, Aufglie- 
derung von Zentralabteilungen, Aufgliederung der Produktion, 
Betriebsgröße, Komplexität der hergestellten Produkte, Seriengröße 
der Produktion sowie die Branchen Gummi- und Kunststoffwaren, 
Maschinenbau, Elektroindustrie, Medizin-, Mess-, Steuer-, Rege- 
lungstechnik, Optik sowie Automobil- und Sonstiger Fahrzeugbau 
(Tabelle A7 im Anhang). 


Zudem zeigen auch andere empirische Befunde, dass bis- 
lang vorzugsweise einfache Produkte und Fertigungs- 
bzw. Montagetätigkeiten an ausländische Standort verla- 
gert worden sind (Berger 2004; McKinsey/PTW 2005; 
Wildemann 2005). Beim Ausblick scheiden sich dagegen 
die Geister: Ein Teil der Studien geht davon aus, dass 
auch zukünftig weiterhin vor allem einfache und arbeits- 
intensive Prozesse ausgelagert werden (Orglinea 2004) 
und dadurch die Entwicklung und Produktion speziali- 
sierter, höherwertiger Güter im Inland weiter vorangetrie- 
ben wird (McKinsey/PTW 2005). Andere prognostizieren 
dagegen, dass zukünftig auch technologisch anspruchs- 
vollere Produkte und Tätigkeiten sowie wissensintensive 
(z. B. Forschung und Entwicklung) und administrative 
Tätigkeiten stärker von Verlagerungen betroffen sein wer- 
den (Berger 2004; Wildemann 2005). Um hier klarer zu 
sehen und sicher zu sein, dass Verlagerungen wie vermu- 
tet bislang tatsächlich vor allem geringer Qualifizierte be- 
troffen haben, wäre es angebracht, auf Basis repräsentati- 
ver Daten zu ermitteln, welche Qualifikationsprofile und 
Funktionen in den letzten beiden Jahren verlagert worden 
sind. Die seit Oktober 2006 zur Verfügung stehenden Da- 
ten der Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der 
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Produktion 2006“ würden solche Analysen auf Basis ei- 
ner repräsentativen Stichprobe von über 1 600 antworten- 
den Betrieben des deutschen Verarbeitenden Gewerbes 
erlauben. 

Insgesamt lässt sich damit festhalten, dass Betriebe, die 
Produktionsverlagerungen ins Ausland durchgeführt ha- 
ben, tatsächlich einen höheren Anteil An- und Ungelern- 
ter an ihren Beschäftigten aufweisen als Betriebe, die 
keine Produktionskapazitäten verlagert haben. Dies deu- 
tet darauf hin, dass insbesondere Betriebe, die einen ho- 
hen Anteil einfacher Tätigkeiten in ihren Fertigungs- und 
Montageprozessen aufweisen, eine Notwendigkeit ver- 
spüren, Effizienzpotenziale durch Verlagerung dieser ein- 
fachen Tätigkeit ins Ausland auszuschöpfen. Für die 
Qualifikation der Beschäftigten bedeutet dies, dass (bis- 
lang) vorrangig Arbeitsplätze von Geringqualifizierten 
von Produktionsverlagerungen betroffen und durch Verla- 
gerungen bedroht sind. Damit verschärft die weiterhin zu- 
nehmende Internationalisierung der Produktion, wie all- 
gemein vermutet, tatsächlich den Druck insbesondere auf 
den Arbeitsmarkt für Geringqualifizierte. Höhere Qualifi- 
kationen scheinen dagegen bislang, d. h. bis zum Erhe- 
bungszeitpunkt 2003, zumindest im Vergleich zu den An- 
und Ungelernten, unterdurchschnittlich von den Konse- 
quenzen der Produktionsverlagerung betroffen zu sein. 

Internationale Qualifikationen und interkulturelle 
Kompetenzen 

Jenseits der Frage nach der formalen Qualifikationshöhe 
spielt im Kontext der internationalen Produktion zudem 
die Frage eine Rolle, welche zusätzlichen methodischen 
und sozialen Kompetenzen an Bedeutungen gewinnen. 
Als Bezugsrahmen eignet sich hierzu das Konzept der 
„internationalen Qualifikation“, das durch die drei 
Dimensionen hervorragende Fachkenntnisse, Fremdspra- 
chenkenntnisse und interkulturelle Kompetenz aufge- 
spannt wird (Busse et al. 1997). Dabei wird die Dimen- 
sion hervorragende Fachkenntnisse entlang der formalen 
Qualifikationsprofile, wie sie zuvor untersucht wurden, 
also Fach- und Führungskräfte mit Hochschulabschluss, 
Fachkräfte mit Berufsausbildung und an- und ungelernte 
Kräfte, unterschieden. Diese Fachkenntnisse stehen noch 
immer im Mittelpunkt des betrieblichen Bewusstseins für 
internationale Tätigkeiten, sodass die anderen Dimensio- 
nen internationaler Qualifikation in der Personalwirt- 
schaft bislang eher vernachlässigt werden (Wordelmann 
1995, S. 231). 

Fremdsprachenkenntnisse werden demgegenüber auf 
höchst unterschiedlichem Niveau eingefordert. Wie die 
Ergebnisse der BIBB/IAB-Befragungen von Erwerbstäti- 
gen zeigen, scheinen die Anforderungen über einen lan- 
gen Zeitraum relativ stabil zu sein. Etwa jeder zehnte Be- 
schäftige benötigt derzeit Fremdsprachenkenntnisse, 
wobei die Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Qualifikationsniveaus aber erheblich sind. So benötigten 
1998/1999 nur 6 Prozent der Beschäftigten mit einer ab- 
geschlossenen Lehre, aber 29 Prozent der Beschäftigten 
mit einem universitären Abschluss Fremdsprachen an ih- 
rem Arbeitsplatz (Wordelmann 1995, S. 233). Dagegen 
hat der Weiterbildungsbedarf bei Fremdsprachen zuge- 
nommen, von 5 Prozent der Beschäftigten 1991/1992 auf 


8 Prozent der Beschäftigten 1998/1999. Dabei ist auch 
ein Weiterbildungsbedarf bei Fremdsprachen, insbeson- 
dere bei Mitarbeitern mit universitärem Abschluss vor- 
handen. 

Betriebsbefragungen des Instituts der deutschen Wirt- 
schaft zum Konzept der internationalen Qualifikationen 
bei ca. 4 000 Unternehmen signalisieren höhere Bedarfe 
als die zuvor dargestellten Ergebnisse auf Basis von Be- 
schäftigtenbefragungen. Demnach liegt der Anteil der 
Fachkräfte, die regelmäßig Fremdsprachkenntnisse ein- 
setzen, bei 32,4 Prozent. Die entsprechenden Anteile für 
internationale Fachkenntnisse und „sonstige internatio- 
nale Kenntnisse und Qualifikationen“ belaufen sich auf 
22 bzw. 16 Prozent der Beschäftigten (Lenske/Werner 
2000). Befragt nach der Relevanz der einzelnen Dimen- 
sionen messen die Unternehmen aber den interkulturellen 
Kenntnissen mit 26 Prozent die vergleichsweise höchste 
Bedeutung vor Fremdsprachenkenntnisse mit 24 Prozent 
und internationalen Fachkenntnissen mit 23 Prozent zu. 
Gerade der interkulturellen Dimension, die wohl am 
schwersten zu definieren und bislang auch am geringsten 
in der Berufsbildung verankert ist, wird also die höchste 
Bedeutung zugemessen (Wordelmann 1995, S. 234). 

Die Ergebnisse zeigen, dass „internationale Qualifikatio- 
nen“ gerade nicht auf hervorragende und internationale 
Fachkenntnisse beschränkt sind, sondern auch entspre- 
chende Sprachkenntnisse, insbesondere aber auch inter- 
kulturelle Kompetenzen fordern. Trotz ihrer hohen 
Bedeutung ist die Dimension der interkulturellen Kompe- 
tenz bislang eher diffus umschrieben (Bolten 2001). Sie 
wird neben Sprachschulung häufig auf Landescodices 
und Benimmregeln reduziert und mit Termini wie „im 
Ausland klarkommen“ oder „Verhandlungskompetenz in 
einer fremden Situation und Sprache“ eher punktuell um- 
schrieben (Perlitz 2000; Wordelmann 1995). Dennoch ist 
es eine Zentralforderung an international tätige Unterneh- 
men, ihren potenziell betroffenen Mitarbeitern das Arbei- 
ten in ausländischen Standorten zu ermöglichen bzw. zu 
erleichtern und ihnen dazu neue Fähigkeiten wie interkul- 
turelles Verständnis und Einfühlungsvermögen zu vermit- 
teln oder entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen an- 
zubieten (Brödner/Lay 2002). 

Auslandseinsatz und Entsendung 

Engverknüpft mit der Frage der interkulturellen Kompe- 
tenzen und internationalen Qualifikationen ist die Frage 
des Auslandseinsatzes und der Entsendung von Mitarbei- 
tern sowie des internationalen Personalmanagements. Ein 
wesentlicher Bestandteil des internationalen Personal- 
managements von international tätigen Unternehmen sind 
in der Zwischenzeit Ausländsaufenthalte in den Werken 
und Niederlassungen der Unternehmung. Üblicherweise 
betragen die Aufenthaltszeiträume zukünftiger Führungs- 
kräfte etwa zwei bis sechs Monate in einem ausländi- 
schen Standort, bevor sie entweder an den deutschen 
Stammsitz zurückkehren oder an einen anderen ausländi- 
schen Standort wechseln (Niehoff/Reitz 2001). Ähnliche 
Fristen lassen sich auch für Fachkräfte und Spezialisten 
ermitteln, die zur Unterstützung der Anlaufprozesse an 
ausländischen Produktions- und Montagestandorten ent- 
sendet werden (Kinkel/Zanker 2006). Begleitet werden 
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diese Entsendungen und internationalen Qualifikationen 
üblicherweise durch das Konzept des „job rotation“. Die 
zukünftigen Führungskräfte lernen dadurch nicht nur un- 
terschiedliche Standorte und Kulturen, sondern auch un- 
terschiedliche Funktionsbereiche im internationalen 
Unternehmensverbund kennen. Mit der zunehmenden In- 
ternationalisierung ihrer Geschäftstätigkeiten sind auch 
kleine und mittlere Unternehmen gefordert, hier tätig zu 
werden. Auslandsaufenthalte sind auch hier gezielt in 
Karriereplanungen zu integrieren, um die reibungslose 
Eingliederung von Fach- und Führungskräften, die nach 
einem längeren Aufenthalt wieder in den Stammbetrieb 
zurückkommen, systematisch zu unterstützen (Brödner/ 
Lay 2002). 

Rekrutierung 

Ein weiterer Schwerpunkt des internationalen Personal- 
managements stellt die Rekrutierungspolitik dar. ln inter- 
national tätigen Unternehmen zielen Rekrutierungs- 
maßnahmen zunehmend auf zwei Aspekte: Neben der 
Sicherstellung der fachlichen Qualifikation der einzustel- 
lenden Mitarbeiter müssen die Kandidaten auch zuneh- 
mend über „weiche Qualifikationen“ (Soft Skills) verfü- 
gen, die sowohl mit der Unternehmenskultur wie auch 
mit den internationalen und interkulturellen Kompetenz- 
anforderungen harmonisieren (Niehoff/Reitz 2001). 
Ethnozentrisch orientierte Unternehmen versuchen diese 
Herausforderung insbesondere durch an die ausländi- 
schen Standorte versetzte inländische Manager, soge- 
nannte ex patriates, zu lösen (Diilfer 1997; Niehoff/Reitz 
2001; Perlitz 2000). Der ideale ex patriate bringt alle not- 
wendigen fachlichen und methodischen Qualifikationen 
und Kompetenzen mit und hat ein tiefes Verständnis so- 
wohl der Kultur des deutschen Stammsitzes als auch der 
Kultur des ausländischen Standorts, an dem das Produk- 
tionswerk angesiedelt ist. Dies sind üblicherweise entwe- 
der Deutsche mit hoher Affinität oder langjährigen Bezie- 
hungen zum jeweiligen Land oder im jeweiligen Zielland 
Geborene, die in Deutschland lange Zeit gelernt, studiert 
oder gearbeitet haben. Polyzentrisch orientierte Unter- 
nehmen werden eher versuchen, ihre ausländischen 
Standorte und Niederlassungen von dort ansässigen Ma- 
nagern führen zu lassen. Der Schwerpunkt liegt hier ein- 
deutig auf dem Verständnis der kulturellen Besonderhei- 
ten des Ziellandes, während die Schnittstelle und das 
Verständnis des deutschen Stammsitzes als weniger wich- 
tig erachtet wird. 

Beide Ansätze, der polyzentrische und der ethnozentri- 
sche haben damit ihre Vor- und Nachteile, sodass sich 
nicht ein Ansatz als bester Weg herauskristallisiert hat. Es 
gibt sowohl Beispiele sehr erfolgreicher international täti- 
ger Unternehmen, die ethnozentrisch Vorgehen, polyzen- 
trisch besetzen oder Mischformen pflegen (Diilfer 1997; 
Niehoff/Reitz 2001; Perlitz 2000). Allen Ansätzen ist je- 
doch gemeinsam, dass es sich bei den gesuchten Qualifi- 
kationen um nicht unbeträchtliche Rekrutierungsengpässe 
handelt. Den idealen und spezifischen Arbeitsanforderun- 
gen international tätiger Unternehmen im Bereich leiten- 
der Führungskräfte oder fachlicher Spezialisten werden 
im Allgemeinen nur sehr wenige Personen gerecht, 
sodass daraus schnell sogenannte kritische Engpässe 


(„crucial bottlenecks“) werden können (Hirsch-Kreinsen 
1996). Die Folge ist, dass der Rekrutierung einer Kern- 
gruppe von besonders qualifizierten und entsprechend 
flexibel einsatzbereiten Managern, Spezialisten und 
Fachkräften in international tätigen Unternehmen zuneh- 
mend eine zentrale Bedeutung beigemessen wird. Um 
diese zentralen Kräfte entbrennt ein Kampf, während ge- 
ringere Qualifikationen in international tätigen Unterneh- 
men den Auswertungen zufolge zumindest am inländi- 
schen deutschen Betriebsstandort zunehmend seltener 
gesucht werden. 

1.8 Internationalisierung der Produktion und 
die Zukunft der Industriearbeit 

Die vorangegangenen Ausführungen und Befunde haben 
deutlich werden lassen, dass mit der Internationalisierung 
der Produktion veränderte Anforderungen an die Tätig- 
keitsinhalte und Qualifikationen von Fach- und 
Führungskräften in produzierenden Unternehmen einher- 
gehen. Es wurde auch deutlich, dass die weitere Interna- 
tionalisierung der Produktion kein Prozess ist, der sich zu 
Ende neigt oder bei dem sich ein stabiles Gleichgewicht 
zwischen den verschiedenen Standorten einstellt. Neue 
Märkte entwickeln sich, oder wichtige Schlüsselkunden 
gehen ins Ausland, so dass es notwendig wird, vor Ort zu 
produzieren und notwendige Fühlungsvorteile zu realisie- 
ren. Reife Produkte und Prozesse erlauben kaum mehr 
Rationalisierungspotenziale an den bestehenden Stand- 
orten, sodass versucht wird, die verbleibenden Potenziale 
einer Produktion in Niedriglohnländern auszuschöpfen 
(Kinkel et al. 2004). Andererseits erfordern neue Pro- 
dukte und Lösungen neue Produktionsprozesse und 
Herstellverfahren, die vorzugsweise an einheimischen 
Standorten hochgefahren werden und in der Folge auch 
an inländischen Standorten neue Optimierungspotenziale 
ermöglichen (Kinkel/Zanker 2006). Die internationale 
Allokation von Wertschöpfungsprozessen wird weiterhin 
dynamisch den jeweiligen Erfordernissen angepasst wer- 
den und weist, wie die Ergebnisse zu Direktinvestitionen 
ausländischer Unternehmen in Deutschland und Rückver- 
lagerungen deutscher Industriebetriebe gezeigt haben, 
beileibe nicht immer nur ins Ausland. 

Wie die in Tabelle 8 dargestellte Synopse zeigt, haben 
bislang vor allem große multinationale Unternehmen ent- 
sprechende Lösungskonzepte für die Anforderungen, die 
sich aus der zunehmenden Internationalisierung der Pro- 
duktion für die Industriearbeit ergeben, entwickelt und 
umgesetzt. Gleichzeitig sind die meisten dieser Lösungen 
auf die Herausforderungen ausgerichtet, die insbesondere 
Führungskräfte sowie bestimmte Spezialisten für die Ko- 
ordination von Fertigungstechniken, Organisationsstruk- 
turen und Personalmanagement betreffen. Da diese Kon- 
zepte in großen Unternehmen entstanden sind, sind sie 
auch vorrangig auf deren Strukturen anwendbar und nur 
ansatz weise auf kleine und mittelständische Unternehmen 
übertragbar, die zunehmend nun auch ihre Produktions- 
prozesse internationalisieren. Insgesamt stecken daher 
insbesondere geeignete Konzepte für kleine und mittlere 
Unternehmen sowie für die Ebene der Produktionsmit- 
arbeiter noch in den Kinderschuhen oder sind bislang 
noch überhaupt nicht entwickelt. 
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Tabelle 8 

Internationalisierung der Produktion und Handlungsüberlegungen 


Internationalisierung der Produktion und 
zukünftige Konzepte der Industriearbeit 

große 

Unter- 

nehmen 

KMU 

Werker 

Spezia- 

listen 

Führungs- 

kräfte 

T ätigkeitserweiterung 






Tätigkeitsanreicherung der Werker um qualitäts- 
sichemde und koordinierende Aufgaben 

X 


X 

- 

- 

standortiibergreifende Koordination durch 
entsendete Spezialisten vor Ort 

X 

B + H 

-(x) 

(x) 

(x) 

standortiibergreifende Koordination durch 
zentrale Bereiche im Stammwerk 

X 


-(x) 

(x) 

(x) 

Wissenstransfer durch einzelne „Grenzgänger“ 
oder kleine Arbeitskräftegruppen 

H 


H 

(X) 

(X) 

Wissenstransfer und Kompetenzerhalt durch 
zentrale Einheiten am Stammsitz 

X 

(x) 

! 

X 

X 

Qualifikationen 






Flalten/Integration verlagerungsgefährdeter 
einfacher Tätigkeiten An-/Ungelernter 

H 


H 

- 

- 

internationale Qualifikationen, insb. inter- 
kulturelle Kompetenzen 

H 



H 


Auslandseinsatz, Entsendung, Wieder- 
eingliederung (inkl. job rotation) 

X 

(x) 

(x) 

(X) 

X 

Verfügbarkeit (Rekrutierungsmöglichkeiten) von 
Engpasspersonal („crucial bottlenecks“) 

H 



H 



x, (x) = (Ansätze für) Konzepte/Lösungen vorhanden; - = nicht relevant/kein Bedarf; H = Handlungsüberlegungen erforderlich; B = Beobachtungs- 
bedarf 

Quelle: eigene Darstellung 


Lösungsansätze fehlen derzeit unter anderem noch für die 
Aufgabe, durch zentrale Einheiten am deutschen Stamm- 
sitz nicht nur explizites Wissen und dokumentierbare 
Kompetenzen von Spezialisten und Führungskräften Vor- 
halten und bei Bedarf an andere Standorte vermitteln zu 
können, sondern auch wichtiges Prozess- und Organisa- 
tionswissen der Produktionsmitarbeiter selbst, das oft- 
mals die Gestalt von nichtkodifiziertem Erfahrungswis- 
sen aufweist. Diese Art Wissen spielt insbesondere für 
Betriebe, die sich traditionell als Prozessspezialisten bei 
eher einfachen Produkten („Low-Tech-Produkte“) im 
Wettbewerb behaupten, eine zentrale Rolle. Für diese Be- 
triebe, die einen gewichtigen Anteil der Betriebe des Ver- 
arbeitenden Gewerbes ausmachen (Hirsch-Kreinsen 
2006), ist die Entwicklung entsprechender Lösungs- 
konzepte ein wichtiger Baustein, um auch weiterhin 
international wettbewerbsfähig am deutschen Standort 
produzieren und gleichzeitig neue Marktchancen auf 
Auslandsmärkten wahrnehmen zu können. 

Auch zur Sicherstellung und Pflege internationaler Quali- 
fikationen, und hier insbesondere interkultureller Kompe- 


tenzen und Kommunikationsfähigkeiten auf der Ebene 
der Produktionsmitarbeiter und in kleinen und mittleren 
Betrieben fehlt es überwiegend noch an geeigneten Kon- 
zepten. Eher ist die Bildungspolitik gefordert, nicht nur 
Sprachkenntnisse, sondern auch weiterreichende interkul- 
turelle Fähigkeiten frühzeitig in die Curricula nicht nur 
von Studenten und Abiturienten zu integrieren, sondern 
in alle Bildungswege, die auf industrielle Facharbeiter ab- 
zielen. 

Ein großes Problem resultiert auch aus der nachweisbaren 
Verlagerungsgefährdung insbesondere für einfache Ar- 
beiten, die von gering qualifizierten Beschäftigten ausge- 
führt werden können. Diese scheinen in begrenztem Aus- 
maß derzeit nur in Deutschland haltbar, wenn einfache 
Produkte hochautomatisiert und damit vergleichsweise 
wenig personalintensiv gefertigt oder montiert werden 
können (Kinkel et al. 2004). Die deutsche Industrie 
könnte damit als gewichtiger Anbieter auch einfacher Tä- 
tigkeiten mittelfristig ausfallen oder zumindest deutlich 
weniger Entlastung für den Arbeitsmarkt der Geringqua- 
lifizierten als noch bislang bringen. Flier sind die Bil- 
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dungs-, Arbeits- und Wirtschaftspolitik in Zusammen- 
arbeit mit Interessenvertretungen und den Tarifparteien 
gefordert, entsprechende Ansätze zur bedarfsorientierten 
Weiterqualifikation und zur Kompensation dieser Ar- 
beitsplätze durch höhere Absorptionskapazitäten in ande- 
ren Sektoren, zum Beispiel im Bereich Dienstleistungen 
und Handwerk, voranzutreiben. 

Schließlich zeigt sich bei hochqualifiziertem Engpassper- 
sonal, insbesondere auf der Ebene von technischen Spe- 
zialisten und exzellenten Führungskräften, schon heute 
das umgekehrte Problem. Hier wird es im Wettbewerb 
um hervorragende Köpfe, der zukünftig noch stärker in- 
ternational und standortübergreifend stattfinden wird, ins- 
besondere für kleine und mittlere Betriebe mit ihrer im 
Vergleich zu großen Unternehmen geringeren „Arbeitge- 
berattraktivität“ und ihren eingeschränkten Möglichkeit, 
hohe Gehälter zu zahlen, zunehmend härter, adäquat aus- 
gebildetes und erfahrenes Personal für diese Schlüssel- 
positionen zu finden. Im Ingenieurbereich ist ein entspre- 
chender Fachkräftemangel derzeit schon spürbar und 
wird sich, getrieben durch den demographischen Wandel 
und über lange Jahre unzureichende Studentenzahlen in 
ingenieurwissenschaftlichen Fächern, zukünftig noch 
verschärfen (Grupp et al. 2004). Hier sind insbesondere 
die Bildungs- und die Mittelstandspolitik gefordert, die 
Attraktivität der Industriearbeit allgemein und einer he- 
rausfordernden Tätigkeit im deutschen Mittelstand im 
Besonderen aktiv zu kommunizieren und zu befördern. 

2. Tertiarisierung der Industriearbeit 

2.1 Was ist Tertiarisierung der Industriearbeit? 

Der Übergang von der Produktionsgesellschaft zur Wis- 
sens- oder Dienstleistungsgesellschaft wird bislang über- 
wiegend als sektoraler Wandlungsprozess diskutiert: Da- 
nach wird die Bedeutung des Produzierenden Gewerbes 
als Ort der Beschäftigung in der Dienstleistungsgesell- 
schaft weiter abnehmen, während sich im Gegenzug die im 
Dienstleistungssektor gegebenen Beschäftigungschancen 
ausweiten. Dienstleistungsarbeit mit den im Dienstleis- 
tungssektor typischen Anforderungen und Belastungen 
werde zunehmen. Produktionsarbeit als das Herstellen 
von Produkten oder das Einrichten und Warten von Ma- 
schinen im sekundären Sektor werde quantitativ immer 
unbedeutender. 

Diese Überlegungen zu den Arbeitsplatzeffekten einer 
Dienstleistungsgesellschaft greifen möglicherweise in ei- 
nem wesentlichen Aspekt zu kurz: Von einem Übergang 
zur Dienstleistungsgesellschaft sind nicht nur die im 
Dienstleistungssektor Beschäftigten tangiert. Auch die 
Tätigkeitsbilder der im produzierenden Sektor Beschäf- 
tigten sind schon seit geraumer Zeit nicht mehr nur domi- 
nant von der klassischen Produktionsarbeit geprägt. 
Dienstleistungsarbeit findet auch im sekundären Sektor 
statt. Die Entwicklungstendenzen laufen sogar darauf hi- 
naus, dass die Dienstleistungstätigkeiten im industriellen 
Sektor weiter anwachsen. 

Belege hierfür liefert die Beschäftigten- und Arbeitslo- 
senstatistik der Bundesanstalt für Arbeit. Diese Statistik 
enthält Informationen zu allen sozialversicherungspflich- 


tig Beschäftigten und erlaubt es, die in den verschiedenen 
Sektoren Beschäftigten nach ihren Berufen zu gliedern. 
Dabei sind die Angaben zum Beruf keine Informationen 
zum erlernten Beruf (Ausbildungsberuf), sondern zum 
Erwerbsberuf. Sie sind daher gut geeignet, die aktuell 
ausgeübte Tätigkeit unabhängig von der absolvierten 
Ausbildung abzubilden. 

Auf Basis dieser Datengrundlage kann gezeigt werden, 
dass im Jahre 1998 ca. 40 Prozent der im produzierenden 
Sektor Beschäftigten Dienstleistungsberufe ausübten 
(Abbildung 10). Hierunter fallen zum einen primäre 
Dienstleistungstätigkeiten wie Handels- und Bürotätig- 
keiten sowie Reinigungs-, Bewirtungs- und Lagertätig- 
keiten (25,6 Prozent). Zum anderen sind hierin jedoch 
auch sogenannte sekundäre Dienstleistungstätigkeiten 
enthalten (14,3 Prozent). Hierzu zählen beispielsweise 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten, Organisieren, 
Managen oder Beraten. In produktionsorientierten Beru- 
fen waren dementsprechend ca. 60 Prozent aller im Pro- 
duzierenden Gewerbe beschäftigten Mitarbeiter einge- 
setzt. Diese Differenzierung belegt, dass die Gleichung 
produzierender Sektor gleich produktionsorientierte Tä- 
tigkeiten nicht zutrifft. Dass die Tätigkeitsbilder der im 
produzierenden Sektor Beschäftigten schon seit geraumer 
Zeit nicht mehr nur dominant von der klassischen Pro- 
duktionsarbeit geprägt sind, bestätigen auch Untersu- 
chungen des DIW auf der Basis des Sozioökonomischen 
Panels (DIW 1996 u. 1998). 

Die Abbildung 10 macht weiter deutlich, dass die Anteile 
produktions- und dienstleistungsorientierter Berufe im 
Produzierenden Gewerbe nicht gleich bleiben. Bereits in- 
nerhalb der kurzen Periode zwischen 1998 und 2005 sind 
eine kontinuierliche Abnahme der produktionsorientier- 
ten und eine spiegelbildliche Zunahme der dienstleis- 
tungsorientierten Berufe um 3 bis 4 Prozentpunkte zu er- 
kennen. Dies zeigt, dass Arbeit in der Industrie in 
zunehmendem Maße Dienstleistungsarbeit ist. 

Gestützt wird dieser Befund auch durch die Daten des 
Mikrozensus. Der Mikrozensus ist die jährliche amtliche 
Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und den Ar- 
beitsmarkt in Deutschland. Er ist als Befragung der Haus- 
halte organisiert und deckt 1 Prozent aller Haushalte ab. 
Die Inhalte der Befragung bestehen aus einem feststehen- 
den, jährlich wiederholt erfragten Satz von Items sowie 
zusätzlichen Inhalten, die nur in mehrjährigem Abstand 
in den Fragebogen aufgenommen werden. Die für die 
vorliegenden Analysen ausgewerteten Angaben zur aus- 
geübten Tätigkeit gehören zu diesem zweiten Satz von 
Befragungsinhalten und sind daher nicht kontinuierlich 
verfügbar. In der Abbildung 11 sind aus dem Mikrozen- 
sus stammende Daten zur Entwicklung der Struktur der 
Beschäftigten nach Tätigkeiten im Produzierenden Ge- 
werbe über die Jahre 1985, 1996 und 2004 grafisch dar- 
gestellt. 

Hieraus wird der Trend hin zu einem größeren Anteil mit 
Dienstleistungstätigkeiten betrauter Mitarbeiter im Pro- 
duzierenden Gewerbe ebenfalls deutlich. Dieser Entwick- 
lungstrend wird auch mit dem Begriff der „inneren Tertia- 
risierung“ des industriellen Sektors umschrieben (Bosch/ 
Wagner 2001; Schmidt 2000). 
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Abbildung 10 

Struktur der Beschäftigung nach Berufen im Produzierenden Gewerbe 


— produktionsorientierte Berufe J primäre und sekundäre Dienstleistungsberufe 



Quelle: Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen 


Abbildung 11 

Entwicklung der Struktur der Tätigkeiten im Produzierenden Gewerbe 
Anteil produktionsorientierte Tätigkeiten Anteil Dienstleistungstätigkeiten 



Quelle: Bosch/Wagner 2001; eigene Berechnungen auf Basis von Mikrozensusdaten des Statistischen Bundesamtes 2002a in den alten Bundeslän- 
dern 
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Der Behmd der zunehmenden Bedeutung von Dienstleis- 
tungsarbeit im Produzierenden Gewerbe überrascht auf 
den ersten Blick, da aus der Industrie das Bestreben be- 
kannt wurde, nicht kemkompetenzrelevante Aktivitäten 
abzugeben. Dieser Outsourcingprozess betrifft ins- 
besondere Kantinen, Fuhrparks, Sicherheitsdienste und 
ähnliche Bereiche (u. a. Zahn/Soehnle 1996), also vor- 
nehmlich Dienstleistungsarbeiten, die an spezialisierte 
Unternehmen des Dienstleistungssektors abgegeben wer- 
den. Offensichtlich wächst aber die Dienstleistungsarbeit 
in der Industrie trotz des parallel stattfindenden 
Outsourcings. Dies lässt sich nur so interpretieren, dass 
die Industrie gleichzeitig Dienstleistungsarbeit auf- und 
abbaut, wobei der Aufbau den Abbau überkompensiert. 
Der wachsende Bereich der Dienstleistungsarbeit in der 
Industrie scheint dabei das Feld der produktbegleitenden 
Dienstleistungen zu sein (u. a. Lay/Jung Erceg 2002). 
Hier offeriert die Industrie ihren Kunden in zunehmen- 
dem Maße komplette Problemlösungen aus Sachgütern 
und Dienstleistungen wie Anlagen mit definierten Ser- 
vicevereinbarungen und -garantien (Service-Level- 
Agreements), Maschinen mit Finanzdienstleistungen oder 
den kompletten Betrieb von Maschinen und Anlagen für 
den Kunden (Betreibermodelle). 

Im Folgenden soll daher zwischen Dienstleistungsarbeit 
im industriellen Sektor unterschieden werden, die einen 
relativ schwachen Bezug zum in dem jeweiligen produ- 
zierenden Unternehmen hergestellten Produkt hat, und 
solchen Dienstleistungstätigkeiten, die ohne Kenntnisse 
aus der Produktion nur unzureichend zu erfüllen wären: 

- Dienstleistungen ohne Bezug zum industriellen Produkt, 
das in den jeweiligen produzierenden Unternehmen her- 
gestellt wird, sind beispielsweise Reinigungsarbeiten, 
Kantinentätigkeiten, Sicherheitsdienste, Fuhrparktä- 
tigkeiten. 

- Dienstleistungen mit direktem Bezug zum industriellen 
Produkt, die gegenüber den Kunden des Industriebetrie- 
bes erbracht werden, sind zum Beispiel Entwicklungs- 
leistungen, Beratungsleistungen, Schulungstätigkeiten, 
Reparaturleistungen, Inbetriebnahmearbeiten. 

Die quantitative Entwicklung dieser beiden Arten von 
Dienstleistungen im produzierenden Sektor ist gegenläu- 
fig: Dienstleistungen ohne Bezug zum industriellen Pro- 
dukt werden im Zuge der Konzentration der Industriebe- 
triebe auf ihre Kernkompetenzen zunehmend ausgelagert. 
Spezielle Dienstleistungsfirmen übernehmen diese Funk- 
tionen, wodurch der Beschäftigungsanteil des Dienstleis- 
tungssektors an der Volkswirtschaft wächst. Im Gegen- 
satz dazu gewinnen Dienstleistungen mit direktem Bezug 
zum industriellen Produkt an Bedeutung. Im Bestreben, 
sich vom Sachguthersteller zum Problemloser für ihre 
Kunden zu wandeln, bauen Industriebetriebe diese pro- 
duktbegleitenden Dienstleistungen systematisch aus. 
Dienstleistungsarbeit im sekundären Sektor mit direktem 
Bezug zum industriellen Produkt ist von daher ein Feld, 
das zunehmende Relevanz erhält und die innere Tertiari- 
sierung trägt. 


Vor diesem Hintergrund soll im Weiteren den Fragen 
nachgegangen werden, 

- welche Bereiche des Produzierenden Gewerbes und 
welche Personengruppen in diesen Sektoren von der 
inneren Tertiarisierung in besonderem Maße tangiert 
sind und 

- welche Auswirkungen die innere Tertiarisierung auf 
die betroffenen Formen der Industriearbeit hat und in 
Zukunft verstärkt haben wird. 

2.2 Betroffene Sektoren und Personen- 
gruppen 

Einen ersten Anhaltspunkt zur Beantwortung der Frage, 
welche Sektoren von der inneren Tertiarisierung der In- 
dustriearbeit stärker und welche schwächer betroffen sein 
könnten, liefert die 2002 vom Statistischen Bundesamt 
durchgeführte Sondererhebung „Produktbegleitende 
Dienstleistungen bei Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes und des Dienstleistungssektors“ (Statistisches 
Bundesamt 2004). In dieser Sondererhebung wurden die 
Umsätze mit produktbegleitenden Dienstleistungen er- 
fasst und in Relation zu den Gesamtumsätzen der Sekto- 
ren dargestellt. Die Abbildung 12 gibt das dabei erzielte 
Ergebnis grafisch wieder. 

Aus dieser Darstellung wird deutlich, dass im Mittel des 
Verarbeitenden Gewerbes die Umsätze mit produktbe- 
gleitenden Dienstleistungen bei lediglich 3,8 Prozent he- 
gen. Im Vergleich der Sektoren zeigen sich jedoch deutli- 
che Unterschiede. Besonders relevant sind die Umsätze 
mit produktbegleitenden Dienstleistungen beispielsweise 
für die Hersteller von Geräten der Elektrizitätserzeugung, 
-Verteilung u. Ä. (NAGE 31), die fast 20 Prozent ihrer 
Umsätze mit derartigen Dienstleistungen erzielen. Circa 
10 Prozent Umsatz mit produktbegleitenden Dienstleis- 
tungen erwirtschaften die Hersteller von medizintechni- 
schen, mess-, Steuer- und regelungstechnischen bzw. opti- 
schen Produkten (NACE 33), der Sonstige Fahrzeugbau 
(NACE 35) sowie der Maschinenbau (NACE 29). Mit 
weniger als 1 Prozent Dienstleistungsumsatz rangieren 
beispielsweise die Automobilindustrie (NACE 34), das 
Druck- und Verlagsgewerbe (NACE 22) oder die Chemi- 
sche Industrie (NACE 24) am Ende der Rangreihe. 

Die Umsatzanteile produktbegleitender Dienstleistungen 
sind für die Relevanz dienstleistungsorientierter Tätigkei- 
ten in den verschiedenen Teilbereichen des Produzieren- 
den Gewerbes jedoch aus mindestens zwei Gründen ein 
unzureichender Indikator: 

- Zum Ersten werden wesentliche Teile der aus Dienst- 
leistungen der Industrie stammenden Umsätze nicht 
dezidiert als solche ausgewiesen und sind daher statis- 
tisch auch nicht fassbar. Der Grund hierfür ist in der 
Tatsache zu suchen, dass die Industriekundschaft nur 
begrenzt bereit ist, für produktbegleitende Dienstleis- 
tungen gesondert Zahlungen zu leisten. Daher werden 
wesentliche Teile realer Dienstleistungsumsätze in den 
Preisen für die Lieferung von Industrieprodukten „ver- 
steckt“. Die Umsätze mit produktbegleitenden Dienst- 
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Abbildung 12 

Anteil des Umsatzes mit produktbegleitenden Dienstleistungen am Gesamtumsatz 

nach Wirtschaftsbereichen 

Hersteller von Geräten der 1 1 1 1 1 1 1 1 1 

Elektrizitätserzeugung etc. 

Medizintechnik, MSR, Optik 
Sonstiger Fahrzeugbau 
Maschinenbau 

Hersteller von Büromaschinen, ' ' 

DV-Geräten i i 

Hersteller von Metallerzeugnissen 

Rundfunk-, Fernseh-, I I 

Nachrichtentechnik . 

Holzgewerbe 

Glasgewerbe, Keramik, ' 

Steine und Erden i 

Hersteller von Möbeln, ' 

Schmuck, Spielwaren i 

Hersteller von Gummi- 1 

und Kunststoffwaren 

Textilgewerbe 
Recycling 
Hersteller von Kraftwagen 
Verlags- und Druckgewerbe 
Chemische Industrie 
Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

0 2 4 6 8 1012 141618 20 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2004; eigene Darstellung 


leistungen sind also höher, als es die Statistik aus- 
weist. 

- Zum Zweiten ist die Arbeitsproduktivität bei der Er- 
bringung von Dienstleistungen niedriger als die Ar- 
beitsproduktivität bei der Herstellung von Industrie- 
produkten. ln den Preisen von Industrieprodukten sind 
zu wesentlichen Anteilen Rohstoffpreise und die Be- 
schaffungskosten von Zulieferteilen enthalten. Da- 
rüber hinaus sind in den Industrieprodukten im Gegen- 
satz zu Dienstleistungsprodukten auch zu höheren 
Anteilen Abschreibungen auf die Nutzung von Ma- 
schinen und Anlagen zur Herstellung der Produkte zu 
verrechnen. All dies führt dazu, dass die im Umsatz- 
anteil mit produktbegleitenden Dienstleistungen zum 
Ausdruck kommende Relevanz geringer ist als die 
Personalrelevanz dieser Leistungen. 

Zur quantitativen, personalbezogenen Relevanz produkt- 
begleitender Dienstleistungen in der Industrie finden sich 
Anhaltspunkte in den Trendreports zur Entwicklung und 


Nutzung von Humanressourcen (Lay/Rainfurth 2002). 
Danach waren in der Investitionsgüterindustrie 1997 
7 Prozent der Beschäftigten mit der Erbringung produkt- 
begleitender Dienstleistungen betraut. Hochgerechnet auf 
die knapp 3,3 Millionen Beschäftigten in Betrieben der 
Investitionsgüterindustrie (mit 20 und mehr Beschäftig- 
ten) entsprechen diese 7 Prozent etwa 230 000 Mitarbei- 
tern. Wie die Daten für 2001 9 zeigen, wächst diese Zahl 
deutlich an: Zu diesem Zeitpunkt übten 9 Prozent aller 
Beschäftigten in der Investitionsgüterindustrie produktbe- 
gleitende Dienstleistungen aus, was in Absolutzahlen 
mehr als 300 000 Beschäftigten entspricht. 

Überträgt man diese Relationen aus der Investitionsgüter- 
industrie auf das Produzierende Gewerbe insgesamt und 
rechnet mit den Daten der Erwerbstätigenstatistik, in der 
alle Erwerbstätigen unabhängig von der Größe ihrer Be- 
triebe geführt werden, so ergibt sich folgendes Bild: Im 


9 Aktuellere Daten dazu sind derzeit noch nicht verfügbar. 
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Produzierenden Gewerbe waren 2001 etwa 11,9 Millio- 
nen Erwerbstätige ausgewiesen. Unterstellt man dass ana- 
log zur Investitionsgüterindustrie 9 Prozent dieser 
Erwerbstätigen mit produktbegleitenden Dienstleistungs- 
arbeiten betraut sind, so entspräche dies etwa 1,1 Millio- 
nen Arbeitskräften. Dienstleistungen mit direktem Bezug 
zum industriellen Produkt, die gegenüber den Kunden des 
Industriebetriebes erbracht werden, wie zum Beispiel Be- 
ratungsleistlingen, Schulungstätigkeiten, Reparaturleis- 
tungen, Inbetriebnahmearbeiten etc., sind vor dem Hin- 
tergrund dieses Zahlenmaterials ein in hohem Maße 
volkswirtschaftlich relevanter Faktor, dessen Bedeutung 
weiter ansteigt. 

Dass produktbegleitende Dienstleistungen im Verarbei- 
tenden Gewerbe mit hoher Wahrscheinlichkeit auch zu- 
künftig an Bedeutung gewinnen werden, zeigen die Ein- 
schätzungen der deutschen Produktionsexperten, die an 
der europäischen Delphi-Studie zur Zukunft der Produk- 
tion (Fraunhofer ISI 2005) teilgenommen haben. Dem- 
nach wird die These, dass der Maschinen- und Anlagen- 
bau zukünftig mindestens ein Drittel seiner Umsätze mit 
produktbegleitenden Dienstleistungen erwirtschaftet, von 
den befragten Experten stark unterstützt und nur von etwa 
1 Prozent abgelehnt (Abbildung 13). Diese Steigerung 
der Umsätze vom heutigen Ausgangsniveau von etwa 
9 Prozent im Maschinen- und Anlagenbau (Statistisches 
Bundesamt 2004, Abbildung 12) wird von den Experten 
bereits etwa im Jahr 2013 erwartet. Zudem wird der Rea- 
lisierung dieser These für die zukünftige Wettbewerbsfä- 
higkeit des deutschen Maschinen- und Anlagenbaus eine 
sehr hohe Bedeutung zugemessen. Etwas weniger eupho- 
risch wird die These eingeschätzt, wonach zukünftig 
überwiegend nur noch die Funktion der Produkte „ge- 
kauft" wird und das Produkt Eigentum des Herstellers 


bleibt, der dafür den erforderlichen Service sicherzustel- 
len hat. Diese deutlich radikalere These zur zukünftigen 
Bedeutung des Nutzenverkaufs als avancierte Form 
hybrider Produkt-Dienstleistungs-Kombinationen wird 
von 10 Prozent der befragten Experten abgelehnt. Den- 
noch wird auch diese vergleichsweise radikale These als 
überdurchschnittlich bedeutend für die zukünftige Wett- 
bewerbsfähigkeit des Verarbeitenden Gewerbes einge- 
schätzt und um etwa 2015 erwartet. 

Insgesamt signalisieren die dargestellten Delphi-Ergeb- 
nisse eindeutig, dass produktbegleitende Dienstleistungen 
auch zukünftig einen hohen Stellenwert für die Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen produzierenden Industrie 
einnehmen und voraussichtlich auch weiterhin stark an 
Bedeutung gewinnen werden. Vor diesem Hintergrund ist 
davon auszugehen, dass die volkswirtschaftliche Bedeu- 
tung produktbegleitender Dienstleistungen weiter zuneh- 
men wird und in Zukunft noch deutlich mehr Beschäftigte 
im Verarbeitenden Gewerbe als bislang bereits produkt- 
begleitende Dienstleistungen erbringen werden. 

Um einzugrenzen, welche Mitarbeitergruppen von der in- 
neren Tertiarisierung der Industriearbeit tangiert sind, ist 
es hilfreich, sich die Arten zu erbringender produktbe- 
gleitender Dienstleistungen vor Augen zu führen. Unter- 
schieden werden hier produktbegleitende Dienstleistun- 
gen, die vor dem Verkauf des Sachgutes, während seiner 
Herstellung und Nutzung sowie nach Ablauf der wirt- 
schaftlichen Nutzungsdauer greifen (z. B. Lay/Rainfurth 
2001). Beispiele sind neben den klassischen Schulungs-, 
Wartungs-, und Instandhaltungsangeboten auch Enginee- 
ring-Leistungen, Betreibermodelle, Finanzdienstleistun- 
gen, Upgrading, Rücknahme und Entsorgung der Pro- 
dukte (Abbildung 14). 


Abbildung 13 


Experteneinschätzung zur zukünftigen Bedeutung produktbegleitender Dienstleistungen 
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Mind. 1 / 3 der Umsätze im 

Maschinen- und Anlagenbau 
wird durch produktbegleitende 
Dienstleistungen erwirtschaftet 
(1 %, 4 %). 

Kunden kaufen keine langlebigen 

Produkte, sondern deren Funktion. 

Die Hersteller bleiben Eigentümer 
und stellen während der Nutzung 
den Service sicher (1 0 %, 7 %). 


(»nie«, »weiß nicht«) 
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Antwortenden 


Quelle: Fraunhofer ISI 2005; eigene Berechnungen 
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Abbildung 14 


Phasen und Arten produktbegleitender Dienstleistungen 
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Modernisierung 

Rücknahme 
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Quelle: Lay/Rainfurth 2002 


Als Mitarbeitergruppen, die diese Arten produktbeglei- 
tender Dienstleistungen in Industriebetrieben typischer- 
weise ausführen, sind hier insbesondere die folgenden zu 
benennen (Jung Erceg 2005): 

- Ein erstes Anforderungsprofil fasst die Aufgaben zu- 
sammen, die in starkem Maße beziehungsorientiert 
sind, jedoch eine vergleichsweise geringe Komplexität 
aufweisen. Hier handelt es sich vor allem um Aufga- 
ben im Bereich der Vermarktung produktbegleitender 
Dienstleistungen. Die Mitarbeiter, die diese Aufgabe 
erfüllen sollen, müssen hohe Kommunikationsleistun- 
gen erbringen. Fachliche Kompetenz ist zwar erfor- 
derlich, die Eindringtiefe in die Materie kann jedoch 
begrenzt bleiben. Üblicherweise finden sich diese Mit- 
arbeiter im Vertrieb der Industriefirmen. 

- Ein zweites Anforderungsprofil bündelt die Dienst- 
leistungstätigkeiten, für die eine Mischung aus Aufga- 
ben- und Beziehungsorientierung charakteristisch ist 
und die gleichzeitig eine mittlere bis hohe Komplexi- 
tät aufweisen. Hierunter sind die Mitarbeiter im 
Engineering-Bereich zu subsumieren, die produktvor- 
gelagerte Entwicklungs- und Konstruktionsleistungen 
erbringen. Sie sind Dienstleistungskommunikatoren 
und -erbringer zugleich, was impliziert, dass ihre Tä- 
tigkeit sowohl beziehungs- als auch aufgabenorientiert 
ist. Im Vergleich zu Vermarktungsaufgaben weisen die 
Engineering-Aufgaben eine sehr viel höhere Komple- 
xität auf. Diese Mitarbeitergruppe ist in Industriebe- 
trieben in der Entwicklung und Konstruktion angesie- 
delt. 

- Ein drittes Anforderungsprofil ist im Vergleich zu den 
ersten beiden Profilen sehr viel stärker aufgabenorien- 
tiert. Die Komplexität der Aufgaben ist hier potenziell 


am höchsten. Dienstleistungstätigkeiten dieser Art 
umfassen vor allem die Aufgabenbereiche der Service- 
techniker, die eine eigenständige Fehlersuche und -be- 
hebung bei den Kunden durchzuführen haben. Dies 
betrifft einerseits die Montage und Inbetriebnahme 
von Anlagen, andererseits das Störfallmanagement im 
laufenden Betrieb durch Wartungspersonal. 

2.3 Auswirkungen der Tertiarisierung der 
Industriearbeit auf die Arbeitskräfte 

Veränderung der Tätigkeitsinhalte 

Veränderungen in den Tätigkeitsinhalten der in der Indus- 
trie Beschäftigten durch die innere Tertiarisierung sind 
insbesondere davon abhängig, wie die zusätzlich entste- 
henden Arbeitsinhalte organisatorisch zugeordnet wer- 
den. Hier stehen folgende Möglichkeiten zur Wahl (u. a. 
Lay/Rainfurth 2002, Rainfurth et al. 2005): 

- Zum Ersten können die Dienstleistungsfunktionen in 
bestehende, für die Sachgutproduktion gebildete Ab- 
teilungen, integriert werden. Die Mitarbeiter dieser 
Abteilungen übernehmen neben ihren produktorien- 
tierten Aufgaben dann auch Dienstleistungstätigkei- 
ten. Konstruktionsmitarbeiter sind nach diesem 
Konzept beispielsweise für die technische Kundenbe- 
ratung zuständig, Mitarbeiter der Entwicklung schulen 
die Kunden und Mitarbeiter der Produktion, nehmen 
die Maschinen in Betrieb und warten sie beim 
Kunden. Bei dieser Form der organisatorischen Ein- 
gliederung kommt es (soweit keine abteilungsinterne 
Spezialisierung vollzogen wird) zu breiteren Tätig- 
keitszuschnitten für die in der Industrie beschäftigten 
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Mitarbeiter der konstruktiven, vertriebsorientierten 
und produzierenden Abteilungen. 

- Zum Zweiten können für die Dienstleistungen eigen- 
ständige Abteilungen gebildet werden. Bei dieser 
organisatorischen Variante tritt neben die sachgutpro- 
duzierenden Abteilungen wie Konstruktion, Arbeits- 
vorbereitung, Fertigung und Montage ein neuer 
Dienstleistungsbereich, dem alle mit der Erbringung 
produktbegleitender Leistungen beschäftigten Mit- 
arbeiter zugeordnet werden. Hier kommt es dann zu 
spezialisierten Tätigkeitsmustern. Die Stammfunktio- 
nen der Industriearbeit bleiben weitgehend unberührt. 

- Als dritte Möglichkeit können für die Erbringung pro- 
duktbegleitender Dienstleistungen spezielle Tochter- 
oder Schwesterunternehmen gegründet werden. Diese 
Form der Organisation der Dienstleistungen rund um 
das eigene Produkt geht im Vergleich zur Bildung ei- 
genständiger Dienstleistungsbereiche noch einen 
Schritt weiter. Die Verbindung zum Produktionsunter- 
nehmen ergibt sich hier lediglich über Kapitalver- 
flechtungen oder durch die Besitzverhältnisse. Die 
Wirkungen auf die Tätigkeitszuschnitte sind denen der 
zweiten Alternative vergleichbar. 

- Eine vierte Alternative sieht das Outsourcing der pro- 
duktbegleitenden Dienstleistungen vor. Fremdfirmen 
erbringen die Leistungen im Unterauftrag der Indus- 
trie. Hier handelt es sich also um die Vermeidung der 
inneren Tertiarisierung. 

Wie Auswertungen der Erhebung „Innovationen in der 

Produktion 1999“ 10 zeigten (Lay/Rainfurth 2002), finden 


sich die beschriebenen Alternativen 1 und 2 in der indus- 
triellen Praxis nahezu gleichgewichtig. Die Alternativen 
3 und 4 nehmen dagegen bislang einen deutlich unterge- 
ordneten Rang ein. Aus der Abbildung 15 geht hervor, 
dass die Wahl zwischen Alternative 1 und Alternative 2 
insbesondere vom Grad der erreichten inneren Tertiarisie- 
rung abzuhängen scheint: ln Firmen mit niedrigen Antei- 
len mit produktbegleitenden Dienstleistungen beschäftigter 
Mitarbeiter (unter 5 Prozent) werden lediglich 37 Prozent 
dieser Leistungen in eigenständigen Dienstleistungsabtei- 
lungen erbracht. Dagegen werden in Unternehmen, die 
5 bis 10 Prozent ihrer Mitarbeiter im Bereich produktbe- 
gleitender Dienstleistungen einsetzen, 42 Prozent der 
Dienstleistungen in speziellen Abteilungen erbracht. Die- 
ser Anteil steigt in Unternehmen, die über 10 Prozent 
Dienstleistungsbeschäftigte haben, auf nahezu die Hälfte 
(48 Prozent). Spiegelbildlich sinkt mit wachsendem An- 
teil der Dienstleistungsbeschäftigten die Quote der Er- 
bringung dieser Leistungen in klassischen produzieren- 
den Abteilungen. 

Dieses Ergebnis kann als Indiz dafür gewertet werden, 
dass in der Zwischenzeit die innere Tertiarisierung in 
mehr als der Hälfte der Industriebetriebe zu breiteren Tä- 
tigkeitsbildern der Beschäftigten in den tangierten Berei- 
chen geführt haben dürfte. Es deutet jedoch auch darauf 
hin, dass dies möglicherweise ein Übergangszustand ist, 
der mit fortschreitender innerer Tertiarisierung wieder zu- 
gunsten spezialisierterer Tätigkeitsmuster aufgelöst wird. 


10 Aktuellere Daten zu dieser spezifischen Fragestellung sind nicht ver- 
fügbar. 


Abbildung 15 

Organisation produktbegleitender Dienstleistungen und Anteil der Dienstleistungsbeschäftigten 

■ mit produktbegleitenden Dienstleistungen mit produktbegleitenden Dienstleistungen 
beschäftigt: über 10% beschäftigt: unter 5 % 

mit produktbegleitenden Dienstleistungen 
beschäftigt: 5 bis 10% 



Quelle: Lay/Rainfurth 2002 
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Wenn die produktbegleitenden Dienstleistungen in der In- 
dustrie, wie von den Delphi-Experten prognostiziert, wei- 
ter an Gewicht gewinnen werden, dann ist anzunehmen, 
dass auch die Gründung eigenständiger Abteilungen wei- 
ter voranschreitet und so die in vielen Betrieben existente 
Mischung aus produzierenden und dienstleistenden Tätig- 
keiten auf der Ebene einzelner Funktionsträger wieder zu- 
rückgeführt wird. 

Veränderte Qualifikationsanforderungen 

Die aus den veränderten Tätigkeitsinhalten (s. o.) sich an- 
deutenden Veränderungen der Qualifikationsanforderun- 
gen im Zuge der inneren Tertiarisierung werden für die 
im Außendienst tätigen Servicemitarbeiter im Maschi- 
nen- und Anlagenbau bei Luczak (1999, S. 105) folgen- 
dermaßen umschrieben: „Im Idealfall ist er (der Service- 
mitarbeiter) Kundenberater, Problemloser und unter 
Umständen sogar Verkäufer in einer Person. Er ist ver- 
siert auf den Gebieten der Elektrik und Elektronik sowie 
der Mechanik und Mechatronik. Er spricht alle Weltspra- 
chen und ist mit fremdländischen Kulturen und Gebräu- 
chen bestens vertraut. Er lernt schnell, bringt sich alle 
notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten selbst bei und 
ist als Pädagoge auch in der Lage, sein Wissen an den 
Kunden und an Kollegen weiterzugeben. Außerdem 
zeichnet er sich durch Einsatzbereitschaft, Loyalität und 
Sensibilität für die die Wünsche des Kunden aus. Nicht 
zuletzt ist der "ideale' Servicetechniker auch an der 
Grenze seiner Belastbarkeit stets freundlich“. 

Um vor diesem Hintergrund einen Anhaltspunkt zur Ent- 
wicklung der formalen Qualifikationsanforderungen bei 
einer steigenden Dienstleistungsorientierung in der Indus- 
trie zu gewinnen, wurden von Lay/Rainfurth (2002) auf 
der Grundlage der in der Erhebung „Innovationen in der 
Produktion 1999“ des Fraunhofer ISI gewonnenen Daten- 
basis die Zusammenhänge zwischen einem hohen Anteil 
produktbegleitender Dienstleistungen an den Umsätzen 
der Industriebetriebe und der Struktur der Beschäftigten 
nach ihrer Formalqualifikation betrachtet. Die Formal- 
qualifikation der Mitarbeiter wurde in dieser Erhebung 
durch die prozentualen Anteile von Mitarbeitern mit einer 
Hochschulausbildung, einer Fachhochschul- bzw. Techni- 
kerausbildung, einer kaufmännischen Lehre, einer tech- 
nisch-gewerblichen Lehre sowie der An- und Ungelern- 
ten operationalisiert. Um die Effekte einer steigenden 
Dienstleistungsorientierung der Industriebetriebe auf die 
Personalstruktur analysieren zu können, wurden die Be- 
triebe in drei Gruppen mit unterschiedlich hohen Dienst- 
leistungsumsätzen eingeteilt. Für diese Gruppen ergaben 
sich folgende durchschnittlichen Qualifikationsstrukturen 
der Belegschaften (Abbildung 16): 

- In Betrieben mit einem geringen Anteil produktbeglei- 
tender Dienstleistungen am Umsatz (bis 2 Prozent) 
haben 7 Prozent der Beschäftigten einen Hochschul- 
abschluss und 13 Prozent eine Fachhochschul- bzw. 
Technikerausbildung. Eine kaufmännische Lehre ha- 
ben 12 Prozent, eine technisch-gewerbliche Lehre 
42Prozent der Mitarbeiter erfolgreich absolviert. Die 
Gruppe der An- und Ungelernten macht hier 21 Pro- 
zent aus. 


- In Betrieben mit im Mittel hegenden Umsatzanteilen 
produktbegleitender Dienstleistungen (3 bis 5 Prozent) 
verfügen 9 Prozent der Belegschaft über einen Hoch- 
schulabschluss. Einen Fachhochschulabschluss bzw. 
eine Technikerausbildung weisen 15 Prozent auf. In 
kaufmännischen Berufen sind 12 Prozent, in tech- 
nisch-gewerblichen Berufen 46 Prozent qualifiziert. 
Die Quote der An- und Ungelernten hegt bei 13 Pro- 
zent. 

- In Betrieben mit einem vergleichsweise hohen Anteil 
produktbegleitender Dienstleistungen an den Umsät- 
zen (über 5 Prozent) arbeiten 11 Prozent der Beschäf- 
tigten mit einem Hochschulabschluss und 17 Prozent 
mit dem Abschluss an einer Fachhochschule bzw. ei- 
ner Technikerschule. 13 Prozent haben eine kaufmän- 
nische, 45 Prozent eine technisch-gewerbliche Ausbil- 
dung durchlaufen. Lediglich 9 Prozent der Mitarbeiter 
sind An- und Ungelernte. 

Generell gilt damit, dass mit steigender Dienstleistungs- 
orientierung die Quote der Mitarbeiter mit einem Hoch- 
schul-, Fachhochschul- bzw. Technikerabschluss steigt. 
Unabhängig vom Anteil produktbegleitender Dienstleis- 
tungen am Umsatz ist die Anzahl der Mitarbeiter mit 
einer kaufmännischen Lehre. An- oder ungelernte Mit- 
arbeiter werden mit zunehmender Dienstleistungsintensi- 
tät immer weniger benötigt. Damit zeigt sich, dass der 
Übergang der Sachguthersteller zum Problemloser durch 
das ergänzende Angebot von immateriellen Leistungen 
den Bedarf der Betriebe an hoch- und höchstqualifizierten 
Arbeitskräften erhöht. 

Der sinkende Anteil an- und ungelernter Arbeitskräfte bei 
steigender Dienstleistungsorientierung der Betriebe wird 
weiter dadurch unterstrichen, dass insbesondere in mittle- 
ren und größeren Betrieben, die den Großteil der Indus- 
triebeschäftigten auf sich vereinen, die Nachfrage nach 
diesen geringer qualifizierten Mitarbeitern am stärksten 
abnimmt (Abbildung 17): 

- In kleineren Betrieben (unter 100 Beschäftigte) sinkt 
die Quote der An- und Ungelernten mit zunehmenden 
Anteilen produktbegleitender Dienstleistungen von 
17 auf 9 Prozent. 

- In mittelgroßen Betrieben (100 bis unter 500 Beschäf- 
tigte) verringert sich der Anteil an- und ungelernter 
Arbeitnehmer mit steigender Bedeutung der Dienst- 
leistungen von 26 auf 8 Prozent. 

- In größeren Betrieben (500 und mehr Beschäftigte) 
fällt die Quote an- und ungelernter Arbeitskräfte mit 
wachsenden Dienstleistungsumsätzen von 28 auf 
10 Prozent. 

In mittleren und größeren Betrieben sind damit die An- 
und Ungelerntenquoten mit steigender Dienstleistungs- 
orientierung von einem vergleichsweise hohen Ausgangs- 
niveau um 18 Prozent-Punkte, in kleineren Betrieben von 
einem geringeren Ausgangsstand um lediglich 8 Prozent- 
Punkte geschrumpft. Bei hoher Dienstleistungsorientie- 
rung beträgt der Anteil An- und Ungelernter unabhängig 
von der Betriebsgröße noch maximal 10 Prozent. 
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Abbildung 16 


Qualifikationsstruktur und Umsätze mit produktbegleitenden Dienstleistungen 

■ bis 2 % Umsatz mit Dienstleistungen über 5 % Umsatz mit Dienstleistungen 

3 bis 5 % Umsatz mit Dienstleistungen 



Quelle: Lay/Rainfurth 2002 


Abbildung 17 

Anteil An- und Ungelernter und Umsätze mit produktbegleitenden Dienstleistungen 

■ bis 2 % Umsatz mit Dienstleistungen über 5 % Umsatz mit Dienstleistungen 

3 bis 5 % Umsatz mit Dienstleistungen 


kleine Betriebe 
(bis 99 
Beschäftigte) 

mittlere Betriebe 
(100 bis 499 
Beschäftigte) 

große Betriebe 
(500 und mehr 
Beschäftigte) 


0% 5% 10% 15% 20% 25% 30% 35% 40% 45% 50% 



Quelle: Lay/Rainfurth 2002 
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Die Veränderungen im Qualifikationsbedarf beim Über- 
gang zu einer Verstärkung des Angebots produktbeglei- 
tender Dienstleistungen stellen sich im Vergleich 
zwischen den verschiedenen Teilbranchen der Investi- 
tionsgüterindustrie unterschiedlich dar. Dies ist zum ei- 
nen darauf zurückzuführen, dass die Qualifikationsstruk- 
turen der Belegschaften auch ohne ein verstärktes 
Dienstleistungsangebot im Branchenvergleich differieren. 
Zum anderen sind die von Branche zu Branche neu aufge- 
nommenen Dienstleistungsangebote jedoch auch so un- 
terschiedlich, dass sich die daraus resultierenden Perso- 
nalbedarfe in ihrem Qualifikationsprofil unterscheiden. 
Im Einzelnen stellt sich folgendes Bild dar: 

Im Maschinenbau, mit einem im Branchenvergleich ho- 
hen Qualifikationsniveau der Beschäftigten, steigt die 
Facharbeiterquote mit zunehmender Dienstleistungs- 
orientierung nunmehr unmerklich an (47 Prozent/49 Pro- 
zent/51 Prozent). Spiegelbildlich nimmt der im Ma- 
schinenbau traditionell nur unterdurchschnittlich 
repräsentierte Bereich der An- und Ungelernten kaum ab 
(12 Prozent/10 Prozent/5 Prozent). In der Gruppe der 
Fachhochschul- und Technikerschulabsolventen finden 
sich keine Effekte einer differierenden Dienstleistungs- 
intensität. Mitarbeiter mit einer Hochschulausbildung 
nehmen für den Maschinenbau mit wachsender Hinwen- 
dung zur Dienstleistung zwar etwas an Bedeutung zu 
(7 Prozent/7 Prozent/10 Prozent), eine deutliche Ver- 
schiebung des Anteils dieser Mitarbeitergruppe an der 
Gesamtzahl der Beschäftigten ist jedoch auch hier nicht 
abzulesen (Abbildung 18). 

Als Fazit kann damit festgehalten werden: In Maschinen- 
baubetrieben ist die für die Sachgutproduktion erforderli- 
che hohe Qualifikation der Mitarbeiter im Wesentlichen 


ausreichend für den bislang erfolgten Ausbau produktbe- 
gleitender Dienstleistungen. Diese derzeit noch genü- 
gende Basis könnte sich jedoch zukünftig als nicht mehr 
ausreichend herauskristallisieren, sollten die von den Ex- 
perten angenommenen Steigerungen der Dienstleistungs- 
umsätze im Maschinen- und Anlagenbau auf über ein 
Drittel bis zum Jahr 2013 (Abbildung 13) tatsächlich Re- 
alität werden. 

In der elektrotechnischen Industrie, bei der im Gegensatz 
zum Maschinenbau die Facharbeiterquote geringer, die 
Quote der An- und Ungelernten höher und die „Akademi- 
sierung“ weiter fortgeschritten ist, hat der Ausbau pro- 
duktbegleitender Dienstleistungen sehr viel weiterge- 
hende Wirkungen auf die Qualifikationsstruktur der 
Belegschaften. Der mit zunehmender Dienstleistungsori- 
entierung zu beobachtende starke Rückgang der An- und 
Ungelernten (29 Prozent/24 Prozent/13 Prozent) führt 
hier nicht zu einer steigenden Facharbeiterquote (32 Pro- 
zent/29 Prozent/28 Prozent). Die in der elektrotechni- 
schen Industrie als Dienstleistungsangebot besonders 
häufig anzutreffende Softwareproduktion erfordert, wenn 
sie in die Angebotspalette der Firmen integriert wird, 
Mitarbeiter mit Fachhochschul- bzw. Hochschulab- 
schluss. Dies erklärt die in diesem Industriezweig mit ei- 
nem breiter werdenden Dienstleistungsangebot über- 
durchschnittlich wachsende Bedeutung hochqualifizierter 
Beschäftigter: Der Anteil von Hochschulabsolventen liegt 
bei Betrieben mit geringen Umsätzen mit produktbeglei- 
tenden Dienstleistungen bereits bei 12 Prozent und steigt 
mit höheren Dienstleistungsumsätzen auf 16 Prozent und 
19 Prozent (Abbildung 18). Die Quote der Mitarbeiter 
mit Fachhochschul- bzw. Technikerabschlüssen wächst 
parallel von 14 Prozent über 15 Prozent auf 23 Prozent. 


Abbildung 18 

Anteil der Mitarbeiter mit Hochschulabschluss und Umsätze mit produktbegleitenden Dienstleistungen 

■ bis 2 % Umsatz mit Dienstleistungen über 5 % Umsatz mit Dienstleistungen 

3 bis 5 % Umsatz mit Dienstleistungen 
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ln der Eisen-, Blech- und Metallverarbeitenden (EBM) 
Industrie mit einer im Vergleich zur elektrotechnischen 
Industrie ähnlich hohen Quote An- und Ungelernter, je- 
doch weit weniger Akademikern, ergibt sich ein relativ 
diffuses Bild der Wirkungen steigender Dienstleistungs- 
umsätze auf die Qualifikation der Belegschaften. Die 
Anteile der Mitarbeiter mit einem Hochschulabschluss 
stagnieren auf geringem Niveau (3 bis 6 Prozent). Fach- 
hochschulabsolventen und Techniker sind in Betrieben 
mit höheren Dienstleistungsumsätzen häufiger (9 gegen- 
über 13 Prozent). Die Facharbeiterquote liegt in Betrie- 
ben mit geringen Dienstleistungsanteilen bei 40 Prozent, 
steigt im Bereich durchschnittlich in Dienstleistungen en- 
gagierter Betriebe auf 51 Prozent und fällt bei sehr dienst- 
leistungsorientierten Firmen wieder auf 42 Prozent. Eine 
vergleichbare Entwicklung ergibt sich im Bereich der An- 
und Ungelernten. Betriebe mit niedrigem Dienstleis- 
tungsanteil beschäftigen 3 1 Prozent An- und Ungelernte, 
Betriebe mit mittlerem Dienstleistungsanteil 10 Prozent 
und Betriebe mit hohem Dienstleistungsanteil 20 Prozent. 
Diese Zahlen legen nahe, dass in den verschiedenen Un- 
ternehmen der EBM-Industrie sehr spezifische Entwick- 
lungen auf dem Weg zu mehr Dienstleistungsorientierung 
ablaufen, deren Effekte auf die benötigten Qualifikatio- 
nen kein eindeutiges Bild erkennen lassen. Daher ist bis- 
lang für diesen Sektor auch nicht klar, wie sich die 
zukünftig prognostizierte Erhöhung der Dienstleistungs- 
intensität hinsichtlich der benötigten Qualifikationspro- 
file auswirken könnte. 

Die in den quantitativ-statistischen Analysen deutlich ge- 
wordene Anhebung des Qualifikationsniveaus in den Be- 
trieben, die in überdurchschnittlichem Maße produktbe- 
gleitende Dienstleistungen erbringen, konnte in ersten 
Fallanalysen ergänzend aufgeklärt werden (Lay 1998; 
Lay et al. 2000; Rainfurth 2003). Es zeigte sich, dass auch 
hier zwischen verschiedenen Arten produktbegleitender 
Dienstleistungen zu unterscheiden ist: 

- Zum einen existieren produktbegleitende Dienstleis- 
tungen, zu deren Erbringung eine Ingenieurqualifika- 
tion die Voraussetzung darstellt. Hierzu zählen bei- 
spielsweise Engineering-Leistungen. Mit dem Ausbau 
dieser Art der produktbegleitenden Dienstleistungen 
erhöht sich der Bedarf der Investitionsgüterbetriebe an 
Personal mit einer wissenschaftlichen Ausbildung. 

- Zum anderen gibt es die produktbegleitenden Dienst- 
leistungen Wartung, Störungsdiagnose, Inbetrieb- 
nahme, Betreibermodelle etc. Hier entwickelt sich der 
Qualifikationsbedarf der Betriebe weniger in die Tiefe 
einer wissenschaftlichen Spezialisierung als vielmehr 
in die Breite. Diejenigen Mitarbeiter, die für diese Ar- 
ten von produktbegleitenden Dienstleistungen einge- 
setzt werden, müssen neben einer Facharbeiterqualifi- 
kation beispielsweise in einem Metallberuf zusätzliche 
Kenntnisse in der Elektrik und der Elektronik, der 
Kommunikationstechnik und betriebswirtschaftliche 
Grundkenntnisse erworben haben. Darüber hinaus ist 
es für sie wichtig, mit den Kunden kommunizieren zu 
können und die Fähigkeit haben, ein ausreichendes 
Maß an Empathie zu entwickeln. 


Beide Entwicklungsrichtungen zusammen begründen die 
in den statistischen Auswertungen zutage getretenen und 
zukünftig aller Voraussicht nach noch weiter voranschrei- 
tenden Erhöhungen der Akademiker- und Facharbeiter- 
quoten. 

Von Spöttl et al. (2003) wurden in 20 betrieblichen Fall- 
analysen die Qualifikationsanforderungen für Dienstleis- 
tungen des Produzierenden Gewerbes vertieft untersucht. 
Dabei wurden die Wirkungen der Erbringung produk- 
tions- bzw. prozessbezogener Dienstleistungen auf der 
einen und kundenbezogener Dienstleistungen auf der an- 
deren Seite unterschieden. Produktions- bzw. prozessbe- 
zogene Dienstleistungen gehen demnach einher mit 
neuen Anforderungen an die industriearbeit in den Berei- 
chen 

- kostenbewusstes Handeln, 

- Zusammenarbeit (Kommunikation, Kooperation) von 
und in Gruppen bzw. Teams, auch über Unterneh- 
mensbereiche hinweg, zur kooperativen Problemlö- 
sung, 

- Planung und Organisation der Arbeitsabläufe, des 
Ressourcenverbrauchs etc. im eigenen Bereich bzw. 
im Team, 

- geschäftsprozessorientiertes Handeln bei der Auf- 
tragsbearbeitung und der Prozessoptimierung sowie 

- Anleitung von Kollegen, um Selbstqualifizierungspro- 
zesse herauszufordern. 

Kundenbezogene Dienstleistungen hätten hingegen eine 
etwas andere Ausrichtung. Im Zentrum des Handelns und 
damit der neuen Anforderungen stünden hier 

- die Auftragsgewinnung und Auftragsbetreuung, 

- die Kommunikation und Koordination hinsichtlich al- 
ler Auftragsdetails, um eine erfolgreiche Bearbeitung 
zu garantieren, sowie 

- die Qualitätseinlösung durch Beratung des Kunden 
und fehlerfreie Lieferung. 

Beide Dienstleistungsdimensionen seien infolge der inne- 
ren Tertiarisierung von zunehmender Relevanz für indus- 
trielle Berufsbilder und damit für die Berufsbildung. Bei 
der derzeitigen Berufsausbildung spielten Dienstleistun- 
gen noch eine unbedeutende Rolle. Sie fänden weder in 
den Lehrplänen noch in den Ausbildungsordnungen be- 
sondere Beachtung. 

Weiter wird von diesen Autoren ausgeführt, dass sich die 
1987 neugeordneten metalltechnischen Berufsbilder rela- 
tiv eng auf technisch-funktionale Sachverhalte konzen- 
trieren. Der übergeordnete Anspruch einer ganzheitlichen 
Vermittlung von funktionalen und systembezogenen Zu- 
sammenhängen erfolge eher technikzentriert, sodass er 
umfassend auf Prozesse bezogene Herausforderungen 
nicht in ausreichendem Maße berücksichtige. Die neuen 
Kernaufgaben der Facharbeit sowie die produktions-, pro- 
zess- und kundenbezogenen Dienstleistungen ergänzt um 
übergeordnete Dienstleistungsdimensionen erforderten 
mehr als nur ein Addieren der zugehörigen inhaltlichen 
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Schwerpunkte zu den Berufsbildern und Ausbildungsord- 
nungen. Das vollständige Spektrum an relevanten Dienst- 
leistungen lasse sich in der beruflichen Erstausbildung je- 
doch auch nicht mit verbesserten Ausbildungsgängen 
vermitteln. Es sei deshalb naheliegend, bei der Qualifizie- 
rung in drei Schritten vorzugehen: 

- verstärkte Ausrichtung der beruflichen Erstausbildung 
auf die Vermittlung technischer Sachverhalte in Ver- 
bindung mit Dienstleistungskompetenzen; 

- Vermittlung kundenbezogener und übergeordneter 
Dienstleistungen als Zusatzqualifikation gegen Ende 
der Ausbildung für die Zielgruppen, die hier beson- 
ders gefordert seien; 

- Entwicklung eines Weiterbildungskonzepts, das eine 
prozessorientierte Entwicklung von Dienstleistungs- 
kompetenzen verfolgt und vor allem die Kategorien 
der übergeordneten Dienstleitungsfunktion vermittelt. 

Praxisbeispiele flir derartige Weiterbildungsmaßnahmen 
sind bislang in der Literatur selten beschrieben (z. B. 
Dickhardt et al. 2005; Fath/Schmitz 2005; Heet et al. 
2005; Steinich 2005) und zeigen, dass hier noch eher Im- 
provisation als eine methodisch-systematische Herange- 
hensweise anzutreffen ist. Insbesondere ist bislang auch 
ungeklärt, wie das für produktbegleitende Dienstleistun- 
gen in besonderem Maße als relevant erkannte Erfah- 
rungswissen (Pfeiffer 2000) vermittelt werden kann. 

Abschließend sei zum Thema Qualifikationsveränderun- 
gen durch innere Tertiarisierung auf die Befunde von 
Schuh et al. (2004) hingewiesen, die zwei Dimensionen 
der Kompetenz unterscheiden, die resultierend aus einer 
zunehmenden Dienstleistungsorientierung auf die Mit- 
arbeiter in produzierenden Unternehmen zukämen: 

- Die sogenannte Tech-Dimension, die fachspezifische 
Anforderungen umfasst. Diese fachspezifischen An- 
forderungen leiten sich wiederum aus den inhaltlichen 
Anforderungen der zu erstellenden Dienstleistungen 
ab. 

- Die sogenannte Touch-Dimension, die interaktions- 
spezifische Anforderungen beinhaltet. Hier wird auf 
die menschlich soziale Seite der Dienstleistungen ab- 
gehoben. 

Als Fazit aus den zuvor dargestellten Befunden lässt sich 
festhalten, dass im Gegensatz zu vielen anderen Dienst- 
leistungen die produktbegleitenden Dienstleistungen in 
der Industrie auf höher qualifiziertes Personal angewiesen 
sind (z. B. Bullinger/van Husen 2006). 

Veränderte Arbeitszeiten 

Bei einer fortschreitenden inneren Tertiarisierung der In- 
dustriearbeit sind hinsichtlich der Wirkungen auf die 
Arbeitszeiten zeitunkritische von zeitkritischen produkt- 
begleitenden Dienstleistungen zu unterscheiden (Lay / 
Rainfurth 2002). Für eher zeitunkritische produktbeglei- 
tende Dienstleistungen wie Finanzierungsvermittlung, 
Beratung zur Produktauslegung, Softwareentwicklung, 
Modernisierung etc. müssen keine speziellen Arbeitszeit- 


modelle gefunden werden, da diese üblicherweise wäh- 
rend der normalen Arbeitszeiten leistbar und vergleichs- 
weise gut planbar sind, und im Regelfall auch keine 
extremen Auftragsschwankungen zu erwarten sind. Da- 
gegen verlangen stark zeitkritische produktbegleitende 
Dienstleistungen wie Hotline, Reparatur und Wartung so- 
wie zum Beispiel auch außerhalb der Normalarbeitszeit 
erbrachte Schulungen spezielle Arbeitszeitregelungen. 

So ist zum einen davon auszugehen, dass es zu einer Ver- 
längerung des Arbeitszeitkorridors in die Abendstunden 
und Wochenenden kommen wird. Da viele produktbeglei- 
tende Dienstleistungen außerhalb der normalen Betriebs- 
zeiten erbracht werden müssen, ist anzunehmen, dass es 
zu einem weiteren Anstieg der Wochenend- und Sonn- 
tagsarbeit in der Industrie kommen wird. So müssen 
Schnell- bzw. Notreparaturen meist dann erbracht wer- 
den, wenn der „Normalbetrieb“ Feierabend hat, Bestel- 
lungen und Reklamationen werden dann in Angriff ge- 
nommen, wenn im Tagesgeschäft Ruhe eingekehrt ist. 
Schulungen des Personals der Kunden werden oft an 
Abenden und Wochenenden durchgeführt und das Ange- 
bot einer Hotline erfordert eine Rund-um-die-Uhr-Beset- 
zung der telefonischen Auftragsannahme. 

Da Dienstleistungen erst in dem Moment erbracht werden 
können, in dem der Kunde sie nachfragt und in Anspruch 
nehmen kann und keinerlei „Vorfertigung“ möglich ist, 
herrschen bei der Erbringung produktbegleitender Dienst- 
leistungen extreme „Just-in-Time“-Bedingungen (JIT-Be- 
dingungen). Bei zeitkritischen Dienstleistungen muss der 
Mitarbeiter, der die produktbegleitende Dienstleistung er- 
bringen soll, genau in dem Moment verfügbar sein, in 
dem der Kunde sein Problem gelöst haben will. Dies führt 
zu diskontinuierlichen Arbeitszeiten und einer stärkeren 
Verbreitung von Bereitschaftsdiensten. In den qualifizier- 
ten Dienstleistungsbereichen gibt es kein vorhersagbares 
klares Tagespensum mehr. Die Arbeit wird unvorherseh- 
bar (hierzu a. Grewer/Reindl 2003). 

Eine weitere Besonderheit produktbegleitender Dienst- 
leistungen ist die extreme Abhängigkeit der Arbeits- 
zeitsouveränität vom Kundenproblem. Der Arbeitstag ei- 
nes Servicemitarbeiters ist nicht dann zu Ende, wenn er 
seine tägliche Normalarbeitszeit erbracht hat, sondern 
dann, wenn das Kundenproblem gelöst ist. Dadurch kann 
es zu extrem langen Arbeitszeiten am Stück kommen. 
Dies gilt vor allem für Montage- und Reparaturarbeiten. 

Daher ist zu erwarten, dass die Betriebe ihre Arbeitszeit- 
modelle bei fortschreitender innerer Tertiarisierung den 
neuen Erfordernissen anpassen werden: 

- Um die für produktbegleitende Dienstleistungen not- 
wendige Flexibilität der Arbeitszeitmodelle zu errei- 
chen, werden Betriebe die Kernarbeitszeit, d. h. die 
Zeit, in der die Mitarbeiter an ihren Arbeitsplätzen an- 
wesend sein müssen, reduzieren oder sogar ganz auf 
sie verzichten. Ausnahme werden Arbeitsplätze sein, 
bei denen der Wegfall von Kernarbeitszeiten zu einer 
Verschlechterung der Erreichbarkeit und zu Koordina- 
tionsproblemen führt, da persönliche Übergabe und 
Kommunikation schwieriger werden. Hier werden die 
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Betriebe sorgfältig abwägen müssen, ob die Konstanz 
der Ansprechpartner für den Kunden oder die zeitliche 
Flexibilität für die Einsatzbereitschaft auch an Aben- 
den und Wochenenden wichtiger ist. 

- Die Betriebe werden die Möglichkeit ausbauen, Zeit- 
guthaben und -schulden auf einem Arbeitszeitkonto zu 
verwalten, um sowohl den Mitarbeitern als auch dem 
Betrieb die notwendige Flexibilität zum Ausgleich der 
mit produktbegleitende Dienstleistungen verbunde- 
nen starken Auftragsschwankungen zu geben. Das 
Flexibilitätsmaß wird dabei durch die Flöhe der mögli- 
chen Arbeitszeitguthaben, die Länge des Zeitraums, 
innerhalb dessen die Zeitguthaben wieder abgebaut 
werden müssen (monatlich, jährlich, Lebensarbeits- 
zeitmodell), sowie die Länge des Zeitraums, der am 
Stück genommen werden kann, um die Zeitguthaben 
wieder abzubauen, bestimmt. 

- Ob die Mitarbeiter selbständig über Auf- und Abbau 
ihrer Zeitkonten entscheiden können, wird mitarbei- 
ter- und dienstleistungsbezogen entschieden werden. 
Kann lediglich der Vorgesetzte über die Disposition 
der Arbeitszeit verfügen, so widerspricht dies den An- 
forderungen, die ansonsten an die kundennahen Mit- 
arbeiter gestellt werden, nämlich selbstbestimmt als 
„Unternehmer im Unternehmen“ zu handeln. Die ver- 
stärkte Übernahme von Verantwortung kann nur 
glaubwürdig gefordert werden, wenn auch entspre- 
chende Spielräume zur Gestaltung der Arbeitszeit und 
damit der Arbeitsprozesse bestehen. Neben der selb- 
ständigen Gestaltung des Auf- und Abbaus von Ar- 
beitszeitguthaben wird diesen Mitarbeitern der not- 
wendige Dispositionsspielraum über ihre Gleitzeit 
überlassen. Liier kann der Mitarbeiter sowohl über die 
Lage als auch über die Dauer der festgelegten tägli- 
chen Arbeitszeit entscheiden. Diese Entwicklung kann 
bis zu der Extremform der „amorphen Arbeitszeit“ ge- 
hen, bei der lediglich das in der Woche, im Jahr oder 
im Leben zu leistende Arbeitszeitvolumen festgelegt 
wird. 

- Da die einseitige Disposition durch den Mitarbeiter 
mit dem Problem verbunden ist, unter Umständen 
nicht die zu einer bestimmten Zeit benötigten Mit- 
arbeiter zur Verfügung zu haben, kann vermutet wer- 
den, dass sich in manchen Dienstleistungsbereichen die 
kapazitätsorientierte variable Arbeitszeit (KAPOVAZ) 
wieder ausbreitet. Dieses Modell erhöht die Zugriffs- 
rechte des Arbeitgebers auf die Arbeitszeitgestaltung 
des Arbeitnehmers. Hier wird in einem Einzelarbeits- 
vertrag vereinbart, dass der Arbeitgeber die Arbeits- 
zeit nach den betrieblichen Erfordernissen festlegen 
kann. 

- Viele zeitkritische produktbegleitende Dienstleistun- 
gen fallen so selten an, dass es nicht sinnvoll ist, einen 
Mitarbeiter im Betrieb „auf Abruf 1 einzusetzen. Eine 
Lösung dieses arbeitszeitorganisatorischen Dilemmas 
kann die Implementation eines Bereitschaftsdienstes 
sein, der von zu Hause aus Anrufe entgegen nimmt 
und seinen eigenen Einsatz koordiniert. Die Arbeits- 


zeit dieser Mitarbeiter nähert sich den Bedingungen 
von Telearbeit an. 

- Da viele produktbegleitende Dienstleistungen außer- 
halb des Betriebes erbracht werden müssen, nehmen 
die direkten Zeitkontrollmöglichkeiten durch die Ar- 
beitgeber ab. Darum ist zu vermuten, dass sich indivi- 
duelle Regelungen zur sogenannten „Vertrauens- 
arbeitszeit“ bei Mitarbeitern, die produktbegleitende 
Dienstleistungen erbringen, weiter ausbreiten werden, 
ln diesen Arbeitsverträgen wird nicht mehr die Zeit, 
sondern das Arbeitsergebnis festgelegt. Der Arbeit- 
nehmer übernimmt in eigener Verantwortung die Ge- 
staltung seiner Arbeitszeit. 

- Zur Bewältigung eines Rund-um-die-Uhr-Service-An- 
gebots wird auch wieder vermehrt die Einführung von 
Schichtsystemen mit all seinen negativen gesundheit- 
lichen Auswirkungen auf die Arbeitnehmer erwogen 
werden. 

Vor dem Hintergrund der zuvor skizzierten möglichen Ef- 
fekte einer zunehmenden inneren Tertiarisierung der In- 
dustriearbeit wird sich unter den Mitarbeitern, die pro- 
duktbegleitende Dienstleistungen erbringen, u. U. eine 
Polarisierung herausbilden: Es wird eine Gruppe von Ar- 
beitnehmern geben, die mit einem hohen Flexibilitäts- 
und Selbstbestimmungsgrad ausgestattet ist und immer 
weniger kontrolliert wird. Diese Gruppe wird allerdings 
auch verstärkt den Gefahren der Selbstausbeutung, über- 
langer Arbeitszeiten, mangelnder Trennung von Arbeits- 
und Freizeit und damit dem Zugriff auf den gesamten 
Menschen ausgesetzt sein. Die Anforderungen an die 
Strukturierung der eigenen Arbeitszeit sowie der Fähig- 
keit zur Selbstdisziplinierung steigen für diese Mitarbei- 
ter. Darüber hinaus wird diese Gruppe von Arbeitneh- 
mern immer weniger an der betrieblichen Gemeinschaft 
partizipieren, da sich die Anwesenheitszeiten bei Redu- 
zierung bzw. Wegfall der Kernzeiten immer weniger 
überlappen. Selbst die oft propagierte bessere Vereinbar- 
keit von Beruf und Familie durch flexible Arbeitszeiten 
gilt nur eingeschränkt, da mit flexiblen Arbeitszeiten 
auch schlechte Vorhersehbarkeit und damit Planbarkeit 
der Kinderbetreuung verbunden sind. Dagegen wird bei 
der Arbeitnehmergruppe, die ständige Ansprechbarkeit 
und Einsatzbereitschaft zum Beispiel für die Hotline oder 
den Rund-um-die-Uhr-Service gewährleisten muss, die 
Arbeitszeitsouveränität eher zurückgefahren, ln diesen 
Bereichen werden sich die Betriebe wieder verstärkte Zu- 
griffsmöglichkeiten auf die Einsatzbereitschaft ihrer Mit- 
arbeiter durch KAPOVAZ-ähnliche Regelungen sichern. 

2.4 Fazit: Innere Tertiarisierung und 
die Zukunft der Industriearbeit 

Die für die nächsten Jahre in Zukunftsstudien und von Del- 
phi-Experten als sehr wahrscheinlich angenommene wei- 
tere Bedeutungszunahme produktbegleitender Dienstleis- 
tungen hat vielfältige Auswirkungen auf die zukünftige 
Gestalt der Industriearbeit. Angesichts dieser Bedeutungs- 
zunahme des Dienstleistungsanteils an der Wertschöp- 
fung werden produzierende Industrieunternehmen 
bestrebt sein, produktbegleitende Dienst- und Serviceleis- 
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tungen so professionell und produktiv wie möglich er- 
bringen zu können. Dies könnte dazu führen, dass die 
Gründung eigenständiger Serviceabteilungen weiter vor- 
anschreitet und so die in vielen Betrieben existente Inte- 
gration von produzierenden und dienstleistenden Tätig- 
keiten bei einzelnen Mitarbeitern wieder zurückgeführt 
wird. Zukünftig könnten demnach vermehrt spezialisierte 
Dienstleistungs- und Servicemitarbeiter in den Betrieben 
gefragt sein. 

Hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen zunehmender 
innerer Tertiarisierung und veränderten Qualifikationsan- 
forderungen deuten alle Analyseergebnisse und Befunde 
darauf hin, dass produktbegleitende Dienstleistungen der 
Industrie, im Gegensatz zu vielen anderen Dienstleistun- 
gen, auf höher qualifiziertes Personal angewiesen sind. 
Mit steigender Orientierung der Unternehmen hin zu pro- 
duktbegleitenden Dienstleistungen, gemessen an deren 
Umsatzanteil, steigt die Quote der Mitarbeiter mit Hoch- 
schul-, Fachhochschul- und Technikerabschluss, während 
an- und ungelernte Mitarbeiter weniger benötigt werden. 
Damit geht auch der Trend zur inneren Tertiarisierung der 
Industrie durch die zunehmende Bedeutung kundenorien- 
tierter Dienstleistungen mit einer Reduzierung des Bedar- 
fes an an- oder ungelernten Arbeitskräften einher und 
wird zukünftig die Probleme der Geringqualifizierten auf 
dem Arbeitsmarkt noch weiter verschärfen. 

Die zusätzlich geforderten Qualifikationsanforderungen 
unterscheiden sich zudem nach der Art der produktbeglei- 
tenden Dienstleistungen. Wissensintensive Pre-Sales- 
Dienstleistungen, wie zum Beispiel Engineering oder Be- 
ratungsleistungen zur Produktauslegung, erfordern Inge- 
nieurqualifikationen und erhöhen damit den Bedarf an 
wissenschaftlich ausgebildetem Personal. Für After-Sa- 
les-Dienstleistungen, wie Wartung, Störungsdiagnose, In- 
betriebnahme oder Reparatur, sind dagegen eher breite 
Qualifikationen gefordert, die neben einer Facharbeiter- 
qualifikation als Mechaniker auch Kenntnisse in Elektrik 
und Elektronik, luK und betriebswirtschaftliche Grund- 
kenntnisse erfordern. Durchleuchtet man daraufhin die 
Lehipläne und Ausbildungsordnungen für die industriel- 
len Berufsbilder, so stellt man fest, dass Dienstleistungen 
in diesen noch eine unbedeutende Rolle spielen. Die in- 
dustriellen Berufsbilder sind zumeist eher technikzen- 
triert definiert, weshalb ein einfaches Addieren inhaltli- 
cher Schwerpunkte zu produkt- bzw. kundenbezogenen 
Dienstleistungen in die Berufs- und Ausbildungsordnun- 
gen nicht hinreichend erscheint. 

Mit einer fortschreitenden inneren Tertiarisierung der In- 
dustriearbeit wird auch ein erhöhter Bedarf nach verän- 
derten Arbeitszeitmodellen einhergehen. Dies gilt insbe- 
sondere für sogenannte zeitkritische produktbegleitende 
Dienstleistungen, wie Hotline, Reparatur oder Wartung, 
die oftmals außerhalb der Normalarbeitszeit erbracht wer- 
den müssen. Hier kristallisieren sich zwei Gruppen von 
Arbeitnehmern heraus, die spezieller Arbeitszeitregelun- 
gen bedürfen. Dies sind zum einen die Mitarbeiter, die bei 
den Kunden vor Ort, und damit in extremer Abhängigkeit 
ihrer Arbeitszeitsouveränität vom Kundenproblem, 
Dienstleistungen - wie Schnell- oder Notreparaturen, 


Wartungen, Reklamationserflillungen oder Schulungen 
des Personals, erbringen, oftmals vor allem in Abendstun- 
den und an Wochenenden. Entsprechende Arbeitszeitre- 
gelungen müssen einen hohen Flexibilitäts- und Selbstbe- 
stimmungsgrad aufweisen und entziehen sich den 
direkten Zeitkontrollmöglichkeiten durch den Arbeitge- 
ber („Vertrauensarbeitszeit“). Damit gehen aber auch ver- 
stärkte Gefahren der Selbstausbeutung und der dauerhaf- 
ten Vermischung von Arbeits- und Freizeit einher, die die 
Planbarkeit der Freizeit und damit beispielsweise die Ver- 
einbarkeit von Beruf und Familie negativ tangieren kön- 
nen. Von der anderen Gruppe der Arbeitnehmer wird 
zunehmend eine ständige Ansprechbarkeit und Einsatzbe- 
reitschaft gefordert, zum Beispiel bei Angeboten einer 
Hotline oder eines Rund-um-die-Uhr-Services. Hier wird 
die Arbeitszeitsouveränität der Arbeitnehmer eher wieder 
zurückgefahren, und Modelle einer kapazitätsorientierten 
variablen Arbeitszeit (KAPOVAZ), bei denen in einem 
Einzelarbeitsvertrag vereinbart wird, dass sich der Arbeit- 
nehmer bei seiner Arbeitszeit nach den betrieblichen 
Erfordernissen zu richten hat, könnten wieder weiter 
voranschreiten. Beide Entwicklungen gilt es zukünftig 
systematisch zu beobachten und hinsichtlich ihrer Aus- 
wirkungen auf die Gesundheit und die nachhaltige Ar- 
beitsfähigkeit der betroffenen Arbeitnehmer im Auge zu 
behalten. 

IV. Zukünftige Organisationsformen und 

Industriearbeit 

1. Markt- und Kundenorientierung 

der Industriearbeit 

1.1 Begriffe und Elemente der Markt- 
orientierung von Industrieunternehmen 

Unternehmen können heute kaum mehr alleine über nied- 
rige Produktpreise oder hohe Produktqualitäten im zuneh- 
mend schärfer werdenden Wettbewerb bestehen. Preis 
und Qualität sind zwar weiterhin auf höchstmöglichem 
Niveau zu garantieren, doch insbesondere kundenspezifi- 
sche Leistungserstellung und Schnelligkeit gewinnen für 
die Erzielung von Wettbewerbsvorteilen an Gewicht 
(Brödner/Lay 2002). Mit dieser Orientierung hat sich in 
den 1990er Jahren ein neues Modell der Leistungserbrin- 
gung herausgebildet, für das unter anderem der Begriff 
des „flexibel-marktzentrierten Produktionsmodells“ 
(Dörre 2003) geprägt wurde. Wesentliches Kennzeichen 
ist die zunehmende Dezentralisierung und Vermarktli- 
chung durch „Hereinnahme von Marktmechanismen in 
das Unternehmen“ (Lehnhardt/Priester 2005). 

Diese veränderte Orientierung zu mehr Markt- und Kun- 
denbezug verlangt nach tiefgreifenden Restrukturierun- 
gen sowohl der Unternehmens- wie auch der Arbeits- 
organisation. Im Resultat äußert sich dies in verschiedenen 
Formen der Dezentralisierung von Unternehmen (Brödner/ 
Lay 2002). In ihrem Kem thematisierten alle Formen einer 
dezentralen Arbeits- und Unternehmensorganisation die 
Abkehr vom tayloristischen Leitbild der Organisationsge- 
staltung, das auf Produktionsprozesse in Massenfertigung 
ausgerichtet war und in den 1980er Jahren im Zuge der 
dauerhaften Verwandlung des Marktes für industrielle 
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Güter von einem Verkäufermarkt zu einem Käufermarkt 
seinen Gültigkeitsanspruch verlor (Brödner 2002; 
Lehnhardt/Priester 2005). 

ln der Folge und als Antwort auf diese veränderten An- 
forderungen wurde eine Vielzahl neuer Managementkon- 
zepte propagiert und von den Unternehmen aufgegriffen. 
Beispielhaft seien hier nur auf die Konzepte der „Lean 
Production“ (Womack et al. 1990), des „Business Re- 
engineering“ (Hammer/Champy 1994), des „Agilen Un- 
ternehmens“ (Goldmann et al. 1995), des „Total Quality 
Management“ (Ishikawa 1985), der „Fraktalen Fabrik“ 
(Warnecke 1992) oder der „Lernenden Organisation“ 
(Argyris 1990) verwiesen. Brödner (2002) deutet an, dass 
auf diese Weise nicht weniger als drei Dutzend „Kon- 
zepte“ in wenigen Jahren entstanden sind und diskutiert 
wurden. Angesichts dieser wechselnden Slogans und 
„Moden der Reorganisation“ (Kieser 1996; Kühl 2000) 
wurde es für die Unternehmen und das Management zu- 
nehmend schwieriger, verlässliche Orientierung zur Neu- 
gestaltung ihrer Organisationsprozesse zu finden (Latniak 
2005). Im Kern sind die Prinzipien der aufgeführten Ma- 
nagement- und Reorganisationskonzepte jedoch ähnlich 
(Dreher et al. 1995): 

1. Komplexitätsreduktion bei Produkten und Wertschöp- 
fungsprozessen, insbesondere in der Produktion; 

2. Externe und interne Kundenorientierung, das heißt 
konsequente Ausrichtung auf den Abnehmer bzw. 
Nutzer der hergestellten Leistung bzw. den internen 
Abnehmer auf der nächsten Bearbeitungsstufe; 

3. Konzentration auf die Wertkette unter Beschränkung 
auf die sogenannten Kernaktivitäten unter Vermeidung 
von Verschwendung (japanisch „Muda“); 

4. Kommunikation und Transparenz, sodass Kunden- 
wünsche auf der operativen Ebene unverfälscht an- 
kommen und die strategischen und operativen Unter- 
nehmensziele sowie die erreichte Leistung transparent 
sind; 

5. der Mensch im Mittelpunkt des Unternehmens, der 
wieder als zentrale Ressource der Leistungsfähigkeit 
einer Organisation und damit als Träger wesentlicher 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen wahrge- 
nommen wird; 

6. integrierte Betrachtung von Produkt- und Produktions- 
prozess, das heißt insbesondere eine zeitliche Paralle- 
lisierung und Zusammenbringung von Mitarbeitern 
aus Produkt- und Prozessentwicklung sowie 

7. kontinuierliche Verbesserung (japanisch „Kaizen“) als 
eines der wichtigsten Prinzipien neuer Produktions- 
konzepte mit dem Kerngedanken, dass alles immer 
noch weiter verbessert werden kann und es aufgrund 
des Wandels des Umfelds und der Produktionsbedin- 
gungen nie eine endgültige Zielerreichung oder einen 
endgültigen optimalen Zustand gibt. 

Die einzelnen Komponenten neuer Produktionskonzepte 
lassen sich nach Dreher et al. (1995) in 1. die markt- und 
kundenorientierte Gestaltung und Steuerung der Wert- 


schöpfungskette, 2. neue Formen der Arbeitsorganisation 
und Personalführung, 3. neue Konzepte zur Qualitäts- 
sicherung und 4. neue Organisationsformen für Effizienz- 
steigerung in der Produktentwicklung unterteilen. 

Für die zunehmend geforderte Markt- und Kundenorien- 
tierung eines Industrieunternehmens ist hier insbesondere 
die Gestaltung und Steuerung der Wertschöpfungskette 
nach dem Prinzip der „Dezentralisierung“ bedeutend 
(Dreher et al. 1995). Dezentralisierung ist darauf ausge- 
richtet, die starre Trennung von ausführenden und planen- 
den bzw. steuernden Tätigkeiten wieder (teilweise) zu- 
rückzunehmen zugunsten einer integrierten Arbeitsweise, 
in der unterschiedliche, aber zu einem Wertschöpfungs- 
prozess und einem Kundennutzen gehörende Aufgaben 
wieder in einer organisatorischen Einheit zusammenge- 
führt werden (z. B. Brödner/Lay 2002; Faust et al. 1999; 
Hirsch-Kreinsen 1996; Latniak et al. 2002). Auf diese 
Weise verringert das Prinzip der Dezentralisierung den 
Koordinations- und Abstimmungsbedarf im Unterneh- 
men und mit den Kunden und hat damit das Potenzial, 
marktorientierte Abläufe zu beschleunigen. Andererseits 
hat die Schaffung dezentraler Einheiten den Nachteil, 
dass teilweise redundante Kapazitäten für unterschiedli- 
che Produkt- oder Kundenlinien vorgehalten werden 
müssen und die Mitarbeiter durch reduzierte Spezialisie- 
rungsmuster gegebenenfalls einzelne Arbeitsschritte we- 
niger produktiv ausführen können. 

Dezentralisierungsmaßnahmen in Industriebetrieben las- 
sen sich auf zwei Ebenen unterscheiden: 

- Strategische Dezentralisierung oder Dezentralisierung 
auf der Unternehmensebene meint, dass im Industrie- 
unternehmen selbstständige und häufig mit eigener Er- 
gebnisverantwortung ausgestattete, kundenorientierte 
Unternehmenseinheiten eingerichtet werden (Latniak 
et al. 2002). Die prominentesten Elemente der strategi- 
schen Dezentralisierung sind die künden- oder pro- 
duktbezogene Aufgliederung von Zentralabteilungen 
(z. B. Arbeitsvorbereitung, Materialwirtschaft, Ein- 
kauf, Qualitätssicherung, Konstruktion oder Forschung 
und Entwicklung) sowie die künden- oder produktbezo- 
gene Aufgliederung der Produktion in einzelne Ferti- 
gungssegmente. 

- Operative Dezentralisierung oder Dezentralisierung 
auf der Ebene der Arbeitsorganisation meint die inte- 
grierte Weitergabe von Kompetenzen und Tätigkeiten 
an die ausführende Einheit im Rahmen der Realisie- 
rung objektorientierter Aufgabenintegration oder teil- 
autonomer Gruppen (Brödner/Pekruhl 1991). Die 
wichtigsten Elemente der operativen Dezentralisie- 
rung sind die Integration planender, steuernder und 
dispositiver Tätigkeiten in das Tätigkeitsspektrum der 
Produktionsmitarbeiter sowie die Einführung der 
Gruppenarbeit. 

Die Ebene der operativen Dezentralisierung mit dem Fo- 
kus Gruppenarbeit und ihre Auswirkungen auf die Indus- 
triearbeit wird in Kapitel IV.2 eingehend beleuchtet. Im 
Folgenden soll nun der Schwerpunkt auf die beiden ge- 
nannten zentralen Elemente einer strategischen Dezentra- 
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lisierung auf Untemehmensebene, die Aufgliederung von 
Zentralabteilungen und die Aufgliederung der Produktion 
gelegt werden. Diese beiden Elemente beeinflussen we- 
sentlich die Gestaltung sowohl der Aufbau- als auch der 
Ablauforganisation in Industriebetrieben, welche die we- 
sentlichen Stellhebel einer markt- und kundenorientierten 
Reorganisation darstellen (Braun 1996). 

Empirische Belege dafür, inwiefern sich innovative Ele- 
mente einer markt- und kundenorientierten Dezentralisie- 
rung auf Unternehmensebene in der deutschen Industrie 
durchsetzen konnten, sind jedoch rar. Eine Analyse der 
Gesamtdaten aller erfassten Betriebe des lAB-Panels für 
das Jahr 2001 (Produzierendes Gewerbe und Dienstleis- 
tungsbereich) zeigt, dass etwa ein Drittel der Betriebe 
seine Produktionsstruktur dergestalt verändert hat, dass 
eine Neugestaltung der Kundenbeziehungen vorgenom- 
men wurde (Alda/Bellmann 2002, S. 528). Das für die 
Steuerung und Koordinierung dezentraler Organisations- 
einheiten wichtige Prinzip des „Führen mit Zielvereinba- 
rungen“ wurde 1999 etwa von zwei Dritteln der Betriebe 
der deutschen Metall- und Elektroindustrie genutzt 
(Brödner/Lay 2002, S. 50). Auf Basis der Fraunhofer-ISI- 
Erhebung „Innovationen in der Produktion 1999“ zeigen 
Latniak et al. (2002), dass 43 Prozent der Betriebe der 
deutschen Metall- und Elektroindustrie zum Befragungs- 
zeitraum aufgegliederte Zentralabteilungen und 39 Pro- 
zent aufgegliederte Produktionssegmente (jeweils in einer 
mittleren Definition der begrifflichen Eingrenzung) im- 
plementiert hatten. Jüngere Publikationen, die auf Basis 
einer repräsentativen breitenempirischen Stichprobe die 
Verbreitung von Elementen der strategischen Dezentrali- 
sierung in der deutschen Industrie nachzeichnen, sind 
nicht vorhanden. 

Um nun die potenziellen Auswirkungen einer markt- und 
kundenorientierten dezentralen Unternehmensorganisa- 
tion auf die zukünftige Ausgestaltung der Industriearbeit 
fundierter abschätzen zu können, soll im Folgenden auf 
Basis aktuellerer repräsentativer Umfragedaten zu den 
Betriebsstrukturen im Verarbeitenden Gewerbe Deutsch- 
lands analysiert werden, 

- wie verbreitet die Aufgliederung von Zentralabteilun- 
gen und die Aufgliederung der Produktion als Ele- 
mente einer strategischen Dezentralisierung auf Unter- 
nehmensebene in der deutschen Industrie derzeit sind, 

- welche Betriebe und Sektoren diese strategischen De- 
zentralisierungskonzepte vorrangig nutzen, 

- wie sich die Aufgliederung von Zentralabteilungen 
und der Produktion auf die Arbeitsinhalte und die An- 
reicherung der Tätigkeitsinhalte der Produktionsmit- 
arbeiter auswirkt und 

- welche Auswirkungen diese markt- und kundenorien- 
tierten Gestaltungselemente auf die Qualifikations- 
anforderungen der Industriearbeit der Zukunft entfal- 
ten können. 


1.2 Verbreitung von marktorientierten 
Dezentralisierungskonzepten 

Als Datenbasis zur Analyse der Verbreitung der strategi- 
schen Dezentralisierungskonzepte „Aufgliederung von 
Zentralabteilungen“ und „Aufgliederung der Produktion“ 
eignet sich die Erhebung „Innovationen in der Produktion 
2003“ des Fraunhofer ISI. Diese Datenbasis stellt eine re- 
präsentative Stichprobe von 1 450 Betrieben aus den 
Kernbranchen des deutschen Verarbeitenden Gewerbes 
dar (Tabelle A2 u. A3 im Anhang). Wie die Analysen zei- 
gen, geben 51 Prozent der befragten Betriebe an, eine 
Aufgliederung von Zentralabteilungen vorgenommen zu 
haben und 46 Prozent der Betriebe berichten von einer 
Aufgliederung der Produktion in produkt- oder kunden- 
orientierte Segmente. Damit sind beide Konzepte zwar 
noch nicht flächendeckend, aber zumindest umfänglich in 
der deutschen produzierenden Industrie verbreitet. Damit 
bestätigen sich die Befunde von Latniak et al. (2002), wo- 
nach bereits 1999 verschiedene Elemente einer strategi- 
schen Dezentralisierung auf Unternehmensebene, ganz 
im Gegensatz zur operativen Dezentralisierung auf Ar- 
beitsebene, relativ breit von den Betrieben der deutschen 
Metall- und Elektroindustrie genutzt wurden. 

Eine genauere Analyse des Einführungsjahres der beiden 
Dezentralisierungsmaßnahmen zeigt einen für beide Ele- 
mente recht ähnlichen Diffusionsverlauf (Abbildung 19). 

Demnach führten erste Unternehmen sowohl die Aufglie- 
derung von Zentralabteilungen wie auch die Aufgliede- 
rung der Produktion bereits vor 1970 ein, die weitere Ver- 
breitung beider Konzepte verlief aber bis Ende der 1980er 
Jahre sehr zurückhaltend und näherte sich nur langsam 
der 10 Prozent-Grenze. Mit Beginn der 1990er Jahre, also 
just nach Erscheinen der bahnbrechenden MIT-Studie von 
Womack et al. (1990) zur „Lean Production“, gewann die 
weitere Verbreitung an Fläche. Von 1989 bis 1995 ver- 
dreifachte sich die Zahl der Nutzer bei beiden Konzepten 
nahezu gleichförmig von knapp 10 Prozent auf nahezu 
30 Prozent. Ab 1996 dann nehmen die beiden Kurven ei- 
nen leicht unterschiedlichen, wenn auch immer noch ähn- 
lichen Verlauf. Das Konzept der Aufgliederung von Zen- 
tralabteilungen verbreitete sich nun etwas schneller als 
die Aufgliederung der Produktion. Die Dynamik der Ver- 
breitung nahm bei beiden Konzepten etwa bis 2000 zu, 
nach diesem Wendepunkt ist eine Abflachung der weite- 
ren Verbreitung zu vermerken. Auch die Zahlen zur ge- 
planten Einführung der beiden Dezentralisierungskon- 
zepte nach 2002 deuten auf eine weitere, wenn auch nicht 
mehr sehr dynamische Verbreitung beider Konzepte hin. 
Bei beiden Dezentralisierungskonzepten, der Aufgliede- 
rung von Zentralabteilungen und der Aufgliederung der 
Produktion, gaben jeweils etwa 4 Prozent der befragten 
Betriebe an, die Einführung in den nächsten beiden Jah- 
ren realisieren zu wollen. Wenn diese Planungsangaben 
der befragten Betriebe realistisch waren, dann müssten 
heute etwa 55 Prozent der Betriebe des Verarbeitenden 
Gewerbes das Konzept der Aufgliederung von Zentral- 
abteilungen nutzen und etwa 50 Prozent der Betriebe über 
eine in produkt- oder kundenbezogene Segmente aufge- 
gliederte Produktion verfügen. Zur Einschätzung, ob die 
ermittelten Nutzerquoten als vergleichsweise hoch oder 
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Abbildung 19 


Diffusion marktorientierter Dezentralisierungskonzepte 
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Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


eher durchschnittlich zu interpretieren sind, lohnt ein 
europäischer Vergleich. Als Datenbasis dient hier das 
„European Manufacturing Survey“ (Armbruster et al. 
2005b), das mit demselben Befragungsinstrument wie die 
deutsche Umfrage „Innovationen in der Produktion 2003“ 
in acht weiteren europäischen Ländern im Zeitraum 2003 
und 2004 durchgeführt wurde. Wie sich zeigt, liegen die 
deutschen Betriebe bei der Nutzung der Dezentralisie- 
rungskonzepte „Aufgliederung von Zentralabteilungen“ 
und „Aufgliederung der Produktion“ im europäischen 
Vergleich bei weitem nicht an der Spitze (Abbildung 20). 
So nutzen beispielsweise in Frankreich und Österreich 
über 60 Prozent der Betriebe, in Slowenien sogar über 
80 Prozent der Betriebe die Aufgliederung von Zentralab- 
teilungen zur marktorientierten Dezentralisierung auf der 
Unternehmensebene. Diese Unterschiede bleiben auch 
bestehen, wenn die Stichproben hinsichtlich Größen- und 
Branchenstruktur auf eine einheitliche Struktur der EU- 
25 Staaten gewichtet werden, um auf strukturspezifische 
Verzerrungen zu kontrollieren. 

Bei der Betrachtung, wie viele Betriebe ihre Produktion 
in produkt- oder kundenbezogene Segmente aufgegliedert 
haben, zeigt sich für die deutschen Betriebe ein noch 
unerfreulicheres Bild (Abbildung 20). Mit einer Nutzer- 
quote von 46 Prozent werden sie nur von den italieni- 
schen Betrieben untertroffen, die dieses Dezentralisie- 
rungsprinzip zu weniger als 40 Prozent nutzen. Bei der 
Gewichtung nach der EU-25-Größen- und -Branchen- 
struktur verschwindet aber auch dieser Vorteil. Hingegen 
nutzen etwa englische und französische Betriebe das 
marktorientierte Dezentralisiemngsprinzip der Produk- 
tionssegmentierung jeweils zu über 60 Prozent und kroa- 
tische Betriebe erstaunlicherweise sogar zu mehr als 
80 Prozent. Insgesamt verdeutlichen die Zahlen des euro- 
päischen Vergleichs, dass die deutschen Betriebe die Ein- 


führung strategischer Dezentralisierungskonzepte zur 
konsequenten Markt- und Kundenorientierung auf Unter- 
nehmensebene im Vergleich zu anderen Ländern bislang 
in recht geringem Umfang nutzen. Dieser Befund deckt 
sich mit Erkenntnissen von Armbruster et al. (2005b), 
wonach deutsche Betriebe bei der Nutzung avancierter 
Produktions- und Informationstechniken wie zum Bei- 
spiel Industrieroboter, Teleservice oder Produktionspla- 
nung- und Steuerungssysteme im europäischen Vergleich 
mit führend sind, bei der Nutzung innovativer organisato- 
rischer Gestaltungskonzepte aber eher auf den hinteren 
Plätzen zu finden sind. 

Die marktorientierten Dezentralisierungskonzepte Auf- 
gliederung von Zentralabteilungen und Aufgliederung der 
Produktion sind nun nicht für alle Betriebstypen gleicher- 
maßen geeignet. So zeigt eine Differenzierung der Nut- 
zerquoten nach der Größe der Industriebetriebe, gemes- 
sen an der Anzahl der Beschäftigten, dass die Nutzung 
beider Konzepte nahezu linear mit der Betriebsgröße zu- 
nimmt (Abbildung 21). 

Während beispielsweise die Verbreitungsquote der Seg- 
mentierung der Produktion bei Betrieben unter 50 Mit- 
arbeitern bei etwa einem Drittel hegt, hegt sie bei Betrie- 
ben mit 1 000 und mehr Mitarbeitern bei nahezu drei 
Viertel. Auch die Aufgliederung von Zentralabteilungen 
ist bei Betrieben unter 50 Mitarbeitern etwa bei 35 Pro- 
zent der Betriebe umgesetzt worden, während Betriebe 
von mehr als 1 000 Mitarbeitern bereits zu fast 85 Prozent 
dieses Konzept nutzen. Diese nach der Betriebsgröße un- 
terschiedlichen Quoten decken sich mit den theoretischen 
Annahmen zu den Nutzerpotenzialen. Größere Betriebe 
verfügen häufig über eine größere Anzahl verschiedener 
Produkte und Kundengruppen als kleine Nischenanbieter, 
so dass eine produkt- oder kundenbezogene Aufgliede- 
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Abbildung 20 

Verbreitung marktorientierter Dezentralisierungskonzepte im europäischen Vergleich (2003/2004) 

■ ungewichteter Länderwert für den internationalen Vergleich 
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rang der Produktion in Segmente für größere Betriebe 
häufiger eine strategisch sinnvolle Option darstellt 
(Dreher et al. 1995; Lay et al. 1999). Auch eine markt- 
orientierte Aufgliederung und Dezentralisierung von zen- 
tralen Abteilungen, wie zum Beispiel Arbeitsvorberei- 
tung, Einkauf, Qualitätssicherung, Instandhaltung oder 
Konstruktion, macht insbesondere für solche Betriebe 
Sinn, deren indirekte Abteilungen eine ausreichende 
Größe haben, um aufgegliedert werden zu können, ohne 
zusätzliche Redundanzen schaffen zu müssen. Auch dies 
trifft naturgemäß insbesondere für größere Betriebe zu. 

Differenziert man die Nutzerquoten der beiden ausgewähl- 
ten markt- und kundenorientierten Dezentralisierungsfor- 
men nach Branchen, so zeigen sich keine eindeutigen Mus- 
ter (Abbildung 22). Sowohl bei der marktorientierten 
Aufgliederung von zentralen Abteilungen wie bei der 
Aufgliederung der Produktion sind die Betriebe des Fahr- 
zeugbaus und seiner Zulieferer inklusive dem Sonstigen 
Fahrzeugbau (NACE 34, 35) führend. Hier zeigt sich ne- 
ben Größeneffekten insbesondere die Baureihenorientie- 


rung in dieser Branche, für die eine produkt- und markt- 
bezogene Aufgliederung in Produktionssegmente mit 
entsprechend angegliederten indirekten Aufgaben eine 
sinnvolle Organisationsform darstellt. Bei den weiteren 
Branchen ergibt sich kein einheitliches Bild. Hersteller 
von Metallerzeugnissen, die überwiegend einfache Pro- 
dukte hersteilen, finden sich bei beiden Aufgliederungs- 
konzepten auf den hinteren Plätzen, während beispiels- 
weise in der Chemischen Industrie und im Maschinenbau 
die Aufgliederung von Zentralabteilungen sichtbar häufi- 
ger genutzt wird als die Segmentierung der Produktion. 
Insgesamt scheint der Umstand, ob ein Unternehmen ver- 
schiedene Produktfamilien produziert oder verschiedene 
Märkte- und Kundengruppen bedient, für die Nutzung 
marktorientierter dezentraler Abteilungs- und Produk- 
tionsstrukturen einen wichtigeren Erklärungsbeitrag zu 
liefern als die Branchen, die zumeist einen bunten Mix 
aus auf wenige Kundengruppen konzentrierte Nischen- 
anbieter und Unternehmen mit breiterer Produkt- und 
Kundendifferenzierung darstellen. 
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Abbildung 21 


Verbreitung marktorientierter Dezentralisierungskonzepte nach Größe 
■ Aufgliederung von Zentralabteilungen Aufgliederung der Produktion 



bis 49 50 bis 99 100 bis 199 200 bis 499 500 bis 999 1.000 und mehr 


Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


Abbildung 22 


Verbreitung marktorientierter Dezentralisierungskonzepte nach Branchen 

■ Aufgliederung von Zentralabteilungen Aufgliederung der Produktion 

100 -| 

90 

80 



Industrie Gummi- und Metallerzeug- (NACE 29) technische Mess-, Steuer- Kraftwagen, 
(NACE 24) Kunststoff- nissen Industrie und Kraftwagen- 
waren (NACE 28) (NACE 30, Regelungs- teilen, Sonst. 

(NACE 25) 31,32) technik, Optik Fahrzeugbau 

(NACE 33) (NACE 34,35) 


Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 
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1.3 Aspekte der Auswirkungen der Markt- 
orientierung auf die Industriearbeit 

Die Hereinnahme von Marktmechanismen in das Unter- 
nehmen durch dezentrale Formen der Unternehmensorga- 
nisation mit den entsprechenden kundenorientierten 
Wertschöpfungsprozessen und Steuerungsmechanismen 
kann weitreichende Folgen für die Ausgestaltung der In- 
dustriearbeit haben (Brödner/Lay 2002). Durch die „In- 
ternalisierung des Marktes“ (Moldaschl 1998) werden die 
externen Markt- und Kundenanforderungen nun nicht 
mehr durch verschiedene Schichten und Bereiche des 
mittleren Managements vorgefiltert und verarbeitet, son- 
dern treffen ungepuffert auf die direkt mit der Wertschöp- 
fung Beschäftigten. Dies kann zu deutlich höheren Anfor- 
derungen an die funktionale und fachliche, insbesondere 
aber zeitliche Flexibilität der in den direkten Produktions- 
bereichen beschäftigten Mitarbeiter führen. Arbeitszeiten 
und Arbeitsinhalte werden zunehmend direkt durch die 
Erfordernisse der Aufgabenerledigung für den Kunden 
und weniger durch interne Vorgaben determiniert 
(Brödner/Lay 2002). 

Neben die Flexibilisierung tritt damit auch eine zuneh- 
mende „Subjektivierung der Industriearbeit“ (Moldaschl/ 
Voß 2002; Schönberger/Springer 2003). Die Kernthese 
besagt, dass infolge der Abnahme formaler Strukturie- 
rung in den Unternehmen die subjektiven Potenziale der 
Beschäftigten, also die in der jeweiligen Persönlichkeit 
begründeten Fähigkeiten zur Selbstorganisation, Selbst- 
motivation, Flexibilität, Kreativität, Konfliktlösung und 
Kommunikation, stärker gefordert sind. Die jeweilige Ar- 
beitsaufgabe situativ und kontextabhängig im Sinne der 
Leistungserwartungen der Kunden angemessen wahrzu- 
nehmen und zu erfüllen, liegt nun großteils direkt in der 
Verantwortung der in der Produktion Beschäftigten 
(Lenhardt/Priester 2005). 

Die großen Chancen der dezentralen Organisationsfor- 
men liegen in der Möglichkeit, Win-Win-Situationen für 
Betriebe und Beschäftigte zu erzeugen, die teilweise als 
„doppelte Glücksversprechen“ bezeichnet werden 
(Latniak 2005). Solche Situationen, von denen beide Sei- 
ten, Arbeitgeber wie Arbeitnehmer profitieren, stellen 
sich dann ein, wenn sich zum einen die Vorteile der de- 
zentralen Organisationsformen in nachweisbaren ökono- 
mischen Aspekten entfalten und auf der anderen Seite die 
Arbeit der in der Produktion Beschäftigten inhaltliche 
Aufwertung und höhere Autonomie erfährt, ohne durch 
überzogene Flexibilisierungs- und Intensivierungsanfor- 
derungen auf dem schmalen Grad der Angemessenheit in 
den Bereich der psychischen Belastung abzurutschen. 

1.4 Marktorientierte Dezentralisierungs- 
konzepte und Tätigkeitsinhalte 

Wie im vorigen Abschnitt ausführlicher dargelegt, wird in 
der Arbeitsforschung mehrheitlich davon ausgegangen, 
dass die Einführung marktbezogener Elemente der Orga- 
nisationsgestaltung mit Arbeitsformen einhergeht, die 
sich durch einen höheren Grad an Autonomie und selbst- 
ständigem und selbstgesteuertem Handeln auszeichnen. 
Es wird argumentiert, dass es im Zuge einer zunehmen- 


den Markt- und Kundenorientierung von Wertschöp- 
fungsprozessen sinnvoll ist, die Tätigkeitsinhalte der Pro- 
duktionsmitarbeiter und Werker um bestimmte planende, 
dispositive und qualitätssichernde Aufgaben anzurei- 
chern. Ziel ist es, auch die „subjektiven“ Fähigkeiten der 
beschäftigten Arbeitnehmer in den neuen marktorientier- 
ten Strukturen konsequent zur flexiblen Selbstorganisa- 
tion und Erfüllung der sich dynamisch ändernden Markt- 
und Kundenanforderungen zu nutzen (Moldaschl/Voß 
2002; Schönberger/Springer 2003). 

Zumeist beziehen sich die Annahmen und empirischen 
Befunde zu den Interdependenzen zwischen Dezentrali- 
sierungsformen und der Anreicherung von Tätigkeitsin- 
halten der Werker auf dezentralisierte Konzepte der Ar- 
beitsorganisation wie zum Beispiel Aufgabenintegration 
oder Gruppenarbeit (Latniak et al. 2002; Latniak 2005; 
s. a. das folgende Kap. IV.2). Aspekte der marktorientier- 
ten Dezentralisierung auf Unternehmensebene und ihre 
Auswirkungen auf die Tätigkeitsprofile der Produktions- 
mitarbeiter und Werker werden in den meisten Kontexten 
nur dergestalt betrachtet, dass mit der strategischen De- 
zentralisierung auf Untemehmensebene eine operative 
Dezentralisierung auf Arbeitsebene einhergehen müsse 
und diese wiederum zur Anreicherung von Tätigkeitsin- 
halten auch auf der operativen Ebene der Werker führe. 
Nun konnten Latniak et al. (2002) aber zeigen, dass 
marktorientierte Dezentralisierung auf Unternehmens- 
ebene und dezentrale Formen der Arbeitsorganisation in 
der Praxis nicht Hand in Hand gehen, sondern häufig nur 
strategische Formen der Dezentralisierung auf Unterneh- 
mensebene verwirklicht wurden. Vor diesem Hintergrund 
ist es interessant zu untersuchen, wie marktorientierte De- 
zentralisierungsformen auf Untemehmensebene mit der 
Tätigkeitsanreicherung von Produktionsmitarbeitern tat- 
sächlich Zusammenhängen. 

Die Datenbasis der Erhebung „Innovationen in der Pro- 
duktion 2003“ des Fraunhofer ISI erlaubt es zu analysie- 
ren, ob das Rüsten der Maschinen und Anlagen, Instand- 
haltungs- und Reparaturarbeiten an den Maschinen und 
Anlagen oder zusätzliche Aufgaben der Qualitätssiche- 
rung und -kontrolle in den befragten Betrieben auch von 
den Werkern wahrgenommen werden. Wie hierzu durch- 
geführte Auswertungen zeigen, geben fast 70 Prozent der 
Betriebe, die eine Aufgliederung von Zentralabteilungen 
oder eine Aufgliederung der Produktion in Fertigungsseg- 
mente vorgenommen haben an, das Rüsten in das Auf- 
gabenspektrum der Werker eingebunden zu haben (Ab- 
bildung 23). Betriebe, die diese marktorientierten 
Dezentralisierungskonzepte nicht nutzen, haben dagegen 
zu weniger als 60 Prozent Rüstaufgaben in das Tätig- 
keitsspektrum ihrer Produktionsmitarbeiter integriert. 
Diese Unterschiede sind sowohl für die Aufgliederung 
von Zentralabteilungen wie auch für die Aufgliederung 
der Produktion auf dem 1 Prozent-Niveau statistisch si- 
gnifikant. Bei Betrieben, die marktorientierte Dezentrali- 
sierungsformen wie die Aufgliederung von Zentralabtei- 
lungen oder der Produktion nutzen, scheinen demnach 
Rüstaufgaben für Werker in 10 Prozent mehr Betrieben 
Relevanz zu besitzen, als wenn diese strategischen De- 
zentralisierungskonzepte nicht genutzt werden. 
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Abbildung 23 

Marktorientierte Dezentralisierungskonzepte und Tätigkeitsspektrum der Werker 
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Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 
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Instandhaltungstätigkeiten werden in 36 Prozent der Be- 
triebe, die ihre Zentralabteilungen aufgegliedert haben, 
und in 31 Prozent der Betriebe ohne diese Aufgliede- 
rungsform in das Aufgabenspektrum der Werker inte- 
griert. Auch bei Betrieben, die ihre Produktion in Ferti- 
gungssegmente aufgegliedert haben, haben 36 Prozent 
Instandhaltungsaufgaben mit den Tätigkeiten der Produk- 
tionsmitarbeiter verbunden, im Vergleich zu 32 Prozent 
der Betriebe ohne eine Aufgliederung der Produktion. 
Diese Unterschiede sind für die Aufgliederung von Zen- 
tralabteilungen auf dem 10 Prozent-Niveau statistisch si- 
gnifikant, für die Aufgliederung der Produktion nicht si- 
gnifikant. Jenseits der Signifikanz sind die Unterschiede 
in ihrem Ausmaß jedoch wenig bedeutend. Etwa ein Drit- 
tel der Betriebe integriert Instandhaltungs- und Repara- 
turaufgaben in den Tätigkeitszuschnitt seiner Werker, 
egal ob marktorientierte Dezentralisiemngsformen wie 
die Aufgliederung von Zentralabteilungen oder der Pro- 
duktion eingeführt wurden oder nicht. 

Aufgaben der Qualitätssicherung und -kontrolle wurden 
von 37 Prozent der Betriebe, die ihre Zentralabteilungen 
zumindest teilweise aufgegliedert haben, mit dem Aufga- 
benspektrum ihrer Werker verbunden. Der entsprechende 
Wert für Betriebe ohne eine Aufgliederung von Zentral- 
abteilungen beläuft sich auf 32 Prozent. Dieser Unter- 
schied ist auf dem 10 Prozent-Niveau statistisch signifi- 
kant. Noch deutlichere Unterschiede ergeben sich für 
Betriebe, die eine Aufgliederung ihrer Produktion in Fer- 
tigungssegmente vorgenommen und zu 40 Prozent Quali- 
tätssicherungsaufgaben bei ihren Produktionsmitarbeitern 
angesiedelt haben. Der Unterschied zu den 30 Prozent der 
Betriebe ohne Produktionssegmentierung ist auf dem 


1 Prozent-Niveau statistisch signifikant und auch durch- 
aus bedeutsam. An dieser Stelle kann also zunächst fest- 
gehalten werden, dass etwa 10 Prozent mehr Betriebe, die 
das marktorientierte Dezentralisierungskonzept der Pro- 
duktionssegmentierung nutzen, eine Integration von Qua- 
litätssicherungsaufgaben in das Tätigkeitsspektrum ihrer 
Werker vorgenommen haben, als Betriebe ohne Ferti- 
gungssegmentierung. 

Im Folgenden soll nun anhand multivariater logistischer 
Regressionsmodelle der Frage nachgegangen werden, ob 
die bivariat nachgewiesenen statistisch signifikanten Zu- 
sammenhänge zwischen der Einführung einzelner For- 
men der marktorientierten Dezentralisierung und der 
Tätigkeitsanreicherung von Werkern auch dann noch Be- 
stand haben, wenn gleichzeitig auf intervenierende Struk- 
turvariablen, wie Betriebsgröße, Branche, Produktkom- 
plexität oder Seriengröße, getestet wird. So hatte sich 
beispielsweise gezeigt, dass die Nutzung von marktorien- 
tierten Dezentralisierungskonzepten wie die Aufgliede- 
rung von Zentralabteilungen oder die Aufgliederung der 
Produktion in Fertigungssegmente signifikant mit der Be- 
triebsgröße steigt. Gleichzeitig könnte auch angenommen 
werden, dass größere Betriebe einen höheren Umfang 
spezialisierter Tätigkeiten aufweisen, die eher ökono- 
misch sinnvoll in zentralen Abteilungen oder bei speziali- 
sierten Akteuren gebündelt werden können. Dies könnte 
dazu führen, dass der Zusammenhang von marktorientier- 
ten Dezentralisierungsmaßnahmen und integrierten Tätig- 
keitszuschnitten bei Werkern in bivariaten Modellen ten- 
denziell sogar unterschätzt wird. Auf jeden Fall ist es 
angezeigt, die bivariat nachgewiesenen Zusammenhänge 
in multivariaten Modellen auf Nebeneffekte zu prüfen. 
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Dazu wurden für die beiden Tätigkeitszuschnitte, bei de- 
nen sich signifikante Unterschiede zwischen den Nutzern 
von marktorientierten Dezentralisierungsformen und den 
Nichtnutzern gezeigt haben, also die Integration von 
Rüst- und Qualitätssicherungsaufgaben, jeweils ein mul- 
tivariates logistisches Modell gerechnet. 

Im multivariaten Modell zur Vorhersage der Wahrschein- 
lichkeit, ob ein Betrieb Rüstaufgaben in das Tätigkeits- 
spektrum seiner Werke integriert hat oder nicht, zeigt sich 
kein statistisch signifikanter Zusammenhang mehr zwi- 
schen der Aufgliederung von Zentralabteilungen und die- 
ser Form der Aufgabenintegration. Dagegen bleibt der 
Zusammenhang zwischen einer Aufgliederung der Pro- 
duktion in Fertigungssegmente und der Verknüpfung von 
Rüstaufgaben mit Produktionstätigkeiten mit einem posi- 
tiven Vorzeichen und statistisch auf dem 10 Prozent-Ni- 
veau signifikant bestehen (Tabelle 9). Die Auflösung 
bzw. Reduzierung der Zusammenhänge ist insbesondere 
darauf Zurückzufuhren, dass gerade große Betriebe, die 
- wie gezeigt - sehr häufig eine Aufgliederung von Zen- 


tralabteilungen oder der Produktion in Segmente vorge- 
nommen haben, gleichzeitig auch überdurchschnittlich 
häufig Rüstaufgaben in die Tätigkeitszuschnitte ihrer Pro- 
duktionsmitarbeiter eingebunden haben. 

Im multivariaten logistischen Modell zur Vorhersage der 
Wahrscheinlichkeit, ob ein Betrieb Qualitätssicherungs- 
aufgaben von den Produktionsmitarbeitern selbst durch- 
führen lässt, verschwinden die statistisch signifikanten 
Korrelationen mit marktorientierten Dezentralisierungs- 
formen vollständig (Tabelle 10). Weder die Aufgliede- 
rung von Zentralabteilungen noch die Aufgliederung der 
Produktion in Fertigungssegmente haben in diesem Mo- 
dell einen signifikanten Einfluss auf die Integration von 
Qualitätssicherungsaufgaben in das Werkerspektrum. 
Auch dies hegt vor allem daran, dass große Betriebe nicht 
nur diese marktorientierten Dezentralisierungsformen 
häufiger nutzen als kleine und mittlere Unternehmen, 
sondern gleichzeitig auch häufiger diese Form der Aufga- 
benintegration auf Werkerebene verwirklichen. 


Tabelle 9 


Multivariate Regression zur Integrationvon Produktionsarbeit und Rüsten von Maschinen (Auszug 11 ) 


unabhängige Variable 

Exp (B) 

Signifikanz 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

1,029 

0,855 

Aufgliederung der Produktion j/n 

1,342 

0,058* 

richtig klassifiziert 

67,3 % 


Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


Tabelle 10 


Multivariate Regression zur Integrationvon Produktionsarbeit und Qualitätssicherung (Auszug 11 ) 


unabhängige Variable 

Exp (B) 

Signifikanz 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

0,994 

0,971 

Aufgliederung der Produktion j/n 

1,203 

0,227 

richtig klassifiziert 

67,7 % 


Lesehilfe: Signifikant (*) und damit gewiss nicht statistisch zufällig sind nur jene Zusammenhänge, bei denen in der Spalte „Signifikanz“ ein Wert 
<0,1 aufgeführt ist, was einer Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 10 Prozent gleichkommt. 

Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


11 Gleichzeitig getestet wurden in der multivariaten Analyse die unabhängigen Variablen Vorhandensein von Gruppenarbeit (enge Definition), Pro- 
duktionsverlagerung j/n, Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen, Betriebsgröße, Komplexität der hergestellten Produkte, Seriengröße 
der Produktion sowie die Branchen Gummi- und Kunststoffwaren, Maschinenbau, Elektroindustrie, Medizin-, Mess-, Steuer-, Regelungstechnik, 
Optik sowie Automobil- und Sonstiger Fahrzeugbau (Tabelle A4 u. A6 im Anhang). 
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Insgesamt bleibt damit festzuhalten, dass es keine signifi- 
kanten oder bedeutsamen Zusammenhänge zwischen 
marktorientierten Dezentralisierungsformen von Industrie- 
unternehmen, wie der Aufgliederung von Zentralabteilun- 
gen oder der Produktion, und der Anreicherung von Wer- 
keraufgaben um bestimmte Tätigkeitsinhalte gibt. Die 
Autoren der Arbeitsforschung scheinen also mit ihrer Ver- 
mutung Recht zu haben, dass wenn sich erweiterte Tätig- 
keitszuschnitte auf Ebene der Produktionsmitarbeiter 
zeigen, diese üblicherweise durch operative Dezentralisie- 
rungsansätze auf Ebene der Arbeitsorganisation vorange- 
trieben werden (z. B. Kem/Schumann 1984; Kuhlmann et 
al. 2004; Nordhause- Janz/Pekiuhl 2000; Moldaschl 1998; 
Schumann 1997). Partiell zeigt dies auch das vorangegan- 
gene Kapitel zu den Zusammenhängen der Einführung von 
Gruppenarbeit und der Aufgabenintegration auf Werker- 
ebene (Kap. III. 1). Es kann aber nicht einfach davon 
ausgegangen werden, dass die Kette marktorientierte stra- 
tegische Dezentralisierung auf Untemehmensebene - ope- 
rative Dezentralisierung auf Ebene der Arbeitsorganisation - 
Anreicherung von Tätigkeitsinhalten auf der Werker- 
ebene immer konsequent und ungebrochen vollzogen wird. 
Nicht selten bleiben Unternehmen bereits auf der Ebene 
der marktorientierten Dezentralisierung auf Unternehmen- 
sebene stehen, ohne entsprechende dezentrale Arbeitsorga- 
nisationsformen einzuführen (Latniak et al. 2002). 

Unsere Ergebnisse zeigen nun, dass marktorientierte stra- 
tegische Dezentralisierungskonzepte und Aufgabenanrei- 
cherung auf Werkerebene auch nicht direkt Zusammen- 
hängen, wenn in multivariaten Erklärungsmodellen 
gleichzeitig Strukturvariablen der Betriebe und operative 
Elemente dezentraler Arbeitsorganisation, wie zum Bei- 
spiel Gruppenarbeit in einer engen Definition (Kap. IV.2) 
mit betrachtet werden. Im Ergebnis kann demnach also 
nicht davon ausgegangen werden, dass die Industriearbeit 
auf Ebene der Produktionsmitarbeiter und Werker allein 
dadurch (oder über generelle Kettenmechanismen) eine 
Anreicherung um weitere Aufgabeninhalte erfährt, dass 
Unternehmen ihre Abteilungs- und Produktionsstrukturen 
auf Unternehmensebene marktorientiert ausrichten und 
aufgliedern. Tätigkeitsanreicherung von Industriearbeit 
und marktorientierte Organisationsformen auf Untemeh- 
mensebene scheinen also zwei getrennte Welten zu sein. 

1.5 Marktorientierte Dezentralisierungsformen 
und Qualifikationsstruktur 

Nach diesem ernüchternden Befund zum Zusammenhang 
von markt- und kundenorientierten Dezentralisierungsfor- 
men und umfangreicheren Tätigkeitszuschnitten der Pro- 
duktionsmitarbeiter soll nun untersucht werden, wie sich 
der Zusammenhang mit den Qualifikationsprofilen der in 
den jeweiligen Betrieben beschäftigten Mitarbeiter dar- 
stellt. Zum Zusammenhang zwischen Qualifikationsprofi- 
len und dezentralen Organisations- und Produktions- 
konzepten gibt es prinzipiell zwei sich ambivalent 
gegenüberstehende Szenarien für die Zukunft (z. B. Kern/ 
Schumann 1984): Im ersten Modell könnte die zuneh- 
mende Markt- und Kundenorientierung im Kontext einer 
international härter werdenden Wettbewerbstätigkeit zu ei- 
ner Rekonzentration der strategischen Bemühungen auf 
den Wettbewerbsfaktor Produktionskosten führen, die auch 


auf Ebene der Arbeitskräfte so weit fortgeschrieben wird, 
dass in den Montage- und Fertigungsbereichen der Indus- 
triebetriebe auch an Hochlohnstandorten insbesondere Ge- 
ringqualifizierte und damit Niedriglohnmitarbeiter, also 
vorzugsweise An- und Ungelernte, beschäftigt werden. 
Zwar geht die Arbeitsforschung insgesamt davon aus, dass 
es sich bei diesem Szenario um kein Modell handelt, das zu 
einer nachhaltigen Produktivitätsentwicklung eines 
Hochlohnindustrielandes wie Deutschland beitragen kann; 
prinzipiell wird dieses Gegenmodell zu einer „guten Indus- 
triearbeit“ aber nicht vollständig ausgeschlossen. 

Im zweiten Modell wird, wie dies in den bekannten Kon- 
zepten zur marktorientierten Reorganisation, wie bei- 
spielsweise „Lean Production“ oder „Fraktale Fabrik“, 
bereits angelegt ist, der (qualifizierte) Mensch in den Mit- 
telpunkt des Unternehmens gerückt (z. B. Kern/ 
Schumann 1984; Piore/Sabel 1984). In diesem Szenario 
würde die Einführung marktorientierter Unternehmens- 
strukturen über den Hebel der höheren Selbstständigkeit 
und Selbststeuerungskompetenz und eigenverantwortli- 
cher Tätigkeitsanfordemngen tendenziell zu einer Anhe- 
bung des Qualifikationsniveaus führen, was von den Pro- 
tagonisten dieser These als Basis für eine nachhaltige 
Produktions- und Produktivitätsentwicklung auch an 
Hochlohnstandorten gesehen wird. 

Vor dem Hintergrund dieser theoretischen Annahmen 
zum Zusammenhang von marktorientierter Ausrichtung 
von Industrieunternehmen und dem notwendigen Qualifi- 
kationsprofil ihrer Beschäftigten ist es interessant zu un- 
tersuchen, wie sich diese Zusammenhänge in der betrieb- 
lichen Realität des deutschen Verarbeitenden Gewerbes 
tatsächlich darstellen. Dazu wurde wiederum auf Basis 
der Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“ 
geprüft, wie die Nutzung der marktorientierten Dezentra- 
lisierungskonzepte „Aufgliederung von Zentralabteilun- 
gen“ und „Aufgliederung der Produktion in Fertigungs- 
segmente“ zusammenhängt mit dem Anteil der An- und 
Ungelernten in den Betrieben des Verarbeitenden Gewer- 
bes, dem Anteil der Hochschul- und Fachhochschulabsol- 
venten als höchstqualifizierte Mitarbeiter und dem Anteil 
der Mitarbeiter in Forschung und Entwicklung (FuE) oder 
Konstruktion als wichtige wissensintensive Bereiche in 
den produzierenden Betrieben. Die Ergebnisse der Analy- 
sen sind in Abbildung 24 zusammenfassend dargestellt. 

Wie sich zeigt, ist in Betrieben, die im Zuge einer stärke- 
ren Marktorientierung eine Aufgliederung ihrer Zentral- 
abteilungen vorgenommen haben, der Anteil An- und Un- 
gelernter an den Beschäftigten mit 19 Prozent im Mittel 
deutlich geringer als in Betrieben, die diese Abteilungen 
zentral belassen haben (28 Prozent). Dieser Unterschied 
ist nicht nur sehr deutlich, sondern auch auf dem 
1 Prozent-Niveau signifikant. Dagegen ist der Unter- 
schied beim Anteil der An- und Ungelernten zwischen 
den Betrieben, die eine produkt- oder kundenbezogene 
Aufgliederung ihrer Produktion in Fertigungssegmente 
vorgenommen haben oder nicht, relativ gering und nicht 
signifikant (25 bzw. 23 Prozent). 

Auch beim Anteil der Hochschul- und Fachhochschulab- 
solventen an den Beschäftigten zeigen sich Unterschiede 
zwischen Betrieben, die ihre Zentralabteilungen zumin- 
dest teilweise marktorientiert aufgegliedert haben oder 
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Abbildung 24 


Marktorientierte Dezentralisierungskonzepte und Qualifikationsprofile 


ohne Aufgliederung von Zentralabteilungen ohne Aufgliederung der Produktion 


mit Aufgliederung von Zentralabteilungen ■ mit Aufgliederung der Produktion 

30 % i 

25 % 



Fachhochschulabsolventen Konstruktion 

Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


nicht. Wird diese marktorientierte Organisationsform ge- 
nutzt, so liegt der Hochschul- und Fachhochschulabsol- 
ventenanteil bei im Mittel 17 Prozent, während er in 
Betrieben ohne diese Strukturen nur etwa 14 Prozent be- 
trägt. Diese Differenz ist auf dem 5 Prozent-Niveau sta- 
tistisch signifikant. Beim Anteil der Höchstqualifizierten 
zeigen sich dagegen keine statistisch signifikanten Unter- 
schiede zwischen Unternehmen, die eine Aufgliederung 
ihrer Produktionen in kundenbezogene Segmente vorge- 
nommen haben oder nicht. 

Neben der Qualifikationshöhe ist zudem interessant, ob 
im Kontext der Nutzung marktorientierter Dezentralisie- 
rungskonzepte ein anderer Bedarf an Beschäftigten in 
wissensintensiven Bereichen, wie zum Beispiel For- 
schung und Entwicklung (FuE) oder Konstruktion, be- 
steht als in Betrieben ohne diese Formen marktorientier- 
ter Dezentralisierung auf Unternehmensebene. Auch hier 
zeigt sich, dass Betriebe, die ihre Zentralabteilungen 
marktorientiert aufgegliedert haben, mit im Mittel 12 Pro- 
zent einen deutlich und signifikant höheren Anteil ihrer 
Mitarbeiter in FuE oder Konstruktion beschäftigen als 
Betriebe ohne dieses marktorientierte Dezentralisierungs- 
muster mit 9 Prozent (Differenz signifikant auf dem 
1 Prozent-Niveau). Auch der Anteil der in FuE oder Kon- 
struktion Beschäftigten differenziert nicht zwischen Nut- 
zern und Nichtnutzern einer Aufgliederung der Produk- 
tion in Fertigungssegmente. 

Insgesamt lassen die Ergebnisse vermuten, dass eine Auf- 
gliederung der Produktion in Fertigungssegmente allein 
keine nachhaltigen Auswirkungen auf die Zusammenset- 
zung der Belegschaft hinsichtlich ihrer Qualifikations- 
erfordernisse mit sich bringt. Anders sieht es aus, wenn 
Betriebe nicht nur ihre Produktionsabläufe produkt- oder 
kundenbezogen ausrichten, sondern ihre zentralen Berei- 
che marktorientiert dezentralisieren und neu ausrichten. 
ln diesem Falle scheinen die Betriebe durch veränderte 
Zuständigkeiten und erhöhte Anforderungen an das Ver- 
ständnis und die Steuerung des Gesamtprozesses dazu 


überzugehen, weniger An- und Ungelernte und mehr 
Hochqualifizierte einzustellen. Darüber hinaus scheint es 
durch die direkte Angliederung von Konstruktions- und 
teilweise auch Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 
an marktorientierte Strukturen auch Notwendigkeiten zu 
geben, mehr Mitarbeiter in diesen wissensintensiven Be- 
reichen zu beschäftigen. Ob diese Zusammenhänge aber 
auch dann noch Bestand haben, wenn parallel wichtige 
Strukturgrößen der Betriebe, wie beispielsweise Unter- 
nehmensgröße, Branchenzugehörigkeit, Seriengröße der 
Produktion oder Produktkomplexität in einem multivaria- 
ten Modell mitgetestet werden, muss sich im Folgenden 
erst noch erweisen. So könnte es zum Beispiel sein, dass 
Maschinenbaubetriebe, die vergleichsweise häufig Zen- 
tralabteilungen künden- oder marktorientiert aufgeglie- 
dert haben (Abbildung 22), aufgrund ihrer wissensinten- 
siven und komplexen Produktionsprozesse gerade auch 
einen vergleichsweise geringen Anteil An- und Ungelern- 
ter an ihren Beschäftigten aufweisen. 

Wie sich zeigt, hat in einer multivariaten Regressions- 
analyse der bivariat nachgewiesene Zusammenhang zwi- 
schen einer Aufgliederung von Zentralabteilungen und 
dem Anteil der An- und Ungelernten an den Beschäftig- 
ten keinen Bestand mehr. Zwar intendiert das Vorzeichen 
immer noch einen tendenziell geringeren Anteil An- und 
Ungelernter in Betrieben, die ihre Zentralabteilungen zu- 
mindest teilweise markt- bzw. kundenorientiert aufgeglie- 
dert haben, doch ist dieser Zusammenhang nicht mehr 
statistisch signifikant (Tabelle 11). Dies hegt insbeson- 
dere daran, dass Hersteller komplexer Erzeugnisse in 
Einzel- und Kleinserie überdurchschnittlich häufig Zen- 
tralabteilungen marktorientiert aufgegliedert haben, 
gleichzeitig aber auch gerade diese Betriebe einen signifi- 
kant unterdurchschnittlichen Anteil An- und Ungelernter 
an ihren Beschäftigten aufweisen. 

Dagegen zeigt sich der positive Zusammenhang zwischen 
einer marktorientierten Aufgliederung von Zentralabteilun- 
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gen und dem Anteil der Hochschul- und Fachhochschulab- 
solventen an den Beschäftigten eines Betriebes auch in der 
multivariaten Betrachtung (Tab 12). Demnach ist der An- 
teil an Hochschul- und Fachhochschulabsolventen in ei- 
nem typischen Betrieb, der eine marktorientierte Aufglie- 
derung seiner Zentralabteilung vorgenommen hat, um etwa 
2 Prozent-Punkte höher als in einem Betrieb ohne diese 
Form marktorientierter Dezentralisierung. Diese Differenz 
ist auf dem 5 Prozent-Niveau statistisch signifikant. Zwi- 
schen dem Anteil der hochqualifizierten und einer kunden- 
bzw. produktbezogenen Aufgliederung der Produktion in 


Fertigungssegmente zeigt sich wie schon bei der bivariaten 
Betrachtung kein signifikanter Zusammenhang. 

Auch der statistisch signifikante Zusammenhang zwischen 
einer kundenorientierten Aufgliederung von Zentralabtei- 
lungen und dem Anteil der in Forschung und Entwicklung 
bzw. Konstruktion Beschäftigten bleibt in einer multivaria- 
ten Modellierung bestehen (Tabelle 13). Auch bei diesen 
wissensintensiv Beschäftigten weist ein typischer Betrieb, 
der seine Zentralabteilungen marktorientiert aufgegliedert 
hat, einen um etwa 2 Prozentpunkte höheren Anteil auf als 
ein Betrieb ohne diese Organisationsform. 


Tabelle 11 


Multivariate Regression zum Anteil An- und Ungelernter 
(Wurzel aus Anteil An-/Ungelernter, Auszug 12 ) 


unabhängige Variable 

B 

Beta 

Signifikanz 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

-0,206 

-0,036 

0,231 

Aufgliederung der Produktion j/n 

0,003 

0,005 

0,875 

Korr. R 2 


0,301 



Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


Tabelle 12 


Multivariate Regression zum Anteil Hochschul-/Fachhochschulabsolventen 
(Wurzel aus Anteil Hochschul-/Fachhochschulabsolventen, Auszug 12 ) 


unabhängige Variable 

B 

Beta 

Signifikanz 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

0,268 

0,069 

0,029" 

Aufgliederung der Produktion j/n 

-0,134 

-0,035 

0,270 

Korr. R 2 


0,240 


Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen) 





Tabelle 13 

Multivariate Regression zum Anteil Mitarbeiter in FuE-Konstruktion 

(Wurzel aus Anteil Mitarbeiter in FuE-Konstruktion, Auszug 12 ) 

unabhängige Variable 

B 

Beta 

Signifikanz 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

0,300 

0,090 

0,003*“ 


Aufgliederung der Produktion j/n 
Korr. R 2 


-0,114 


-0,034 

0,320 


0,248 


Lesehilfe: Signifikant (*) und damit gewiss nicht statistisch zufällig sind nur jene Zusammenhänge, bei denen in der Spalte „Signifikanz“ ein Wert 
< 0,1 aufgefuhrt ist, was einer Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 10 Prozent gleichkommt. 

Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


12 Gleichzeitig getestet wurden in der multivariaten Analyse die unabhängigen Variablen Vorhandensein von Gruppenarbeit (enge Definition), Pro- 
duktionsverlagerung j/n, Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen, Betriebsgröße, Komplexität der hergestellten Produkte, Seriengröße 
der Produktion sowie die Branchen Gummi- und Kunststoffwaren, Maschinenbau, Elektroindustrie, Medizin-, Mess-, Steuer-, Regelungstechnik, 
Optik sowie Automobil- und Sonstiger Fahrzeugbau (Tabelle A7, A8 u. A9 im Anhang). 
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Ingesamt kann damit festgehalten werden, dass eine 
marktorientierte Aufgliederung und Ausrichtung von 
Zentralabteilungen in den Betrieben des Verarbeitenden 
Gewerbes mit einem höheren Anteil Höchstqualifizierter 
(Hochschul- und Fachhochschulabsolventen) sowie mit 
einem höheren Anteil in Konstruktion oder Forschungs- 
und Entwicklungsaufgaben Beschäftigter einhergeht. Ein 
statistisch belastbarer Zusammenhang zwischen dem An- 
teil der An- und Ungelernten an den Beschäftigten und 
der Nutzung marktorientierter Dezentralisierungsformen 
in produzierenden Betrieben ist dagegen nicht nachweis- 
bar. Damit konnte die These, wonach die Einführung 
marktorientierter Organisationskonzepte über den Hebel 
der höheren Selbstständigkeit und Selbststeuerungs- 
kompetenz zu einer Anhebung des Qualifikationsniveaus 
fuhren müsste, partiell bestätigt werden. Dies betrifft aber 
nur höchstqualifizierte und wissensintensive Tätigkeiten, 
die in diesen Strukturen zunehmend benötigt werden. Da- 
gegen scheinen die Betriebe auch in den neuen Strukturen 
weiterhin Möglichkeiten zu finden, auch mit „günstige- 
ren“ an- und ungelernten Arbeitskräften zu produzieren. 

Eine zunehmend wissensbasierte Produktion wird auch 
von den deutschen Produktionsexperten, die an der euro- 
päischen Delphi-Studie zur Zukunft der Produktion 
(Fraunhofer ISI 2005) teilgenommen haben, als sehr 
wichtiges Element einer zukünftig wettbewerbsfähigen 
Produktion in Europa eingeschätzt. Die These, dass In- 
dustrieunternehmen zunehmend wissensbasiert produzie- 


ren und der Anteil der Unausgebildeten weniger als 
10 Prozent an ihren Beschäftigten ausmacht, wird als 
überdurchschnittlich wichtig eingeschätzt und nur von 
etwa 15 Prozent der 144 antwortenden deutschen Produk- 
tionsexperten abgelehnt (Abbildung 25). 

Bei dieser These wird also im Unterschied zu den bisheri- 
gen Befunden auch davon ausgegangen, dass sich der An- 
teil der an- und ungelernten Beschäftigten im Zuge einer 
zunehmenden Markt- und Kundenorientierung der Pro- 
duktion an deutschen Produktionsstandorten zukünftig si- 
gnifikant verringern wird. Die breite Nutzung dieser Art 
der Produktion wird um das Jahr 2015 erwartet. Die be- 
fragten deutschen Produktionsexperten erwarten auch, 
dass den Beschäftigten dazu während der Arbeitszeit die 
Möglichkeit geboten wird, neue Kompetenzen zu erwer- 
ben und einzuüben. Diese These wird insgesamt als eine 
der wichtigsten Bedingungen für eine wettbewerbsfähige 
Produktion überhaupt eingeschätzt, und es wird erwartet, 
dass diese Form des Kompetenzerwerbes mit vom Arbeit- 
geber zur Verfügung gestellten Ressourcen bereits um das 
Jahr 2013 weitverbreitet sein wird. Diese Ergebnisse zei- 
gen insgesamt die Wichtigkeit, in zukünftigen Produk- 
tionssystemen die Ressource Wissen auf allen Ebenen der 
Produktion effektiv und effizient zu nutzen, einzusetzen, 
zu pflegen und zu mehren, um auch von Standorten in 
Hochlohnindustrieländern aus zukünftig nachhaltig wett- 
bewerbsfähig produzieren zu können. 


Abbildung 25 


Experteneinschätzung zu Zukunftsthesen zur wissensbasierten Produktion 
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1.6 Marktorientierte Organisationsformen und 
Flexibilisierung der Industriearbeit 

Die Arbeitsforschung geht davon aus, dass mit der Ein- 
führung zunehmend marktorientierter Produktionsmo- 
delle in Unternehmen die Notwendigkeit zur Flexibilisie- 
rung der Industriearbeit in sachlicher, funktionaler, 
räumlicher, vor allem aber zeitlicher Hinsicht einhergeht 
(Kern/Schumann 1984; Lenhardt/Priester 2005; 
Moldaschl 1998; Pongratz/Voß 2003). Dadurch, dass der 
Markt mehr oder weniger ungeschützt ins Unternehmen 
getragen wird und nicht mehr durch verschiedene vorge- 
lagerte Bereiche des mittleren Managements vorgefiltert 
und weggepuffert wird, ist nicht nur ein höheres Maß an 
Selbstständigkeit und Selbststeuerungsfähigkeit gefor- 
dert, sondern auch ein höheres Maß an eigenverantwortli- 
cher Flexibilität. Diese Flexibilisierung führt nahezu 
automatisch in eine teilweise „Entgrenzung“ von Indus- 
triearbeit und Privatsphäre, die sich zunehmend in ge- 
danklicher, räumlicher und insbesondere zeitlicher Hin- 
sicht „durchmischen“ (Kratzer 2003; Moldaschl 1998). 
Die „Entgrenzung“ hat auch eine Verschiebung des 
Gleichgewichts zwischen Arbeits- und Lebenswelt, viel- 
fach diskutiert als „Work-Life-Balance“, zur Folge. Es 
betrifft arbeitende Menschen quer durch alle Tätigkeits- 
bereiche und Anstellungsformen und wird ebenso als 
Chance, wie auch als Gefahr gesehen. Einerseits wird be- 
fürchtet, dass die Lebenswelt zunehmend unter das 
Primat der Arbeitswelt gestellt wird und der Raum zur 
Regenerierung von der Arbeitsbelastung schrumpft. An- 
dererseits wird die Möglichkeit, Arbeitsort und Arbeits- 
zeit individuell und selbstbestimmt zu gestalten, als Fort- 
schritt gegenüber starren Arbeitsformen herausgestellt 
(Brödner 2002; Kratzer 2003). 

Am „Ende“ der Entwicklung könnte ein neuer Typus des 
sogenannten „Arbeitskraftunternehmers“ (Pongratz/Voß 
2003; Vöß/Pongratz 1998) stehen, der seine Arbeitskraft 
flexibel verschiedenen Arbeitgebern oder verschiedenen 
Organisationseinheiten seines Arbeitgebers anbietet und 
damit selbst aktiv Restrukturierungen und Neubegrenzun- 
gen seines Arbeitens und der dazu erforderlichen Bedin- 
gungen vornimmt. Die eigene Arbeitskraft erhält einen 
„Warencharakter“. Dadurch handeln Beschäftigte ähnlich 
wie Unternehmer, indem sie ihr Kapital - die eigene Ar- 
beitskraft - auf dem inner- und überbetrieblichen Arbeits- 
markt anbieten. Dieser individualisierte und konsequent 
markt- und kundenbezogene Typus einer Arbeitskraft 
könnte seinen Protagonisten zufolge die bislang dominie- 
rende Form des Arbeitnehmers möglicherweise als Leit- 
bild ablösen. 

Ein Beleg für die zunehmende Flexibilisierung der Ar- 
beitszeit ist die wachsende Verbreitung von flexiblen Ar- 
beitszeitmodellen in Form von Arbeitszeitkonten. So ar- 
beitet derzeit nur noch etwa die Hälfte der Beschäftigten 
nach einem fixen Arbeitszeitmuster, während immer 
mehr Beschäftigte Arbeitszeiten haben, die hinsichtlich 
Dauer und Lage deutlich und ungleichmäßig variieren 
(Seifert 2005). Zentrale Triebfeder ist hier das Interesse 
der Betriebe, das Arbeitskraftvolumen möglichst kurz- 
fristig und kostengünstig, das heißt ohne Bezahlung von 


Überstundenzuschlägen und ohne Vorhaltung unnötiger 
Redundanzen, an die schwankenden Kapazitätsanforde- 
rungen des Marktes anpassen zu können (Lenhardt/ 
Priester 2005). Wie Studien ferner zeigen, werden die 
Schwankungen der Arbeitszeit und damit der Steuerung 
der Arbeitszeitkonten überwiegend durch betriebliche 
Anforderungen und weniger durch persönliche Bedürf- 
nisse der Arbeitnehmer bestimmt (Bauer et al. 2004). 

Dass diese Entwicklung in Zukunft Bestand haben und 
sich weiterhin verstärken könnte, zeigen auch die Ergeb- 
nisse einer europaweit in 22 Ländern durchgeführten Del- 
phi-Befragung zur Zukunft der Produktion „Manufactu- 
ring Visions“ (Fraunhofer ISI 2005). Demnach wird zum 
Beispiel die These, dass Arbeitskräfte in Forschung und 
Entwicklung in einer 24-Stunden-Wirtschaft arbeiten 
werden, in deren Rahmen kontinentiibergreifend an ver- 
schiedenen Standorten rund um die Uhr entwickelt wird 
und zeitlich flexibel Räume für Abstimmungsprozesse 
gefunden werden müssen, hinsichtlich ihrer Bedeutung als 
überdurchschnittlich wichtig eingestuft (Abbildung 26). 

Die Mehrheit der 146 antwortenden deutschen Experten 
erwartet die Realisierung der These um das Jahr 2016, sie 
wird jedoch mit 22 Prozent auch von einem nicht gerin- 
gen Teil der deutschen Produktionsexperten abgelehnt. 
Ähnlich wichtig eingestuft wird die These, dass nach den 
Bedürfnissen der Arbeitnehmer maßgeschneiderte Ar- 
beitsbedingungen, Arbeitszeit- und Entlohnungssysteme 
verwirklicht werden. Allerdings lehnen mit 30 Prozent 
der 141 antwortenden deutschen Produktionsexperten 
noch mehr Befragte diese These ab und sehen, wenn 
überhaupt, eine mögliche Realisierung auch mehrheitlich 
nicht vor 2017. Auch diese Ergebnisse deuten daraufhin, 
dass die Flexibilisierung der Arbeitszeiten auch zukünftig 
stärker durch betriebliche Anforderungen geprägt sein 
könnte als durch die Aufrechterhaltung oder Herstellung 
einer persönlichen „Work-Life-Balance“. Hier hegt auch 
zukünftig ein Spannungsfeld: Den Meinungen der deut- 
schen Produktionsexperten nach wird die Industrie von 
ihren Beschäftigten eine noch weiterreichende zeitliche 
Flexibilität einfordern; es wird aber nur als bedingt realis- 
tisch eingeschätzt, dass die Unternehmen auch das per- 
sönliche Umfeld der Beschäftigten als ebenso wichtige 
Determinante eines flexiblen Arbeitseinsatzes und Garant 
einer nachhaltig kreativen Arbeitsleistung mit entspre- 
chend ausgestalteten Arbeitssystemen aktiv unterstützen. 

Die Tendenz zur einseitigen Flexibilisierung der Arbeits- 
zeit als Reaktion auf die betrieblichen Anforderungen zur 
markt- und kundenorientierten Produktion führt tenden- 
ziell auch zu einer Intensivierung der Arbeit. Wie Aus- 
wertungen der Erwerbstätigen-Befragungen des Bundes- 
instituts für Berufsbildung (B1BB) und des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufs Forschung (1AB) zeigen, waren 
bereits 1998/1999 etwa 49 Prozent der westdeutschen ab- 
hängig Beschäftigten bei ihrer Arbeit immer oder häufig 
starkem Termin- und Leistungsdruck ausgesetzt (Fuchs/ 
Conrads 2003). Dieser Wert stellt gegenüber 1985/1986 
einen Anstieg um gut 5 Prozentpunkte dar. Zu ähnlichen 
Ergebnissen kommen auch die Befragungen des Instituts 
für Sozialforschung und Sozialwirtschaft (ISO) zur Ar- 
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Abbildung 26 

Experteneinschätzung zu Zukunftsthesen zu flexibilisierten Arbeitsbedingungen 
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beitszeit: Demnach standen 2003 etwa 42 Prozent aller 
Beschäftigten immer oder häufig unter Zeit- oder Leis- 
tungsdruck (Bauer et al. 2004). Bemerkenswert ist, dass 
dies insbesondere für Beschäftigte mit hohem betriebli- 
chen Status, also vor allem für Fach- und Führungskräfte 
gilt, von denen 56 Prozent immer oder häufig Zeit- oder 
Leistungsdruck verspüren (Bauer et al. 2004, S. 254 ff). 
Die Ursache für dieses Missverhältnis zwischen 
Arbeitsanforderungen und zeitlichen wie kompetenzbezo- 
genen Ressourcen liegt vor allem in Stoßzeiten mit über- 
durchschnittlichem Arbeitsanfall, Verzögerungen durch 
unvorhergesehene Probleme, zu engen Fristsetzungen oder 
Vorgabezeiten sowie permanent hohem Arbeitsanfall. Dies 
sind eindeutige Anzeichen für eine zunehmende Arbeits- 
verdichtung und Intensivierung der Industriearbeit im 
Kontext der Orientierung zu stärker markt- und kunden- 
orientierten Produktionsweisen. 

Gleichzeitig zeigen sich aber auch Tendenzen zu einer 
höheren Autonomie und einer inhaltlichen Flexibi- 
lisierung und damit Aufwertung der Industriearbeit 
(Lenhardt/Priester 2005). So zeigen die Auswertungen 
der bereits obengenannten BIBB/IAB-Erhebungen 1998/ 
1999 auch, dass die Arbeit für 26 Prozent der Befragten 
in den letzten zwei Jahren vielseitiger und interessanter 
geworden ist, während nur 5 Prozent Gegenteiliges ver- 
merken. Zudem berichten 42 Prozent der Befragten von 
gewachsenen fachlichen Anforderungen und nur 2 Pro- 
zent von einer Abnahme; und 19 Prozent der Befragten 
sehen bessere Möglichkeiten, ihre Arbeit selbst einzutei- 
len, während nur 7 Prozent hier eine Verschlechterung se- 
hen (Jansen 2000, S. 26). 


Insgesamt deuten die empirischen Befunde darauf hin, 
dass eine zeitliche Flexibilisierung der Arbeit, die tenden- 
ziell auch mit einer zeitlichen Intensivierung einhergeht, 
stattgefunden hat und in den kommenden Jahren wohl 
auch noch weiter zunehmen wird. Ergänzend scheint 
auch eine fachliche und inhaltliche „Flexibilisierung“ der 
Industriearbeit Platz zu greifen, die mit vielseitigeren und 
interessanteren Aufgaben und höheren Möglichkeiten der 
Selbstdisposition und -Steuerung einhergeht. 

Hier stellt sich jedoch auch die Frage, ob und inwieweit 
eine Intensivierung der Industriearbeit und daraus resul- 
tierende Belastungen durch erweiterte Handlungsspiel- 
räume und eine zunehmende Selbststeuerungs- und 
Selbstorganisationskompetenz der Beschäftigten über- 
haupt kompensierbar ist (Pröll/Gude 2003). So sprechen 
arbeitssoziologische Forschungsbefunde teilweise da- 
von, dass sich die zunehmenden Selbststeuerungskompe- 
tenzen angesichts der zunehmenden Arbeitsintensität und 
knapper werdender Zeitressourcen häufig auf das „Selbst- 
management von Überlastung“ einengen (Kratzer 2003). 
Demnach scheinen die Gefahren der Selbstausbeutung 
der Arbeitnehmer, die mit einer tendenziellen Verschlei- 
ßung und Abwertung der Ressource Arbeit einhergeht, 
weiter zuzunehmen. Bei einem nachhaltigeren Umgang 
mit der Arbeitskraft, den es zukünftig durch geeignete 
Modelle sicherzustellen gilt, wird dagegen die Problem- 
lösungs- und Leistungsfähigkeit durch Lernen und Kom- 
petenzerwerb im Arbeitsprozess an sich tendenziell eher 
vermehrt (Brödner 2002). 

Das konsequenteste Modell einer flexibilisierten Bereit- 
stellung von Arbeitskraft ist das Konstrukt des „Arbeits- 
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kraftunternehmers“ (Pongratz/Voß 2003; Voß/Pongratz 
1998;), der seine Arbeitsleistung flexibel verschiedenen 
Arbeitgebern oder verschiedenen Organisationseinheiten 
seines Arbeitgebers anbietet und entsprechend einsetzt. 
Auch zu diesem Ansatz ergeben sich aus der europäi- 
schen Delphi-Befragung zur Zukunft der Produktion 
(Fraunhofer ISI 2005) interessante Einsichten. Demnach 
wird die These, wonach die Mehrzahl der Produktions- 
mitarbeiter ihre Leistungen selbständig mehreren Kunden 
anbietet, was mit einem Verlust der Bedeutung der Orga- 
nisationsgrenzen eines Unternehmens als Rahmen für die 
Industriearbeit einhergehen würde, hinsichtlich seiner 
Bedeutung vergleichsweise negativ beurteilt (Abbil- 
dung 27). Zudem lehnt mit 46 Prozent der 148 antworten- 
den deutschen Produktionsexperten ein sehr hoher Anteil 
diese These des „reinen Arbeitskraftunternehmens“ ab, 
während die restlichen Experten eine Realisierung nicht 
vor 2018 für wahrscheinlich halten. Demgegenüber 
schätzen deutsche Produktionsexperten flexible Netz- 
werke individueller Spezialisten, die die interne Struktur 
der meisten Unternehmen bestimmen, als zukünftig über- 
durchschnittlich wichtig ein. Im Mittel nehmen die 
180 antwortenden deutschen Produktionsexperten an, 
dass sich diese Form der Untemehmensorganisation im 
Jahr 2014 durchgesetzt haben könnte. Mit 4 Prozent ist 
der Anteil der Experten, die diese doch recht radikale 
These zur internen Arbeitsorganisation ablehnen, ver- 
gleichsweise gering. 

Diese Ergebnisse legen nahe, dass auch weitreichende 
Formen einer internen Markt- und Kundenorientierung in 
den Unternehmen auf der strategischen Agenda der Un- 
ternehmen in Zukunft einen hohen Rangplatz einnehmen 
werden, die Auflösung der Unternehmensgrenzen als bin- 
dende Organisationseinheit aber sehr skeptisch einge- 


schätzt wird. Der „Arbeitskraftunternehmer“ wird seine 
Dienste weniger in der reinen Form verschiedenen Ar- 
beitgebern anbieten, sondern vielleicht eher in verschie- 
denen Bereichen einer bestehenden Organisationsumge- 
bung flexibel eingesetzt werden. 

Ebenfalls sehr skeptisch werden die Möglichkeiten einge- 
schätzt, eine räumliche Flexibilisierung der Industrie- 
arbeit auf allen Ebenen der Produktion zu gewährleisten. 
Dies mag für bestimmte wissensintensive oder nahezu 
vollständig wissensbasierte Tätigkeiten, beispielsweise 
im Entwicklungs- oder Servicebereich, aufgrund der ho- 
hen Leistungsfähigkeit moderner Informations- und 
Kommunikationssysteme teilweise gelingen, doch sind 
auch hier oftmals enge Abstimmungsprozesse mit der 
Produktion, der Konstruktion oder dem Kunden notwen- 
dig, die den Ort der Leistungserbringung festlegen. Eine 
räumliche Flexibilisierung aller mit der Produktion ver- 
bundenen Arbeiten ist nach Ansicht der deutschen 
Produktionsexperten, die an der europäischen Delphi- 
Studie zur Zukunft der Produktion teilgenommen haben 
(Fraunhofer ISI 2005), auch zukünftig nicht in Sicht. Die 
entsprechende These wird in ihrer Bedeutung als unter- 
durchschnittlich wichtig erachtet und von nahezu der 
Hälfte der 148 antwortenden deutschen Produktions- 
experten, was für Delphi-Befragungen einen überaus ho- 
hen Wert darstellt, prinzipiell abgelehnt (Abbildung 26). 
Die restlichen Experten sehen eine Realisierung nicht vor 
2016 als wahrscheinlich an. Industriearbeit wird demnach 
auch in Zukunft stark an den Ort der Leistungserbringung 
selbst, also die Produktion, gebunden sein. Neben einer 
zeitlichen und inhaltlichen Flexibilisierung der Arbeit ist 
eine räumliche Flexibilisierung, wenn überhaupt, dann 
ausschließlich in stark wissensintensiven Tätigkeiten zu 
erwarten. 


Abbildung 27 
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1.7 Marktorientierung produzierender 
Unternehmen und die Zukunft der 
Industriearbeit 

Die vorangegangenen Ausführungen und Befunde haben 
gezeigt, dass marktorientierte Formen der Dezentralisierung 
auf Untemehmensebene, wie zum Beispiel die Aufgliede- 
rung von Zentralabteilungen oder die Aufgliederung der 
Produktion in produkt- oder kundenbezogene Fertigungs- 
segmente, in deutschen Industriebetrieben zwar bereits rela- 
tiv breit genutzt werden. Im europäischen Vergleich sind die 
deutschen Betriebe bei der Nutzung dieser Konzepte aber 
eher auf den hinteren Plätzen zu finden. Zudem werden 
marktorientierte Dezentralisierungskonzepte auf der Unter- 
nehmensebene nicht immer konsequent mit entsprechenden 
marktorientierten Dezentralisiemngskonzepten auf der 
Ebene der Arbeitsorganisation untersetzt (Latniak et al. 
2002). Daher lässt sich auch kein belastbarer Zusammen- 
hang zwischen der Einfühlung marktorientierter Untemeh- 
menskonzepte und der Anreicherung der Tätigkeiten von 
Produktionsmitarbeitern um zum Beispiel rüstende, in- 
standhaltende oder qualitätssichemde Aufgaben nachwei- 
sen. Tätigkeitsanreicherung von Industriearbeit und markt- 
orientierte Organisationsformen auf Unternehmensebene 
scheinen demnach noch getrennt zu verlaufen. 

Eine marktorientierte Segmentierung der Produktion allein 
hat zudem keine Auswirkungen auf das Qualifika- 

Tabelle 14 


tionsprofil der in den jeweiligen Betrieben Beschäftigten. 
Dagegen ist in Industriebetrieben, die eine marktorientierte 
Aufgliederung ihrer Zentralabteilungen vorgenommen ha- 
ben, ein signifikant höherer Anteil an Hochschul- und 
Fachhochschulabsolventen beschäftigt. Auch die Quote 
der in wissensintensiven Bereichen, wie zum Beispiel For- 
schung und Entwicklung oder Konstruktion, Beschäftigten 
ist in diesen Betrieben nachweisbar höher. Diese partielle 
Anhebung des Qualifikationsniveaus infolge marktorien- 
tierter Unternehmenskonzepte ist aber auf höchstqualifi- 
zierte und wissensintensive Bereiche beschränkt und geht 
bislang (noch) nicht mit einer Reduktion des Anteils An- 
und Ungelernter in diesen Betrieben einher. 

Gleichwohl zeigen spezifische Auswertungen der euro- 
päischen Delphi-Umfrage „Manufacturing Visions“ 
(Fraunhofer 1SI 2005), dass eine weite Verbreitung einer 
wissensintensiven Produktion mit sehr geringen Anteilen 
Unausgebildeter um 2015 als durchaus realistisch einge- 
schätzt wird. Hier sind auch die Bildungs-, Arbeits- und 
Wirtschaftspolitik gefordert, über neue Konzepte nachzu- 
denken (Tabelle 14). Sollte die deutsche Industrie als 
wichtiger Arbeitsmarkt für Geringqualifizierte mittelfris- 
tig zumindest teilweise ausfallen, dann sind in Zusam- 
menarbeit mit Interessenvertretungen und den Tarif- 
parteien neue Ansätze zur Weiterqualifizierung oder 
Kompensation dieses Teils des Arbeitsmarktes zu entwi- 
ckeln. 


Marktorientierung der Produktion und Handlungsüberlegungen 


Marktorientierung der Produktion und zukünftige Konzepte 
der Industriearbeit 
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H 


höherer Bedarf an Höchstqualifizierten (Hochschul- und Fachhochschul- 
absolventen) 
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Flexibilisierung 

zeitliche Flexibilisierung/Entgrenzung 

(x) 

(x) 

(x) 

inhaltliche Flexibilisierung/Entgrenzung 

X 

X 

X 

räumliche Flexibilisierung/Entgrenzung (z. B. Arbeiten von zuhause) 

- 

(X) 

(X) 

Intensivierung der Arbeit 


H 


„Arbeitskraftunternehmer“ reine Form (externer Markt) 

- 

B 

- 

„Arbeitskraftuntemehmer“ in der Binnenorganisation 


H 



x, (x) = (Ansätze für) Konzepte/Lösungen vorhanden; - = nicht relevant/kein Bedarf; H = Handlungsüberlegungen erforderlich; B = Beobachtungsbedarf 
Quelle: eigene Zusammenstellung 
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Bei Hochschul- und Fachhochschulabsolventen sowie 
„wissensintensiv“ Beschäftigten stellt sich das Problem 
entgegengesetzt dar. Hier ist heute schon absehbar, dass 
sich der zum Beispiel im Ingenieurbereich bereits spür- 
bare Absolventen- und Fachkräftemangel in Zukunft 
durch den demografischen Wandel und über lange Jahre 
geringe Studentenzahlen in Deutschland noch weiter ver- 
schärfen wird (Grupp et al. 2004). Hier sind insbesondere 
die Bildungs- und die Wirtschaftspolitik gefordert, die 
Attraktivität einer herausfordernden Tätigkeit in der deut- 
schen produzierenden Industrie aktiv herauszustellen und 
an die zukünftigen Generationen von Fach- und Füh- 
rungskräften ansprechend zu kommunizieren. 

Ein weiterer Ansatzpunkt zeigt sich im Kontext der zu- 
nehmend wissensintensiven Produktion und der resultie- 
renden Notwendigkeit, zukünftig noch häufiger und 
immer wieder berufsbegleitend neue Kompetenzen zu er- 
lernen und einzuiiben. Ansätze könnten hier Konzepte 
des „lebenslangen Lernens“ bieten, wonach die Zeit der 
(unspezifischen und spezifischen) Erstausbildung in 
Schule und gegebenenfalls Studium zunächst verkürzt 
wird, die Menschen aber einen Anspruch auf späteres 
Lernen und Weiterbildung in ihren jeweiligen beruflichen 
Kontexten erwerben. Doch auch andere Konzepte einer 
berufsbegleitenden Weiterbildung und „Wissensintensi- 
vierung“ sind hier denkbar und sollten von Bildungs- und 
Wirtschaftspolitik aktiv vorangetrieben werden. 

Schließlich sind auch Konzepte anzudenken, die der zu- 
nehmend einseitig von den Unternehmen eingeforderten 
Flexibilisierung bei gleichzeitiger Intensivierung der Ar- 
beit entsprechende Ansätze zur Aufrechterhaltung der 
„Work-Life-Balance“ gegenüberstellen. Nicht von unge- 
fähr schätzen es deutsche Produktionsexperten nur als be- 
dingt realistisch ein, dass die Unternehmen zukünftig Ar- 
beitssysteme aktiv unterstützen, die auch das persönliche 
Umfeld der Beschäftigten als wichtige Determinante ei- 
nes flexiblen Arbeitseinsatzes und Garant einer nachhal- 
tig kreativen Arbeitsleistung entsprechend berücksichti- 
gen. Unter den derzeitigen Bedingungen wird eine 
entsprechende These von einem Drittel der Experten ab- 
gelehnt und von den restlichen erst um 2018 erwartet 
(Abbildung 26). Hier ist Raum und Bedarf für die Ar- 
beits- und Wirtschaftspolitik, zusammen mit Interessen- 
vertretungen und den Tarifparteien neue Ansätze für 
nachhaltige und beidseitig flexible Konzepte des Arbeits- 
einsatzes zu entwerfen. 

2. Teamorientierte Arbeitsorganisation 

2.1 Ausgangslage und Problemstellung 

Die Arbeitsorganisation im Prozess der Industrialisierung 
war über lange Jahre vom Leitbild immer spezialisierterer 
und damit enger werdender Tätigkeitszuschnitte für die 
Beschäftigten geprägt. Ziel dieser Entwicklung war die 
Erreichung höchstmöglicher Produktivität nach dem 
tayloristischen Leitbild der Organisationsgestaltung, das 
von Ford mit der Einführung des Fließbandes technisch 
unterstützt wurde. Dieses Leitbild war auf eine Massen- 
produktion ausgerichtet. Es verlor damit jedoch spätes- 
tens in den 1980er Jahren seinen universellen Lösungsan- 


spruch. In dem Maße, in dem auf den Märkten 
Flexibilitätsgesichtspunkte und Kundenorientierung für 
die Wettbewerbsfähigkeit der Firmen an Bedeutung ge- 
wannen, war die Balance zwischen produktivitätsstei- 
gernder Spezialisierung und flexibilitäts- bzw. qualitäts- 
orientierter Aufgabenintegration neu zu justieren (Kern/ 
Schumann 1984; Piore/Sable 1984). 

Diese „Krise des Fordismus“ markierte zum einen die 
1984 erschienene Untersuchung von Piore und Sable. Sie 
präsentierten die sogenannte „flexible specialisation“ als 
Alternative zu der aus ihrer Sicht überholten Form der 
Massenproduktion (Piore/Sable 1984). Die Notwendig- 
keit zur Kundenorientierung führe zu einer Rückbesin- 
nung auf ganzheitliche handwerkliche Arbeitsweisen und 
damit zu einer Requalifizierung der Industriearbeit. Die 
Autoren stützten sich dabei auf Untersuchungen unter an- 
derem in der italienischen Textilindustrie und im baden- 
württembergischen Maschinenbau. In beiden Fällen iden- 
tifizierten sie sogenannte „Cluster“ relativ kleiner Be- 
triebe, die sich auf die Herstellung bestimmter Produkte 
spezialisiert hatten und in wechselnden Formen der über- 
betrieblichen Zusammenarbeit konkurrenzfähig ein brei- 
tes Produktsortiment liefern konnten. 

Im selben Jahr veröffentlichten in Deutschland Horst 
Kern und Michael Schumann (1984) eine Studie mit dem 
programmatischen Titel „Das Ende der Arbeitsteilung?“. 
Obwohl die Autoren diesen Titel mit einem Fragezeichen 
versehen hatten, transportierten die Ergebnisse ihrer Re- 
cherchen in verschiedenen Branchen eine einheitliche 
Botschaft: Die Zukunft der Industriearbeit hege nicht in 
einer weiteren Aufsplitterung der Tätigkeitsinhalte, son- 
dern in einer Reintegration. Sie belegten diese Trendein- 
schätzung mit empirischen Belegen, die zeigen sollten, 
dass die Unternehmen die Zeichen der Zeit erkannt und 
tayloristische Prinzipien zugunsten ganzheitlicher Tätig- 
keitszuschnitte aufgegeben hatten. 

Die aufgewertete Bedeutung einer ganzheitlicheren 
Arbeitsorganisation für die Positionierung der Industrie- 
betriebe auf ihren Märkten schlug sich nieder in der Ent- 
stehung und der Propagierung verschiedener Reorganisa- 
tionskonzepte. Aufbauend auf der Lean-Production- 
Studie des MIT (Womack et al. 1990) sei hier nur bei- 
spielhaft verwiesen auf das „Business Re-engineering“ 
(Hammer/Champy 1994), das „Agile Unternehmen“ 
(Goldmann et al. 1995) oder die „Fraktale Fabrik“ (War- 
necke 1992). In vielen dieser Konzepte waren Team- oder 
Gruppenarbeitsstrukturen anstelle von Einzelarbeitsplät- 
zen ein wesentliches Moment des veränderten Leitbildes. 

Das Konzept der Gruppenarbeit griff dabei zurück auf 
Ideen und Erfahrungen aus Pilotprojekten, die bereits An- 
fang der 1970er Jahre stattgefunden hatten. Zu erwähnen 
ist dabei zum einen das PKW-Montagewerk von Volvo in 
Kalmar. Sogenannte teilautonome Arbeitsgruppen waren 
dort eingeführt worden und bildeten einen starken Kon- 
trast zu der Fließmontage in den anderen Automobilwer- 
ken dieser Zeit (Berggren 1991). Aber auch in Deutsch- 
land fanden bereits damals entsprechende Experimente 
mit der Gruppenarbeit statt. So implementierte VW, ge- 
fördert durch das Programm zur Humanisierung des Ar- 
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beitslebens, in seinem Motorenwerk in Salzgitter ein Pi- 
lotprojekt mit teilautonomen Arbeitsgruppen (BMFT 
1980). 

Da diese Experimente mit teilautonomen Gruppen noch 
in einer Phase traditioneller, die Massenproduktion be- 
günstigender Marktstrukturen durchgeführt worden wa- 
ren, konnten sie keine breitere Akzeptanz erlangen. Ende 
der 1980er bzw. Anfang der 1990er Jahre änderte sich 
dies unter den eingangs skizzierten Marktveränderungen 
mit weitreichenden Konsequenzen. Gruppenarbeit wurde 
zu einem neuen Schlüsselbegriff für die Reorganisation 
der Betriebe. 

Parallel zu diesem Bedeutungszuwachs entwickelte sich 
jedoch auch eine zunehmende Unschärfe des Begriffs 
..Gruppenarbeit“. Da Gruppenarbeit zu einem Modebe- 
griff wurde, subsummierten verschiedene Autoren ganz 
unterschiedliche Gestaltungsprinzipien unter diesem La- 
bel. Dies hatte zur Konsequenz, dass Arten der Gruppen- 
arbeit definitorisch gegeneinander abzugrenzen waren, 
um sicherzustellen, was in einzelnen Berichten unter 
Gruppenarbeit gemeint war und ob über das gleiche Phä- 
nomen berichtet wurde. So benennt Weber (1999) fünf 
Typen industrieller Gruppenarbeit, die sich hinsichtlich 
ihrer Regulationserfordernisse grundlegend unterschei- 
den: 

- Die teilautonome Gruppenarbeit, in der alle Gruppen- 
mitglieder an allen Entscheidungsbereichen beteiligt 
sind und gemeinsam anspruchvolle Regulationsfunk- 
tionen ausführen. 

- Die teilautonome Gruppenarbeit mit verteilten Ent- 
scheidungsbereichen, in der zwar eine Aufteilung der 
Mitarbeiter in Untergruppen mit verschiedenen Ent- 
scheidungsfeldern vorliegt, die Mehrzahl der Mitglie- 
der jedoch an anspruchsvollen Entscheidungen betei- 
ligt ist. 

- Die Gruppenarbeit mit rotierenden Entscheidungsbe- 
reichen, in der anspruchsvolle Regulationsfunktionen 
an einzelne Gruppenmitglieder im Rotationsprinzip 
delegiert sind. 

- Die restriktive Gruppenarbeit, in der dem Gruppenlei- 
ter die anspruchvollen, den Gruppenmitgliedern die 
weniger anspruchvollen Tätigkeiten übertragen wor- 
den sind. 

- Das sogenannte hierarchisch geführte Kooperations- 
gefüge, in dem faktisch die Gruppenmitglieder nur 
sehr wenige bis überhaupt keine Entscheidungsbefug- 
nisse erhalten haben, die Gruppe also eigentlich nur 
als Etikett existiert. 

Nedeß und Meyer differenzieren anhand der Kriterien 
Autonomiegrad, Qualifikationsstruktur, Kompetenzwahr- 
nehmung, Gegenstandsbereiche und Planungsreichweite 
zwischen vier Gruppenarbeitsmodellen (Nedeß/Meyer 
2001 ): 

- Die vollständig selbststeuernde Gruppenarbeit ge- 
währt der Gruppe ein Selbststeuerungsrecht innerhalb 
eines definierten Rahmens, realisiert ein homogen ho- 


hes Qualifikationsniveau für alle Gruppenmitglieder 
und billigt allen Gruppenmitgliedern die Funktion der 
Gruppenrepräsentanz zu. 

- Die qualifizierte homogene Gruppenarbeit limitiert 
das Selbststeuerungsrecht der Gruppe durch ein Veto- 
recht des außerhalb der Gruppe stehenden Vorgesetz- 
ten, verwirklicht ein homogen mittleres Qualifika- 
tionsniveau für alle Gruppenmitglieder und sieht einen 
gewählten Gruppensprecher vor. 

- Die partiell selbststeuernde Gruppenarbeit gibt der 
Gruppe das Recht, ihre Entscheidungsvorschläge zu 
formulieren (sieht jedoch eine externe Entscheidung 
vor), differenziert zwischen verschiedenen Rollen mit 
unterschiedlichen Qualifikationen innerhalb der Grup- 
pen und hat einen extern bestellten Gruppensprecher. 

- Die rudimentäre Gruppenarbeit operiert ebenfalls mit 
einem fremdbestimmten Gruppensprecher, einem he- 
terogenen und niedrigen Qualifikationsniveau der 
Gruppenmitglieder und hat nahezu keinen Disposi- 
tionsspielraum. 

Antoni (1994) verzichtet darauf. Formen der Gruppen- 
arbeit zu charakterisieren, sondern formuliert als Min- 
destbedingung dafür, dass von Gruppenarbeit gesprochen 
werden kann, dass 

- mehrere Personen über eine gewisse Zeit nach gewis- 
sen Regeln und Normen eine aus mehreren Teilen be- 
stehende Arbeitsaufgabe bearbeiten, um gemeinsame 
Ziele zu erreichen, 

- die Gruppe optimalerweise fünf bis sechs Mitarbeiter 
umfasst und dass 

- in der Gruppe zusammenhängende Arbeitsprozesse er- 
füllt werden, was die Qualitätssicherung einschließt. 

Wie diese definitorischen Abgrenzungen zeigen, sollte 
mit der Verwirklichung von Gruppenarbeit der Aufgaben- 
umfang für die Mitarbeiter in der Produktion steigen. Bis- 
lang zerstückelte Produktionsaufgaben sollten zusam- 
mengeführt, Arbeitsinhalte bzw. Tätigkeitsspektren 
sollten ausgeweitet werden. Fallanalysen belegen, dass 
bei Vorreiterfirmen diese arbeitsorganisatorische Praxis 
zur Umsetzung des Gruppenarbeitsgedankens in der Tat 
anzutreffen war. ln vielen dieser Unternehmen wurden 
den Gruppen zusätzlich zu den reinen Produktionstätig- 
keiten auch die in den oben zitierten engeren Definitionen 
des Begriffs „Gruppenarbeit“ geforderten produktions- 
vorbereitenden und produktionsbegleitenden Aufgaben 
übertragen. Dazu gehörten dementsprechend die Quali- 
tätssicherung, das Einrichten und Umrüsten der Maschi- 
nen und Anlagen sowie Instandhaltungsarbeiten (u. a. 
Hoben 1997; Senft/Kohlgrüber 1997). 

Hinsichtlich der Frage, ob sich das Konzept der Gruppen- 
arbeit mit seinem ihm inhärenten „Ende der Arbeitstei- 
lung“ in der deutschen Industrie breit durchsetzen konnte 
und inwieweit es dadurch zu einer Requalifizierung der 
Industriearbeit kommen wird, herrscht jedoch Uneinig- 
keit: 
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Auf der einen Seite wurde bereits 1997 von Jürgens eine 
Renaissance der klassischen tayloristischen Fließbandfer- 
tigung in der Automobilmontage konstatiert (Jürgens 
1997). Springer (1999) bestätigte die Abkehr von den tei- 
lautonomen Gruppenarbeitskonzepten in der Automobil- 
industrie aufgrund eigener Erfahrungen im Management 
eines Unternehmens in diesem Wirtschaftszweig, auch 
wenn er damit nicht die partizipativen Ansätze insgesamt 
als Auslaufmodell verstanden wissen wollte. Aktuell kon- 
statiert auch Dankbaar (2006), dass das Ende der Arbeits- 
teilung sicherlich noch nicht in Sicht sei. Er bestätigt, 
dass in der europäischen Automobilindustrie sogar eine 
rückläufige Entwicklung zu beobachten sei: Während in 
den 1980er Jahren in einigen Ländern mit Aufgabeninte- 
gration, Teamkonzepten und fließbandloser Montage 
experimentiert worden sei, seien in den 1990er Jahren 
überall wieder Fabriken mit kontinuierlich bewegten 
Montagelinien und kurzen Zykluszeiten eingerichtet wor- 
den. Dreißig Jahre nach dem Beginn der Krise sei der 
Taylorismus noch immer springlebendig. 

Auf der anderen Seite zeigen die Ergebnisse der europa- 
weit durchgeführten Delphi-Befragung „Manufacturing 
Visions“ (Fraunhofer 1SI 2005) in den Jahren 2004/2005, 
dass selbstverantwortliche Gruppen auch in Zukunft auf 
der Agenda höchste Priorität haben werden. Circa 90 Pro- 
zent von mehr als 3 000 befragten europäischen Experten 
aus Unternehmenspraxis und Forschung bezeichneten 
selbstverantwortliche Gruppen mit einem großen Spek- 
trum an Aufgaben inklusive Planungs- und Kontrollfunk- 
tionen als wichtig oder sehr wichtig für die europäische 
Wirtschaft. Von den knapp 500 deutschen Produktions- 
experten erachten gar fast 95 Prozent dieses Konzept zu- 
künftig als wichtig oder sehr wichtig für die Wettbe- 


werbsfähigkeit der deutschen produzierenden Industrie 
(Abbildung 28). 

Die antwortenden deutschen Experten gehen zudem da- 
von aus, dass bis zum Jahre 2011 selbstverantwortliche 
Gruppen in der Produktion auf Werkstattebene weitver- 
breitet sein werden. Dagegen werden stärker auf Arbeits- 
teiligkeit und genau spezifizierte Arbeitsgänge angelegte 
Arbeitssysteme von einem Drittel der antwortenden deut- 
schen Produktionsexperten als weniger oder nicht wichtig 
für die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Industrie eingeschätzt. Diese Befunde deuten also eher 
darauf hin, dass relativ weitreichende Gruppenarbeits- 
konzepte mit integrierten Planungs- und Kontrollfunktio- 
nen der Produktionsmitarbeiter in den nächsten fünf bis 
zehn Jahren aller Voraussicht nach noch merklich an Be- 
deutung gewinnen werden. 

Um in dieser für die Perspektiven der Industriearbeit am- 
bivalent beurteilten Situation eine fundiertere Zukunfts- 
abschätzung vornehmen zu können, soll im Folgenden 
auf der Basis repräsentativer Umfragedaten dargestellt 
werden, 

- welche Verbreitung das arbeitsorganisatorische Kon- 
zept der Gruppenarbeit in Abhängigkeit unterschiedli- 
cher definitorischer Abgrenzungen gefunden hat, 

- wie sich im Zusammenhang mit der Verwirklichung 
von Gruppenarbeitskonzepten Aspekte des „job 
enlargement“ und des „job enrichment“ darstellen und 

- wie sich vor diesem Hintergrund die Qualifikations- 
anforderungen der zukünftig in der Industrie Beschäf- 
tigten darstellen könnten. 


Abbildung 28 
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2.2 Stand und Entwicklung der Verbreitung 
von Gruppenarbeit 

Als Datenbasis für die Analysen im Hinblick auf die zu- 
vor skizzierten Fragestellungen stützt sich der folgende 
Abschnitt auf die Erhebung „Innovationen in der Produk- 
tion“ 2003 des Fraunhofer ISI bei 1 450 Betrieben des 
deutschen Verarbeitenden Gewerbes (Tabelle A2 u. A3 
im Anhang), ln dieser schriftlichen Umfrage waren die 
teilnehmenden Betriebe gefragt worden, ob bei ihnen 
Gmppenarbeit eingeführt worden ist und zu welchem 
Zeitpunkt dies geschehen sei. Diese Frage wurde zu- 
nächst bewusst ohne definitorische Vorgabe gestellt, die 
eine bestimmte Form der Gruppenarbeit beschreibt. Wie 
die Auswertungen der mit dieser Frage gewonnenen An- 
gaben zeigen, verfügen nahezu zwei Drittel (63 Prozent) 
der deutschen Firmen über Gruppenarbeit in irgendeiner 
Form. Dieser Wert scheint zu signalisieren, dass Grup- 
penarbeit als arbeitsorganisatorisches Gestaltungsprinzip 
breit aufgegriffen worden ist. Die Vorhersage, dass Grup- 
penarbeit kein Strohfeuer sei, sondern auf dem Weg, eine 
vorherrschende industrielle Arbeitsorganisationsform zu 
werden (Horndasch 1998), scheint dadurch bestätigt zu 
werden. 

Vertiefte Auswertungen zeigen, dass dieser Bestand an 
Firmen mit Gruppenarbeit in den letzten 15 Jahren ent- 
standen ist (Tabelle 15). Ende der 1980er Jahre hatte aus 
dem Kreis der heutigen Anwender des Gruppenarbeits- 
prinzips lediglich ein sehr kleiner Teil bereits Gruppen- 
arbeit implementiert. Die Verbreitung der Gmppenarbeit 
lag damals etwa bei 10 Prozent. Dieser Wert hatte sich 
fünf Jahre später mehr als verdoppelt. Im Jahre 1993 be- 
lief sich die Quote der Betriebe mit Gruppenarbeit auf ca. 
ein Viertel. Im darauf folgenden 5-Jahreszeitraum (1994 
bis 1998) waren die Anteile der Firmen, die Gmppenar- 
beit erstmals praktizierten, vergleichsweise am größten. 
Knapp 23 Prozent der heutigen Anwender der Gruppen- 


arbeit gaben an, in diesem Zeitraum dieser Form der Ar- 
beitsorganisation übergewechselt zu sein. Damit war 
knapp die Hälfte der Betriebe nunmehr auf Gmppenarbeit 
übergegangen. 

In der Zeitspanne zwischen 1999 und dem Erhebungszeit- 
punkt 2003 schwächte sich die weitere Verbreitung von 
Gruppenarbeit wieder leicht ab. Knapp 16 Prozent der 
Neuanwender der Gruppenarbeit ließen den Gesamtbe- 
stand von Firmen mit dieser Form der Arbeitsorganisa- 
tion auf die eingangs dargestellten 63 Prozent anwachsen. 
In Tabelle 15 sind die entsprechenden Werte im Einzel- 
nen dargestellt. 

Trotz der etwa zwei Drittel der deutschen Unternehmen, 
die Gmppenarbeit eingeführt haben, zählt Deutschland 
im internationalen Vergleich mit zu den Ländern, die 
Gruppenarbeit am geringsten nutzen (Abbildung 29). Wie 
die parallel zur deutschen Erhebung „Innovationen in der 
Produktion 2003“ mit demselben Instrument in acht wei- 
teren europäischen Ländern durchgeführten Erhebungen 
zeigten, rangieren alle anderen Länder mit ihren Nutzer- 
quoten von Gruppenarbeit vor Deutschland. So wird die 
Gruppenarbeit beispielsweise in Italien von über 70 Pro- 
zent der Firmen, in Österreich und der Schweiz von etwa 
drei Viertel der Betriebe oder in Großbritannien von mehr 
als 85 Prozent der Betriebe praktiziert (Armbruster et al. 
2005b). Diese Unterschiede bleiben auch bestehen, wenn 
die Stichproben hinsichtlich Größen- und Branchenstmk- 
tur auf eine einheitliche Struktur der EU-25-Staaten ge- 
wichtet werden, um auf strukturspezifische Verzerrungen 
zu kontrollieren. 

Dieses Ergebnis bestätigt die Befunde einer in den 1990er 
Jahren durchgeführten Untersuchung (Benders et al. 
1999), in der - bedingt durch den früheren Erhebungs- 
zeitpunkt und ein anderes Erhebungskonzept - auf insge- 
samt niedrigerem Niveau der Gruppenarbeitsnutzung 


Tabelle 15 


Stand und Entwicklung der Gruppenarbeit in deutschen Betrieben 


Einführung von Gruppenarbeit 
durch ... % der deutschen Betriebe 

Anteil Betriebe mit Gruppenarbeit 
zum Ende des 5-Jahreszeitraums 
in % insgesamt (kumuliert) 

1968 und früher 

1,6 

1,6 

zwischen 1969 und 1973 

1,3 

2,8 

zwischen 1974 und 1978 

1,3 

4,1 

zwischen 1979 und 1983 

3,0 

7,0 

zwischen 1984 und 1988 

2,8 

9,9 

zwischen 1989 und 1993 

15,0 

24,9 

zwischen 1994 und 1998 

22,5 

47,4 

zwischen 1999 und 2003 

15,8 

63,2 


Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003‘ 
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Abbildung 29 


Verbreitung der Gruppenarbeit im internationalen Vergleich 
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Deutschland ebenfalls zu den Ländern zählte, die das 
Gmppenarbeitskonzept vergleichsweise am wenigsten 
umgesetzt hatten. 

Da Gruppenarbeit - wie einleitend skizziert - kein nor- 
mierter Begriff ist, sondern der betrieblichen Ausgestal- 
tung relativ breiten Raum lässt, können innerhalb der 
Nutzer des Gruppenarbeitsprinzips recht unterschiedliche 
Formen dieser Organisation der Arbeit verwirklicht sein. 
Dies erklärt, warum Untersuchungen, die mit unter- 
schiedlichen Erhebungskonzepten und Frageformulierun- 
gen arbeiten, zu ganz unterschiedlichen Ergebnissen be- 
züglich der Verbreitung von Gruppenarbeit kommen 
können (u. a. Wengel et al. 2002). 

Vor diesem Hintergrund waren in der Erhebung „Innova- 
tionen in der Produktion 2003“ die Firmen, die angege- 
ben hatten, Gruppenarbeit eingeführt zu haben, gebeten 
worden, ihre Form der Gruppenarbeit ergänzend zu erläu- 
tern. Dabei zeigte sich, dass die Quote der Betriebe mit 
Gruppenarbeit von 62 Prozent auf 50 Prozent sinkt, 
schränkt man Gruppenarbeit auf die Fälle ein, in denen 
Gruppengrößen zwischen drei und 15 Mitarbeitern ver- 
wirklich sind. Fordert man zusätzlich, dass dispositive 
und qualitätssichernde Aufgaben in das Zuständigkeits- 
spektrum der Gruppen integriert wurden, so lassen sich 
nur noch 45 Prozent der deutschen Firmen zum Kreis der 
Gruppenarbeitsnutzer zählen. Auf 21 Prozent sinkt der 
Anteil der Betriebe mit Gruppenarbeit schließlich, wenn 
man auch ein homogenes Qualifikationsniveau aller 


Gruppenmitglieder fordert und nur die Betriebe einbe- 
zieht, deren Gruppenarbeitskonzepte zusätzlich zu den 
vorgenannten Elementen auch diese Forderung erfüllen. 
Zwischen den Nutzerquoten von Gruppenarbeit in ihrer 
avanciertesten Form und Gruppenarbeit, die lediglich das 
Etikett dieser Arbeitsorganisation trägt, hegen demnach 
ca. 40 Prozent-Punkte Unterschied. Oder, anders ausge- 
drückt, nutzt nur etwa ein Drittel der Betriebe, die Grup- 
penarbeit „dem Label nach“ eingeführt haben, auch wirk- 
lich avancierte Gestaltungsformen dieses Arbeitsprinzips. 

ln der Abbildung 30 sind die Verbreitungszahlen in den 
zuvor beschriebenen unterschiedlichen Definitionen der 
Gruppenarbeit grafisch aufgetragen. Zusätzlich findet 
sich in dieser Darstellung vermerkt, welcher Anteil der 
Betriebe mit Gruppenarbeit in der jeweiligen Definition 
angegeben hatte, die entsprechende Form der Gruppenar- 
beit bereits flächendeckend eingeführt zu haben. Es wird 
deutlich, dass auch hier nochmals bedeutsame Unter- 
schiede festzuhalten sind. Je nach defmitorischem Zu- 
schnitt gaben lediglich zwischen 3 und 10 Prozent der 
Firmen an, ihre jeweilige Form der Gruppenarbeit bereits 
umfassend verwirklicht zu haben. Zugespitzt bedeutet 
dies, dass lediglich 3 Prozent der deutschen Betriebe von 
sich behaupten können, über die Form der teilautonomen 
oder selbststeuernden Gruppenarbeit mit homogenem 
Qualifikationsprofil flächendeckend zu verfügen. 

Die hier vorgestellten Ergebnisse korrespondieren mit der 
bereits früher herausgearbeiteten Erkenntnis, dass Dezen- 
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tralisierung in der deutschen Industrie eher strategischen 
als operativen Charakter hat (Latniak et al. 2002). Formen 
der operativen Dezentralisierung wie teilautonome Grup- 
penarbeit oder Aufgabenintegration sind demnach weit 
weniger verbreitet als strategische Dezentralisierungs- 
maßnahmen wie abgeflachte Hierarchien oder aufgeglie- 
derte Zentralabteilungen (Kap. IV. 1). 

Geht man der Frage nach, für welche Industriebranchen 
die Gruppenarbeit als neue Form der Arbeitsorganisation 
Relevanz besitzt, so zeigen sich keine Branchenschwer- 
punkte. Frühere Untersuchungen werden damit bestätigt 
(Nordhause-Janz/Pekruhl 2000). Aus der Abbildung 31 
geht hervor, dass Gruppenarbeit ohne definitorische Ein- 
schränkung in allen erfassten Sektoren von 60 bis 70 Pro- 
zent der Firmen implementiert wurde. Betrachtet man 
Gruppenarbeit in ihrer weitreichenden Form, also mit 
Gruppengrößen von drei bis 15 Mitarbeitern, mit erwei- 
terter Gruppenverantwortung und mit homogenen Quali- 


fikationsprofden aller Gruppenmitglieder, so zeigen sich 
auch hier keine Unterschiede zwischen den Sektoren. 
Gruppenarbeit ist damit ein arbeitsorganisatorisches Kon- 
zept, das in allen Industriesektoren für die Beschäftigten 
wirksam wird. 

Analysiert man, ob die Betriebsgröße für die Anwendung 
der Gruppenarbeit bedeutsam ist, so findet man Anzei- 
chen dafür, dass mit steigender Größe die Betriebe offen- 
sichtlich Gruppenarbeit stärker berücksichtigen. Aus der 
Abbildung 32 wird ersichtlich, dass dies jedoch nur für 
Gruppenarbeit ohne definitorische Vorgabe gilt. In der 
weitreichenden, engen Definition lässt sich keine Be- 
triebsgrößenabhängigkeit feststellen. Dies lässt den 
Schluss zu, dass in größeren Betrieben das Bestreben 
wächst, sich als Nutzer der Gruppenarbeit darstellen zu 
können, auch wenn in vielen Fällen dadurch nur neue La- 
bels für alte Formen der Arbeitsorganisation gesucht wer- 
den. 


Abbildung 30 


Verbreitung der Gruppenarbeit in unterschiedlichen Definitionen 
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Abbildung 31 


Relevanz der Gruppenarbeit in unterschiedlichen Branchen 
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Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


Abbildung 32 


Relevanz der Gruppenarbeit in unterschiedlichen Betriebsgrößen 
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Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 
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2.3 Wirkungen der Gruppenarbeit auf Umfang 
und Inhalte der Industriearbeit 

Gruppenarbeit wird - wie eingangs dargestellt - als eine 
neue Form der Arbeitsorganisation gesehen, die dazu bei- 
tragen soll, die im Taylorismus in immer kleinere Ar- 
beitspakete zerlegten Tätigkeiten zu ganzheitlicherem 
Arbeiten zusammenzufugen. Wenn die Gruppenarbeit 
diesem Anspruch gerecht werden will, müssten sich in 
den Tätigkeitsbildem der Industriearbeiter Unterschiede 
darstellen lassen, je nach dem, ob die sie beschäftigenden 
Betriebe Gruppenarbeit realisiert haben oder nicht. Um 
diese Frage zu überprüfen, wurde wiederum auf die in der 
Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“ gewon- 
nene Datenbasis zurückgegriffen. 

ln dem dieser Datenbasis zugrunde liegenden Erhebungs- 
bogen war unter anderem erfragt worden, 

- ob das Rüsten der Maschinen für die Übernahme 
neuer Werkstattaufträge von Meistern, Einrichtern und 
Vorarbeitern oder aber von den Werkern, die mit der 
Durchführung der unmittelbaren Produktionsaufgaben 
betraut sind, zu erledigen ist, 

- ob Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten an den Ma- 
schinen und Anlagen von Mitarbeitern einer speziellen 
Instandhaltungseinheit, von Meistern, Einrichtern und 
Vorarbeitern oder von den Werkern selbst ausgeführt 
werden und 

- ob die Sicherung und Kontrolle der Qualität der herzu- 
stellenden Werkstücke von Spezialisten aus einer für 
die Qualitätssicherung zuständigen organisatorischen 
Einheit, von Meistern, Einrichtern und Vorarbeitern 
oder wiederum von den Werkern selbst zu erledigen 
ist. 

Die zu diesen Fragen für die Tätigkeitsbilder der Werker 
gewonnenen Angaben wurden für die vorliegende Ana- 
lyse danach unterschieden, ob die antwortenden Betriebe 
Gruppenarbeitskonzepte verwirklich hatten oder ob sie 
über solche Konzepte nicht verfügten. Die Ergebnisse 
sind in der Abbildung 33 zusammengefasst. 

Aus dieser Darstellung wird deutlich, dass die Arbeitstei- 
lung bezüglich der Rüstaufgaben zwischen Meistern, Ein- 
richtern und Vorarbeitern auf der einen Seite und den 
Werkern auf der anderen Seite in Betrieben mit und ohne 
Gruppenarbeit nahezu in exakt der gleichen Weise anzu- 
treffen ist. ln beiden Betriebsgruppen sind die Werker in 
etwa zwei Drittel der Fälle Selbstrüster. Dieser Befund 
unterscheidet sich auch nicht danach, ob man Gruppen- 
arbeit ohne definitorische Vorgabe als Differenzierungs- 
merkmal anwendet oder ob man die enge Definition der 
eher teilautonomen Gruppenarbeit verwendet. Damit ist 
die Arbeitsteilung hinsichtlich der Rüstvorgänge durch 
die Einführung von Gruppenarbeit nicht aufgehoben. 
Auch in Gruppenarbeitsstrukturen existieren Spezialisie- 
rungen der Tätigkeitszuordnung, die zur Folge haben, 
dass Produktionsarbeit und Umrüsttätigkeiten in etwa ei- 
nem Drittel der Betriebe nicht zusammengeführt wurden. 

Instandhaltungstätigkeiten werden in 31 Prozent der Be- 
triebe ohne Gruppenarbeit (33 Prozent ohne Gruppen- 
arbeit in enger Definition) und in 35 Prozent der Betriebe 
mit Gruppenarbeit (36 Prozent bei Gruppenarbeit in en- 


ger Definition) mit dem Aufgabenspektrum der Werker 
verbunden. Diese Unterschiede sind aber statistisch nicht 
signifikant. Daher kann von einer Realisierung von Grup- 
penarbeitsstrukturen nicht auf eine Anreicherung von 
Produktionsarbeitern um Instandhaltungstätigkeiten ge- 
schlossen werden. Gruppenarbeit erweist sich damit auch 
im Bereich der Instandhaltungstätigkeiten nicht als Trei- 
ber einer Arbeitsanreicherung für die Werker. 

Die Kontrolle und Sicherung der Qualität der hergestell- 
ten Werkstücke wird in Betrieben mit Gruppenarbeit zu 
knapp 37 (weite Definition) bzw. knapp 41 Prozent (enge 
Definition) den Werkern zugeordnet. Der Vergleichswert 
in Betrieben ohne Gruppenarbeit liegt bei 30 Prozent in 
der weiten Definition von Gruppenarbeit und bei 
33 Prozent in der engen Gruppenarbeitsdefinition. Diese 
Unterschiede zwischen den Firmengruppen sind statis- 
tisch signifikant. Daher kann gefolgert werden, dass in 
Betrieben mit Gruppenarbeit unabhängig von der Grup- 
penarbeitsdefinition die Qualitätssicherung eher mit den 
unmittelbaren Produktionsaufgaben der Werker verbun- 
den wird als in Betrieben ohne diese Form der Arbeits- 
organisation. Gleichwohl ist zu konstatieren, dass der ver- 
gleichsweise kleine Unterschied der Zuordnung von 
Qualitätssicherungstätigkeiten zwischen Betrieben mit 
und ohne Gruppenarbeit in der Praxis keine große Rele- 
vanz besitzt. Es wäre daher verfehlt, davon auszugehen, 
dass sich die Produktionsarbeit mit einem Übergang zu 
Gruppenarbeitsstrukturen in breitem Maße so verändert, 
dass Kompetenzen im Bereich der Qualitätssicherung er- 
forderlich würden, um den Arbeitsanforderungen gerecht 
zu werden. Mit und ohne Gruppenarbeit ist die Qualitäts- 
sicherung ein Aufgabenfeld, das für ca. ein Drittel der 
Produktionsarbeiter Relevanz besitzt. 

Der dargestellte Befund, dass in Gruppenarbeitsstruktu- 
ren die Tätigkeitsumfänge von Produktionsarbeit in signi- 
fikant häufigerem Maße um Qualitätssicherungsaufgaben 
angereichert sind, könnte auch der Tatsache geschuldet 
sein, dass die Vergleichsbetriebe mit und ohne Gruppen- 
arbeit sich nicht nur in dieser Hinsicht unterscheiden. Die 
Rahmenbedingungen dieser beiden Betriebsgruppen 
könnten ebenfalls Unterschiede aufweisen, die wiederum 
auf die Gestaltung der Qualitätssicherungsaufgaben Ein- 
fluss haben könnten. Hierbei wären mehrere Effekte 
denkbar: 

Zum einen könnte die These formuliert werden, dass mit 
steigender Betriebsgröße die Möglichkeiten zur Defini- 
tion spezialisierter Tätigkeitszuschnitte in den Betrieben 
ansteigen. Wenn Qualitätssicherungsaufgaben bedingt 
durch die Größe eines produzierenden Betriebs einen 
Umfang annehmen, der es erlaubt, sie organisatorisch zu 
bündeln und spezialisierten Akteuren zuzuordnen, so 
könnte parallel die Häufigkeit der Betriebe abnehmen, die 
Produktionsarbeit und Qualitätssicherung als integrierte 
Tätigkeitsbilder gestalten. 

Zum anderen wäre plausibel, dass die Seriengröße der in 
einem Betrieb produzierten Werkstücke Einfluss auf die 
arbeitsorganisatorische Zuordnung der Qualitätssiche- 
rungsaufgaben hat. Mit steigender Seriengröße kann die 
Qualitätskontrolle auf Stichproben beschränkt werden. 
Daher nimmt der für die Qualitätssicherung zu treibende 
Aufwand ab. Gleichzeitig wächst mit steigender Serien- 
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Abbildung 33 

Tätigkeitsumfänge der Industriearbeiter in Betrieben mit und ohne Gruppenarbeit 

■ ohne Gruppenarbeit (weite Definition) ohne Gruppenarbeit (enge Definition) 
mit Gruppenarbeit (weite Definition) mit Gruppenarbeit (enge Definition) 
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Werkeraufgabe Werkeraufgabe Werkeraufgabe 


Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


große die eingriffsfreie Zeit für den Werker. Beide Fakto- 
ren zusammen könnten nahelegen, dass die Qualitäts- 
sicherung nicht gebündelt und arbeitsorganisatorisch auf 
Spezialisten konzentriert, sondern mit der Produktions- 
arbeit verbunden wird. 

Weiterhin könnte mit steigender Komplexität der in ei- 
nem Betrieb hergestellten Produkte die Qualitätssiche- 
rungsaufgabe ebenfalls komplexer werden und so den 
Einsatz von Spezialisten erfordern, die hierfür besonders 
ausgebildet sind und sich auf diese Aufgabe beschränken. 
Die Verbindung der Qualitätssicherung mit der Produk- 
tionsarbeit könnte in diesen Fällen der Herstellung kom- 
plexer Produkte Probleme aufwerfen. 

Neben diesen Faktoren wäre es auch denkbar, dass in be- 
stimmten Branchen traditionell unterschiedliche arbeits- 
organisatorische Kulturen existieren, die die Verbindung 
von Produktionsarbeit und Qualitätssicherungsaufgaben 
naheliegender erscheinen lassen als in anderen Branchen. 
Daher wurde die Branche hinsichtlich ihres Einflusses auf 
die Wahl der Arbeitsorganisation ebenfalls kontrolliert. 

Vor diesem Hintergrund wurden in einer multivariaten 
Regression bezogen auf die abhängige Variable „Quali- 
tätssicherung beim Werker“ unabhängige Variablen wie 
„Betriebsgröße“, „Seriengröße“, „Produktkomplexität“, 


„Branche“ und „Vorhandensein von Gruppenarbeit (enge 
Definition)“ modelliert. Das in Tabelle 16 dargestellte Er- 
gebnis der multivariaten Regression lässt den Schluss zu, 
dass der schwache Trend zu einer breiteren Verbindung 
von Produktionsarbeit und Qualitätssicherungsaufgaben 
bei Betrieben mit Gruppenarbeit tatsächlich existiert und 
nicht durch überlagernde Effekte hervorgerufen wird. Die 
Chance, dass die Qualitätssicherung den Werkern zuge- 
wiesen wurde, ist in Betrieben mit Gruppenarbeit in der 
beschriebenen engen Definition größer als in Betrieben 
ohne Gruppenarbeit. Für die Gruppenarbeit ohne defini- 
torische Vorgabe ließ sich ein solcher positiver Einfluss 
nicht nachweisen. 

Als Zwischenfazit legen die hier vorgestellten Analyse- 
ergebnisse nahe, dass die Implementierung neuer Formen 
der Arbeitsorganisation wie Gruppenarbeit bezüglich der 
Anreicherung der Tätigkeitsinhalte der direkt mit Produk- 
tionsaufgaben betrauten Mitarbeiter in Industriebetrieben 
nur eine sehr begrenzte Reichweite zu haben scheint. Die 
Arbeitsteilung hat dem Anschein nach auch in Gruppen- 
arbeitsumgebungen oftmals weiter Bestand. Lediglich in 
der Zusammenführung von Produktionsarbeit und der 
Übertragung von Verantwortung für die Qualität des Ar- 
beitsergebnisses scheint die Gruppenarbeit einen be- 
grenzten Impuls zu geben. 



Drucksache 16/7959 


- 82 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Tabelle 16 

Multivariate Regression zur Integration von Produktionsarbeit und Qualitätssicherung 

(Auszug 13 ) 


unabhängige Variable 

Exp (B) 

Signifikanz 

Vorhandensein von Gruppenarbeit (enge Definition) 

richtig klassifiziert 

0,507 

0,003*" 

67,7 % 


Lesehilfe: Signifikant (*) und damit gewiss nicht statistisch zufällig sind nur jene Zusammenhänge, bei denen in der Spalte „Signifikanz“ ein Wert 
<0,1 aufgeführt ist, was einer Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 10 Prozent gleichkommt. 

Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


2.4 Auswirkungen auf die Qualifikation 

Mit der Realisierung neuer Formen der Arbeitsorganisa- 
tion war neben der Hoffnung auf Verbreiterung der Tätig- 
keitsprofile der Industriearbeiter auch die Erwartung ver- 
bunden, dass eine Requalifizierung der Industriearbeit 
eintreten werde. Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, ob Gruppenarbeitsstrukturen mit einem anderen 
Qualifikationsprofil der Werker verbunden sind als die 
traditionellen Formen der Arbeitsorganisation. 

Um dieser Frage nachzugehen, wurde zunächst bivariat 
untersucht, ob Betriebe mit Gruppenarbeit im Hinblick 
auf ihren Anteil an- und ungelernter Arbeitskräfte sich 
anders darstellen als Betriebe mit Gruppenarbeitsstruktu- 
ren. Auch hierfür wurde auf die in der Erhebung „Innova- 
tionen in der Produktion 2003“ gewonnene Datenbasis 
zurückgegriffen. Für Betriebe mit und ohne Gruppen- 
arbeit wurde jeweils der durchschnittliche Anteil An- und 
Ungelernter an den Beschäftigten errechnet. 

In der Abbildung 34 sind die Ergebnisse dieser Analysen 
dargestellt. Es zeigt sich, dass im Vergleich der Betriebe 
mit Gruppenarbeit (ohne definitorische Vorgabe) und 
ohne Gruppenarbeit ein signifikanter Unterschied im An- 
teil an- und ungelernter Beschäftigter zu konstatieren ist. 
Während Betriebe mit Gruppenarbeit im Durchschnitt le- 
diglich 22 Prozent An- und Ungelernte beschäftigen, be- 
läuft sich der entsprechende Wert bei Betrieben ohne 
Gruppenarbeit auf knapp 28 Prozent. Dieser Unterschied 
ist statistisch auf dem 1 Prozent-Niveau signifikant. 
Gleichwohl scheint dieser Unterschied in seiner Reich- 
weite begrenzt. 


13 Gleichzeitig getestet wurden in der multivariaten Analyse die unab- 
hängigen Variablen Vorhandensein von Gruppenarbeit (enge Defini- 
tion), Produktionsverlagerung j/n, Umsatzanteil produktbegleitender 
Dienstleistungen, Betriebsgröße, Komplexität der hergestellten Pro- 
dukte, Seriengröße der Produktion sowie die Branchen Gummi- und 
Kunststoffwaren, Maschinenbau, Elektroindustrie, Medizin-, Mess-, 
Steuer-, Regelungstechnik, Optik sowie Automobil- und Sonstiger 
Fahrzeugbau (Tabelle A4 im Anhang). 


Es ist anzunehmen, dass der dargestellte Unterschied sich 
vergrößert, ordnete man der Gruppe der Betriebe mit 
Gruppenarbeit nicht alle Firmenzu, die angegeben haben, 
Gruppenarbeit implementiert zu haben, sondern be- 
schränkte diesen Kreis auf die Firmen mit Gruppenarbeit 
im engeren Sinne. Da bei Gruppenarbeit in der engen De- 
finition die Anforderungen an die Beschäftigten im Ver- 
gleich zur Gruppenarbeit ohne definitorische Vorgabe 
höher sein müssten, wäre zu erwarten, dass die Möglich- 
keiten zur Beschäftigung An- und Ungelernter in dieser 
Form der Arbeitsorganisation abnimmt. Wie die Abbil- 
dung 34 zeigt, findet diese Annahme in der Empirie keine 
Bestätigung. Es ergibt sich zwar wiederum ein signifikan- 
ter Unterschied in der Quote der An- und Ungelernten in 
der erwarteten Richtung, er ist jedoch keineswegs größer 
als bei der Verwendung des unspezifizierten Gruppen- 
arbeitsbegriffs. 

Der vergleichsweise schwache Effekt der Gruppenarbeit 
auf das Qualifikationsniveau in den Betrieben wird auch 
durch eine multivariate Analyse bestätigt. In dieser multi- 
variaten Analyse wurde der Anteil An- und Ungelernter 
als abhängige Variable definiert. Als unabhängige Va- 
riable wurden neben der Gruppenarbeit im eng abge- 
grenzten Sinne weitere Größen einbezogen, die auf die 
Qualifikation in den Betrieben bekanntermaßen Einfluss 
haben. Branche, hergestelltes Produkt und Betriebsgröße 
wurden auch hier wiederum berücksichtigt und mit weite- 
ren Variablen verbunden. In der Tabelle 17 sind die Er- 
gebnisse dieser multivariaten Analysen ausgewiesen. 

Es zeigt sich, dass der Einfluss der Gruppenarbeit in der 
engen Definition auf den Anteil An- und Ungelernter, der 
aus der bivariaten Analyse heraus vermutet werden 
konnte, sich in der multivariaten Analyse bestätigt. Grup- 
penarbeit hat eine signifikant negative Wirkung auf den 
Anteil an- und ungelernter Beschäftigter in den Betrie- 
ben. Die Wirkung dieser unabhängigen Variablen ist im 
Vergleich zu einigen anderen in diesem Modell einbezo- 
genen unabhängigen Größen jedoch schwach. 
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Abbildung 34 

Anteile An- und Ungelernter an den Beschäftigten in Betrieben mit und ohne Gruppenarbeit 



(weite Definition) (weite Definition) (enge Definition) (enge Definition) 

Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


Tabelle 17 


Multivariate Regression zum Anteil An- und Ungelernter 
(Wurzel aus Anteil An-/Ungelernter, Auszug 14 ) 


unabhängige Variable 

B 

Signifikanz 

Vorhandensein von Gruppenarbeit (enge Definition) 

Korr. R- 

-0,325 

0,097* 

0,301 


Lesehilfe: Signifikant (*) und damit gewiss nicht statistisch zufällig sind nur jene Zusammenhänge, bei denen in der Spalte „Signifikanz“ ein Wert 
<0,1 aufgeführt ist, was einer Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 10 Prozent gleichkommt. 

Quelle: Fraunhofer-ISI-Erhebung „Innovationen in der Produktion 2003“; eigene Berechnungen 


2.5 Fazit: Neue Formen der Arbeits- 
organisation und die Zukunft der 
Industriearbeit 

Die vorangegangenen Befunde machen deutlich, dass die 
in deutschen Betrieben bislang vorzufmdenden Formen 
der Gruppenarbeit als einem zentralen Baustein neuer 
Formen der Arbeitsorganisation überwiegend nicht 
gleichzusetzen sind mit einer Anreicherung der indus- 
triellen Produktionsarbeit. Die marktbedingt begonnenen 
Dezentralisierungs- und Integrationsstrategien zielen da- 
rauf ab, durch die Implementierung von Gruppen die 
Reaktionsfähigkeit der Betriebe zu erhöhen. In der Ver- 
gangenheit spezialisierte und in bestimmten Organisa- 


14 Gleichzeitig getestet wurden in der multivariaten Analyse die unab- 
hängigen Variablen Vorhandensein von Gruppenarbeit (enge Defini- 
tion), Produktionsverlagerung j/n, Umsatzanteil produktbegleitender 
Dienstleistungen, Betriebsgröße, Komplexität der hergestellten Pro- 
dukte, Seriengröße der Produktion sowie die Branchen Gummi- und 
Kunststoffwaren, Maschinenbau, Elektroindustrie, Medizin-, Mess-, 
Steuer-, Regelungstechnik, Optik sowie Automobil- und Sonstiger 
Fahrzeugbau (Tabelle A7 im Anhang). 


tionseinheiten wie der Arbeitsvorbereitung, der Instand- 
haltung oder der Qualitätssicherung gebündelte 
Zuständigkeiten werden in neugebildete Gruppen hinein- 
verlagert, ohne jedoch die überkommene Trennung zwi- 
schen direkten und indirekten Funktionen auf der Ebene 
des einzelnen Funktionsträgers aufzuheben. Es entstehen 
überwiegend sogenannte „organisations- und regulations- 
orientierte Gruppen“ (Bungard 1994), in denen zum Bei- 
spiel ein Mitarbeiter die Qualitätskontrolle für den Grup- 
penbereich übernimmt, ein anderer Reparaturarbeiten 
durchführt und die übrigen Mitarbeiter ihre Tätigkeit wie 
vor der Gruppeneinführung auszuüben haben. Die viel- 
fach diskutierte Frage „Homogenes Aufgabenprofil oder 
Spezialisierung in der Gruppenarbeit“ (u. a. Gerst 1998) 
scheint in der Betriebspraxis also überwiegend zugunsten 
der Spezialisierung entschieden zu werden. 

Damit bestätigt sich ein bereits Ende der 1990er Jahre 
vorgelegter Befund, wonach die Aufbruchstimmung und 
Offenheit gegenüber neuen Organisationsmethoden le- 
diglich zu einer Praxis geführt habe, der es an Breite, 
Tiefe und Integration mangle (Krieger/Fröhlich 1998). 



Drucksache 16/7959 


-84- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Für Europa insgesamt wurde bereits damals eine Lücke 
konstatiert zwischen der Rhetorik des Managements und 
der Managementberater einerseits und der tatsächlichen 
Praxis andererseits. 

Für die Kompetenzentwicklung der in der Produktions- 
arbeit tätigen Beschäftigten scheint die Verwirklichung 
von Formen der Gruppenarbeit, wie sie in deutschen Be- 
trieben mehrheitlich anzutreffen sind, auch fachlicherseits 
keine weitreichenden neuen Anforderungen zu stellen. 
Die vorhandenen Qualifikationen scheinen mehrheitlich 
auszureichen, um die neuen Strukturen zu realisieren. 
Dies könnte auch der Tatsache zuzurechnen sein, dass im 
Vergleich zu den bisherigen Formen der Arbeitsorganisa- 
tion die existenten Qualifikationsprofile eher einen Quali- 
fikationsüberhang bedeutet haben, der mit den neuen 
Strukturen besser als bisher ausgeschöpft wird. 

Da Qualifizierung für die Einführung von Gruppenarbeit 
jedoch nicht nur fachliche Arbeitsinhalte betrifft, sondern 
auch dispositive und problemlösende Fähigkeiten, die Fä- 
higkeit, sich in Gestaltungsprozesse einzubringen, sowie 
Fähigkeiten zur Kooperation mit anderen Berufsgruppen 
(u. a. Adenauer 1997; Eichener/Wegge 1993; Hurtz 
1994), ist das hier dargestellte Analyseergebnis nicht so 
zu interpretieren, dass Kompetenz- und Personalentwick- 
lung durch die Einführung von Gruppenarbeitsstrukturen 
in keiner Weise tangiert seien. 

Insgesamt bedeutet dies, dass sich bei einer fortschreiten- 
den Verbreitung von Formen der Gruppenarbeit kein Pa- 
radigmenwechsel für die Industriearbeit in der Art erge- 
ben wird, dass „handwerkliche Produktion“ (Piore/Sable 
1984) mit Facharbeit, professionellen Werten, Kunden- 
orientierung und kleineren Produktionsmaßstäben eine 
Renaissance erleben wird. Diese beim Übergang von der 
handwerklichen Produktion auf die industrielle Massen- 
produktion abgelöste Form der Arbeit, wird in neuen Pro- 
duktionskonzepten, neuen Formen der Arbeitsorganisa- 
tion und hier insbesondere der Gruppenarbeit nicht in 
modifizierter Form wieder aufleben. 

Das Anfang der 1980er Jahre prognostizierte Ende der 
Arbeitsteilung und die Wiederentdeckung des Wertes 
qualifizierter, zu autonomem Handeln fähiger Beschäftig- 
ter hat für die Industriearbeit weit weniger gravierende 
Folgen, als dies die Protagonisten neuer Produktionskon- 
zepte (u. a. Kern/Schumann 1984) glaubten, Vorhersagen 
zu können. Die sich bereits Ende der 1980er Jahre meh- 
renden Stimmen, die bei Versuchen, die neuen Produk- 
tionskonzepte auf den Prüfstand zu stellen, zu anderen 
Ergebnissen kamen (u. a. Malsch/Selz 1987), scheinen 
Recht zu behalten. 

Qualifizierter Produktionsarbeit mit einer Reintegration 
von Kopf- und Handarbeit wurde in den 1980er Jahren 
dann eine Perspektive eingeräumt, wenn wirtschaftlich 
begründete, neue Formen der Arbeitsorganisation die 
Spielräume schaffen würden, dass sich derartige Qualifi- 
kationen verwertbar einbringen lassen (Asendorf/Nuber 


1987). Die mittlerweile vorliegenden Ergebnisse legen 
den Schluss nahe, dass die neuen arbeitsorganisatorischen 
Konzepte solche Spielräume viel begrenzter generieren, 
als dies erwarten werden konnte. 

Für die Zukunft der Industriearbeit scheinen sich daher 
vor dem Hintergrund der heute verfügbaren Erkenntnisse 
zu den neuen Produktionskonzepten, den neuen Formen 
der Arbeitsorganisation und der Einführung der Gruppen- 
arbeit keine radikalen Trendbrüche abzuzeichnen. Diese 
Konzepte geben weder Anlass zu euphorischen Erwartun- 
gen noch zu dramatischen Befürchtungen. Eine konti- 
nuierliche Anpassung der Ausbildungsgänge in der beruf- 
lichen Erstausbildung, wie sie beispielsweise durch eine 
Neuordnung der Ausbildungsgänge zum Mechatroniker 
(Borch et al. 2001) im Jahre 1998 oder zum Industrie- 
mechaniker im Jahre 2004 (Bundesgesetzblatt 2004) 
stattgefunden haben, wie auch in der betrieblichen Wei- 
terbildung sind geeignet, die eher kleinschrittigen und in 
ihrer Reichweite begrenzten Veränderungen aufzuneh- 
men und umzusetzen. 

Momentan wird Gruppenarbeit zusammen mit anderen in 
der Vergangenheit durchgeführten Reorganisationsmaß- 
nahmen in vielen Unternehmen nicht mehr als isoliertes 
Projekt betrachtet, sondern im Zuge der Verwirklichung 
sogenannter „Ganzheitlicher Produktionssysteme“ (u. a. 
IfaA 2002), als ein Element dieser Systeme behandelt. 
Daher sind die Entwicklungsrichtung der Gruppenarbeit 
und damit die Frage der Beibehaltung oder der Arbeitsan- 
reicherung der Produktionsarbeit durch Gruppenarbeit in 
der Tendenz für die Zukunft nicht unmittelbar abzusehen 
(Lay 2006). Die in vielen ganzheitlichen Produktionssys- 
temen im Vordergrund stehende Standardisierung von 
einzelnen Bausteinen wie der Gruppenarbeit im Sinne ei- 
ner „best practice“ würde darauf hinauslaufen, dass ein 
Nebeneinander von Gruppen, in denen spezialisierte Tä- 
tigkeitszuschnitte und homogene, breitqualifizierte Auf- 
gabenprofile anzutreffen sind, in einem Betrieb wohl eher 
die Ausnahme darstellt. Da in der Diskussion um ganz- 
heitliche Produktionssysteme jedoch nicht nur die unter- 
nehmensweite Standardisierung von Konzepten, sondern 
auch die konsistente und anwendungsfeldspezifische Ver- 
knüpfung von einzelnen Bausteinen gefordert wird (Lay / 
Neuhaus 2005), könnten auch differenzierende Gruppen- 
arbeitskonzepte (Lacher 2000) unter dem Dach eines 
„ganzheitlichen Produktionssystems“ Platz finden. 

V. Neue Technologien und Industriearbeit 

ln diesem Kapitel werden ausgewählte Technologien als 
„Treiber“ der Veränderung der Industriearbeit vertieft be- 
leuchtet. Hierzu werden drei Schlüsseltechnologien, die 
in verschiedenen Zukunftsstudien als besonders relevant 
für die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
eingeschätzt wurden (Cuhls et al. 1998; Fraunhofer ISI 
2005; Schirrmeister et al. 2003), auf ihre potenziellen ar- 
beitsrelevanten Wirkungen hin diskutiert: 
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- die Biotechnologie (Kap. V.l), 

- die Nanotechnologie (Kap. V.2) sowie 

- das Konzept der Ambient Intelligence (Ami) 
(Kap. V.3). 

Zudem setzen andere Technologiekonzepte, denen eben- 
falls großes Potenzial zur Steigerung der industriellen 
Wettbewerbsfähigkeit zugetraut wird, teilweise auf den 
hier ausgewählten Technologien auf - so zum Beispiel 
die „Digitale Fabrik“ oder die „Adaptive Produktion“ 
teilweise auf Ami-Technologie, intelligente Materialien 
teilweise auf Nanotechnologie, die „biobased economy“ 
in weiten Teilen auf der Biotechnologie. Die industrielle 
Nutzung aller drei ausgewählten Technologien befindet 
sich - gemessen an den erwarteten Potenzialen - noch in 
einem frühen Stadium, ist aber dennoch unterschiedlich 
weit fortgeschritten: Die Biotechnologie steht am An- 
fang einer breiteren Diffusion über Pilotanwendungen 
und -branchen hinaus; in der Nanotechnologie zeichnen 
sich die ersten industriellen Anwendungen und Produkte 
ab, und bei der Ami dominieren noch konzeptionelle 
Überlegungen zu ihrem möglichen künftigen Einsatz in 
der Industrie. 

1. Biotechnologie und Industriearbeit 

1.1 Was ist Biotechnologie? 

Biotechnologie wird häufig als eine „Schlüsseltechnolo- 
gie des 21. Jahrhunderts“ bezeichnet. Von den zahlrei- 
chen Definitionen sei die von der Organisation für Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
erarbeitete - und international breitverwendete - Defini- 
tion genannt: „Biotechnologie ist die Anwendung von 
Wissenschaft und Technik auf lebende Organismen oder 
deren Teile, Produkte oder Modelle, um lebende oder 
nichtlebende Materie zur Erweiterung des Wissensstan- 
des, zur Herstellung von Gütern und zur Bereitstellung 
von Dienstleistungen zu verändern“ (OECD 2005c). 

Dabei stellt die Gentechnik nur eine Teilmenge der Bio- 
technologie dar, die sich mit der Charakterisierung, Iso- 
lierung, Neukombination und Vervielfältigung des Erb- 
materials, der DNA, befasst. 


Die Biotechnologie ist ein interdisziplinäres, wissen- 
schafts- und technikbasiertes Arbeitsfeld. Die Wissen- 
schaftsdisziplinen und Technologien, die in der Biotech- 
nologie genutzt werden, sind vielfältig. Sie umfassen 
Biologie, Chemie, Physik, Nanowissenschaften und Tech- 
nologien, Medizin, Material- und Werkstoffwissenschaf- 
ten sowie Informations- und Kommunikationswissen- 
schaften und -technologien. Die Biotechnologie befasst 
sich mit lebenden Organismen wie dem Menschen, Pflan- 
zen, Tieren, Mikroorganismen, Pilzen, Zellkulturen sowie 
Viren, aber auch mit ihren „Teilen“ und Produkten. Zu 
letzteren zählen beispielsweise menschliche, tierische 
oder pflanzliche Gewebe, das Erbgut der Organismen, 
Enzyme, Antikörper oder auch Stoffwechselprodukte wie 
Milchsäure, Biopolymere oder Biogas. 

Der Einsatz der Biotechnologie zur Erweiterung des Wis- 
sensstandes beinhaltet z. B. die Aufklärung von Krank- 
heitsursachen und -mechanismen durch biotechnische 
Methoden, und dieses Wissen kann für die Entwicklung 
von Medikamenten oder Präventionsmaßnahmen einge- 
setzt werden. Güter, die mithilfe der Biotechnologie 
hergestellt werden, sind u. a. Biopharmazeutika (Human- 
insulin, Wachstumsfaktoren, Interferone), die mittels gen- 
technisch veränderter Organismen produziert werden, 
aber auch Bioethanol, das als Treibstoff genutzt werden 
kann, oder auch Joghurt oder Biogas. Dienstleistungen, 
die mithilfe der Biotechnologie erbracht werden, sind bei- 
spielsweise biotechnische Verfahren zur Krankheits- 
diagnostik (AIDS, Hepatitis C), zur Qualitätskontrolle 
oder analytische Verfahren. 

Tätigkeiten, die der Biotechnologie zugerechnet werden, 
sind exemplarisch und ohne Anspruch auf Vollständigkeit 
in Tabelle 18 aufgeführt. 

1.2 Anwendungsfelder der Biotechnologie 

In Bezug auf industrielle Anwendungen sind die Haupt- 
anwendungsfelder der Biotechnologie die Gesundheit 
von Mensch und Tier, Landwirtschaft und Lebensmittel, 
industrielle Produktionsprozesse, Umweltschutz und Bio- 
energieproduktion. Zudem sind Dienstleistungen und 
Plattformtechnologien (z. B. Bioinformatik) von Bedeu- 
tung (OECD 2006b, S. 26; Reiss et al. 2006). Im Folgen- 
den werden diese Anwendungsfelder kurz skizziert. 
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Tabelle 18 

Methoden und Tätigkeiten in der Biotechnologie 

DNA, RNA 

Genomik; Pharmakogenomik; Gensonden; Gentechnik; Sequenzierung, Synthese 
und Vervielfältigung von DNA bzw. RNA; Ermittlung von Genexpressions- 
profilen 

Proteine und andere 
Moleküle 

Sequenzierung, Synthese und gezielte Veränderung von Proteinen und Peptiden; 
Proteomik; Proteinisolierung und -reinigung; Identifizierung von Zellrezeptoren; 
Untersuchung von intrazellulären Signalen; verbesserte Methoden für das Drug 
delivery von hochmolekularen Wirkstoffen 

Zell- und Gewebekultur, 
Tissue Engineering 

Zell- und Gewebekultur; Tissue Engineering (einschließlich Gerüstsubstanzen und 
biomedizinischer Anwendungen); Zellfusion; Impfstoffe, Immunstimulantien; 

Umgang mit Embryonen 

Biotechnische Prozesse 

Fermentationen in Bioreaktoren; Bioverfahrenstechnik; Biotechnische Laugungs- 
prozesse (Bioleaching); Holzaufschlussverfahren (Biopulping); Bleichverfahren 
(Biobleaching); Desulfurizierungsverfahren; Behandlung kontaminierter 
Umweltmedien (Wasser, Boden, Luft), auch mit Pflanzen (Phytoremediation); 

Biofilter 

Gen-/RNA- Vektoren 

Gentherapie, virale Vektoren 

Bioinformatik 

Aufbau von Genom- oder Proteinsequenz-Datenbanken; Modellierung komplexer 
biologischer Prozesse, einschl. Systembiologie 

N anobiotechnologie 

Anwendung der Methoden und Prozesse der Nano- bzw. Mikro fabrikation, um Geräte 
herzustellen, mit denen biologische Systeme untersucht werden können und/oder 
Anwendungen im Drug delivery, der Diagnostik o. Ä. möglich sind 


Quelle: nach OECD 2005c, S. 9 


1.2.1 Medizinische und pharmazeutische 
Anwendungen für die Gesundheit 
von Mensch und Tier 

Medizinische und pharmazeutische Anwendungen der 
Biotechnologie für die Gesundheit von Mensch und Tier 
werden häufig unter dem Schlagwort „Rote Biotechnolo- 
gie“ zusammengefasst. Sie stellen den in Bezug auf die 
kommerzielle Umsetzung derzeit am weitesten entwi- 
ckelten und ökonomisch bedeutsamsten Anwendungsbe- 
reich der Biotechnologie dar. 

ln den letzten Jahrzehnten hat sich die Biotechnologie zu 
einem integralen Bestandteil der medizinischen For- 
schung („Molekulare Medizin“) und der pharmazeuti- 
schen Forschung und Entwicklung entwickelt (OECD 
2006a). Sie stellt Wissen und Werkzeuge bereit zur Auf- 
klärung von Krankheitsursachen und Krankheitsmecha- 
nismen bei Mensch und Tier, zur Identifizierung und 
Validierung von Zielstrukturen für pharmazeutische 
Wirkstoffe („targets“), zur Aufklärung der Wirkungs- 
weise von Medikamenten und zur Diagnose von Krank- 
heiten auf der Basis molekularer Diagnostik. Hierzu tra- 
gen wesentlich die Kenntnis der Sequenzen des Erbguts 
des Menschen, wichtiger Nutztiere sowie wichtiger 
Krankheitserreger, die verschiedenen Ansätze zur Funk- 
tionsaufklärung der Gene (Genomik, Proteomik etc.) so- 
wie die Systembiologie bei. 


Die Produktion menschlicher Proteine und anderer phar- 
mazeutisch wirksamer Naturstoffe mithilfe gentechnisch 
veränderter Organismen ermöglicht die industrielle Pro- 
duktion neuartiger Wirkstoffklassen (z. B. Insulin, Inter- 
ferone, Antikörper, Hormone, Antibiotika), die sonst 
nicht bzw. nicht in der erforderlichen Menge und Qualität 
produzierbar wären. Die biotechnische Herstellung von 
Biopharmazeutika weist große Überschneidungen zum 
Einsatz der Biotechnologie in industriellen Produktions- 
prozessen (Kap. V.1.3) auf. 

Schließlich eröffnet die Biotechnologie auch neuartige 
Therapieprinzipien, wie zum Beispiel die Gentherapie, 
Zelltherapien, das Tissue Engineering oder die Regenera- 
tive Medizin, sowie neuartige Möglichkeiten des Drug 
delivery. 

1.2.2 Anwendungen im Agro-Food-Sektor 

Anwendungen der Biotechnologie in der Land- und 
Forstwirtschaft, im Gartenbau, in der Tierproduktion ein- 
schließlich der Fischwirtschaft sowie in der Lebensmittel- 
und Getränkeherstellung werden häufig unter dem Be- 
griff „Grüne Biotechnologie“ zusammengefasst (Herdt 
2006; Menrad et al. 2003b; Reichardt 2006). Der Einsatz 
biotechnischer Verfahren in der Lebensmittel- und Ge- 
tränkeherstellung weist große Überschneidungen zum 
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Einsatz der Biotechnologie in industriellen Produktions- 
prozessen auf (Kap. V.1.3). 

ln diesen Anwendungsbereichen kommen zum einen bio- 
technische Verfahren der molekularen Diagnostik zum Ein- 
satz (z. B. „genetischer Fingerabdruck" 1 ), die der Diagnos- 
tik von Krankheitserregern bei Nutztieren und -pflanzen 
dienen und auch bei Abstammungsuntersuchungen (z. B. 
zur Ermittlung von Stammbäumen in der Tierzucht), zur 
eindeutigen Identifizierung von Nutztieren und -pflanzen, 
zur Überprüfung der Zusammensetzung von Lebens- und 
Futtermitteln, zur Nachverfolgung bzw. Rückverfolgung 
von Inhaltsstoffen oder gentechnisch veränderten Orga- 
nismen über verschiedene Stufen der Wertschöpfungs- 
kette und auch zur Gewährleistung der Sicherheit und 
Qualität von Lebens- und Futtermitteln eingesetzt wer- 
den. 

Verfahren der molekularen Diagnostik sind auch integra- 
ler Bestandteil von Züchtungsprogrammen für Nutzpflan- 
zen und -tiere, wo sie mittlerweile für die markergestützte 
Selektion und Züchtung unverzichtbar sind. 

Die jeweiligen Züchtungsziele werden auch durch gen- 
technische Veränderung der Nutztiere und -pflanzen an- 
gestrebt. Dabei stehen folgende Ziele sowohl für marker- 
gestützte Züchtung als auch für gentechnisch veränderte 
Organismen im Vordergrund: 

- Steigerung von Ertrag und Leistung; 

- Erhöhung der Widerstandsfähigkeit, Einbringen von 
Resistenzen gegen Krankheitserreger, gegen abioti- 
schen Stress (bei Pflanzen z. B. gegen Trockenheit, 
Bodenversalzung, hohe Temperaturen); 

- Verbesserung der Qualität des pflanzlichen oder tieri- 
schen Produkts (insbesondere ernährungsphysiologi- 
scher Wert, erhöhter Gehalt an wertgebenden Inhalts- 
stoffen, aber auch bessere Verarbeitbarkeit) (TAB 
2005); 

- Beeinflussung der Fortpflanzungsfähigkeit und Fort- 
pflanzung (z. B. männliche Sterilität für die Hybrid- 
ziichtung; männlich-sterile Insekten zur Kontrolle der 
Vermehrung von Schadinsekten, Erhöhung der Fort- 
pflanzungsrate bei züchterisch besonders wertvollen 
Nutztieren; Selektion des gewünschten Geschlechts 
bei Nutztieren); 

- Produktion von Biopharmazeutika in gentechnisch 
veränderten Nutztieren und -pflanzen (Molecular Far- 
ming) (TAB 2005). 

Bei Nutztieren ist auch das Klonen als derzeit in der For- 
schung zum Einsatz kommende Technik zu nennen (TAB 
2000a). Schließlich werden biotechnische Produktions- 
verfahren und Produkte als Produktionsfaktoren in der 
Tier- und Pflanzenproduktion eingesetzt. Flierzu zählen bei- 
spielsweise bio- bzw. gentechnisch hergestellte Veterinär- 
pharmazeutika, Impfstoffe, Leistungsförderer (z. B. Probio- 
tika) und Hormone zur Beeinflussung der Fruchtbarkeit in 


der Tierproduktion, Pestizide in der Pflanzenproduktion so- 
wie Enzyme, Probiotika, Vitamine, Aminosäuren und Farb- 
stoffe als Futtermittelzusätze. Die Silageherstellung so- 
wie die Behandlung fester und flüssiger Abfälle mit dem 
Ziel der Kompostierung oder Biogasgewinnung sind 
ebenfalls biotechnische Verfahren. 

1.2.3 Industrielle Anwendungen der 
Biotechnologie 

Industrielle Anwendungen der Biotechnologie spielen vor 
allem in der Chemischen und der Lebensmittel- und Ge- 
tränkeindustrie eine Rolle sowie bei der Textilveredelung, 
der Lederherstellung und der Zellstoff- und Papierpro- 
duktion (Dechema 2004; Hüsing et al. 1998 u. 2003; 
OECD 1998 u. 2001). Sie werden häufig unter dem Stich- 
wort „Weiße Biotechnologie“ zusammengefasst. Dabei 
werden vor allem die Fähigkeiten von Mikroorganismen 
(Starterkulturen) und Enzymen zur Stoffumwandlung in 
fermentativen oder enzymatischen Verfahren genutzt, um 
eine Vielzahl unterschiedlicher industrieller Produkte her- 
zustellen. 

Die biotechnischen Verfahren können konventionelle me- 
chanische, chemische und physikalische Verfahrens- 
schlitte ersetzen oder ergänzen. Dies bietet das Potenzial, 
Produkte herzustellen, die 

- einzigartig sind und auf anderem Wege nicht bzw. 
nicht wirtschaftlich herstellbar wären (z. B. Joghurt, 
Käse, chirale 15 organische Chemikalien) 

- Biomasse anstelle von fossilen Rohstoffen als Aus- 
gangsmaterial nutzen (z. B. Biopolymere, Bioenergie- 
träger), 

- mit konventionell hergestellten Produkten identisch 
sind, ihr Herstellungsprozess durch biotechnische Ver- 
fahrensschritte aber wirtschaftlicher und/oder ressour- 
censchonender verläuft (z. B. Bleichmittelentfernung 
in Textilveredelungsprozessen mittels Enzymen statt 
durch Wasserspülung) oder in relevanten Qualitätspa- 
rametem den konventionell hergestellten Produkten 
überlegen sind (z. B. Reinheit), 

- konventionell hergestellte Produkte funktionell erset- 
zen (z. B. Biopolymere statt Kunststoffe auf fossiler 
Rohstoffbasis, Bioenergieträger statt fossiler Energie- 
träger) und dabei gegebenenfalls auch Qualitätsvor- 
teile aufweisen. 


15 In der Chemie bezeichnet man Moleküle als chiral, deren Atome 
räumlich so angeordnet sind, dass sich Bild und Spiegelbild (die so- 
genannten Enantiomere) nicht zur Deckung bringen lassen (ähnlich 
wie sich die rechte zur linken Hand verhält). Enantiomere zeichnen 
sich durch unterschiedliche physikalische und biologische Eigen- 
schaften aus. Die chemische Synthese enantiomerenreiner Stoffe ist 
schwierig. Deshalb ergeben sich hier besondere Einsatzmöglichkei- 
ten für die Biokatalyse, da viele Biokatalysatoren enantioselektiv 
wirken und sich mit ihnen bevorzugt ein Enantiomer herstellen bzw. 
umsetzen lässt. 
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Abbildung 35 


Wertschöpfungskette in der industriellen Biotechnologie 



Quelle: Enzing/Kem 2004, verändert und ergänzt 


1.2.4 Umweltbiotechnologie 

Zusätzlich zu den Beiträgen, die biotechnische Verfahren 
im Rahmen industrieller Produktionsprozesse zu einem 
produktionsintegrierten Umweltschutz leisten können 
(Kap. V. 1.3), spielen biotechnische Verfahren auch im 
nachsorgenden Umweltschutz eine bedeutende Rolle 
(auch „Graue Biotechnologie“ genannt), ln der Breite 
etabliert sind biotechnische Verfahren der Wasser- und 
Abwasserbehandlung und der Behandlung von festen Ab- 
fällen und Reststoffen, zum Beispiel durch Kompostie- 
rung oder mit dem Ziel der Biogasgewinnung. Darüber 
hinaus kommen Biofilter und Biowäscher in der Abluft- 
behandlung zur Entfernung von Geruchsstoffen und toxi- 
schen Substanzen zum Einsatz. Kontaminierte Böden und 
Standorte können mithilfe biotechnischer Verfahren be- 
handelt und saniert werden. Biotechnische Verfahren 
spielen auch in der Umweltanalytik und -Überwachung 
eine Rolle. 

1.3 Betroffene industrielle Sektoren und 
Biotechnologie„branche“ 

Die Übersicht der Anwendungen der Biotechnologie 
(Kap. V.1.2) zeigt, dass die Biotechnologie für folgende 
industrielle Sektoren von Relevanz ist: 


- Pharmazeutische Industrie, 

- Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Gartenbau und Fisch- 
wirtschaft, 

- Lebensmittel- und Getränkeherstellung, 

- Chemische Industrie, 

- Textilindustrie, insbesondere Textilveredelung, 

- Zellstoff- und Papierherstellung, 

- Lederherstellung, 

- Energieversorgung, 

- Anlagenbau, Ausrüster für die Biotechnologie. 

Im Dienstleistungssektor spielt Biotechnologie vor allem 
in folgenden Bereichen eine Rolle: 

- Forschung, 

- Entsorgung und Umweltschutz, 

- Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen, 

- Kontrolle und Überwachung (z. B. Arbeitsschutz, Ge- 
sundheit und Lebensmittel, Umwelt). 

Darüber hinaus sind für industrielle Aktivitäten in der Bio- 
technologie unterstützende Dienstleistungen essenziell, 
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so zum Beispiel Kapitalgeber, Versicherungen, juristische 
Dienstleistungen und der Betrieb von biotechnologiespe- 
zifischen Infrastruktureinrichtungen (wie Biobanken, Or- 
ganismen- bzw. Stammsammlungen, Datenbanken). So- 
mit lässt sich die Biotechnologie“branche“ als eine stark 
diversifizierte Industrie mit einer großen Vielfalt an Tech- 
nologien, Produkten und Dienstleistungen in den unter- 
schiedlichsten wirtschaftlichen Bereichen kennzeichnen. 

Zwar gibt es zahlreiche Erhebungen, die zum Ziel haben, 
die wirtschaftliche Tätigkeit in der Biotechnologie natio- 
nal, international und im zeitlichen Verlauf zu charakteri- 
sieren. Exemplarisch seien genannt biotechnologie.de 
2006 u. 2007; Critical I 2005 u. 2006; Grupp et al. 1992; 
Hetmeier et al. 1995; OECD 2006b; Schüler 2006; 
Schüler et al. 2004 u. 2005; Statistisches Bundesamt 
2002b, 2003 u. 2005. Wegen des ausgesprochenen Quer- 
schnittscharakters der Biotechnologie und der Verwen- 
dung unterschiedlicher Definitionen und Abgrenzungen 
in diesen Untersuchungen sind die einzelnen Quellen 
jedoch kaum vergleichbar. Selbst aus ihrer Zusammen- 
schau lassen sich kaum Aussagen über zeitliche Entwick- 
lungen machen. Wegen der jüngst erfolgten Verein- 
heitlichung der Definition der Biotechnologie auf 
internationaler Ebene ist für die nähere Zukunft jedoch zu 
erwarten, dass nach einheitlicher Methodik erhobene, in- 
ternational vergleichbare Daten zur Verfügung stehen 
werden, die auch Aussagen über zeitliche Entwicklungs- 
verläufe zulassen werden (OECD 2005c u. 2006b). Im 
Folgenden werden Ergebnisse der aktuellsten Vollerhe- 
bung zur Biotechnologie„branche“ in Deutschland vorge- 
stellt, die methodisch kompatibel mit der OECD-Statistik 
ist, mittelfristig internationale Vergleiche ermöglichen 
wird und im Zeitraum Januar bis März 2007 durchgeführt 
wurde (biotechnologie.de 2007). 

Ein für die wirtschaftliche Tätigkeit in der Biotechnologie 
häufig verwendeter Indikator ist die Zahl der Unterneh- 
men. Dabei werden in der Regel und insbesondere in der 
auf internationale Vergleichbarkeit angelegten Statistik 
der OECD zwei Unternehmenskategorien unterschieden: 

1. Dedizierte Biotechnologieunternehmen: Hierunter 
wird ein biotechnologisch aktives Unternehmen ver- 
standen, dessen wesentliche Untemehmensziele die 
Anwendung biotechnologischer Verfahren zur Her- 


stellung von Produkten oder der Bereitstellung von 
Dienstleistungen oder der Durchführung biotechnolo- 
gischer Forschung und Entwicklung sind. 

2. Innovativ biotechnologisch-aktive Unternehmen: 
Hierunter wird ein biotechnologisch aktives Unterneh- 
men verstanden, das biotechnologische Verfahren zum 
Zwecke der Eingliederung neuartiger oder wesentlich 
verbesserter (d. h. innovativer) Produkte oder Herstel- 
lungsprozesse anwendet. Dabei muss das wesentliche 
Unternehmensziel nicht ausschließlich in der Anwen- 
dung biotechnologischer Verfahren zur Herstellung 
von Produkten oder der Bereitstellung von Dienstleis- 
tungen oder der Durchführung biotechnologischer 
Forschung und Entwicklung bestehen (z. B. Pharma- 
und Chemieunternehmen, Saatguthersteller u. Ä.). 

2006 waren in Deutschland insgesamt 551 Unternehmen 
mit insgesamt rund 29 000 Beschäftigten in der Biotech- 
nologie tätig. Dabei handelte es sich um 495 dedizierte 
Biotechnologieunternehmen (ca. 14 150 Beschäftigte) 
und 56 innovativ biotechnologisch-aktive Unternehmen 
(ca. 14 800 Beschäftigte) (Tabelle 19). Es dominieren 
junge, kleine und mittlere Unternehmen: 43 Prozent der 
Unternehmen haben bis zu 9 Beschäftigte, weitere 
42 Prozent 10 bis 49 Beschäftigte. Nur 1,5 Prozent der 
Unternehmen beschäftigen mehr als 249 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Das durchschnittliche Alter der dedizier- 
ten Biotechnologieunternehmen betrug zum Ende des 
Jahres 2006 7,5 Jahre. Insgesamt generierten die 495 de- 
dizierten Biotechnologieunternehmen im Jahr 2006 ei- 
nen Umsatz von rund 1,8 Mrd. Euro bei einem For- 
schungs- und Entwicklungsbudget von rund 970 Mio. 
Euro (biotechnologie.de 2007). Dies weist zum einen auf 
das frühe kommerzielle Entwicklungsstadium der Bran- 
che, zum anderen aber auch auf ihre starke Wissen- 
schaftsbindung und hohe Forschungsintensität hin. 

Die ganz überwiegende Zahl der dedizierten Biotechnolo- 
gieunternehmen ist im Anwendungsbereich Gesundheit 
von Mensch und Tier aktiv, gefolgt von Technologiepro- 
videm, die vom Anwendungsbereich unabhängig einsetz- 
bare Methoden anbieten (s. a. Tabelle 18), von Unterneh- 
men mit Aktivitäten in der industriellen Biotechnologie 
und schließlich von Unternehmen im Bereich Landwirt- 
schaft (Kap. V. 1.2) (Tabelle 20). 


Tabelle 19 

Anzahl der Unternehmen und Beschäftigten in der Biotechnologie 
in Deutschland 2006 



Zahl der Unternehmen 

Beschäftigte 

dedizierte Biotechnologieunternehmen 

495 

14 150 

innovativ biotechnologisch-aktive Unternehmen 

56 

14 800 

gesamt 

551 

28 950 


Quelle: biotechnologie.de 2007 
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Tabelle 20 

Aufschlüsselung dedizierter Biotechnologieunternehmen in Deutschland 2006 
nach Anwendungsbereichen 

Anwendungsbereich 

Anteil der Unternehmen (%) 

menschliche Gesundheit/Medizin 

43,2 

Tiergesundheit 

1,6 

Anwendungsbereich-unspezifische Forschungsmethoden 

39,4 

industrielle Biotechnologie 

7,3 

Landwirtschaft 

5,7 

Sonstiges 

5 

n = 495; nur eine Angabe pro Unternehmen zum Schwerpunkt der Untemehmenstätigkeit 
Quelle: biotechnologie.de 2007 



1.4 Generelle Charakteristika der Bio- 
technologie mit Auswirkungen 
auf die Arbeit 

Die Biotechnologie weist generelle Charakteristika auf, 
die direkte und indirekte Auswirkungen auf die indus- 
trielle Arbeit haben. Hierzu gehören das in Bezug auf die 
industrielle Nutzung und kommerzielle Anwendung im 
Vergleich zu anderen Technologien noch frühe Entwick- 
lungsstadium, die starke Wissenschaftsbindung, die aus- 
gesprochene Interdisziplinarität, die Generierung des 
relevanten Know-hows in internationalen Multiakteurs- 
systemen, die hohe Dynamik der Entwicklung der Wis- 
sensbestände und Technologien und damit einhergehend 
eine rasche Veralterung bestehenden Wissens und vor- 
handener Technologien sowie der Umstand, dass mit den 
angestrebten biotechnischen Produkten und Dienstleis- 
tungen teilweise neue Märkte adressiert werden, die in 
dieser Form noch nicht bestehen. Die Erschließung dieser 
Märkte erfordert zum einen eine Integration der Akteure 
entlang der teilweise langen Wertschöpfungsketten, in 
denen die Biotechnologie meist in einem der vorderen 
Glieder angesiedelt ist. Zum anderen sind wichtige Rah- 
menbedingungen, zum Beispiel rechtliche Rahmenbedin- 
gungen der Forschung, Produktion, des Marktzutritts und 
- im Falle des Gesundheitswesens - der Kostenüber- 
nahme, häufig ebenfalls noch nicht oder international un- 
einheitlich geregelt. Hierbei spielt auch die Akzeptanz 
und Akzeptabilität bestimmter Entwicklungslinien eine 
Rolle. 

Die Auswirkungen dieser Charakteristika auf die Tätig- 
keiten, die Organisation der Arbeit und die Qualifika- 
tionsanforderungen werden in den folgenden Kapiteln 
dargestellt. 

1.5 Neue und veränderte Tätigkeitsmerkmale 

1.5.1 Methoden und Tätigkeiten in 

Anwendungsfeldern der Biotechnologie 

Tätigkeiten, die der Biotechnologie zugerechnet werden, 
sind exemplarisch und ohne Anspruch auf Vollständigkeit 


in Tabelle 18 aufgeführt. Zudem ist in Tabelle 21 ausge- 
wiesen, in welchen Anwendungsfeldern diese Methoden 
und Tätigkeiten in Forschung, Entwicklung und Produk- 
tion hauptsächlich zum Einsatz kommen. 

Tabelle 21 zeigt, dass in allen Anwendungsfeldern der 
Biotechnologie vielfältige Techniken und Methoden zum 
Einsatz kommen und für ein erfolgreiches Agieren in die- 
sen Feldern beherrscht werden müssen. Dabei zeichnen 
sich die einzelnen Anwendungsfelder durch ein spezifi- 
sches Set an Techniken und Methoden aus. Einzelne 
Techniken können aber auch - gegebenenfalls nach An- 
passung - durchaus in verschiedenen Anwendungsfeldern 
eingesetzt werden. 

Die Anfang 2007 durchgeführte Vollerhebung zur Bio- 
technologie“branche“ in Deutschland (Kap. V.1.3; bio- 
technologie.de 2007) ergab, dass Methoden der Pro- 
teomik und Genomik von der Mehrzahl der dedizierten 
Biotechnologieunternehmen angewendet werden, gefolgt 
von Zell- und Gewebekultur- und Bio Verfahrenstechnik 
(Tabelle 22). 

Charakteristisch für die Biotechnologie ist, dass die ge- 
nannten Techniken in ihrer Gesamtheit zwar für ein er- 
folgreiches Agieren in einem bestimmten Anwendungs- 
bereich erforderlich sind. Dies bedeutet jedoch nicht 
notwendigerweise, dass entsprechende Kompetenzen 
kontinuierlich und in ihrer gesamten Breite in einem 
Unternehmen vorgehalten werden müssen - oder gar 
könnten. Vielmehr werden bestimmte Kompetenzen und 
Methoden häufig nur in einem bestimmten Entwicklungs- 
stadium eines Produkts oder einer Dienstleistung benötigt. 
So werden beispielsweise genom- und proteombasierte 
Verfahren zur Targetidentifizierung und -Validierung vor- 
rangig in einer frühen Phase der Entwicklung neuer phar- 
mazeutischer Wirkstoffe benötigt, sind jedoch in den 
nachfolgenden Phasen der klinischen Prüfung des Wirk- 
stoffs von untergeordneter Bedeutung (Betz et al. 2005; 
Ricke et al. 2006). Umgekehrt werden nach Abschluss 
der präklinischen Tests eines neuen Pharmawirkstoffs 
Methoden und Kompetenzen erforderlich, mit denen die- 
ser Wirkstoff in ausreichenden Mengen für die klinischen 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-91 - 


Drucksache 16/7959 


Tabelle 21 

Übersicht über Methoden und Tätigkeiten in verschiedenen Anwendungsfeldern 

der Biotechnologie 


Anwendungsbereiche 


Gesundheit 


Land 

Wirt- 

schaft 

Industrie 

Um- 

welt 

Methoden und Verfahren 

Therapeutika 

Impfstoffe 

Diagnostika 

Tierproduktion 

Pflanzen- 

produktion 

Produktions- 

prozesse, 

Chemikalien, 

Bioenergie 

Umweltbio- 

technologie 

Nukleinsäure(DNA/RNA)-Techniken 









Hochdurchsatzsequenzierung von Genomen, 

Genen, DNA 

X 

X 

X 

X 

X 


X 


DNA-Synthese und -Vervielfältigung 

X 

X 

X 

X 

X 


X 


Gentechnik, gentechnisch veränderte Organismen 

X 

X 


X 

X 


X 


Antisensetechnologie 

X 




X 




Proteintechniken 









Hochdurchsatzverfahren zur Identifizierung, 
Quantifizierung und Sequenzierung von Proteinen 

X 

X 

X 

X 

X 


X 


Protein- und Peptidsynthese 

X 

X 

X 




X 


Protein Engineering and Biokatalyse 

X 

X 


X 

X 


X 


Stoffwechselprodukt-Technologien 









Hochdurchsatzverfahren zur Identifizierung u. 
Quantifizierung von Stoffwechselprodukten 

X 


X 

X 

X 


X 


gezielte Veränderung von Stoffwechselwegen 
(Metabolie pathway engineering) 

X 

X 


X 

X 


X 

X 

Zelltechniken, Techniken mit subzellulären 
Komponenten 









Zellhybridisierung, Zellfusion 

X 


X 


X 




Zell- und Gewebekultur, Tissue engineering 

X 

X 


X 

X 




Embryotechnologien 

X 


X 

X 





Stammzelltechnologien 

X 








Genübertragung 

X 

X 


X 

X 


X 


Fermentation und Produktaufarbeitung 

unterstützende Werkzeuge 

X 

X 


X 

X 


X 

X 

Bioinformatik 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 


Quelle: eigene Zusammenstellung von Informationen aus OECD 2005c, S. 9 sowie Reiss et al. 2006, S. 18 f. 
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Tabelle 22 

In dedizierten Biotechnologieunternehmen im Jahr 2006 verwendete Methoden 

der Biotechnologie 

Methoden 

Anteil Unternehmen, 
die diese Methoden verwenden (%) 

Proteintechniken 

59,6 

Nukleinsäure(DNA/RNA)-Techniken 

50,5 

Zell- und Gewebekulturtechniken 

39,1 

Bio Verfahrenstechnik, Fermentation und Produktaufarbeitung 

23,2 

Systembiologie, Bioinformatik 

21,7 

N anobiotechnologie 

12,9 

Techniken mit subzellulären Komponenten 

10,3 

Sonstige 

22,2 


n = 495; Mehrfachnennungen möglich 
Quelle: biotechnologie.de 2007 


Prüfungen und die nach erfolgter Zulassung beginnende 
Vermarktung nach den verbindlichen Regeln guter Her- 
stellungspraxis erzeugt werden kann. Zudem unterliegen 
die jeweils relevanten Methoden und Verfahren einer ho- 
hen Dynamik in Bezug auf ihre Weiterentwicklung, Ver- 
feinerung und auch auf konkurrierende Techniken. 

Vor diesem Hintergrund ist es eine besondere Herausfor- 
derung für das Technologiemanagement in Unternehmen, 
in Abhängigkeit von den jeweiligen Unternehmenszielen 
und Geschäftsmodellen zu entscheiden, welche Metho- 
den und Techniken zu welchem Zeitpunkt in welchem 
Umfang für das Unternehmen überhaupt erforderlich 
sind, inwieweit sie selbst beherrscht werden müssen oder 
können oder ob sie durch Kooperationen und Vertragsfor- 
schung und -produktion verfügbar gemacht werden sollen 
(„make or buy“). So beschäftigen Unternehmen zum Bei- 
spiel „Technologiescouts“, die weltweit systematisch die 
Forschungs- und Unternehmenslandschaft nach neuen 
Techniken, Methoden und konzeptionellen Ansätzen 
scannen, um sie gegebenenfalls für das eigene Unterneh- 
men zu erschließen. Ein Teil der dedizierten Biotechnolo- 
gieunternehmen hat sich auf bestimmte Methoden und 
Techniken mit Relevanz für eine bestimmte Stufe der 
Produktentwicklung spezialisiert (z. B. Anbieter von so- 
genannten „Technologieplattformen“) und bieten diese 
als Dienstleistung auf Auftrags- oder Kooperationsbasis 
für andere Unternehmen an. Unternehmen, die bereits 
marktfähige Produkte wie Pharmazeutika entwickelt ha- 
ben, lassen diese häufig in Unternehmen herstellen, die 
auf Auftragsproduktionen spezialisiert sind („contract 
manufacturing organisations“, CMO), bis die ökonomi- 
schen und technischen Rahmendaten für Investitionen in 
eigene Produktionsanlagen mit höherer Sicherheit be- 
stimmt werden können. 


Auf diese Kooperationen zwischen Unternehmen wird 
auch in Kapitel V.1.6 eingegangen. Interdisziplinarität, 
Methodenvielfalt und die dynamische Entwicklung der 
Wissensbasis und der Handhabungskompetenzen in der 
Biotechnologie haben Implikationen für die Aneignungs- 
prozesse in verschiedenen Unternehmenstypen sowie für 
die daraus resultierenden Formen der Organisation der 
Arbeit und für die erforderlichen Qualifikationen der Be- 
schäftigten. Auf diese Aspekte wird in den Kapiteln V.1.6 
und V.1.7 eingegangen. 

1.5.2 Tätigkeiten in verschiedenen 
Unternehmensbereichen 

Im Folgenden wird der Einfluss der Biotechnologie auf 
Tätigkeiten in den Unternehmensbereichen Forschung 
und Entwicklung, Produktion, Qualitätssicherung, Doku- 
mentation und Wissensmanagement sowie Marketing, 
Vertrieb und Kundendienst skizziert. 

Forschung und Entwicklung 

Derzeit ist die Biotechnologie insbesondere in den mit 
Forschung und Entwicklung befassten Unternehmensbe- 
reichen von Relevanz. Dies ist bedingt durch ihre starke 
Wissenschaftsbindung, die hohe Dynamik der Entwick- 
lung der Wissensbasis und der Technologien und durch 
das in Bezug auf die Kommerzialisierung frühe Entwick- 
lungsstadium. Die große Bedeutung von Forschung und 
Entwicklung spiegelt sich zum einen in den Tätigkeitsbe- 
reichen der Biotechnologieunternehmen wider (Tabel- 
le 23). Sie sind in hohem Maße auf Forschung und Ent- 
wicklung - die teilweise als Dienstleistung im Kunden- 
auftrag erbracht wird - ausgerichtet. 
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Tätigkeitsbereiche von Biotechnologieunternehmen 
in Deutschland 2006 


Tabelle 23 


T ätigkeitsbereich 

Forschung 

Dienstleistungen 

Produkt- und Prozessentwicklung 
Produktion 

n = 495; Mehrfachnennungen möglich 
Quelle: biotechnologie.de 2007 


Anteil der Nennungen (%) 

85,1 

63,8 

62,7 

45,0 


Zum anderen ist der Anteil der FuE-Aufwendungen am 
Umsatz sehr hoch: Der Umsatz der 495 dedizierten Bio- 
technologieunternehmen in Deutschland belief sich im 
Jahr 2006 auf rund 1,8 Mrd. Euro. Dem steht ein For- 
schungs- und Entwicklungsbudget von rund 970 Mio. 
Euro gegenüber (biotechnologie.de 2007). Der ausge- 
sprochen hohe Anteil der FuE-Aufwendungen am Um- 
satz ist zum einen auf die zurzeit meist noch geringen 
Umsätze der dedizierten Biotechnologieunternehmen zu- 
rückzuführen, weist die Biotechnologie aber auch als eine 
sehr forschungsintensive Branche aus. Branchen mit ei- 
nem FuE- Anteil am Umsatz von mehr als 3,5 Prozent gel- 
ten als forschungsintensiv (Legier et al. 2005). 

Tätigkeiten in der biotechnischen Forschung und Ent- 
wicklung in Unternehmen werden zumeist von Personen 
mit akademischer Ausbildung, häufig mit Promotion, so- 
wie von Personen mit fachschulischer Ausbildung (z. B. 
technische Assistenz der Fachrichtungen Biologie, Che- 
mie, Pharmazie und Medizin) ausgeübt (Kap. V. 1.7). 

Diese Tätigkeiten sind meist dadurch gekennzeichnet, 
dass sie in Form von Projekt- und Teamarbeit in interdis- 
ziplinär zusammengesetzten, oft zeitlich befristeten bzw. 
wechselnden Gruppen durchgeführt werden. Der Anteil 
an Routinetätigkeiten ist in der Regel gering, und es be- 
stehen Freiheiten in der Konzeption und damit auch 
Durchführung der Arbeiten. Es werden jedoch sehr hohe 
Anforderungen an die Genauigkeit und Sorgfalt der 
Durchführung gestellt. Zudem ist eine hohe Flexibilität in 
Bezug auf die anzuwendenden Methoden, den Arbeits- 
anfall und die Arbeitszeit erforderlich, die vom Ziel, 
Stand und Verlauf der jeweiligen Projekte abhängen. Die 
Flexibilität bezüglich Arbeitsanfall und -zeit ist in der 
Biotechnologie im Vergleich zu anderen Technologien in 
besonderem Maße gefordert, da mit lebenden Organis- 
men umgegangen wird, deren Lebensprozesse (z. B. 
Wachstumsgeschwindigkeiten) nicht immer so steuer- 
und planbar sind, dass sie mit Regelarbeitszeiten uneinge- 
schränkt vereinbar sind. 

Wegen der sehr dynamischen Generierung des für FuE- 
Arbeiten erforderlichen Know-hows in internationalen 
Netzwerken sowie ihres gezielten Einsatzes für die Ent- 


wicklung von Produkten und Dienstleistungen im Unter- 
nehmen sind Tätigkeiten in Forschung und Entwicklung 
in der Regel auch durch einen hohen Anteil an Koopera- 
tionen gekennzeichnet. Diese Kooperationen bestehen 
mit anderen Organisationseinheiten desselben Unterneh- 
mens, mit Mitgliedern nationaler und internationaler 
Netzwerke sowie mit Kooperationspartnern des Unter- 
nehmens (Kap. V.1.6). 

Produktion und Qualitätssicherung 

Mit zunehmender Anwendungsreife der Biotechnologie 
erlangen immer mehr biotechnische Produkte und Verfah- 
ren Produktionsreife. Zu den auf den Markt befindlichen 
Produktgruppen, die bereits ganz überwiegend mit 
biotechnischen Verfahren hergestellt werden, zählen Bio- 
pharmazeutika, industrielle Enzyme, bestimmte Chemi- 
kalien (z. B. Aminosäuren, Glutaminsäure, Lysin; Etha- 
nol) sowie breitetablierte biotechnische Verfahren der 
Lebensmittel- und Getränkeherstellung (Gaisser et al. 
2002; OECD 1998). Es ist davon auszugehen, dass sich 
die Palette der Produkte in diesen Bereichen in der kom- 
menden Dekade noch deutlich erweitern wird. Bereiche, 
in denen in der kommenden Dekade mit einer zunehmen- 
den Anwendung biotechnischer Verfahren bzw. Verfah- 
rensschritte in der Produktion, ausgehend von einem der- 
zeit niedrigen Niveau, zu rechnen ist, sind Chemie 
(zunächst Fein- und Spezialchemikalien, Chiralika 15 , ge- 
folgt von Bulkchemikalien) (Bachmann et al. 2004; 
Kircher 2006; Patel et al. 2006), gefolgt von Textilverede- 
lung sowie Zellstoff- und Papierherstellung. 

Während biotechnische Produktionsverfahren viele Pro- 
zessschritte umfassen, die üblichen Verfahren der Prozes- 
sindustrie sehr ähnlich sind, so erfordern sie doch auch 
spezifische Handhabungskompetenzen. Hierzu gehören 
zum Beispiel das sterile Arbeiten, um Kontaminationen 
der Produktionsprozesse zu vermeiden und die Produkt- 
qualität zu gewährleisten sowie die Kenntnis der spezifi- 
schen Eigenschaften der biotechnischen Komponenten 
(z. B. Mikroorganismen, Enzyme) und deren Berücksich- 
tigung bei der Handhabung. So sind manche Enzyme 
oder Produktionsorganismen ausgesprochen empfindlich 



Drucksache 16/7959 


-94- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


gegenüber bestimmten Einflüssen (wie Temperatur, pH- 
Wert, Luftzufuhr) und verlieren ihre Aktivität und Le- 
bensfähigkeit, wenn sie falsch behandelt werden. Umge- 
kehrt bestehen in verschiedenen Anwenderindustrien, wie 
zum Beispiel der Textil-, Zellstoff- und Papierindustrie, 
die traditionell keine Kompetenzen in der Biotechnologie 
haben, durchaus Vorbehalte, biotechnische Verfahren 
bzw. Prozessschritte in ihre Produktionsabläufe zu inte- 
grieren (Hüsing et al. 1998 u. 2000). Hieraus ergibt sich 
zum einen die Herausforderung, das Personal in den je- 
weiligen Betrieben entsprechend zu informieren und zu 
qualifizieren. Zum anderen werden aber auch For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten mit dem Ziel betrie- 
ben, die biotechnischen Komponenten so aufzubereiten, 
dass selbst nichtspezifisch geschultes Personal diese an- 
wenden kann. 

Eng mit der Produktion verbunden ist der Aufbau eines 
Qualitätssicherungs- und Managementsystems, das insbe- 
sondere bei der Herstellung von Biopharmazeutika, aber 
auch von Lebensmitteln Voraussetzung für den Marktzu- 
tritt ist. Hervorzuheben ist, dass die Qualitätsanforderun- 
gen, die vonseiten der Zulassungs- und Überwachungsbe- 
hörden an die Herstellungsverfahren bzw. die Produkte 
gestellt werden, häufig erst in einem mehljährigen Pro- 
zess erarbeitet werden. Dies ist beispielsweise für neu- 
artige Produktionsplattformen für Biopharmazeutika, 
insbesondere gentechnisch veränderte Tiere oder gen- 
technisch veränderte Pflanzen („Bio-Pharming“) oder 
auch für neuartige Produktkonzepte, so zum Beispiel für 
mithilfe der Gentechnik veränderte Lebensmittel oder für 
Tissue-Engineering-Produkte der Fall (Bock et al. 2005; 
TAB 2005). Daher sind die Unternehmen gefordert, in ei- 
nen engen Abstimmungsprozess mit den Behörden einzu- 
treten, um Prozesse, Verfahren und Produkte zu imple- 
mentieren, die künftigen gesetzlichen Anforderungen 
genügen. 

Etablierte Qualitätskontroll- und -Sicherungsprozeduren 
weisen hingegen einen hohen Anteil an Routinetätigkei- 
ten auf. Herausforderungen bestehen darin, 

- die Prozeduren dem (raschen) wissenschaftlich-tech- 
nischen Fortschritt anzupassen und neue Methoden 
und Verfahren zu testen, zu validieren und zu integrie- 
ren; 

- auf gegebenenfalls neuartige auftretende Qualitätspro- 
bleme schnell durch Implementierung entsprechender 
Untersuchungs verfahren zu reagieren (z. B. Tests auf 
neuartige Krankheitserreger [BSE-Erreger, Vögelgrip- 
pevirus o. Ä.]) oder Kontaminationen, zum Beispiel 
durch gentechnisch veränderte Organismen); 

- den regulatorischen Anforderungen, die sich, wie oben 
ausgeführt, häufig selbst noch in der Entwicklung be- 
finden bzw. sich wandeln, zu genügen; 

- Kundenforderungen nach bestimmten Qualitätskrite- 
rien zu erfüllen (z. B. gentechnikfreie Herstellung von 
Lebensmitteln, Herstellung koscherer Lebensmittel, 
Gewährleistung der Verwendung bestimmter Roh- 
stoffe, Zutaten und Prozesshilfsmittel); 


- dem technischen Wandel, der zunehmend eine In-situ-, 
Echtzeit-, kontinuierliche und „Point-of-Care^-Analy- 
tik ermöglicht, Rechnung zu tragen und bestimmte 
Prozesskontroll- und Qualitätssicherungsmaßnahmen 
vom Speziallabor auf Produktionspersonal zu übertra- 
gen. 

Dokumentation, Wissensmanagement 

Wie in der Nanotechnologie (Kap. V.2) kommt auch in 
der Biotechnologie der Dokumentation und dem Wis- 
sensmanagement im Unternehmen wachsende Bedeutung 
zu. Ihre Aufgabe ist die Unterstützung von Unternehmen- 
stätigkeiten in Forschung und Entwicklung (z. B. Auf- 
zeichnung, Klassifizierung und Archivierung der im For- 
schungsprozess anfallenden Daten, Nutzbarmachung 
externer Wissensbestände wie wissenschaftlicher Publi- 
kationen oder Datenbanken), in der Qualitätssicherung, 
bei der Anmeldung von Eigentumsrechten wie Patenten, 
bei der Vorbereitung von Zulassungsanträgen bei Behör- 
den, aber auch die Unterstützung von Vertrieb und Ge- 
schäftsleitung. 

Marketing, Vertrieb und Kundendienst 

Da in den kommenden Jahren eine weiter zunehmende 
Zahl an marktreifen biotechnischen Produkten, Verfahren 
und Dienstleistungen erwartet wird, wird auch die Not- 
wendigkeit steigen, Marketing-, Vertriebs- und Kunden- 
dienstkapazitäten zu schaffen, um Produkte am Markt zu 
platzieren und Umsätze zu realisieren. Wegen des Vor- 
herrschen kleiner und mittlerer Unternehmen in der Bio- 
technologie“branche“, für die strukturell bedingt der Auf- 
bau internationaler Vertriebskapazitäten schwieriger ist 
als für große Unternehmen, werden hier häufig Ge- 
schäftsmodelle angestrebt, bei denen die Biotechnolo- 
gieuntemehmen Vertriebskooperationen mit Unterneh- 
men eingehen, die international gut aufgestellt sind und 
über einen etablierten Kundenstamm und -Zugang verfü- 
gen. 

1.6 Veränderte Organisation der 
Industriearbeit 

1.6.1 Rolle der Gruppenarbeit 

In Kapitel IV.2 wurde der Schwerpunkt auf die Erörte- 
rung der Gruppenarbeit als einem zentralen Baustein 
neuer Formen der Arbeitsorganisation der Industriearbeit 
gelegt. Im Kontext der Biotechnologie wird Gruppen- 
arbeit aus verschiedenen Gründen jedoch nicht explizit 
diskutiert: 

- Zum einen befindet sich die industrielle Biotechnolo- 
gie noch weitgehend in einem frühen Entwicklungs- 
stadium, in dem Forschung und Entwicklung eine 
industrielle (Massen- )Produktion noch bei Weitem 
überwiegen. Dabei dürfte in der Forschung eine Orga- 
nisation in Teams, die der Definition von Gruppen- 
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arbeit nach Antoni 1994 16 (Kap. IV.2.1) entsprechen, 
häufig anzutreffen sein. 

- Selbst wenn marktfähige Produkte entwickelt sind und 

das Stadium der industriellen Produktion erreicht ist, 
dominiert, ähnlich wie in der Chemischen Industrie 
bei der Produktion von Feinchemikalien, eine Char- 
gen- oder kampagnenweise Batchproduktion, meist in 
Multi-Purpose- Anlagen (Marscheider- Weidemann/ 

Hüsing 2004). Darüber hinaus herrscht in bestimmten 
Anwendungsbereichen, wie zum Beispiel dem Tissue 
Engineering, eine „handwerkliche Produktion“ mit ei- 
nem hohen Anteil menschlicher Arbeitskraft vor, bei 
der Rationalisierungseffekte durch Massen- und Se- 
rienfertigung und Automatisierung noch nicht reali- 
siert werden konnten (Bock et al. 2003). Obwohl die 
Entwicklung praxistauglicher Technologien mit hoher 
Standzeit für eine kontinuierliche, gegebenenfalls au- 
tomatisierte Serienfertigung Gegenstand der aktuellen 
Forschung ist (z. B. Williams/Sebastine 2005), stellen 
sich auf absehbare Zeit Fragen der „Retaylorisierung“ 
von Produktionsprozessen in der Biotechnologie 
nicht, da eine ausgesprochene „Taylorisierung“ bis- 
lang nicht stattgefunden hat und wohl auch nur in Teil- 
bereichen überhaupt möglich und sinnvoll erscheint. 

Gleichwohl haben sich in der Biotechnologie spezifische 
Formen der Arbeitsorganisation herausgebildet bzw. be- 
finden sich in einem von zunehmender Marktreife und 
Marktorientierung getriebenen Wandlungsprozess. Hier- 
auf wird in den folgenden Kapiteln eingegangen. 

1.6.2 Organisation in und zwischen Unter- 
nehmen in Abhängigkeit vom 
Technologiemanagement 

Wegen der generellen Charakteristika der Biotechnologie 
stellt ihre Absorption in Unternehmen besondere Heraus- 
forderungen an das Technologiemanagement. Betrachtet 
man das Absorptionsverhalten von Unternehmen in Be- 
zug auf die Biotechnologie in den letzten Jahren, so las- 
sen sich die folgenden drei Typen unterscheiden, die eng 
mit der Arbeitsorganisation in den jeweiligen Unterneh- 
men korreliert sind: 

- forschungsorientierte, junge dedizierte Biotechnolo- 
gieunternehmen; 

- innovativ biotechnologisch-aktive Unternehmen, zum 
Beispiel in der Pharma- oder Chemieindustrie; 

- Unternehmen in Anwendungsbranchen der Biotechno- 
logie, die Biotechnologie zwar nutzen, jedoch keine 
eigene biotechnische Forschung und Entwicklung be- 
treiben. 

Auf die Arbeitsorganisation in diesen Unternehmens- 
typen wird im Folgenden näher eingegangen. 


16 Zusammenarbeit einer Gruppe von fünf bis sechs Mitarbeitern über 
eine gewisse Zeit nach gewissen Regeln und Normen, um gemeinsa- 
me Ziele zu erreichen, wobei eine aus mehreren Teilen bestehende 
Arbeitsaufgabe bearbeitet wird und dabei zusammenhängende Ar- 
beitsprozesse (einschließlich Qualitätssicherung) erfüllt werden. 


Forschungsorientierte, junge dedizierte 
Biotechnologieunternehmen 

Der überwiegende Anteil der Biotechnologie„branche“ 
wird, in Bezug auf die Zahl der Unternehmen, von dedi- 
zierten Biotechnologieunternehmen gebildet (Kap. V.1.3; 
Tabelle 19). Hierbei handelt es sich häufig um junge, 
kleine, technologieorientierte Unternehmen, die aus dem 
akademischen Umfeld heraus gegründet werden und de- 
ren Ziel es ist, ein Gebiet der akademischen Forschung zu 
marktfähigen Produkten und Dienstleistungen weiterzu- 
entwickeln. Die Unternehmenstätigkeit ist in der An- 
fangsphase häufig auf Forschung und Entwicklung fokus- 
siert. Teilweise werden auch Dienstleistungen in das 
Portfolio mit aufgenommen (Tabelle 23), und dies in der 
Regel deshalb, um durch die damit generierten Umsätze 
die FuE-Aufwendungen zumindest teilweise zu finanzie- 
ren. Diese Unternehmen stützen ihre Geschäftstätigkeit 
meist auf eine oder wenige Produktideen, Technologien 
oder konzeptionelle Forschungsansätze, was in der Regel 
mit einem hohen unternehmerischen Risiko in Bezug auf 
den dauerhaften Bestand des Unternehmens verbunden 
ist. 

Da diese Unternehmen häufig aus dem akademischen 
Umfeld heraus gegründet werden, auch die Geschäfts- 
führung meist von gründenden Wissenschaftlern über- 
nommen wird und die Unternehmen zunächst klein sind, 
weisen diese Unternehmen oft Aufbau- und Ablauforga- 
nisationen sowie Kommunikationsstrukturen und Hie- 
rarchien auf, die denen in Forschungsgruppen und 
wissenschaftlichen Teams ähnlich und häufig wenig for- 
malisiert sind (Murray 2004). Mit zunehmender 
Marktreife der Produkte fallen zum einen zusätzliche 
Aufgaben und Tätigkeiten an, die vom ursprünglichen, 
forschungsorientierten Team nicht mehr vollständig 
erfüllt werden können (z. B. Produktion, Zulassung, 
Marketing, Vertrieb; Kap. V. 1.5). Hinzu kommt ein Grö- 
ßenwachstum des Unternehmens, sodass die in der 
Gründerphase angemessenen Strukturen, Management- 
und Kommunikationsstrategien und strategischen 
Orientierungen nicht mehr adäquat sind (Finegold/ 
Frenkel 2006). Mitentscheidend für das Überleben des 
Unternehmens ist in dieser Phase, inwieweit es gelingt, 
den erforderlichen Wandel im Management und in der 
Aufbau- und Ablauforganisation zu vollziehen, ln 
Deutschland wird das Fehlen entsprechenden erfahrenen 
Managementpersonals beklagt, das diesen Wandel er- 
folgreich gestalten kann. Aus der Perspektive der Be- 
schäftigten kann die Einführung stärker formalisierter 
Organisationsstrukturen zu einer Einschränkung vorher 
bestehender informeller Spielräume und zu veränderten 
Kommunikationswegen und Informationsflüssen zwi- 
schen Leitungs- und ausführender Ebene führen, was 
Auswirkungen auf Motivation und Identifikation mit 
dem Unternehmen haben kann (Fehre/Mehlis 2005). 

Innovativ biotechnologisch-aktive Unternehmen 

In innovativ biotechnologisch-aktiven Unternehmen ist 
- im Gegensatz zu den dedizierten Biotechnologieunter- 
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nehmen - Biotechnologie nur eines von mehreren Unter- 
nehmenszielen. Hierzu gehören beispielsweise Unterneh- 
men der Pharmazeutischen und Chemischen Industrie, ln 
der Regel handelt es sich um etablierte Unternehmen, die 
vor der Herausforderung stehen, Biotechnologie und die 
mit ihrer Hilfe hergestellte Produkte, Dienstleistungen 
oder Prozesse in ihr bestehendes Portfolio zu integrieren. 

Pharmaindustrie 

ln den letzten drei Jahrzehnten hat sich die moderne Bio- 
technologie zu einem der wichtigsten Treiber für Verän- 
derungen im Innovationsprozess der Pharmaindustrie er- 
wiesen: Das traditionelle, chemisch geprägte Paradigma 
der Pharmawirkstoffentdeckung und -entwicklung ist 
weitgehend durch ein biotechnisches Paradigma ergänzt 
und teilweise sogar ersetzt worden (OECD 2006a; 
Kap. V. 1.2; Reiss/Hinze 2004). Für ausgewählte deutsche 
Pharmaunternehmen wurde in einer Untersuchung nach- 
gezeichnet, wie auf Unternehmensebene dieser Para- 
digmenwechsel vollzogen wurde (Dominguez Lacasa 
2005). Die Untersuchungen zeigen, dass - in historischer 
Perspektive - diejenigen Unternehmen Biotechnologie 
schneller und besser in ihre Innovationsaktivitäten inte- 
grieren konnten, die auf eine lange Tradition wissen- 
schaftsbasierter Innovationsstrategien aufbauen und sich 
das erforderliche neue Know-how durch Kooperationen 
und Lernen von unternehmensexternen Partnern verfüg- 
bar machten. Demgegenüber erwies sich in anderen Phar- 
maunternehmen, die bereits über unternehmensinterne 
Kompetenzen in Biologie und Medizin verfügten und da- 
mit eigentlich eher an das neue Paradigma hätten ankniip- 
fen können, dies erstaunlicherweise als nicht förderlich 
für die rasche und umfassende Adoption von Biotechno- 
logie, da es zusammen mit einer auf Versuch und Irrtum 
ausgerichteten Strategie der Wirkstoffsuche die erforderli- 
chen Kooperationen mit externen Know-how-Trägem eher 
behinderte (Dominguez Lacasa 2005). Die Akquisition von 
Hightech-Unternehmen im Ausland, internationale Joint 
Ventures und die Kooperation mit (ausländischen) interna- 
tional führenden Wissenschaftseinrichtungen und Bio- 
technologieunternehmen waren in den 1990er Jahren 
- und sind es auch aktuell noch - sehr wichtige Instru- 
mente des Technologieerwerbs (Galambos/Sturchio 
1998; Roijakkers/Hagedoorn 2006; Suarez-Villa/Walrod 
2003;). Zusätzlich hat auch der Lizenzerwerb an Bedeu- 
tung gewonnen (Gambardella et al. 2000). 

Diese Kooperationen mit Externen gingen und gehen 
Hand in Hand mit unternehmensinternen Umorganisatio- 
nen, die durch die Integration von biotechnischem Know- 
how in alle relevanten Unternehmensbereiche erforder- 
lich werden. Zudem machte die hohe Dynamik der Ent- 
wicklung der biotechnischen Wissensbasis eine stärkere 
Flexibilisierung der FuE-Aktivitäten erforderlich, indem 
eine unternehmenseigene Zentralforschung zugunsten 
von flexiblen Kooperationen mit externen Know-how- 
Trägern und von anwendungsorientierten FuE-Einheiten, 


die in national oder nach Indikationsgebieten gegliederte 
Geschäftseinheiten integriert sind, zurückgefahren wurde. 
Es entstehen Kooperations- und Innovationsnetzwerke, in 
denen die beteiligten Akteure zwar wechselseitig von- 
einander abhängig sind, sich jedoch wesentlich in ihren 
jeweiligen Ressourcen, Kompetenzen, Handlungs- und 
Entscheidungsspielräumen unterscheiden. Die resultie- 
renden forschungs- und wissensbasierten Kooperationen 
umfassen Elemente autonomer Gestaltungsmöglichkei- 
ten, Vertrauens- und verhandlungsorientierter Zusam- 
menarbeit, aber auch asymmetrische Machtbeziehungen 
und ungleiche Abhängigkeitsverhältnisse (Dolata 
1999b). Die kooperative Wissensgenerierung eröffnet 
auch die Möglichkeit, die interorganisatorischen Lern- 
und Innovationsprozesse sehr flexibel zu organisieren 
und sich gegebenenfalls auch schnell wieder von unge- 
eigneten Kooperationspartnern zu trennen (Dolata 
1999a). 

Einen Eindruck von dem daraus resultierenden Koopera- 
tionsverhalten von deutschen Unternehmen, die auf dem 
Gebiet der Biopharmazie tätig sind, vermittelt die im Jahr 
2004 durchgeführte Untersuchung von Gaisser et al. 2005, 
bei der Informationen zu Kooperationen von insgesamt 
69 Unternehmen und 46 Forschungseinrichtungen ausge- 
wertet wurden (Tabelle 24). Auf der Basis der Daten aus 
96 Unternehmen ergab sich, dass die Unternehmen im 
Durchschnitt 15 Kooperationspartner haben. Dabei sind 
große Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten in ein 
deutlich größeres Kooperationsnetzwerk eingebunden 
(durchschnittlich knapp 42 Kooperationen/Unterneh- 
men) als kleine und mittlere Unternehmen mit durch- 
schnittlich fünf bis sechs Kooperationen. Die wichtigsten 
Kooperationspartner aus Unternehmenssicht sind öffent- 
liche Forschungseinrichtungen, mit deutlichem Abstand 
gefolgt von anderen Unternehmen (Gaisser et al. 2005). 
Eine ähnliche Befragung nur unter dedizierten Biotechno- 
logieunternehmen zeigt jedoch, dass auch zwischen den 
dedizierten Biotechnologieunternehmen im Bereich von 
Forschung und Entwicklung intensive Kooperations- 
netzwerke bestehen und sie nicht nur mit Großunter- 
nehmen einerseits und öffentlichen Forschungseinrich- 
tungen andererseits kooperieren (Reiss/Hinze 2004, 
S. 32 ff.). 

Die in Tabelle 25 aufgeführten vorherrschenden Gründe 
für die jeweils bestehenden Kooperationen zeigen, dass 
aus Sicht von großen Unternehmen vor allem der flexible 
Zugang zu spezifischem, komplementärem Know-how 
und den damit verbundenen Anlagen, Forschungsmate- 
rialien und auch qualifiziertem Personal für Kooperatio- 
nen mit öffentlichen Forschungseinrichtungen und 
kleinen und mittleren Unternehmen vorherrschend ist. 
Demgegenüber gehen KMU Kooperationen mit großen 
Unternehmen vor allem deshalb ein, um den - ressour- 
cenaufwendigen - Marktzugang und die Vermarktung ih- 
rer biopharmazeutischen Produkte und Verfahren zu er- 
reichen. 
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Tabelle 24 

Mittlere Anzahl von Kooperationspartnern von Unternehmen und Forschungseinrichtungen 

in der Biopharmazie 

durchschnittliche Anzahl von Kooperationspartnern 




in öffentlichen 

in großen 
Unternehmen 



insgesamt 

Forschungs- 

einrichtungen 

in KMU 

öffentliche Forschungseinrichtungen 

18,5 

14,2 

1,8 

1,2 

Unternehmen insgesamt 

15,0 

11,7 

0,8 

1,1 

kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

5,6 

3,2 

0,4 

1,1 

große Unternehmen 

41,6 

36,0 

2,1 

1,4 

Quelle: Gaisser et al. 2005, S. 150 


Gründe von Biopharmazieunternehmen für Kooperationen 


Tabelle 25 


Gründe von Biopharmazieunternehmen 


für Kooperationen mit 


öffentlichen 

Forschungs- KMU 
einrichtungen 


großen 

Unternehmen 


Klärung wissenschaftlicher Fragen x x 

Zugang zu spezifischem, komplementärem Know-how x x 

Zugang zu neuen Forschungsgebieten bei geringem finanziellem x x 

Risiko 


Zugang zu Einrichtungen, Anlagen und Forschungsmateriahen x x 

Zugang zu zusätzlichen Finanzierungsmitteln x 

Prüfung und Validierung biotechnischer Konzepte, Prozesse und x 

Produkte 


Zugang zu hochqualifizierten Arbeitskräften x x 

Durchführung präklinischer und klinischer Studien x 


Reputation x 

Zugang zu neuen, insbesondere internationalen Märkten x 

Marketing und Vertrieb x 

Zugang zu Know-how in Produktentwicklung, Produktion x x 

Zugang zu Know-how in Regulierungs-, Zulassungs- und x 

Gesetzesfragen 


Quelle: eigene Darstellung nach Informationen aus Gaisser et al. 2005, S. 148 ff. 
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Chemie 

Der Absorptionsprozess der Biotechnologie, der sich in 
den letzten drei Jahrzehnten in der Pharmaindustrie voll- 
zogen hat, findet aktuell auch in der Chemischen Indus- 
trie statt (Bachmann et al. 2004). Sie weist, ähnlich wie 
die Pharmazeutische Industrie, günstige Voraussetzungen 
auf, um biotechnisches Know-how zu integrieren, da sie 
forschungsintensiv ist, in der Regel über eigene FuE-Ab- 
teilungen verfügt und die vielfältigen Formen der For- 
schungskooperationen mit externen Know-how-Trägern 
nutzt, ln den vergangenen Jahrzehnten haben zahlreiche 
Chemieunternehmen eigenes biotechnisches Know-how 
aufgebaut und auch ein kleineres Spektrum an biotech- 
nisch hergestellten Produkten zur Marktreife entwickelt 
(Hüsing et al. 2003; Patel et al. 2006). Dabei wurde das 
Biotechnologie-Know-how zunächst häufig als eigene 
Abteilung bzw. eigener Unternehmensbereich aufgebaut, 
der nur wenig mit anderen produkt- bzw. kundenorien- 
tierten Geschäftsbereichen integriert war, die mit dem tra- 
ditionellen Chemiegeschäft befasst waren. Dies spiegelte 
zum Teil auch den manchmal wahrzunehmenden „Exo- 
tenstatus“ der Biotechnologie innerhalb des Chemieunter- 
nehmens wider (Hüsing et al. 2000). 

Inzwischen haben mehrere in der Biotechnologie füh- 
rende Chemieunternehmen eine unternehmensinterne 
Neuordnung des Biotechnologie-Know-hows vorgenom- 
men, da sie sich vom proaktiven Ausloten des Potenzials 
der Biotechnologie für innovative Produkte und Prozesse 
Wettbewerbsvorteile versprechen. In diesen Unternehmen 
ist die Biotechnologie nicht länger nur in einer Geschäfts- 
einheit zusammengefasst, sondern es werden biotechno- 
logierelevante FuE- sowie Markterschließungsaufgaben 
in diejenigen produkt- bzw. kundenorientierten Ge- 
schäftsbereiche integriert, in denen Biotechnologie bis- 
lang keine nennenswerte Rolle spielt, ihr jedoch großes 
Potenzial für innovative Produkte und Prozesse zugemes- 
sen wird. Diese Neuordnung erfolgt zum Teil im Rahmen 
von zeitlich befristeten Projekten, deren Fortführung an 
das Erreichen bestimmter Meilensteine gebunden ist, zum 
Teil durch zeitlich befristeten bzw. projektgebundenen 
Personaltransfer zwischen Geschäftseinheiten sowie 
durch Joint Ventures. Dadurch werden hohe Anforderun- 
gen an die betroffenen Beschäftigten in Bezug auf Flexi- 
bilität, Kommunikations- und Arbeitsfähigkeit in 
interdisziplinären Kontexten und wechselnden Organisa- 
tionszusammenhängen gestellt. 

inwieweit sich, bedingt durch die Biotechnologie, auch in 
der Chemischen industrie ähnliche unternehmensinterne 
Organisationsstrukturen und externe Kooperationsnetz- 
werke entwickeln werden wie in der biopharmazeuti- 
schen industrie, kann derzeit noch nicht beurteilt werden. 

Nutzerbranchen 

Biotechnische Verfahren bieten nicht nur in der Pharma- 
zeutischen und der Chemischen industrie, sondern auch 
in der Lebensmittel- und Getränkeindustrie, der Textil- 
veredelung, der Lederherstellung und der Zellstoff- und 
Papierproduktion Potenziale für innovative Produkte und 
Verfahren (Kap. V.1.2). Allerdings erschweren struktu- 
relle und wirtschaftliche Rahmenbedingungen, wie die 


traditionell geringe Forschungsintensität dieser Branchen, 
die mittelständische Struktur und eine teilweise konser- 
vativ-traditionelle, handwerkliche Ausrichtung, die 
proaktive Absorption biotechnischen Know-hows. fnno- 
vationen in diesen Branchen werden häufig in den vorge- 
lagerten fndustrien, wie der Chemischen industrie oder 
dem Maschinen- und Anlagenbau, erbracht, und dies trifft 
in weiten Bereichen auch auf die Biotechnologie zu 
(Hüsing et al. 1998 u. 2000). Für die vorgelagerten Bran- 
chen ergibt sich daraus die Anforderung, dass sie über re- 
levantes biotechnisches Know-how verfügen, intensive 
Kontakte zu ihren Kundenbranchen in der Lebensmittel-, 
Textil-, Papier- und Lederindustrie pflegen und außerdem 
biotechnische Innovationen so kundenorientiert entwi- 
ckeln müssen, dass diese ohne vertieftes Biotechnologie- 
Know-how von diesen auch im betrieblichen Alltag si- 
cher und zuverlässig einsetzbar sind, bzw. durch produkt- 
orientierte Dienstleistungen ergänzt werden müssen. 
Hierzu zählen beispielsweise Schulungen und Beratun- 
gen, Einfahren von biotechnischen Anlagen und Prozes- 
sen, Betrieb von Pilotanlagen, in denen innovative Pro- 
dukte und Verfahren gemeinsam mit Kunden entwickelt 
werden. Somit trägt die Biotechnologie - neben anderen 
Technologien - ebenfalls zu einer „Verwissenschaftli- 
chung“ der ursprünglich handwerklich geprägten Produk- 
tionsprozesse in diesen Branchen bei. 

Insgesamt zeigt sich, dass sich in den verschiedenen An- 
wenderbranchen der Biotechnologie in Abhängigkeit von 
der Absorption der Biotechnologie sehr unterschiedliche 
Organisationsformen herausgebildet haben bzw. noch he- 
rausbilden. 

1.6.3 Kooperationen und Integration entlang 
der Wertschöpfungsketten 

Im vorangegangenen Kapitel wurde bereits ausführlich 
darauf eingegangen, dass sich in Abhängigkeit vom Tech- 
nologiemanagement zur Absorption von Biotechnologie- 
Know-how sehr unterschiedliche Kooperations- und 
Organisationsmuster in den verschiedenen, von Biotech- 
nologie beeinflussten Branchen herausgebildet haben, in 
diesem Kapitel soll beleuchtet werden, welche Auswir- 
kungen die Marktorientierung auf die Organisation von 
Arbeit hat. 

Wegen der starken Wissenschaftsbindung und der zentra- 
len Rolle von dedizierten Biotechnologieunternehmen, 
die häufig aus Forschungskontexten heraus gegründet 
werden, ist im Innovationsgeschehen der Biotechnologie 
teilweise eine fehlende Ausrichtung an Märkten und auf 
Kundenbedürfnisse zu konstatieren. Exemplarisch seien 
neuartige Produktionsplattformen für Biopharmazeutika 
(z. B. gentechnisch veränderte Tiere bzw. Pflanzen) oder 
auch neuartige Therapieprinzipien wie das Tissue 
Engineering genannt, in diesen Feldern wurden For- 
schungsfragen, die im Zusammenhang mit der arzneimit- 
telrechtlichen Zulassung bzw. der Massenproduktion 
nach arzneimittelrechtlichen Standards der daraus resul- 
tierenden Produkte stehen, erst vergleichsweise spät auf- 
gegriffen. Dies stellte einen hemmenden Faktor für den 
Marktzutritt und die Vermarktung dar (Bock et al. 2005; 
TAB 2005). Ein anderes Beispiel ist der Einsatz gentech- 
nisch veränderter Organismen in der Landwirtschaft und 
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Lebensmittelproduktion: Deren Entwicklung wurde und 
wird überwiegend von - endkundenfernen - Agro-Food- 
Unternehmen betrieben, ohne die sehr großen Akzeptanz- 
vorbehalte bei Endverbraucherinnen und -Verbrauchern 
(Gaskell et al. 2003 u. 2006) in der Anfangsphase wahr- 
genommen und angemessen berücksichtigt zu haben 
(Marris et al. 2001). 

Wegen des Vorherrschens sehr kleiner bis mittlerer Unter- 
nehmen in der Biotechnologie besteht ein struktureller 
Nachteil bei der Erschließung breiterer, auch internatio- 
naler Märkte, da Unternehmen dieser Größe in der Regel 
nicht über geeignete Vertriebsstrukturen verfügen bzw. 
diese kurzfristig aufbauen können. Kooperationen, Ausli- 
zenzierungen, Joint Ventures und auch der Aufkauf des 
Biotechnologieunternehmens durch ein großes Unterneh- 
men sind etablierte Strategien zur Markterschließung 
(Tabelle 25). 

Auf die Integration von produktbegleitenden Dienstleistun- 
gen in das Untemehmensportfolio für die Markt- 
erschließung, insbesondere bei Kunden, die selbst über 
kein vertieftes spezifisches Know-how für die Entwicklung 
und die Nutzung biotechnischer Produkte und Verfahren 
verfügen, wurde bereits in Kapitel V.1.5 hingewiesen. 

Mit den angestrebten biotechnischen Produkten und 
Dienstleistungen werden teilweise neue Märkte adres- 
siert, die in dieser Form noch nicht bestehen. Weil die 
Biotechnologie meist in einem der vorderen Glieder der 
Wertschöpfungskette angesiedelt ist, besteht die strategi- 
sche Herausforderung, für die Erschließung dieser 
Märkte die relevanten - und teilweise sehr heterogenen - 
Akteure mit zum Teil divergierenden Interessen entlang 
der Wertschöpfungsketten zu integrieren. Hierzu gehört 
auch die Einbindung von nationalen und internationalen 
Regulierungsbehörden (z. B. Bundesinstitut für Arznei- 
mittel und Medizinprodukte (BfArM) in Deutschland und 
die europäische Arzneimittelbehörde European Agency 
for the Evaluation of Medicinal Products (EMEA), da 
- wie im Fall der neuen Produktionsplattformen für Bio- 
pharmazeutika oder der Tissue-Engineering-Produkte - 
die rechtlichen Rahmenbedingungen der Forschung, Pro- 
duktion und des Marktzutritts erst noch entwickelt wer- 
den müssen (Blind et al. 2004). Auch die Kaufbereit- 
schaft potenzieller künftiger Endkunden, die häufig nicht 
die Kunden der entwickelnden Unternehmen sind, ist zu 
antizipieren (Giesecke 2003). Für das Management der 
betroffenen Unternehmen stellt sich die Herausforderung, 
diesen Prozess unter hoher Unsicherheit zu gestalten. 

1.6.4 Internationalisierung und ihre 

Auswirkungen auf die Organisation 
von Arbeit in der Biotechnologie 

Das für die Beherrschung der Biotechnologie relevante 
Wissen wird in internationalen Netzwerken generiert. 
Dies stellt Unternehmen, die in diesem Bereich tätig sind, 
vor die Herausforderung, international zu agieren, um 
sich das für die Unternehmenstätigkeit relevante Wissen 
verfügbar zu machen. Untersuchungen zum Internationa- 
lisierungsgrad der biopharmazeutisch tätigen Biotechno- 
logieunternehmen in Deutschland weisen auf eine starke 
Auslandsorientierung hin: 50 bis 60 Prozent der Unter- 


nehmen beliefern Auslandsmärkte, etwa 50 Prozent der 
Kooperationspartner sind ausländische Kooperationspart- 
ner, und im Zeitraum 1994 bis 2000 wurden 24 bis 32 Pro- 
zent aller biopharmazeutischen Patente aus Deutschland 
gemeinsam mit ausländischen Erfindern angemeldet 
(Reiss/Hinze 2004, S. 36 f). 

Die industrielle biotechnische Forschung und Entwick- 
lung ist eindeutig international orientiert und sucht auch 
die Nähe zu international führenden Forschungseinrich- 
tungen. Vor diesem Hintergrund stellt sich in Unterneh- 
men häufig die Frage, ob aus der Forschungsstandortwahl 
auch abgeleitet werden kann, in welchem Land künftige 
Produktionsstandorte entstehen werden. Ein direkter 
Rückschluss ist in der Regel nicht möglich, da für die 
Wahl von Produktionsstandorten vielfältige Gründe, die 
zum Teil produkt- bzw. unternehmensspezifisch sind, 
eine Rolle spielen. Zu den Gründen zählen: 

- Nähe zu bzw. Erschließung von großen und führenden 
Märkten, insbesondere im Bereich Biopharmazeutika 
die USA, Nähe zur US-Zulassungsbehörde Food and 
Drug Administration (FDA); 

- Verfügbarkeit von Rohstoffen (insbesondere für Mas- 
senprodukte auf Biomassebasis, wie zum Beispiel 
Bioethanol oder Biokunststoffe); 

- Logistik des Produktabsatzes (z. B. im Fall von indus- 
triellen Enzymen oder Tissue-Engineering-Produkten, 
die eine nur begrenzte Haltbarkeit aufweisen und da- 
her in der Nähe der Absatzmärkte produziert werden); 

- Anreize zur Ansiedlung, Fehlen von Ansiedlungs- 
hemmnissen. 

Eine aktuelle Untersuchung in regionalen britischen Bio- 
technologieclustern weist darauf hin, dass Kooperationen 
mit regionalen Partnern sehr wohl für die Ideengenerierung 
und die ersten Schritte der Produktentwicklung ausrei- 
chend sein können, dass aber nationale und internationale 
Kooperationen in den Stadien der Produktion, des Markt- 
zutritts und des Vertriebs wichtiger werden. Insgesamt wird 
das Kooperationsmuster aber stärker von der wissenschaft- 
lich-technologischen Wissensbasis, der ForschungsfÖrde- 
rung, den Geschäftsmodellen der Unternehmen und der 
Strategien der Wettbewerber in den sich entwickelnden 
Märkten bestimmt als von den Kompetenzen und Struktu- 
ren im regionalen Cluster (Hendry /Brown 2006). 

International agierende Biotechnologieuntemehmen unter- 
halten zum Teil mehrere ausländische FuE- bzw. Produk- 
tionsstandorte, die auch unternehmensintem im Wettbewerb 
zueinander stehen können. Inwieweit an den jeweiligen 
Standorten bestimmte Produktivitätskennziffem erreicht 
werden, kann mit darüber entscheiden, an welchem Ort be- 
stimmte Produkte erforscht oder hergestellt bzw. bestimmte 
biotechnische Prozesse implementiert werden. 

Hieraus ergibt sich, dass zumindest die Führungsebene 
Kompetenzen und Qualifikationen aufweisen muss, die 
für das erfolgreiche Agieren in den oben skizzierten inter- 
nationalen Kontexten erforderlich sind. Hierzu gehören 
neben internationalen Fachkenntnissen auch Fremdspra- 
chenkenntnisse sowie interkulturelle Kompetenzen, die 
für die Betreuung und Koordination von und den Wissen- 
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stransfer zwischen internationalen Teams erforderlich 
sind. Teilweise werden hierfür dezidiert internationale 
Grenzgänger mit Schnittstellenfunktion („boundary Span- 
ners“) beschäftigt. 

1.7 Qualifikationsanforderungen 

1.7.1 Aktuelle Qualifikationsstruktur in der 
kommerziellen Biotechnologie 

ln der kommerziellen Biotechnologie sind derzeit etwa 
29 000 Personen beschäftigt, davon etwa 14 150 in dedi- 
zierten Biotechnologieuntemehmen und etwa 14 800 in 
innovativ biotechnologisch-aktiven Unternehmen (bio- 
technologie.de 2007; Tabelle 19). Hierin sind Beschäf- 
tigte in Universitäten und Forschungseinrichtungen, bei 
Vorleistern sowie in Anwenderbranchen nicht enthalten 
(BMBF 2000). Mithilfe ökonomischer Modelle können 
diese Beschäftigungswirkungen ebenfalls abgeschätzt 
werden. Für das Jahr 2000 wurde auf diese Weise ermit- 
telt, dass in Deutschland etwa 240 000 Beschäftigte (dies 
entspricht etwa 0,7 Prozent aller Erwerbstätigen) direkt 
oder in Anwenderbranchen mit der Biotechnologie be- 
fasst sind. Hinzu kommen knapp 380 000 Arbeitsplätze 
in vorgelagerten Wirtschaftszweigen (1 Prozent der Er- 
werbstätigen) (Menrad et al. 2003a; Menrad/Frietsch 
2006). Durch Weiterentwicklung dieser modellbasierten 
Abschätzung der Beschäftigungswirkungen wurde für das 
Jahr 2004 ermittelt, dass in der Biotechnologiebereit- 
stellung (Tätigkeiten in Universitäten, Forschungsein- 
richtungen, dedizierten Biotechnologieunternehmen, Bio- 
technologieausstattern) sowie in Anwenderbranchen 
(Pharmazie, Chemie, Lebensmittel, Landwirtschaft, Um- 
weltschutz) von Beschäftigungswirkungen im Umfang 
von mindestens 260.000 Erwerbstätigen auszugehen ist. 
Dabei liegt die direkte Beschäftigungswirkung in den An- 
wenderbranchen mit etwa 170 000 Beschäftigten fast 


doppelt so hoch wie in der Biotechnologiebereitstellung 
mit rund 90 000 Beschäftigten. Zudem wurden die indi- 
rekten Beschäftigungseffekte ermittelt, die durch Investi- 
tionen und Ausgaben für Vorleistungseinkäufe der Bio- 
technologiebereitstellung und -Anwendung entstehen: Sie 
sind mit etwa 80 000 Beschäftigten in der BT-Bereitstel- 
lung sowie etwa 220 000 Beschäftigten in der BT-Anwen- 
dung größer als die jeweiligen direkten Beschäftigungswir- 
kungen der Biotechnologie 17 (Nusser et al. 2007). 

Welche Qualifikationsstruktur in Unternehmen, die in der 
Biotechnologie tätig sind, in Deutschland aktuell vorliegt, 
wurde durch eine Befragung von dedizierten und innova- 
tiv biotechnologisch-aktiven Unternehmen ermittelt 
(Kriegesmann et al. 2005). Die Ergebnisse sind in Tabel- 
le 26 aufgeführt. Sie zeigen, dass die Unternehmen einen 
hohen Anteil von Akademikern aufweisen, gefolgt von 
Personal mit fachschulischer Ausbildung. Dies steht im 
Einklang mit dem hohen Anteil von Forschung und Ent- 
wicklung an den Untemehmenstätigkeiten (Kap. V.l.5.2). 
Zudem erweist sich die Qualifikationsstruktur als abhängig 
von der Untemehmensgröße: Je kleiner das Unternehmen, 
umso höher ist in der Regel auch der Akademikeranteil. 
Insgesamt zeigen diese Ergebnisse, dass Biotechnolo- 
gieunternehmen eine Qualifikationsstmktur aufweisen, 
wie sie für wissensintensive Tätigkeiten zu erwarten ist, 
die vorrangig für Hochqualifizierte Beschäftigungspoten- 
ziale bietet. 


17 Aus methodischen Gründen ist ein Aufaddieren der direkten und der 
indirekten Beschäftigungswirkungen sowie die Summenbildung der 
indirekten Beschäftigungswirkungen, die durch die Biotechnologie- 
bereitstellung einerseits und die Biotechnologieanwendung anderer- 
seits induziert werden, nicht zulässig, da es sonst zu erheblichen 
Doppelzählungen und damit zu einer deutlichen Überschätzung der 
Beschäftigungswirkungen käme. 


Tabelle 26 

Qualifikationsstruktur der Beschäftigten in deutschen Biotechnologieunternehmen 


Qualifikation 

Anteil (%) n = 133 Unternehmen 

akademische Ausbildung 

63 

- Promotion 

36 

- Universitätsabschluss, z. B. Diplom 

18 

- Fachhochschulabschluss 

9 

nichtakademische Ausbildung 

35 

- fachschulische Berufsausbildung 

25 

- duale Berufsausbildung 

8 

- Meister, Techniker 

2 

kein Abschluss 

2 

gesamt 

100 


Quelle: Kriegesmann et al. 2005, S. 20 ff. 
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ln mittelfristiger Perspektive von etwa fünf bis zehn Jah- 
ren wird sich der Personalbedarf in Biotechnologie- 
unternehmen wegen des erwarteten Wachstums und der 
geäußerten Expansionsabsichten der befragten Biotech- 
nologieunternehmen erhöhen und dabei auch qualitativ 
verändern. Es ist jedoch nicht davon auszugehen, dass in 
nennenswertem Umfang Beschäftigungseffekte für Ge- 
ring- oder Nichtqualifizierte entstehen werden. Vielmehr 
werden sich die bereits heute bestehenden Stellenbeset- 
zungsprobleme bei hochqualifiziertem Personal nach Ein- 
schätzung von Kriegesmann et al. (2005) und Menrad 
et al. (2003a) künftig verschärfen und könnten möglicher- 
weise das Wachstum der industriellen Biotechnologie 
verlangsamen, sofern keine wirksamen Gegenmaßnah- 
men ergriffen werden. Dabei werden folgende Aspekte 
hervorgehoben (Kriegesmann et al. 2005; Menrad et al. 
2003a): 

- Akademisches Personal in Forschung und Entwick- 
lung: Wegen der Wissenschaftsbasierung, Forschungs- 
intensität und hohen Dynamik in Wissenschaft und 
Technik ist zu erwarten, dass der Bedarf an akademi- 
schem Personal für Tätigkeiten in Forschung und Ent- 
wicklung hoch bleiben wird. Während universitäre 
Studiengängen in der Biotechnologie und verwandter 
Fächer (Kap. V. 1.7.2) in geeigneter Weise für Tätig- 
keiten in der biotechnologischen Forschung und Ent- 
wicklung qualifizieren und damit qualitativ den 
Bedarf und die Nachfrage decken sollten, wird mittel- 
fristig mit einem Mangel an entsprechend qualifizier- 
ten Nachwuchswissenschaftlern gerechnet. Flierzu tra- 
gen wesentlich ein verhaltenes Interesse, ein natur- 
oder ingenieurwissenschaftliches Studium aufzuneh- 
men, die im internationalen Vergleich unterdurch- 
schnittlichen Absolventenquoten bei natur- und inge- 
nieurwissenschaftlichen Studienabschlüssen sowie ein 
hoher Ersatzbedarf durch altersbedingte Austritte aus 
dem Erwerbsleben bei (Legier et al. 2005, S. 78 ff). 
Inwieweit es der Biotechnologie„branche“ gelingen 
wird, sich im Wettbewerb um natur- und ingenieurwis- 
senschaftlich qualifiziertes akademisches Personal ge- 
genüber der Chemischen und Pharmazeutischen In- 
dustrie und anderen gut zu positionieren, wird 
wesentlich davon abhängen, ob es den Biotechnolo- 
gieunternehmen gelingt, attraktive und wettbewerbs- 
fähige Arbeitsbedingungen zu bieten. 

- Akademisches Personal in produktions- und markt- 
orientierten Untemehmensbereichen: Viele Biotech- 
nologieuntemehmen vollziehen gerade den Übergang 
von der überwiegenden Forschungsorientierung in die 
Produktion und Vermarktung bzw. planen dies in mit- 
telfristiger Perspektive. Damit gehen geänderte Kom- 
petenzanforderungen an das akademisch ausgebildete 
Personal einher, das für die im Aufbau befindlichen 
produktions-, anwendungs- und marktorientierten Un- 
ternehmensbereiche wie Produktion, Qualitätskon- 
trolle und -Sicherung, Regulatory Affairs, Marketing 
und Vertrieb und teilweise auch Kundendienst benö- 
tigt wird (Kap. V.l.5.2). Für leitende Tätigkeiten in 
der Produktion sowie der Qualitätskontrolle und -Si- 
cherung wird sich voraussichtlich die Nachfrage nach 


Ingenieuren mit naturwissenschaftlichem bzw. bio- 
technischem Hintergrund sowie nach Fachhochschul- 
absolventen mit ingenieurwissenschaftlicher Ausrich- 
tung erhöhen. Vertriebs- und Marketingtätigkeiten 
erfordern von der Tätigkeit her zwar nicht zwingend 
(promovierte) Akademiker, werden aber häufig von 
diesen ausgeführt, um von den - meist akademisch 
ausgebildeten - Kunden akzeptiert zu werden, um eine 
hohe Kompetenz für das Produkt bzw. die Dienstleis- 
tung zu demonstrieren und um der teilweise starken 
Erklärungsbedürftigkeit der biotechnischen Produkte 
und Dienstleistungen Rechnung zu tragen. 

- Für Tätigkeiten in den oben genannten anwendungs- 
und marktorientierten Unternehmensbereichen sind 
vor allem interdisziplinäres naturwissenschaftlich- 
technisches Fachwissen, praktische Berufserfahrung 
und Branchenkenntnisse sowie teilweise Spezialwis- 
sen (beispielsweise in dem Regelwerk der Guten Her- 
stellpraxis (Good Manufacturing Practice, GMP), 
Patentwesen o. Ä.) erforderlich. In diesen Bereichen 
bestehen bereits heute Personalrekrutierungspro- 
bleme, obwohl die Zahl formalqualifizierter Personen 
eigentlich ausreichen sollte. Personalengpässe beste- 
hen vor allem, weil die verfügbaren Bewerber, darun- 
ter auch Berufsanfänger bzw. arbeitslose natur- und in- 
genieurwissenschaftliche Akademiker, die genannten 
Qualifikationen und Kompetenzen nicht in ausrei- 
chendem Maße aufweisen oder die Biotechnologie- 
unternehmen die Gehaltsvorstellungen entsprechend 
qualifizierten Personals nicht erfüllen können 
(Kriegesmann et al. 2005). Mit wachsendem Perso- 
nalbedarfin der Biotechnologieindustrie bei gleichzei- 
tig zu erwartenden Engpässen bei natur- und inge- 
nieurwissenschaftlich ausgebildetem Fachpersonal 
droht sich dieses bereits heute bestehende Problem 
noch zu verschärfen. Kriegesmann et al. (2005) wei- 
sen jedoch darauf hin, dass das Problembewusstsein 
bei den Biotechnologieunternehmen noch gering ist 
und dementsprechend auch kaum Strategien zur Mil- 
derung des Problems entwickelt sind. 

- „Soft Skills“ bei akademisch ausgebildetem Fachper- 
sonal: Wegen der Generierung unternehmensrelevan- 
ten Biotechnologie-Know-hows in internationalen 
Multiakteursnetzwerken und flexiblen Netzwerkstruk- 
turen (Kap. V. 1.6.2 u. V. 1.6.4) werden zumindest von 
den Führungskräften Fremdsprachenkenntnisse, Fä- 
higkeiten zur interdisziplinären Kommunikation und 
Zusammenarbeit sowie interkulturelle Kompetenzen 
gefordert, die für die Betreuung und Koordination von 
und den Wissenstransfer zwischen internationalen 
Teams erforderlich sind. Durch die Organisation der 
Arbeit in zeitlich befristeten Projekten und Organisa- 
tionsstrukturen werden hohe Anforderungen an die be- 
troffenen Beschäftigten in Bezug auf Flexibilität, 
Kommunikations- und Arbeitsfähigkeit in interdiszi- 
plinären Kontexten und wechselnden Organisations- 
zusammenhängen gestellt. 

- Technisches Personal: Biotechnologieunternehmen 
benötigen neben akademischem Personal auch in ho- 
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hem Maße technische Assistenten mit fachschulischer 
Ausbildung (z. B. Biologisch-Technische Assisten- 
ten) bzw. Personal mit dualer Ausbildung (z. B. Biolo- 
gie- und Chemielaboranten, Chemikanten, Pharma- 
kanten) zur Sicherung der betrieblichen Abläufe im 
Routinebereich des Forschungslabors, der Produktion 
und in der Qualitätskontrolle und -Sicherung. Aktuell 
bestehende Probleme bei der Stellenbesetzung sind 
zum einen weniger stark ausgeprägt als bei akademi- 
schem Personal, zum anderen eher qualitativer Natur: 
Auf der einen Seite konkurrieren kleine Biotechnolo- 
gieunternehmen mit Großunternehmen der Chemi- 
schen und Pharmazeutischen Industrie um besonders 
qualifiziertes bzw. motiviertes technisches Personal 
und stehen damit vor der Herausforderung der Anreiz- 
gestaltung. Dabei können die Großunternehmen meist 
attraktivere Konditionen in Bezug auf Gehalt, Sonder- 
leistungen und geregelte Arbeitszeit bieten, sodass 
kleine Biotechnologieunternehmen versuchen, An- 
reize durch Übernahme von Tätigkeiten mit ver- 
gleichsweise hoher Verantwortung oder einem breiten 
Aufgabenspektrum zu setzen. Auf der anderen Seite 
beklagen Biotechnologieunternehmen, dass techni- 
sches Personal meist eine erhebliche Einarbeitungszeit 
brauche, da die im Unternehmen erforderlichen spezi- 
fischen Biotechnologiekenntnisse fehlten. Hierbei ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass angesichts des Quer- 
schnittscharakters der Biotechnologie einerseits und 
der teilweise sehr ausgeprägten Spezialisierung einzel- 
ner Biotechnologieunternehmen auf bestimmte Me- 
thoden andererseits in einer fachschulischen oder be- 
trieblichen Ausbildung grundsätzlich immer nur 
Teilbereiche des Gesamtspektrums vermittelt werden 
können. Gleichwohl weisen Experten darauf hin, dass 
trotz der kürzlich erfolgten Aktualisierung der Ausbil- 
dungsinhalte bei der fachschulischen Ausbildung die 
Ausbildung immer noch stark auf traditionelle Be- 
schäftigungsfelder ausgerichtet sei (Kriegesmann 
et al. 2005, S. 40). Weitere Personalrekrutierungspro- 
bleme liegen in der regionalen (Nicht-)Verfligbarkeit 
von technischem Personal, was zum einen durch be- 
stehende regionale Unterschiede in den Ausbildungs- 
möglichkeiten, zum anderen durch die - häufig fami- 
liär bedingte - geringe Mobilität dieser Berufsgruppe 
mit hohem Frauenanteil bedingt ist. Nach Einschät- 
zung von Kriegesmann et al. (2005) ist in mittelfristi- 
ger Perspektive von einer Verschärfung der hier 
skizzierten Personalrekrutierungsprobleme bei techni- 
schem Personal auszugehen. 

1.7.2 Aus- und Weiterbildungsangebote 
in Deutschland 

An deutschen Universitäten werden im Jahr 2007 
20 Studiengänge mit Relevanz für die Biotechnologie an- 
geboten, an deutschen Fachhochschulen existieren 
26 Studiengänge mit einem biotechnologischen Hinter- 
grund. Insgesamt stehen dadurch rund 2 600 Studien- 
plätze zur Verfügung. Mehr als die Hälfte der Hochschu- 
len hat ihre Ausbildung auf Bachelor- und Master- 
Abschlüsse umgestellt. Derzeit haben Studierwillige da- 


her die Wahl zwischen 13 Diplom-, 31 Bachelor- und 
32 Master-Studiengängen (www.biotechnologie.de). 

Nach Angaben des Verbands Deutscher Biologen und bio- 
wissenschaftlicher Fachgesellschaften (vdbiol) aus dem 
Jahr 2006 besteht für die Ausbildung von technischem 
Personal zum einen die Möglichkeit der 3- bis 3,5-jähri- 
gen betrieblichen Ausbildung zur Produktionsfachkraft 
für Biotechnik oder zum/zur Biologielaboranten/-in im 
dualen System. Die betriebliche Ausbildung erfolgt in 
Unternehmen bzw. in Forschungsinstituten (Hochschu- 
len, Kliniken oder außeruniversitäre Forschungseinrich- 
tungen), mit denen ein Ausbildungsvertrag geschlossen 
wird. Sie wird durch den Besuch der Berufsschule er- 
gänzt. Zum anderen kann eine Ausbildung zum/zur Bio- 
logisch-Technischen Assistenten/-in (BTA) auch an Be- 
rufsfachschulen erfolgen. In Deutschland gibt es zurzeit 
etwa 40 BTA-Schulen im engeren Sinne sowie etwa 
70 Fachschulen, an denen schulische Ausbildungen zum 
Laboranten bzw. zum TA verschiedener biowissenschaft- 
licher Fachrichtungen möglich sind. Die Fachschulen 
sind staatlich und damit schulgeldfrei, oder es handelt 
sich um Privatschulen, an denen ein monatliches Schul- 
geld zu entrichten ist. Die Ausbildungsdauer beträgt zwei 
oder drei Jahre. An neun Einrichtungen ist in Deutschland 
die berufliche Weiterbildung von Personen mit abge- 
schlossener BTA- oder Biolaborantenausbildung zum 
Biotechniker möglich. Diese berufliche Weiterbildung an 
einer Technikerschule dauert in Völlzeit zwei Jahre oder 
berufsbegleitend vier Jahre. 

1.8 Arbeitsschutz 

1.8.1 Gesundheitsgefahren beim Umgang mit 
biologischen Arbeitsstoffen 

Biotechnologische Tätigkeiten beinhalten den beabsich- 
tigten und nichtbeabsichtigten Umgang mit biologischen 
Arbeitsstoffen, die die Gesundheit von Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmern durch Infektionen, Allergien oder 
toxische Wirkungen gefährden können (Hüsing et al. 
1995). Um entsprechenden Gefährdungen vorzubeugen 
und die Beschäftigten zu schützen, ist seit den 1990er 
Jahren eine entsprechende EU-Richtlinie 1R in Kraft, die in 
Deutschland durch das Arbeitsschutzgesetz und die Ver- 
ordnung zur Umsetzung von EG-Richtlinien über den 
Schutz der Beschäftigten gegen Gefährdung durch biolo- 
gische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (Biostoffverordnung) 
in nationales Recht umgesetzt wurde. Sie wird durch ein 
technisches Regelwerk ergänzt, das Regeln und Erkennt- 
nisse zur Erfüllung der Anforderungen der Verordnung 
enthält, die vom Ausschuss für Biologische Arbeitsstoffe 
ermittelt wurden. Darüber hinaus sind das Gentechnikge- 
setz, die Gentechniksicherheitsverordnung und das Infek- 
tionsschutzgesetz von Relevanz (Eckebrecht 2000). 

Die Biostoffverordnung regelt berufsbedingte Tätigkeiten 
mit biologischen Arbeitsstoffen, das heißt mit Mikroorga- 


18 90/679/EWG; in der aktuell gültigen Fassung als Richtlinie 2000/54/EG 
über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologi- 
sche Arbeitsstoffe bei der Arbeit. 
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nismen einschließlich gentechnisch veränderten Mikro- 
organismen, Zellkulturen, humanpathogenen Endoparasi- 
ten sowie mit Agenzien, die mit der transmissiblen, 
spongiformen Enzephalopathie assoziiert sind (z. B. 
BSE-Erreger, Prionen). Freie Nukleinsäuren (DNA, 
RNA) und Plasmide sind von der Biostoffverordnung 
nicht abgedeckt. Die Verordnung enthält Regelungen zum 
Schutz der Beschäftigten bei diesen Tätigkeiten. Dabei 
werden auch ehrenamtlich Tätige, Schüler, Studenten und 
Praktikanten, Doktoranden oder Stipendiaten an Hoch- 
schulen, Universitäten oder an anderen Forschungsein- 
richtungen als Beschäftigte angesehen, die durch die Bio- 
stoffverordnung geschützt werden sollen. 

Während in den vergangenen Jahren potenzielle Gesund- 
heitsgefährdungen durch biotechnische Tätigkeiten bei 
der Arbeit, wie oben beschrieben, adressiert und in das 
etablierte System des Arbeitsschutzes integriert wurden, 
zeichnen sich mit der Nanobiotechnologie, aber insbeson- 
dere mit der Synthetischen Biologie, zwei sich neuentwi- 
ckelnde Felder ab, die potenziell Gesundheitsgefährdun- 
gen bergen könnten (Bhutkar 2005; Check 2006; 
McDaniel/Weiss 2005, Tucker/Zilinskas 2006). Aller- 
dings reicht der aktuelle Kenntnisstand noch nicht aus, 
um eine Abschätzung der möglichen Gesundheitsgefähr- 
dung vorzunehmen (Aitken et al. 2004; Mark 2005; 
SCEN1HR 2006), sodass hier noch Forschungsbedarf be- 
steht, wie er beispielsweise von BAuA et al. (2006) skiz- 
ziert wurde. 

1.8.2 Gentests bei Einstellungsuntersuchungen 
und am Arbeitsplatz 

Durch die wissenschaftlichen Erkenntnisse, die sich aus 
dem Humangenomprojekt ergeben und durch die verbes- 
serten technischen Möglichkeiten zur DNA-Analyse und 
Gendiagnostik haben sich bereits in den letzten Jahren die 
Möglichkeiten stark erweitert, die genetische Disposition 
von Menschen zu untersuchen, und dieser Trend wird 
sich auch in absehbarer Zukunft weiter fortsetzen (TAB 
2000b; Propping et al. 2006). Damit eröffnet die Bio- und 
Gentechnik prinzipiell die Möglichkeit, genetische Unter- 
suchungen auch an Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mern durchzuführen. Solche Untersuchungen könnten 

- zusammen mit anderen arbeitsmedizinischen und -psy- 
chologischen Untersuchungen - Erkenntnisse darüber lie- 
fern, inwieweit die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
aufgrund ihrer genetischen Disposition 

- in besonderem Maße für bestimmte berufliche Tätig- 
keiten geeignet erscheinen, 

- eine besondere Anfälligkeit bzw. Widerstandsfähig- 
keit gegenüber am Arbeitsplatz vorhandenen Belas- 
tungen (z. B. Stress, Lärm, Schad- und Giftstoffe, 
Allergene) aufweisen, 

- mit erhöhter Wahrscheinlichkeit in der Zukunft an ei- 
ner Krankheit erkranken könnten, die zum Zeitpunkt 
der Untersuchung noch nicht manifest (anhand klini- 
scher Symptome erkennbar) ist (sogenannte prädiktive 
Gendiagnostik). 


Derartige Gentests könnten prinzipiell bei allen Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmern durchgeführt werden; 
sie sind keinesfalls auf die Biotechnologie„branche“ be- 
schränkt. Vielmehr stellt die Biotechnologie Wissen und 
Werkzeuge bereit, die solche Untersuchungen grundsätz- 
lich - und damit auch im Arbeitsumfeld - möglich ma- 
chen. 

Die Erlangung entsprechender Erkenntnisse kann für die 
Beschäftigten von Interesse sein, da sie im Falle eines er- 
höhten Erkrankungsrisikos bewusst entscheiden können, 
ob sie die betreffende Tätigkeit bzw. den betreffenden Ar- 
beitsplatz dennoch anstreben oder nicht. Aus Sicht des 
Arbeitgebers könnten die durch Gentests gewonnenen Er- 
kenntnisse die Auswahl von Beschäftigten unterstützen, 
die über die notwendige körperliche, geistige und gesund- 
heitliche Eignung zur Tätigkeitsausübung verfügen. Zu- 
dem könnten Erkenntnisse über eine wahrscheinliche 
künftige Gesundheitsentwicklung Hinweise auf mögliche 
künftige Fehlzeiten, verringerte Arbeitsproduktivität und 
ein eventuelles vorzeitiges Ausscheiden aus dem Er- 
werbsleben geben (EGE 2003). 

Neben der eher wissenschaftlich-technischen Frage, in- 
wieweit die Gentests die gewünschten Erkenntnisse tat- 
sächlich valide und - angesichts des Wahrscheinlichkeit- 
scharakters der möglichen Aussagen - in Handeln 
umsetzbar liefern können, stellt sich das Problem der 
möglichen Diskriminierung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern allein aufgrund ihrer genetischen Disposi- 
tion. Darüber hinaus ist zwischen dem Interesse des Ar- 
beitgebers, einen geeigneten Arbeitnehmer zu gewinnen, 
der nicht in absehbarer Zeit durch Krankheit ausfallen 
wird, und dem Recht auf informationeile Selbstbestim- 
mung des Arbeitnehmers, das ebenfalls ein Recht auf 
Nichtwissen über die eigene genetische Disposition bein- 
haltet, abzuwägen, ln Deutschland hat - unter anderen - 
der Nationale Ethikrat eine Stellungnahme zu prädiktiven 
Gesundheitsinformationen bei Einstellungsuntersuchun- 
gen abgegeben (Nationaler Ethikrat 2005) und konsta- 
tiert, dass weitgehender Konsens über den Regelungsbe- 
darf in diesem Bereich bestehe. Eine solche Regelung ist 
seit Längerem in Form des geplanten Gendiagnostikge- 
setzes in Vorbereitung. 

1.8.3 Enhancement 

Biotechnologie trägt direkt oder mittelbar zur Erweite- 
rung der Möglichkeiten bei, menschliche Fähigkeiten und 
Eigenschaften im Sinne einer Verbesserung (engl, „en- 
hancement“) zu beeinflussen. Diese Option wird insbe- 
sondere auch im Rahmen der antizipierten Konvergenz 
von Biotechnologie, Nanotechnologie, luK-Technologien 
und Neurotechnologien diskutiert (Beckert/Roloff 2005). 
Unter Enhancement versteht man solche Interventionen, 
die auf die Veränderung der Fähigkeiten und des Leis- 
tungsvermögens von Menschen über das als „normal“ 
empfundene Maß hinaus abzielen (Friele/Fulford 2004; 
Fuchs et al. 2002). Zu den durch Biotechnologie prinzi- 
piell ermöglichten Interventionen zählen beispielsweise 
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- psychoaktive Substanzen, die Stimmungen, Aufmerk- 
samkeit, Emotionen, Gedächtnis und mentale Leistun- 
gen beeinflussen (Farah et al. 2004; Wolpe 2002), 

- Wachstumshormone, die Körpergröße, Muskelaufbau 
und körperliche Leistungsfähigkeit beeinflussen, 

- Gentherapie und Gendoping, 

- Interventionen auf der Basis von Zelltherapien und 
Ansätzen der regenerativen Medizin, 

- gegebenenfalls auch Prothesen und (Neuro-)Implan- 
tate (EGE 2005; McGuire/McGee 1999). 

Zwar befindet sich der Großteil dieser Optionen noch im 
Stadium der Forschung und Entwicklung bzw. ist weitge- 
hend auf die Behandlung pathologischer Zustände im me- 
dizinischen Kontext beschränkt. Antizipiert man aber 
eine Weiterentwicklung der wissenschaftlich-technologi- 
schen Möglichkeiten, ist wohl davon auszugehen, dass 
eine latente Bereitschaft sowohl bei Arbeitnehmern als 
auch bei Arbeitgebern besteht, entsprechende biotechni- 
sche Möglichkeiten des Enhancements unter bestimmten 
Umständen auch zu nutzen. Im Leistungssport werden 
entsprechende Möglichkeiten, wie Dopingskandale im- 
mer wieder zeigen, bereits genutzt, und auch im Militär- 
und Spionagebereich werden mögliche Einsatzbereiche 
diskutiert (National Science Foundation 2002). Aber auch 
in „normalen“ beruflichen Tätigkeitsfeldern könnten sol- 
che Interventionen als geeignete Option wahrgenommen 
werden, um beruflichen Belastungen überhaupt oder bes- 
ser gewachsen zu sein, sich beispielsweise in Prüfungen 
oder Auswahlverfahren einen Vorteil zu verschaffen oder 
um sozioökonomische Benachteiligungen „auszuglei- 
chen“ (Fuchs et al. 2002). 

Die Möglichkeiten des Enhancements durch Biotechnolo- 
gie in der Arbeitswelt sind, da sie sich überwiegend noch 
im Forschungs- und Entwicklungsstadium befinden, bis- 
lang noch nicht diskutiert worden. Flier könnte jedoch ein 
Monitoring der Entwicklung angezeigt sein, um rechtzei- 
tig Aufklärungs-, Präventions- und Kontrollmaßnahmen 
implementieren zu können und gegebenenfalls auch Ver- 
bote auszusprechen. Hierbei könnte man im betrieblichen 
Umfeld wahrscheinlich an Akteure, Organisationen und 
Strukturen anknüpfen, die bereits jetzt auf dem Gebiet der 
Suchtprävention und des Alkohol- und Drogenmiss- 
brauchs engagiert sind. 

1.9 Veränderte Produktionsweisen 

Biotechnologie birgt das Potenzial, Produktionsweisen zu 
verändern, indem etablierte Verfahren durch biotechni- 
sche Verfahren ergänzt und teilweise sogar substituiert 
werden. Ein Bereich, in dem dieser Prozess schon ver- 
gleichsweise weit fortgeschritten ist, ist die Pharmazeuti- 
sche Industrie. Chemische Wirkstoffe werden zunehmend 
durch biologische Wirkstoffe ergänzt und ersetzt: So ha- 
ben beispielsweise Biopharmazeutika nach Angaben des 
Europäischen Verbands der Biotechnologieunternehmen 
einen Anteil von 20 Prozent an den auf dem Markt be- 
findlichen Arzneimitteln und von 50 Prozent an den in 
der FuE-Pipeline befindlichen Wirkstoffkandidaten. Neu- 


artige Therapieprinzipien, die mit konventionellen Inter- 
ventionen nicht möglich sind, erwartet man von der Gen- 
therapie und der Regenerativen Medizin. 

Unter dem Schlagwort einer „biobased economy“ werden 
biotechnische Entwicklungen zusammengefasst, die eine 
weitgehende Umstellung der industriellen Produktion von 
einer fossilen Rohstoffbasis auf Biomasse ermöglichen 
und unterstützen sollen. Dies betrifft vor allem die Pro- 
duktion von Chemikalien und Werkstoffen (Crank et al. 
2004; Patel et al. 2006) sowie von Energieträgern wie 
Bioethanol, Biodiesel, und Biowasserstoff, was gegen- 
über der aktuellen Industriestruktur eine starke Verände- 
rung bedeuten würde, die sich jedoch über Jahrzehnte 
hinziehen dürfte. Hierunter fallen auch Entwicklungen, 
die eine Verlagerung der Wertschöpfung gegenüber dem 
Status-quo auf vorgelagerte Stufen der Wertschöpfungs- 
kette implizieren. Exemplarisch seien die Züchtung und 
der Anbau von krankheits- und schädlingsresistenten 
Nutzpflanzen genannt, die den Pestizidbedarf signifikant 
senken sollen und damit die Wertschöpfung wesentlich 
von der agrochemischen Industrie als Pestizidproduzent 
auf Saatgutunternehmen verlagern würde, oder die Züch- 
tung ligninarmer Baumarten, die den Papierherstellungs- 
prozess wesentlich verändern würden (Lheureux et al. 
2003). 

1.10 Schlussfolgerungen 

Biotechnologie gilt in allen industrialisierten Ländern als 
eine wichtige Zukunftstechnologie und wird häufig auch 
als eine der „Schlüsseltechnologien des 21. Jahrhunderts“ 
bezeichnet. Wegen des wachsenden Reifegrades und des 
erwarteten Effekts auf die künftige Wettbewerbsfähigkeit 
der von Biotechnologie beeinflussten Wirtschaftssektoren 
ist Biotechnologie ein zentrales Feld der Innovationspoli- 
tik (BMBF 2001 u. 2006; European Commission 2002). 
Obwohl die Biotechnologie einen Reifegrad erreicht hat, 
bei dem sie in Teilbereichen von industriellen Produk- 
tionsprozessen eine merkliche Rolle spielt, sind ihre 
potenziellen Konsequenzen für die Industriearbeit bislang 
nur wenig untersucht worden. 

ln diesem Kapitel wurden Auswirkungen der Biotechno- 
logie auf die Industriearbeit analysiert, weil dieser Tech- 
nologie als Querschnittstechnologie ein großes Potenzial 
zur Beeinflussung einer Vielzahl von industriellen An- 
wendungen, Branchen und Tätigkeiten zugemessen wird. 
Dabei stellt die Biotechnologie unter den drei in diesem 
Bericht betrachteten Technologien diejenige dar, die in 
Bezug auf die Kommerzialisierung am weitesten fortge- 
schritten ist. An ihr sollten daher auch am ehesten Impli- 
kationen für die Industriearbeit deutlich werden können. 
Im Vergleich zu den Auswirkungen der Nanotechnologie 
auf die Industriearbeit (Kap. V. 2) sind zum Teil große 
Ähnlichkeiten zwischen den beiden Technologien zu kon- 
statieren. Damit könnten die Erfahrungen in der Bio- 
technologie - bei aller Vorsicht, die man bei Analogie- 
schlüssen walten lassen muss - zumindest teilweise als 
Orientierung für künftiges Handeln in der Nanotechnolo- 
gie dienen: ln der Biotechnologie Bewährtes könnte in 
angepasster Weise übernommen werden; Schwächen und 
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Defiziten, die in der Biotechnologie erkannt wurden, 
könnte in der Nanotechnologie frühzeitig Aufmerksam- 
keit geschenkt werden, um die Möglichkeit eines frühzei- 
tigen, vorbeugenden oder adäquateren Handelns zu nut- 
zen. 

Bemerkenswerterweise ist zu konstatieren, dass zwischen 
dem der Biotechnologie zugemessenen Potenzial für in- 
dustrielle Anwendungen einerseits und der bestehenden 
Wissensbasis über ihre Wirkungen auf Industriearbeit an- 
dererseits eine - unerwartet große - Lücke klafft: Bei den 
Recherchen für diesen Bericht wurde nur wenig empiri- 
sches Material gefunden, das fundierte Einschätzungen 
über mögliche Wirkungen auf Industriearbeit ermöglicht. 
Die Arbeitswissenschaft und -Soziologie hat sich offenbar 
der Biotechnologie - wie auch der Nanotechnologie 
(Kap. V.2) - bislang nur punktuell zugewandt. Als mögli- 
che Ursachen kommen das vergleichsweise frühe Ent- 
wicklungsstadium der Biotechnologie in Betracht, in dem 
Forschung und Entwicklung überwiegen und - gemessen 
am Potenzial der Technologie - erst wenige Produkte und 
Dienstleistungen Marktreife erlangt haben. Darüber 
hinaus sind derzeit nur vergleichsweise wenige Erwerbstä- 
tige von der Biotechnologie direkt tangiert: ln Forschungs- 
einrichtungen, dedizierten Biotechnologieunternehmen, 
innovativ biotechnologisch-aktiven Unternehmen, und 
Unternehmen der Anwenderbranchen sind dies etwa 
260 000 direkt Beschäftigte. Darüber hinaus mögen me- 
thodische Gründe die Befassung mit dieser Thematik er- 
schweren, da in der Biotechnologie tätige Unternehmen 
keine „Branche“ bilden, die eindeutig definiert und ab- 
grenzbar und in den etablierten Statistiken abgebildet ist - 
entsprechende Vorstöße, auch international vergleichbare 
statistische Daten zu erheben, sind allerdings erfolgreich 
angelaufen, sodass sich dieses Problem in absehbarer Zeit 
nicht mehr stellen sollte. 

Eine andere mögliche Ursache könnte darin liegen, dass ein 
Fokus der bisherigen arbeitswissenschaftlichen und -sozio- 
logischen Untersuchungen darauf lag, von etablierten 
Produktionsprozessen auszugehen und den dort vorzufin- 
denden Wandel zu untersuchen. Solche Wandlungspro- 
zesse sind in der Biotechnologie hingegen bislang nur in 
Teilbereichen überhaupt zu beobachten: So wurde in den 
letzten Jahrzehnten nur in der Pharmaindustrie das chemi- 
sche Paradigma durch ein biotechnologisches ergänzt und 
teilweise ersetzt; und die Chemische Industrie könnte der- 
zeit am Beginn eines solchen Paradigmenwechsels ste- 
hen. Der aktuelle „Normalfall“ in der Biotechnologie ist 
hingegen ein Technologieaneignungsmodell, in dem de- 
dizierte Biotechnologieunternehmen mit einer starken 
Forschungs- und Entwicklungsorientierung in intensiven 
Kooperationen mit Forschungseinrichtungen und innova- 
tiv biotechnisch-aktiven Unternehmen produkt- und 
dienstleistungsrelevantes Wissen generieren. In einem 
solchen Modell sind die Treiber wie Marktanforderungen 
und Organisationsformen ganz anders ausgeprägt als in 
etablierten Industrien, sodass sich hier viele Fragen, die 
einen Untersuchungsschwerpunkt in etablierten Indus- 
trien darstellen (z. B. Gruppenarbeit, Tertiarisierung 
o. Ä.), in der Biotechnologie (noch) nicht in diesem Maße 
stellen. 


Auch wenn die hier aufgeführten Argumente plausibel 
machen, warum die Biotechnologie bislang unter dem 
Aspekt des Wandels der Industriearbeit wenig untersucht 
worden ist, so erscheint es doch - angesichts des Schlüs- 
selcharakters der Biotechnologie und ihres Potenzials für 
industrielle Anwendungen - wünschenswert, sich mögli- 
chen Wirkungen auf Arbeit schon in der Frühphase der 
Entwicklung zuzuwenden. Hierdurch könnten aussage- 
kräftige umfassende Informationen über den Stand der 
Entwicklungen, den Stand der Auswirkungen auf Arbeit 
und die Perspektiven erlangt werden. So laufen beispiels- 
weise auf europäischer Ebene derzeit beim Europäischen 
Zentrum für die Entwicklung der beruflichen Ausbildung 
(CEDEFOP) erste Aktivitäten an, künftige Qualifika- 
tionsanforderungen, die sich durch die Biotechnologie er- 
geben, systematisch zu untersuchen. 

Die Analysen in diesem Kapitel zeigten auch, dass die 
häufig beschworenen „revolutionären“ Veränderungen 
durch die Biotechnologie nicht in dem Maße feststellbar 
sind. Wenn man ein Zeitfenster von mehreren Jahren in 
den Blick nimmt, überwiegen vielmehr inkrementeile 
Änderungen. Tiefgreifendere Veränderungen im Sinne ei- 
nes „Umbruchs" vollziehen sich eher in einem Wand- 
lungsprozess über Jahrzehnte und sind damit erst in der 
Rückschau über mehrere Jahrzehnte deutlich feststellbar 
bzw. erfordern auch eine Vorschau über mehrere Jahr- 
zehnte, die dann aber naturgemäß mit erheblicher Unsi- 
cherheit behaftet ist. Dennoch wurden in diesem Kapitel 
mit der „biobased economy“ oder der Verlagerung der 
Wertschöpfung auf frühere Stufen der Wertkette zum Bei- 
spiel in der Pflanzenzüchtung Bereiche benannt, die ein 
Potenzial zur Substitution etablierter Industrien und zu ei- 
nem damit verbundenen Strukturwandel aufweisen. Hier 
besteht grundsätzlicher Bedarf, prospektive Abschätzun- 
gen von Größenordnungen, Richtungen, Zeithorizonten 
oder besonders betroffenen Regionen als Basis für die 
Identifizierung von Handlungsbedarf und Handlungs- 
optionen durchzuführen. 

Biotechnologie in der Industriearbeit erfordert wegen der 
Wissensintensität und der großen Bedeutung von For- 
schung und Entwicklung hochqualifiziertes Personal, ins- 
besondere entsprechend ausgebildetes akademisches Per- 
sonal sowie technische Assistenz mit fachschulischer 
oder dualer Ausbildung. In mittelfristiger Perspektive von 
etwa fünf bis zehn Jahren wird sich der Personalbedarf in 
Biotechnologieunternehmen wegen des erwarteten 
Wachstums und der geäußerten Expansionsabsichten der 
befragten Biotechnologieuntemehmen erhöhen und dabei 
auch qualitativ verändern. Es ist jedoch nicht davon aus- 
zugehen, dass in nennenswertem Umfang Beschäfti- 
gungseffekte für Gering- oder Nichtqualifizierte entste- 
hen werden. Vielmehr werden sich die bereits heute 
bestehenden Stellenbesetzungsprobleme bei hochqualifi- 
ziertem Personal künftig verschärfen und könnten mögli- 
cherweise das Wachstum der industriellen Biotechnologie 
verlangsamen, sofern keine wirksamen Gegenmaßnah- 
men ergriffen werden. Insbesondere wird Handlungsbe- 
darf gesehen, der sich mittelfristig abzeichnenden Ver- 
knappung bei natur- und ingenieurwissenschaftlich 
ausgebildeten Akademikern entgegenzusteuern - eine 
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Forderung, die keineswegs spezifisch für die Biotechno- 
logie erhoben wird, sie aber auch betrifft, zumal sie mit 
anderen Branchen um entsprechend Qualifizierte konkur- 
rieren muss. Darüber hinaus besteht Bedarf, die - über- 
wiegend auf eine Tätigkeit von akademisch ausgebildeten 
Personen in Forschung und Entwicklung und von fach- 
schulisch ausgebildeten Kräften in traditionellen Tätig- 
keitsfeldern ausgerichteten - fachlichen Qualifikationen 
besser auf den Bedarf in den Unternehmen abzustimmen: 
Hier werden in stärkerem Maße branchen-, produktions-, 
markt- und anwendungsorientierte Fachkenntnisse und 
berufspraktische Erfahrungen, gepaart mit Fremdspra- 
chenkenntnissen und „Soft Skills“ in der interdisziplinä- 
ren und internationalen Teamarbeit, benötigt, als dies der- 
zeit im Fachkräftepool vorhanden ist. Es besteht daher die 
Herausforderung, ein flächendeckendes Aus- und Weiter- 
bildungsangebot zu entwickeln, das alle formalen Quali- 
fikationsstufen abdeckt. 

Inwieweit durch die Biotechnologie und insbesondere 
durch die Gentechnik neue gesundheitliche Gefährdun- 
gen entstehen könnten und wie sie wirksam zu begrenzen 
seien, wurde bereits Mitte der 1970er Jahre thematisiert 
und diskutiert. In den folgenden Jahrzehnten wurden ent- 
sprechende Sicherheitsmaßnahmen entwickelt, gesetz- 
lich verbindlich vorgeschrieben und in der Praxis imple- 
mentiert, sodass in der Biotechnologie ein Stand erreicht 
ist, der in der Nanotechnologie aktuell angestrebt wird. 
Allerdings zeichnen sich nunmehr in der Biotechnologie 
mit der Synthetischen Biologie, gegebenenfalls auch mit 
der Nanobiotechnologie, neue Felder ab, die ein erhöhtes 
Gefährdungspotenzial für die menschliche Gesundheit 
bergen könnten. Der Wissensstand ist aber noch nicht 
ausreichend, um mögliche Gefährdungen abschätzen zu 
können. Hier besteht also aktueller Forschungsbedarf um 
die Wissensbasis für eine Risikobewertung zu legen, auf 
deren Grundlage dann eventuell erforderliche Präven- 
tions- und Schutzmaßnahmen entwickelt werden könn- 
ten. Entsprechende Forschungsstrategien sind in Deutsch- 
land kürzlich formuliert worden und entsprechende 
Forschungsprogramme angelaufen. 

Von ganz anderer Qualität der Wirklingen auf die Ge- 
sundheit von Erwerbstätigen sind mögliche Anwendun- 
gen der Biotechnologie bei der Ermittlung von Krank- 
heitsdispositionen mittels Gentests sowie bei der 
Erweiterung der Möglichkeiten der „Verbesserung“ 
menschlicher Fähigkeiten (Enhancement). Während die 
Gentestproblematik bereits intensiv untersucht und debat- 
tiert wurde, und Konsens herrscht, dass hier Regelungs- 
bedarf zu den Rahmenbedingungen besteht, unter denen 
Gentests im Zusammenhang mit Erwerbstätigkeiten zu- 
lässig sein sollen. Die Möglichkeiten des Enhancements 
durch Biotechnologie in der Arbeitswelt sind, da sie sich 
überwiegend im Forschungs- und Entwicklungsstadium 
befinden, bislang noch nicht diskutiert worden. Hier 
könnte ein Monitoring der Entwicklung angezeigt sein. 

Abschließend sei noch auf den Aspekt der Entsinnlichung 
bzw. Entfremdung und daraus resultierende mögliche 
Folgen hingewiesen, der mit Tätigkeiten in der Biotech- 
nologie verbunden sein kann: Die Biotechnologie nutzt 


die Fähigkeiten von Lebewesen bzw. ihrer Bestandteile 
für technische Zwecke aus. Dabei werden die Lebewesen 
bzw. ihre Bestandteile zu Objekten, die von den dort Täti- 
gen gegebenenfalls nicht mehr als Lebewesen wahrge- 
nommen werden, sondern primär als Hilfsmittel und Ma- 
terial zur Erfüllung technischer Zwecke. Dies kann 
dadurch verstärkt werden, dass diese Objekte mit den 
menschlichen Sinnen nicht mehr wahrgenommen, son- 
dern nur noch mittelbar durch Messwerte oder technische 
Geräte erfasst werden können. Dabei können Eingriffe in 
diese Lebewesen oder ihre Verwendungszwecke, die aus 
Sicht von in der Biotechnologie Tätigen rational und 
„normal“ erscheinen, für Außenstehende als nur schwer 
akzeptabel, als zu weitgehend oder unmoralisch einge- 
stuft werden. Exemplarisch sei die gentechnische Verän- 
derung von Tieren oder die Nutzung menschlicher 
Embryonen für die Gewinnung embryonaler Stammzel- 
len genannt. Um tiefgreifenden Kontroversen vorzubeu- 
gen, besteht hier die Notwendigkeit, die ethischen, gesell- 
schaftlichen und rechtlichen Aspekte umfassend zu 
erforschen und auf dieser Basis gesellschaftliche Debat- 
ten über die Wiinschbarkeit und Zielsetzungen biotechni- 
scher Eingriffe in die Integrität von Lebewesen zu führen. 
Darüber hinaus wäre die Integration dieser Themen in die 
akademische Ausbildung wünschenswert. 

2. Nanotechnologie und Industriearbeit 

Die Nanotechnologie gilt seit einiger Zeit als Schlüssel- 
technologie, von der Anstöße zu innovativen Entwicklun- 
gen in den verschiedensten technologischen Bereichen 
und gesellschaftlichen Anwendungsfeldern erwartet wer- 
den (z. B. Bachmann 1998; Grupp 1993). Hiermit verbin- 
det sich die Hoffnung auf bedeutende Umsatzpotenziale 
in vielen Bereichen der Wirtschaft, aber auch auf Entlas- 
tungseffekte für die Umwelt und auf positive Auswirkun- 
gen im Bereich der menschlichen Gesundheit. Angesichts 
der enormen Chancen der Nanotechnologie und der ande- 
rerseits bestehenden Unsicherheiten über die mit ihr 
verbundenen Risiken hat das TAB bereits 2003 eine um- 
fassende TA-Studie vorgelegt (TAB 2003), die sich aller- 
dings kaum mit der Frage auseinandersetzt, wie sich die 
Industriearbeit durch die Nutzung der Nanotechnologie 
verändert. Auch die zahlreichen Studien des VDI-TZ für 
das BMBF haben sich dieser Frage nur punktuell gewid- 
met (z. B. Luther 2004; Luther et al. 2004). Relevanter 
für die Fragestellung dieser Studie, allerdings mit einem 
stark eingeschränkten Fokus, sind die Studien über die 
gesundheitlichen Risiken beim Umgang mit nanostruktu- 
rierten Materialien (Aitken et al. 2004; Hett 2004; 
Lauterwasser 2005; Luther et al. 2004) und zu Qualifika- 
tionserfordernissen in der Nanotechnologie (Abicht et al. 
2005), auf deren empirischem Material die folgenden 
Ausführungen im Wesentlichen basieren. 

2.1 Was ist Nanotechnologie? 

Nanotechnologie ist ein Sammelbegriff für eine weite Pa- 
lette von wissenschaftlichen Forschungsgebieten und 
Technologien, die sich mit der Herstellung, Untersuchung 
und Anwendung von Strukturen die in mindestens einer 
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Dimension kleiner als 100 nm sind (1 nm = IO -9 m) befas- 
sen. 19 Aber nicht allein die Größe der Strukturen ist ent- 
scheidend. Nanomaterialien besitzen im Vergleich zu grö- 
ber strukturierten Materialien drastisch veränderte 
Eigenschaften, die sowohl chemische, physikalische als 
auch biologische Stoffcharakteristika betreffen. 

Die chemischen Materialeigenschaften hängen stark von 
der Anordnung und Strukturierung der elementaren Mate- 
riebausteine ab. Nanomaterialien haben in der Regel ein 
stark vergrößertes Verhältnis von reaktiven Oberflächen- 
atomen zu reaktionsträgen Teilchen im Inneren und wei- 
sen deshalb eine deutlich erhöhte chemische Reaktivität 
auf. Parallel zu den Oberflächeneffekten beginnen bei 
nanostrukturierten Materialien Quanteneffekte gegenüber 
Festkörpereffekten zu dominieren. Physikalische Mate- 
rialeigenschaften eines Festkörpers wie elektrische Leit- 
fähigkeit, Magnetismus, Fluoreszenz, Flärte oder Festig- 
keit ändern sich deshalb vielfach fundamental beim 
Übergang in den Nanokosmos. 

Auch in der Biologie spielen Nanomaterialien eine ent- 
scheidende Rolle, da nahezu alle biologischen Prozesse 
von nanoskaligen Strukturbausteinen wie Nukleinsäuren, 
Proteinen etc. gesteuert werden. Ebenso basiert eine 
Vielzahl außergewöhnlicher Eigenschaften lebender 
Organismen auf der Anwendung nanotechnologischer 
Prinzipien. 20 Tabelle 27 gibt einen Überblick, welche Ma- 
terialeigenschaften sich mithilfe der Nanostrukturierung 
gezielt verändern lassen. 


19 Strengere Definitionen, nach denen die Strukturgrößen wenigstens in 
zwei Größen unter 100 nm liegen müssen (z. B. Köhler 2001), 
schließen etwa den kompletten Bereich der nanoskaligen Beschich- 
tungen aus. 

20 Ausgeschlossen sind aber alle natürlichen Vorgänge, die im Nano- 
maßstab ablaufen. Dazu gehört beispielsweise die biotechnologische 
Produktion von Enzymen mithilfe von Mikroorganismen. 


Durch die Nanotechnologie ergeben sich somit neuartige 
Möglichkeiten des intelligenten Materialdesigns und für 
die Generierung neuartiger technologischer Komponen- 
ten, die den Anforderungen des jeweiligen technischen 
Anwendungszwecks gezielt angepasst werden können. 
Hierdurch bieten sich Potenziale für die Realisierung 
technischer Systeme mit neuartigen oder verbesserten 
Funktionalitäten, die kommerzielle Anwendungsoptionen 
in einer Vielzahl unterschiedlicher Wirtschaftszweige er- 
öffnen. 

Mittlerweile ist Nanotechnologie längst keine reine 
Grundlagenforschung mehr, sondern findet sich zuneh- 
mend in diversen technischen Anwendungsbereichen. 
Beispielsweise ermöglichen nanometerdicke Schichten in 
den Leseköpfen von Computerfestplatten Speicherkapa- 
zitäten im Gigabytebereich, und Titandioxid-Nanoparti- 
kel werden in Sonnenschutzcremes als UV-Filter einge- 
setzt. Zukünftig werden von der Nanotechnologie in 
vielen Bereichen tiefgreifende Auswirkungen und Inno- 
vationen erwartet, so zum Beispiel in der Informations- 
und Kommunikationstechnik (luK), Energie-, Produk- 
tions- und Umwelttechnik sowie in Chemie, Medizin, 
Pharmazie und Kosmetik. 

Vördenker der Nanotechnologie haben mittlerweile aller- 
dings noch viel weiterreichende Visionen entwickelt, wo- 
nach die vier bisher getrennten Forschungsfelder Nano-, 
Bio- und Informationstechnologie sowie die Kognitions- 
wissenschaften (NBIC) zunehmend zusammenwachsen 
und durch die Manipulierbarkeit elementarer Materie- 
und Informationseinheiten umfassende technologische 
Lösungen erlauben (Fleischer/Decker 2005; Roco/ 
Bainbridge 2003). 21 


21 Eine erste Aufarbeitung des Themas „Konvergenz der Spitzentech- 
nologien“ erfolgte im Rahmen des TAB-Projekts „Himforschung“ 
(TAB 2007). 


Beispiele für einstellbare Eigenschaften von Nanomaterialien 


Tabelle 27 


katalytische Eigenschaften 
elektrische Eigenschaften 

magnetische Eigenschaften 
mechanische Eigenschaften 

optische Eigenschaften 

sterische Eigenschaften 

biologische Eigenschaften 


erhöhte katalytische Wirkung durch stark vergrößerte Oberfläche 

erhöhte elektrische Leitfähigkeit von Keramiken, höherer elektrischer Widerstand 
von Metallen 

erhöhte magnetische Koerzitivität/Remanenz 

erhöhte Härte, Festigkeit von Metallen und Legierungen, verbesserte Verform- 
barkeit, Härte und Formbarkeit von Keramiken 

spektrale Verschiebung von Absorptions- und Fluoreszenzeigenschaften, Steigerung 
der Luminiszenz von Halbleiterkristallen 

erhöhte Selektivität und Wirksamkeit von Membranen, Anpassung von Nano- 
aktivitäten für den Transport und die kontrollierte Abgabe von Fremdmolekülen 

erhöhte Durchlässigkeit für physiologische Barrieren, verbesserte Biokompatibilität 


Quelle: Luther et al. 2004 
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2.2 Anwendungen der Nanotechnologie 

Die Nanotechnologie berührt als typische Querschnitts- 
technologie nicht nur verschiedene wissenschaftlich-tech- 
nische Disziplinen, sondern hat auch vielfältige Anwen- 
dungsfelder. Die Entwicklung dieser Felder bzw. der 
damit befassten industriellen Sektoren wird somit direkt 
oder indirekt durch die Entwicklungen in der Nanotech- 
nologie beeinflusst. Im Folgenden wird deshalb zunächst 
ein kurzer Überblick über die wichtigsten wissenschaft- 
lich-technischen Trends gegeben (Silberglitt et al. 2006 
für eine detaillierte Prognose bis 2020). 

Nanoanalytik und Metrologie 

Die Nanoanalytik und die Metrologie (Wissenschaft vom 
Messen) liefern als Querschnittswissenschaft die analyti- 
schen Methoden und Werkzeuge für alle anderen Berei- 
che der Nanowissenschaften und der Nanotechnologie, 
weil erst sie es erlauben, Materie auf der Nanoebene in 
Hinblick auf ihre Dimensionen und andere Eigenschaf- 
ten, wie elektrische Leitfähigkeit oder Masse, zu charak- 
terisieren. Größere Genauigkeit bei Analytik und Metro- 
logie unterstützt dadurch die gesamte Nanoentwicklung. 

Ein ganzes Arsenal hochentwickelter, teilweise seit Lan- 
gem etablierter physikalischer Verfahren und Geräte kann 
zur Analyse im Nanobereich eingesetzt werden. Diese 
werden je nach Fragestellung angepasst und/oder kom- 
plementär eingesetzt. Insbesondere in den Materialwis- 
senschaften sind diese analytischen Verfahren teilweise 
seit Langem etabliert und werden jetzt auch auf die Be- 
lange anderer Bereiche der Nanotechnologie angepasst. 
Darüber hinaus werden die Verfahren der Analytik für 
Untersuchungen spezieller Fragestellungen weiterentwi- 
ckelt. 

Neue komplexe Analyseaufgaben entstehen in der Regel 
dadurch, dass neuartige Prozesse untersucht werden müs- 
sen. Insofern ist eine enge Ankopplung der Analytik und 
Metrologie an die anderen Bereiche der Nanotechnologie 
für eine erfolgreiche Entwicklung unabdingbar. 

Nanomaterialien/Nanochemie 

Neue oder verbesserte Materialien bilden den Kern der 
Nanotechnologie. Die neuartigen Eigenschaften (Reak- 
tionsfähigkeit, Festigkeit, elektrische Leitfähigkeit) von 
Nanomaterialien werden dabei durch zwei Faktoren be- 
stimmt: die in Relation zum Volumen sehr große Oberflä- 
che sowie Quanteneffekte. Nanostrukturierte Werkstoffe 
können entweder „top down“ aus einem größeren Fest- 
körper hergestellt werden, etwa bei der Erzeugung latera- 
ler Strukturen bei der Produktion von Halbleiterchips. Sie 
können aber auch „bottom up“ aus einzelnen Atomen 
oder Molekülen aufgebaut werden. 

Eines der wichtigsten Verfahren hierfür ist die Selbstorga- 
nisation von Nano- und Mikrostrukturen, bei der sich 
Atome und Moleküle aufgrund physischer oder chemi- 
scher Vorgänge spontan in eine durch ihre natürlichen 
Eigenschaften vorgegebene Ordnung bringen. Das 
Wachstum von Kristallen bei der Halbleiterherstellung 


oder die chemische Synthese von Makromolekülen sind 
Beispiele für die Selbstorganisation in der Nanosphäre 
(Eickenbusch et al. 2003; The Royal Society 2004). 

Ein anderer Weg besteht darin, jedes Atom oder Molekül 
einzeln mithilfe von Werkzeugen wie dem Rasterkraft- 
mikroskop zu bewegen. Obwohl diese sogenannte „posi- 
tional assembly“ eine größere Kontrolle beim Aufbau von 
Nanostrukturen bietet, handelt es sich um ein sehr auf- 
wendiges Verfahren, das sich (noch) nicht für industrielle 
Anwendungen eignet. 

Nanoskalige Werkstoffe werden meist über altbekannte 
Verfahren hergestellt. Ihre Bandbreite reicht von anorgani- 
schen wie organischen, amorphen oder kristallinen Nano- 
partikeln, über Nanokolloide, -Suspensionen und -emulsio- 
nen bis hin zu Kohlenstoffnanoröhren und Fullerenen. 

Nanopartikel haben ein sehr breites Anwendungsspek- 
trum, das von Kosmetika, Textilien und Farben bis zur 
gezielten Wirkstofffreisetzung reicht. Die folgende Ta- 
belle gibt einen Überblick über die aktuellen und künfti- 
gen Anwendungsbereiche von Nanopartikeln. 

Gegenwärtige Anwendungen nano strukturierter Werk- 
stoffe umfassen ultradünne Filme, Schichten und Ober- 
flächen, die in der Halbleitertechnik, in der Chemie und 
im Maschinenbau von großer Bedeutung sind. Die Her- 
stellung und die Eigenschaften solcher nur wenige Atom- 
lagen dicken Strukturen sind gut erforscht. Nanoskalige 
Oberflächenbeschichtungen haben ein breites Anwen- 
dungspotenzial bei elektronischen Bauelementen, medizi- 
nischen Implantaten und künstlicher Haut, bei Ver- 
schleiß- und Korrosionsschutzschichten, Katalysatoren 
und Brennstoffzellen. Zu den heute bereits gebräuchli- 
chen Anwendungen gehören selbstreinigende, katalyti- 
sche oder antibakterielle Oberflächen. Harte kratzfeste 
Beschichtungen werden in vielen industriellen Anwen- 
dungen genutzt, zum Beispiel für Werkzeugbeschichtun- 
gen, in der Klebe- und Drucktechnik oder als reibungs- 
mindernde Schichten als Ersatz von Schmiermitteln. 

Für viele Anwendungen sind die nanoskaligen Werkstoff- 
komponenten fest mit anderen Teilen verbunden oder in 
andere Substanzen eingebettet (beispielsweise in Kosme- 
tika). Es gibt aber auch Anwendungen wie zum Beispiel 
in der Umweltsanierung, bei denen freie Nanopartikel 
verwendet werden. Die Fähigkeit, nanostrukturierte Ma- 
terialien mit präzise einstellbaren Strukturen, Partikelgrö- 
ßen sowie Eigenschaften hersteilen zu können, führt 
dazu, dass die Vorteile dieser Materialien in einem weiten 
Spektrum von Branchen (beispielsweise für die Informa- 
tions- und Kommunikationstechnik, den Automobilbau, 
die Medizintechnik oder die Baubranche) genutzt werden 
können. 

Es ist kaum möglich, die genaue Zeitskala der Entwick- 
lung vorherzusagen, aber man kann erwarten, dass nano- 
strukturierte Materialien innerhalb der kommenden Jahre 
die Leistungsfähigkeit einer Vielzahl von Produkten stei- 
gern wird. Dazu gehören elektronische Bauelemente und 
Displays, Batterien, Farben, Sensoren und Katalysatoren. 
Weiter in der Zukunft liegen nanoskalig konfigurierte 
Verbundwerkstoffe, die die bemerkenswerten mechani- 
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Tabelle 28 

Überblick über aktuelle und künftige Anwendungsbereiche für Nanopartikel 

Elektronik, Optoelektronik 

Medizin, Pharmazie, Kosmetik 

Energieerzeugung/-umwandlung, 

Katalyse 

chemisch-mechanisches Polieren 

antimikrobielle Agenzien 

Automobilkatalysatoren 

elektrisch leitfähige Beschichtungen 

Biomarker 

keramische Membranen 

magnetische Datenspeicher 

biomagnetische Separation 

Brennstoffzellen 

mehrschichtige keramische 

Drug delivery 

Photokatalyse 

Kondensatoren 

Kontrastmittel 

Treibstoffe 

optische Fasern 

Leuchtphosphore 

quantenoptische Geräte 

Sonnenschutzmittel 

kratzfeste und reibungsarme 
Beschichtungen 

Strukturkeramik 

thermische Sprühbeschichtungen 

Solarzellen 


Quelle: Rittner 2002 


sehen und elektrischen Eigenschaften von Kohlenstoff- 
nanoröhren nutzen. Momentan ist die Verwendung sol- 
cher Kohlenstoffnanoröhren durch die Schwierigkeiten 
begrenzt, diese in einheitlicher Qualität herzustellen und 
danach zu vereinzeln. Es sind auch schadstoffarme Treib- 
stoffe denkbar, die auf anorganischen Nanosphären basie- 
ren, Werkzeuge aus besonders harten nanokristallinen 
Werkstoffen, Nanokeramiken für haltbarere und kör- 
perverträglichere Prothesen, hochtemperaturresistente 
Bauelemente für den Motoren- und Ofenbau sowie na- 
nostrukturierte Membranen für die energieeffiziente Was- 
seraufbereitung. 

Elektronik und Optoelektronik 

Die Rolle der Nanotechnologie im Bereich der Elektronik 
wird durch die „International Technology Roadmap for 
Semiconductors“ (ITRS 2005) beschrieben, die die er- 
wartete Entwicklung bis zum Jahre 2018 dokumentiert 
und die Entwicklungsziele der Halbleiterindustrie vor- 
gibt. Die wichtigste Richtgröße der ITRS ist die Dimen- 
sion bestimmter lateraler Strukturen in einer Speicher- 
zelle. Dieser Richtwert liegt für 2005 bei 80 nm, wird 
aber nach der Vorhersage der ITRS bis 2016 auf 22 nm 
und bis 2020 sogar auf 14 nm sinken. Die Produktion von 
immer stärker integrierten Schaltkreisen erfordert aber 
nicht nur Fortschritte bei der Erzeugung nanoskaliger 
Strukturen, sondern stellt auch hohe Anforderungen an 
die Metrologie, die Computermodellierung neuer Mate- 
rialien und anderer Nanotechnologien. Um dieses Ziel er- 
reichen zu können, werden im Bereich der Nanoelektro- 
nik verschiedene Ansätze mit unterschiedlich langem 
Realisierungszeitpunkt parallel verfolgt (European Com- 
mission 2004; Hoffknecht 2003). 


Dies betrifft zunächst die Lithografieverfahren: Neben 
der Weiterentwicklung der optischen Lithografie sollen 
vor allem die Extrem-Ultraviolett-Lithografie, die Rönt- 
genlithografie und die Paitikelstrahllithografie bis zur 
Praxisreife weiterentwickelt werden. 

Daneben werden neue Logik- und Speichertechnologien 
entwickelt, die sich die besonderen Eigenschaften nano- 
strukturierter Materialien, vor allem Quanteneffekte, zu 
Nutzen machen. Mittel- bis langfristig erfolgverspre- 
chende Ansätze sind vor allem Einzelelektronen-Transis- 
toren und Magnetoelektronik bzw. Spintronik. Eine voll- 
ständig molekulare Elektronik - sei es auf Basis von 
Kohlenstoffnanoröhren oder organischen Makromolekü- 
len - liegt hingegen noch in weiterer Ferne (Hoffknecht 
2002 ). 

Neue, auf Nanotechnologie basierende Computerarchi- 
tekturen sind weit in der Zukunft liegende Entwicklun- 
gen. Obwohl die theoretischen Konzepte für das DNA- 
und Quantencomputing teilweise bereits mehr als 
20 Jahre alt sind, erfordert eine technische Umsetzung 
noch weitere Fortschritte bei nanotechnologischen Bau- 
elementen. 

Optik und Optoelektronik gelten als eine der Schlüssel- 
technologien des 21. Jahrhunderts und werden als Photo- 
nik voraussichtlich ähnliche Bedeutung erlangen, wie die 
Elektronik heute. Ähnlich wie in der Elektronik bietet die 
Nanotechnologie in diesem Bereich Möglichkeiten zur 
Realisierung wichtiger Bauelemente, beispielsweise 
Quantenpunktlaser. Photonische Kristalle mit Strukturen 
im Nanometerbereich bieten langfristig sogar die Mög- 
lichkeit zur Realisierung photonischer Transistoren, die 
um Größenordnungen schneller schalten als herkömmli- 
che Bauelemente (Reuscher/Holtmannspötter 2004). 
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Nanobiotechnologie und Nanomedizin 

Die Nanobiotechnologie befasst sich mit Problemen an der 
Schnittstelle von Biophysik, Mikrosystemtechnik, Bio- 
technologie, Gentechnik und Biochemie. Vor allem ihre 
Anwendungen im Bereich der Medizin sind besonders 
vielversprechend, weil dort gesellschaftlich besonders er- 
wünschte Problemlösungen möglich zu sein scheinen. 

Zu diesen Anwendungen gehören unter anderem Array- 
Technologien (DNA-Chips, Labs-on-a-Chip), mit denen 
sich präzisere und effizientere „high-throughput Scree- 
nings“ zur Identifikation/ Analyse genetischer Prädisposi- 
tionen für bestimmte Krankheiten durchführen lassen 
(Baumgartner et al. 2003; TAB 2003). Weitere poten- 
zielle Anwendungsmöglichkeiten sind beispielsweise 
Systeme zur Detektion von biologischen und chemischen 
Kampfstoffen oder Umweltgiften. 

Ein weiteres Gebiet, dem enormes Potenzial zugeschrieben 
wird, ist die Arzneimittelverabreichung („drug delivery“) 
mittels Nanopartikeln. Ziel ist es dabei, Wirkstoffe in Den- 
drimeren oder Polymerkapseln unterzubringen. Die Nano- 


partikel sollen sich dann gezielt in krankem Gewebe anrei- 
chern (daher auch „drug targeting“) und dort den 
jeweiligen Wirkstoff kontrolliert freigeben („controlled re- 
lease“). Ein vergleichbarer Ansatz ist „gene delivery“. 
Hierbei sollen DNA-Abschnitte mithilfe von Nanoparti- 
keln gezielt in den Körper eingebracht werden. Dieser An- 
satz soll zur Bekämpfung genetischer Defekte verwendet 
werden (Allen/Cullis 2004; Wagner/Zweck 2005). 

Nanotechnologie macht auch die Analyse von Wirkstoff- 
Rezeptor-lnteraktionen („drug discovery“) auf Ebene ein- 
zelner Moleküle möglich. Man erhofft sich dadurch ver- 
besserte Möglichkeiten bei der Entwicklung von Arznei- 
mittelwirkstoffen (The Royal Society 2004). 

Momentan werden bei der Weiterentwicklung der 
nichtinvasiven bildgebenden Verfahren besonders die Er- 
höhung der räumlichen und zeitlichen Auflösung sowie 
die Verbesserung der Kontrastmittel angestrebt. Hier er- 
möglicht beispielsweise die Anbringung von Quanten- 
punkten oder synthetischen Chromophoren an einzelnen 
Molekülen (z. B. Proteine) die Untersuchung intrazellulä- 
rer Abläufe (Baumgartner et al. 2003). Die Bildgebung 


Abbildung 36 


Entwicklungsstand der Nanotechnologie in beispielhaften Anwendungsfeldern 
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Quelle: Bachmann 2005 
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auf molekularer Ebene macht im Idealfall die Diagnose 
von Krankheiten vor dem Auftreten erster Symptome 
möglich. Somit wäre in der Medizin eine Verlagerung 
von der Wiederherstellung hin zu der Erhaltung der Ge- 
sundheit denkbar (Wagner/Zweck 2005). 

Aufgrund der Materialeigenschaften, die zum Beispiel 
nanokristalline Keramiken auszeichnen - hohe Härte, ge- 
ringer Verschleiß sowie Biokompatibilität bzw. Biover- 
träglichkeit bieten sich Nanomaterialien als Werkstoffe 
für Implantate an, die eine hohe Lebensdauer besitzen 
sollen. Darüber hinaus sind aktive Implantate, wie bei- 
spielsweise Retina- oder auch Cochlear-Implantate, Herz- 
schrittmacher sowie Medikamentendosiersysteme auf Ba- 
sis nanoelektronischer Systeme, denkbar. Schließlich 
werden Nanomaterialien in der regenerativen Medizin 
bzw. beim sogenannten „Tissue Engineering“ eingesetzt. 
Hierbei werden künstliche Gewebe oder aber nano- 
technologisch hergestellte Strukturen in den Körper im- 
plantiert, um Selbstheilungsprozesse zu unterstützen. Ins- 
besondere werden Materialien erforscht, auf denen 
entweder körpereigenes Gewebe wachsen kann oder die 
sich andererseits mit der Zeit selbst zersetzen („bio- 
degradable materials“) (Wagner/Zweck 2005). Die fol- 
gende Abbildung gibt exemplarisch einen Überblick über 
den Entwicklungsstand in ausgewählten Anwendungsfel- 
dern der Nanotechnologie. 


2.3 Auswirkungen auf die industrielle Arbeit 

Betroffene industrielle Sektoren 

Bis jetzt stellen die verhältnismäßig wenigen industriellen 
Anwendungen der Nanotechnologie weniger einen revo- 
lutionären Fortschritt als eine evolutionäre Weiterent- 
wicklung konventioneller Lösungen dar. Sie beschränken 
sich bei Konsumgütern auf wenige Branchen (vor allem 
Gesundheit/Kosmetik, Elektronik) und stellen auch dort 
nur einen kleinen Teil des Endprodukts dar, der allerdings 
für entscheidende neue Eigenschaften oder Funktionen 
verantwortlich ist. Die Abbildung 37 zeigt, zu welchen 
Produktkategorien die heute auf dem Markt angebotenen 
Konsumprodukte angehören, die nanotechnologisch her- 
gestellt wurden oder Nanokomponenten verwenden. 

Mittel- bis langfristig wird die Nanotechnologie aller- 
dings für die Mehrzahl der Industriebranchen eine wich- 
tige Rolle spielen, vorausgesetzt es gelingt, die Nanotech- 
nologie in ihrer Breite massenproduktionstauglich zu 
machen. Es besteht dann berechtigte Hoffnung, dass mit- 
hilfe der Nanotechnologie langfristig eine Plattform zur 
flexiblen, ressourcenschonenden und kosteneffizienten 
Produktion geschaffen wird. 

Die Abbildung 38, die auf Experteneinschätzung (u. a. 
von Industriebetrieben) basiert, zeigt, für welche in- 
dustriellen Sektoren der Einsatz von Nanotechnologie in 


Abbildung 37 


Nanotechnologieprodukte nach Produktkategorien 
(Stand: 26. November 2006) 



und Fitness Garten Elektronik Kinder 


Quelle: Nanotechnology Consumer Products Inventory, Woodrow Wilson International Center for Scholars (www.nanotechproject.org) 
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Abbildung 38 


Relevanz der Nanotechnologie für verschiedene Sektoren 


Chemie/Werkstoffe 
Biotechnologie 
luK 
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Energie 
Umwelt 
technische Ausrüstung 
Konsumprodukte 
Bauwesen 
Transport/Verkehr 
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Quelle: Malsch/Oud 2004 


sehr hoch ■ hoch ■ mittel etwas ■ gar nicht n = 720 



den nächsten zehn Jahren für besonders relevant gehalten 
wird. Sie zeigt deutlich die Breite der Nutzung und damit 
die große Bedeutung von Bereichen der Nanotechnologie 
für bestimmte Branchen, vor allem in den Sektoren Che- 
mie, Biotechnologie, Informations- und Kommunika- 
tionstechnik sowie Gesundheit. 

Der momentan wirtschaftlich bedeutsamste Teilbereich 
der Nanotechnologie sind Nanomaterialien. Sie haben in 
weiten Teilen (z. B. bei Nanopartikeln und funktionalen 
Beschichtungen) bereits Marktreife erlangt und sind für 
eine Vielzahl von Anwendungen von Nutzen. Ebenfalls 
bedeutsam sind Nanoelektronik/Nanooptik, auch wenn 
diese noch nicht den Entwicklungsstand der Nanomate- 
rialien erreicht haben. Diese beiden Bereiche sind für 
praktisch alle industriellen Sektoren von Bedeutung. Da- 
rüber hinaus hat die Nanobiotechnologie und Nanomedi- 
zin eine besonders hohe Bedeutung für die Bereiche Ge- 
sundheit, Pharmazie und Kosmetik, während Nanooptik 
und Nanoelektronik im luK-Bereich besonders relevant 
sind. 

Die Anforderungen der Anwendungsfelder sowohl an die 
durch Nanotechnologie realisierte Funktionalität sowie die 
dafür benötigten Produktionsverfahren sind je nach An- 
wendungsfeld sehr unterschiedlich. Insgesamt werden die 
Sektoren Gesundheit, Pharmazie, Kosmetika und Chemie 
in den kommenden Jahren am umfassendsten von den 
Fortschritten der Nanotechnologie profitieren können. 

Aber auch innerhalb der betroffenen industriellen Sekto- 
ren gibt es erhebliche Unterschiede. Deshalb ist es loh- 
nend, sich zu verdeutlichen, dass man bei den in der 
Nanotechnologie aktiven Organisationen Technologiean- 
bieter und -nutzer unterscheiden muss. Die Industrieun- 
ternehmen lassen sich dabei weiter als Nanoproduzenten, 


Nanoanwender und Nanoproduktnutzer (Abbildung 39) 
charakterisieren. Von der Innovations- bzw. Technologie- 
politik wird allerdings meist nur die Seite der Technolo- 
gieanbieter und die Schnittstelle zwischen Forschung und 
Nanoproduzenten thematisiert. 

Bei den Technologieanbietem dominieren neben den For- 
schungseinrichtungen vor allem Großunternehmen und 
spezialisierte KMU, bei denen es sich häufig um Start-up- 
Unternehmen handelt. Vor allem Großunternehmen in der 
Elektronik- und der Chemiebranche haben in der Regel 
ausreichende Ressourcen, die investitionsintensive Nano- 
technologieentwicklung zur Marktreife zu bringen. Kleine 
Anbieter nutzen häufig die wirtschaftlichen Möglichkeiten 
als Anbieter maßgeschneiderter Problemlösungen. Größere 
KMU haben vielfach das Problem, dass die Nanotechnolo- 
gie wegen ihres Grundlagen- und Querschnittscharakters 
außerhalb des Kerngeschäftes hegt oder als zu risikoreich 
gilt. Solche Unternehmen kaufen sich die notwendige 
Technologie verstärkt unmittelbar ein oder lassen sie im 
Rahmen von Public Private Partnerships entwickeln 
(Friedewald et al. 2006; Luther et al. 2006). 

Wichtig für die Entfaltung des Potenzials der Nanotech- 
nologie sind vor allem die Technologieanwender, die na- 
notechnologische Lösungen für die Verbesserung ihrer 
Produkte oder ihrer Herstellprozesse nutzen. Hier gibt es 
bislang ein Transfer- bzw. ein Vermarktungsproblem, 
weil nanotechnologische Lösungen häufig noch nicht die 
notwendige Reife (und die damit verbundenen Qualitäts- 
und/oder Kostenvorteile) aufweisen, aber auch weil es bei 
diesen Unternehmen an Kenntnissen über das Potenzial 
der Nanotechnologie im konkreten betrieblichen Kontext 
sowie an personellen und finanziellen Ressourcen fehlt 
(Friedewald et al. 2006). 
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Abbildung 39 


Kategorisierung der Akteure im Bereich Nanotechnologie 



Quelle: nach Lentz 2004, geändert 


Generelle Charakteristika der Nanotechnologie mit 
Auswirkung auf die Arbeit 

Die Nanotechnologie hat einige generelle Charakteris- 
tika, die direkte oder indirekte Auswirkungen auf die in- 
dustrielle Arbeit in diesem Bereich haben. Dazu gehören 
die Wissenschaftsbindung, die hohe Entwicklungsdyna- 
mik, der Querschnittscharakter sowie die Inter- bzw. 
Transdisziplinarität der Nanotechnologie. 

Nanotechnologie ist ein typisches Beispiel für die Wis- 
senschaftsbindung des Innovationsgeschehens, bei dem 
eine intensivere Vernetzung der Technikerzeugung mit 
der wissenschaftlichen Forschung zu beobachten ist. 
Grundlagenforschung findet häufig schon mit Blick auf 
die Entwicklung marktfähiger Produkte statt. Wissen- 
schaftliche Ergebnisse finden schneller und intensiver 
Eingang in die Konzeption neuer Produkte und damit in 
die Wertschöpfungsketten. Standorte, deren Unternehmen 
die lokale (und weltweite) Wissenschaftsbasis und Hu- 
manressourcen intensiv nutzen, haben deshalb bezüglich 
ihrer zukünftigen Innovationskraft strategische Vorteile 
(Heinze 2006; Meyer-Krahmer/Schmoch 1998). 

Gleichzeitig hat die Entwicklung von Hochtechnologie- 
produkten in den vergangenen Jahren eine signifikante 
Beschleunigung erfahren; der Innovationszyklus zwi- 
schen Hervorbringung einer neuen Idee und ihrer Kom- 
merzialisierung am Markt ist immer kürzer geworden. 


Dies lässt sich beispielsweise an der Zahl der jährlich an- 
gemeldeten Patente im Bereich der Nanotechnologie er- 
kennen, die sich im Zeitraum von 1995 bis 2003 in 
Deutschland mehr als verzehnfacht hat (Abbildung 40). 
Gleichzeitig wird das Feld entscheidend durch junge, dy- 
namisch wachsende Unternehmen geprägt (Heinze 2006; 
Luther et al. 2006). 

Die Nanotechnologie hat aber auch inhaltlich einen neuen 
Charakter. Nanotechnologie ist eine Querschnittstechno- 
logie, an denen nahezu alle Bereiche der Naturwissen- 
schaft und Technik ihren Beitrag leisten und die für eine 
Vielzahl von Anwendungsgebieten relevant ist. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit, dass Biologen, Physiker, 
Chemiker, Materialforscher, Ingenieure und Mediziner 
Zusammenarbeiten müssen. 

Nanotechnologie ist nicht einfach eine Verkleinerung 
bestehender Technologien, sondern geht von anderen 
Wirkprinzipien und Denkmodellen aus als traditionelle 
Technologien einschließlich der Mikrotechnologien. Cha- 
rakteristisch für diese Denkmodelle ist insbesondere die 
Anwendung von Quanteneffekten und Selbstorganisa- 
tionsprozessen. Arbeiten im Umfeld der Nanotechnologie 
müssen diesen Paradigmenwechsel aufgreifen und in pro- 
duktionsrelevante Formen überführen. 

Dies erfordert einen Ansatz, der weit über das übliche 
Verständnis der interdisziplinären wissenschaftlichen Zu- 
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Abbildung 40 


Anzahl der angemeldeten Nanotechnologiepatente 
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sammenarbeit hinausgeht. Am ehesten lässt sich dieser 
Ansatz mit dem von Mittelstraß geprägten Begriff der 
Transdisziplinarität verdeutlichen - einer Form der 
Kooperation, deren Gegenstand thematisch zwischen den 
Disziplinen angesiedelt ist (Mittelstraß 2003). Der eigent- 
liche Paradigmenwechsel liegt demnach in einer Verände- 
rung der Betrachtungsweise und des Bewusstseins, mit 
dem man durch die Nanotechnologie begonnen hat, die 
Untersuchungsgegenstände aus einem neuen, ganzheitli- 
chen Blick über Fächer- und Technologiegrenzen hinweg 
zu sehen. Die Entwicklung zur Transdisziplinarität in der 
Nanotechnologie ist aber weder zwangsläufig noch abge- 
schlossen. Schummer (2004) kommt sogar zu dem er- 
nüchternden Ergebnis, dass bislang die überwiegende 
Zahl der Forscher noch arbeitet wie zuvor und die Zusam- 
menarbeit zwischen Forschern mit verschiedenen diszi- 
plinären Hintergründen meist nur auf dem Papier steht. 
Die Überwindung disziplinärer Grenzen ist eines der 
Ziele, das mit der Einrichtung entsprechender Studien- 
und Ausbildungsgänge erreicht werden soll. 

Neue und veränderte Tätigkeitsmerkmale 

ln den folgenden Tätigkeits- bzw. Arbeitsbereichen, die 
insbesondere Technologieanbieter (Unternehmen wie 
auch Forschungseinrichtungen) betreffen, zeichnen sich 
neue Tätigkeitsinhalte bzw. Anforderungen im Zusam- 
menhang mit der Nanotechnologie ab. Es handelt sich da- 


bei um die Bereiche Forschung und Entwicklung, Pro- 
duktion und Qualitätssicherung, Dokumentation bzw. 
Wissensmanagement sowie Marketing und Vertrieb, die 
nachfolgend kurz skizziert werden. 22 

Forschung und Entwicklung 

Forschung und Entwicklung sind wegen des weiterhin 
vordringlichen Bedarfs an grundlagenorientierten Arbei- 
ten kurz- bis mittelfristig die dominierenden Tätigkeitsbe- 
reiche in der Nanotechnologie. Für diese Bereiche zeich- 
nen sich auch am deutlichsten neue Arbeitsinhalte, -mittel 
und -Umgebungen ab. 

Techniken der Nanoanalytik sind die Grundlage aller For- 
schungs- und Entwicklungstätigkeiten, wie sie eine effek- 
tive Charakterisierung des Nanokosmos erlauben. Wegen 
des interdisziplinären Charakters der Nanotechnologie 
gewinnen Messungen verschiedener chemischer und phy- 
sikalischer Parameter durch die Kombination dement- 
sprechender Analyseverfahren an Bedeutung. Die FuE- 
Beschäftigten müssen nicht nur diese aus unterschiedli- 
chen Disziplinen stammenden Verfahren beherrschen. 


22 Die folgenden Ausführungen basieren auf der Studie von Abicht 
et al. (2005) zu den „Trendqualifikationen im Bereich der Nanotech- 
nologie“. 
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sondern auch den Umgang mit den hochkomplexen Ana- 
lyseapparaturen. 

Um gezielt die Eigenschaften von Materialien gestalten 
zu können, spielt die nummerische Computersimulation 
eine immer größere Rolle. Gleichzeitig verliert das tradi- 
tionelle Erfahrungswissen über einzelne Materialien an 
Bedeutung. Als Konsequenz dieser systematisch betrie- 
benen produktspezifischen Forschung und Entwicklung 
gewinnt die intensive Zusammenarbeit mit weiteren Ak- 
teuren innerhalb und außerhalb des Unternehmens stark 
an Bedeutung. 

Insgesamt betrachtet werden an die Beschäftigten im Be- 
reich der nanotechnologischen Forschung und Entwick- 
lung hohe Qualifikationsanforderungen gestellt. Beim 
wissenschaftlichen Personal wird erwartet, dass es im 
Rahmen des Studiums Grund- und Spezialkenntnisse 
über die Nanotechnologie erworben hat. Unternehmen 
berichten, dass es heute in Deutschland nicht schwierig 
ist, solches Personal zu gewinnen. Das Ausbildungsni- 
veau von wissenschaftlichen FuE-Kräften wird in 
Deutschland (und Österreich) durchweg als hoch bewer- 
tet. Es besteht allerdings eine gewisse Skepsis, ob so 
hochqualifiziertes wissenschaftliches Personal auch mit- 
telfristig in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen wird 
(Luther et al. 2004; Malsch/Oud 2004). 

Beschäftigte mit mittlerer Qualifikation sollten über ein 
fundiertes chemisches und physikalisches Grundlagen- 
wissen verfügen und je nach Arbeitsfeld vertiefte Kennt- 
nisse über Biologie, Elektronik und Optik aufweisen. 
Kenntnisse über Nanomaterialien sowie Kompetenzen 
bei der Durchführung unterschiedlicher Testreihen, Mess- 
und Analyseverfahren sind in allen Anwendungsfeldern 
von Bedeutung. 

Ein wichtiges Tätigkeitsfeld ist die Verfahrenstechnik, 
deren Gegenstand die Entwicklung und (technische wie 
wirtschaftliche) Bewertung von Herstellverfahren ist. 
Für die Überführung von Labor- und Pilotanlagen in den 
Wirkbetrieb sowie die Optimierung der Verfahrenspara- 
meter werden vor allem Ingenieure und Verfahrens- 
techniker benötigt. Diese müssen ein ausreichendes 
Grundverständnis der Nanotechnologie bzw. eine An- 
kopplungskompetenz besitzen, um die Spezifika von 
Stoffen und Prozessen im Nanokosmos angemessen be- 
rücksichtigen zu können. 

Produktion und Qualitätssicherung 

Nanotechnologische Zwischenprodukte und Endprodukte 
werden bereits in verschiedenen Bereichen hergestellt, 
wie zum Beispiel Nanopartikel oder Nanooberflächenbe- 
schichtungen. Eine Vielzahl weiterer Produkte wird mit- 
tel- bis langfristig folgen. 

Insbesondere in den Bereichen Chemie/Materialien wer- 
den nanotechnologische Produkte bereits in Serie herge- 
stellt. Beispiele hierfür sind die industrielle (Massen-) 
Produktion verschiedener Nanopartikel, Nanobeschich- 


tungen, Sensormaterialien und Katalysatoren. Bei den da- 
bei genutzten Produktionsverfahren kommt der Prozess- 
kontrolle und Überwachung eine hohe Bedeutung zu. Die 
in der Produktion beschäftigen Personen müssen daher 
computergesteuerte Leitsysteme ebenso wie Prüf- und 
Analyseverfahren beherrschen. 

Zum Bereich der Nanobiotechnologie gehört die Produk- 
tion von Pharmazeutika und biologischen Substanzen wie 
Enzyme sowie von optischen oder elektronischen Bio- 
chips, die an der Schnittstelle von Biologie und Elektro- 
technik angesiedelt sind. Die Produktionsvorgänge flir 
solche Produkte sind hochkomplex und gleichzeitig zu- 
nehmend automatisiert und umfassen auch nanoanalyti- 
sche Verfahren zur Überwachung und Optimierung der 
Produktionsprozesse. Nanobiologische Produktionspro- 
zesse stellen gegenüber der konventionellen Biotechnolo- 
gie nochmals erhöhte Anforderungen an die Produk- 
tionsumgebung (Reinraumarbeiten). 

Im Bereich der Nanooptik und Nanoelektronik findet die 
Fertigung zunehmend mithilfe der Ultrapräzisionstechnik 
statt. Zur Herstellung optischer Linsen und Spiegel oder 
nanoelektronisch-mechanische Systeme (NEMS) werden 
modernste Fräs-, Schleif- und Polierverfahren eingesetzt, 
mit Genauigkeiten bis in den Nanometerbereich. Auch 
die Lithografieverfahren für die Halbleiterproduktion 
stellen hohe Anforderungen an die Präzision der verwen- 
deten Verfahren. Diese Anforderungen können nur durch 
hochqualifizierte Mitarbeiter und unter Nutzung einer 
sehr hochentwickelten Nanoanalytik gewährleistet wer- 
den. 

Generell fördert Nanotechnologie den Trend, dass Pro- 
duktionsprozesse an Komplexität zunehmen und zuneh- 
mend automatisiert werden, da der Zugang zu den Ar- 
beitsobjekten nur noch vermittelt, d. h. über Displays, 
Mikroskope etc. möglich ist. Um eine neue Anschaulich- 
keit herzustellen, kommen neue computergestützte Ver- 
fahren der Simulation und Visualisierung zum Einsatz, 
die eine noch stärkere Informatisierung der Arbeitspro- 
zesse nach sich ziehen. Insofern stellt dies neue und hö- 
here Anforderungen an das Qualifikationsniveau der in 
der Nanoproduktion Beschäftigten. 

Die zunehmende Produktion unter Reinraumbedingungen 
und der Umgang mit biogefährdenden und/oder toxischen 
Substanzen und die damit verbundene Notwendigkeit von 
Schutzbekleidung (Overall, Atemschutz, Handschuhe) 
sowie das Arbeiten unter einem speziellen künstlichen 
gelben Licht gehören zu den neuen Belastungen im Um- 
feld der Nanoproduktion. 

Engverwandt mit dem Produktionsbereich ist die Quali- 
tätssicherung, die kontinuierlich die Abmessungen und 
Eigenschaften der hergestellten nano strukturierten Pro- 
dukte überwachen muss. Sie gewährt die Reproduzierbar- 
keit und Einhaltung der Nanoprodukte und der notwendi- 
gen Prozessparameter. Weil die Nanotechnologie noch 
ein junges Entwicklungsfeld ist, existieren bislang kaum 
internationale Standards und allgemein anerkannte Mess- 
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verfahren. Dies bedeutet, dass die Qualitätssicherung 
(noch) sehr hohe Anforderungen an die Arbeitnehmer 
stellt und in enger Kooperation mit Forschungs und Ent- 
wicklung stattfindet. 

Langfristig ist damit zu rechnen, dass sich die Grenze 
zwischen industrieller FuE und Produktion zunehmend 
verwischt. So könnte eine sehr viel stärker in die Produkt- 
fertigung integrierte Entwicklung maßgeschneiderter 
Nanomaterialien erhebliche Veränderungen der Arbeits- 
prozesse nach sich ziehen. So wären Material- und Pro- 
duktentwicklung sowie die Auslegung der Fertigungspro- 
zesse vollkommen miteinander verschmolzen, das heißt 
die heute vorhandene organisatorische Trennung von Pro- 
dukt-, Prozess- und Materialentwicklung würde hinfällig. 
Die bislang nur sporadisch notwendigen Kommunika- 
tions- und Abstimmungsprozesse würden intensiviert. 
Forschung und Entwicklung von Materialien müssten 
sich sehr viel stärker auf das funktionale Design kon- 
zentrieren, das durch den massiven Einsatz nummerischer 
Simulationstechniken unterstützt würde. Dies bedeutet 
auch, dass die Arbeitskräfte in sehr viel stärkerem Maße 
in interdisziplinären und weniger spezialisierten Teams 
arbeiten müssten (FuTMaN 2003). 

Der Tätigkeitsbereich Produktion und Qualitätssicherung 
ist wirtschaftlich von entscheidender Bedeutung, da hier 
vor allem die zahlreichen Arbeitsplätze für Beschäftigte 
mit mittlerer Qualifikation betroffen sein dürften. 

Dokumentation/Wissensmanagement 

Wie in vielen anderen wissensintensiven Bereichen neh- 
men die Dokumentation bzw. das Wissensmanagement 
für alle Tätigkeiten im Bereich der Nanotechnologie eine 
immer wichtigere Rolle ein (Fraunhofer Wissensmanage- 
ment-Community 2005). Dabei geht es vor allem darum, 
in dem Umfeld mit seiner dynamischen Entwicklung der 
Wissensbasis aber auch der Vermarktungsaktivitäten ad- 
äquat reagieren zu können. 

Hauptaufgabenfeld sind dabei die Aufzeichnung, Klassifi- 
zierung und Archivierung der im Arbeitsprozess anfallenden 
Daten (elektronische Laborjournale, Laborinformationssys- 
teme, etc.) sowie die Identifizierung und Nutzbarmachung 
externer Wissensbestände wie wissenschaftlicher Publi- 
kationen. Durch die Dokumentation werden idealerweise 
alle Tätigkeiten im Unternehmen unterstützt, vor allem 
die Forschung und Entwicklung, die Qualitätssicherung, 
die Anmeldung von Eigentumsrechten wie Patenten aber 
auch Vertrieb und Geschäftsleitung. 

Im Bereich der Chemie und Pharmazie bestehen etwa im 
Rahmen von der EU-Chemikalienverordnung REACH 23 
schon heute Vorschriften zur umfangreichen Dokumenta- 


23 REACH (Registration, Evaluation and Authorisation of Chemicals) 
ist eine Ende 2006 verabschiedete Verordnung der EU, mit der das 
europäische Chemikalienrecht grundlegend reformiert wurde. Dem- 
nach müssen neue Stoffe vor ihrer Markteinführung auf etwaige Risi- 
ken für die menschliche Gesundheit und die Umwelt geprüft werden. 


tion von Forschungsarbeiten und Produktion neuer Mate- 
rialien und Wirkstoffe. 

Die Dokumentation ist insgesamt gesehen ein Aufgaben- 
feld, das von übergreifender Bedeutung ist. In jungen 
Branchen bzw. Unternehmen funktioniert das Wissens- 
management zunächst über informelle Strukturen relativ 
effizient. Erst mit zunehmender Reife und Ausdifferen- 
zierung erweist es sich als notwendig, diese Funktion zu 
formalisieren. Die Nanotechnologie hat in vielen Teilbe- 
reichen mittlerweile diese Schwelle erreicht, sodass Do- 
kumentation und Wissensmanagement in den kommen- 
den Jahren zu einem wichtigen neuen Tätigkeitsbereich 
werden. Die Erfassung von Daten, deren Sicherung, Sys- 
tematisierung und Archivierung sowie deren ständige 
Verfügbarkeit für den fachlichen Informationsaustausch 
erfordert Mitarbeiter, die solide Grundkenntnisse im 
Bereich der Nanotechnologie besitzen, vor allem aber 
Verfahren des computergestiitzten Wissensmanagements 
beherrschen. Dazu gehören neben Systemen zur Bericht- 
erstattung und Prozessdokumentation (z. B. Laborinfor- 
mations- und Managementsysteme) auch Datenbanken 
zur Recherche von einschlägigen Patenten und Publika- 
tionen sowie weiteren sektorspezifischen Datenbestän- 
den. 

Marketing und Vertrieb 

Nanotechnologische Produkte und Leistungen sind sehr 
erklärungsintensiv und verlangen deshalb entsprechenden 
Aufwand bei der Vermarktung. Die Kombination von na- 
notechnologischem Fachwissen und kundenbezogenen 
und kaufmännischen Kompetenzen gewinnt deshalb ei- 
nen immer größeren Stellenwert. Der Bedarf an nanospe- 
zifischen Kompetenzen bzw. Tätigkeiten ist allerdings je 
nach Anwendungsfeld höchst unterschiedlich. 

Im Bereich Nanochemie, -materialien und -elektronik be- 
steht beispielsweise kaum nanospezifischer Beratungsbe- 
darf, weil Nanomaterialien und elektronische Bauele- 
mente als Vorprodukte in die Endprodukte integriert sind 
und somit die Eigenschaften des Endprodukts von Inte- 
resse sind - nicht die der Einzelkomponenten. In den Be- 
reichen Nanoanalytik, Nanobiotechnologie und Nano- 
optik ist dies etwas anders, weil hier besonders viele neue 
Produkte entstehen, die allein durch die Nanotechnologie 
ermöglicht werden. 

Insgesamt sind Vermarktung und Vertrieb besonders in 
kleinen technologieorientierten Unternehmen noch sehr 
ausbaufähig. Die innovativen Produkte solcher Unterneh- 
men haben oftmals noch keinen hohen Reifegrad. Für die 
erfolgreiche Vermarktung von Produkt- oder Verfahrens- 
innovationen auf dem Markt fehlen diesen oftmals Mar- 
ketingstrategien. Insbesondere gegenüber Unternehmen, 
die reine Anwender sind, lässt sich Nanotechnologie über 
rein wissenschaftlich-technologische Argumente häufig 
nicht vermarkten. Hier müssen Marketing und Vertrieb 
Problemlösungspotenziale für die individuellen Bedürf- 
nisse der potenziellen Kunden aufzeigen und einen Quali- 
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täts- und/oder Kostenvorteil nachweisen können. Für den 
Vertrieb werden demnach Personen benötigt, die neben 
Marketing- und Vertriebskenntnisse auch die Grundzüge 
der Nanotechnologie sowie die Bedürfnisse der verschie- 
denen Anwenderindustrien kennen müssen. 

Qualifikationsanforderungen 

Wegen des grundlagenorientierten Charakters werden die 
meisten Arbeiten mit Bezug zur Nanotechnologie derzeit 
von Wissenschaftlern mit Universitätsabschluss ausge- 
führt. Die überwiegende Zahl der Unternehmen erwartet 
in den kommenden Jahren einen weiter stark steigenden 
Bedarf an hochqualifizierten und wissenschaftlichen 
Kräften (Abicht et al. 2006; Luther et al. 2004). Im Zuge 
der Umsetzung von Forschungsergebnissen und Prototy- 
pen in marktfähige Produkte wird vor allem eine Nach- 
frage nach Facharbeitern mit Nanotechnologiequalifika- 
tion entstehen (Bailey 2005). VDI-TZ (Luther et al. 2004) 
prognostizierten etwa einen Beschäftigungszuwachs von 
mehreren zehntausend Arbeitsplätzen für die kommenden 
Jahre. 

Die Untersuchung von Abicht et al. (2005) macht deut- 
lich, dass die Nanotechnologie eine sehr viel breitere 
Qualifikation und damit ein insgesamt höheres Qualifika- 
tionsniveau notwendig macht. In jedem der nanotechno- 
logischen Teilbereiche sind zunächst solide Fach- und 
Methodenkenntnisse der jeweiligen Kemdisziplinen er- 
forderlich. Darüber hinaus wird aber deutlich, dass zu- 
nehmend auch Wissen und Verfahren aus benachbarten 
Disziplinen relevant werden. Dies drückt sich in der 
wachsenden Bedeutung transdisziplinärer Fachrichtungen 
wie Biophysik, Biochemie und Biosystemtechnik aus, die 
verstärkt nachgefragt werden. Schließlich benötigen Ar- 
beitskräfte Fach- und Methodenkompetenz in solchen Be- 
reichen, die durch die Entwicklung der Nanotechnologie 
neu entstanden sind. Dies wird insbesondere deutlich im 
Bereich der Nanoanalytik, die Verfahren zur Verfügung 
stellen, die in allen Bereichen der Nanotechnologie von 
Bedeutung sind. 

Für die Produktion nanotechnologischer Erzeugnisse und 
die Beherrschung nanotechnologischer Produktionsver- 
fahren werden meist spezifische Kenntnisse und Qualifi- 
kationen benötigt. Dagegen ist erkennbar, dass die 
Arbeitskräfte in reinen Anwenderbranchen nanotechnolo- 
gischer Erzeugnisse (zunächst) meist keine spezielle Na- 
notechnologiequalifikation benötigen. Es ist allerdings 
wahrscheinlich, dass mit einer zunehmenden Durchdrin- 
gung der Anwenderbranchen mit nanotechnologischen 
Lösungen auch neue Qualifikationsanforderungen entste- 
hen. Dies ist beispielsweise in der Optik/Optoelektronik- 
branche erkennbar, wo nano strukturierte Werkstoffe und 


damit verbundene Herstellverfahren die hochentwickel- 
ten konventionellen Werkstoffe und Verfahren ersetzen. 
Dennoch unterscheidet sich die Nanotechnologie erheb- 
lich von der Informationstechnik, die breite Qualifika- 
tionsveränderungen in praktisch allen Anwendungsfeldern 
zur Folge hatte. Mit der Ausweitung der nanotechnologi- 
schen Produktion ist auch mit organisatorischen Ände- 
rungen in den Unternehmen zu rechnen. Insbesondere 
wegen des hohen Automatisierungsgrades müssen Arbei- 
ten in zunehmendem Maße Fachkräften mit höherer Qua- 
lifikation übertragen werden, da an- und ungelernte 
Arbeitskräfte nicht mehr die Anforderungen erfüllen kön- 
nen. 

Aus- und Weiterbildungsangebote 
in Deutschland 

Das TAB (2003) stellte in seiner TA-Studie fest, dass in 
verschiedenen Industrieländern über die bildungspoliti- 
schen Herausforderungen diskutiert wird, die sich aus den 
Fortschritten der Nanotechnologie ergeben. Wie die Qua- 
lifizierung für Tätigkeiten im Bereich Nanotechnologie 
konkret aussehen soll, wird von Experten allerdings zum 
Teil unterschiedlich beurteilt: Die Forderungen reichen 
von interdisziplinären Nanotechnologieschwerpunkten 
im Rahmen der naturwissenschaftlichen Studiengänge bis 
hin zu einer grundständigen Ausbildung zum Nanotech- 
nologieingenieur. Mehr oder weniger Übereinstimmung 
besteht darin, dass es sinnvoll ist, zunächst ein naturwis- 
senschaftliches oder technisches Grundstudium abzu- 
schließen, bevor sich die Studierenden auf die Nanotech- 
nologie konzentrieren (Malsch/Oud 2004). 

Bislang gibt es in Deutschland (wie auch in vielen ande- 
ren europäischen Ländern) keine einheitlichen Standards 
für das Studium der Nanotechnologie. Die Definition von 
Angeboten hegt derzeit in der Hand der Universitäten. 
Eine Studie des VDI-TZ (Cebulla et al. 2006) hat erge- 
ben, dass es momentan in Deutschland „bereits ein insge- 
samt umfassendes Angebot im Bereich der Universitäten 
und Fachhochschulen“ gibt, das von einzelnen Veranstal- 
tungen bis zu vollständigen Studiengängen reicht (Tabel- 
le 29). 

Angebote der Universitäten und Fachhochschulen für die 
berufliche Weiterbildung sind bisher noch kaum vorhan- 
den. Es gibt jedoch eine wachsende Zahl von Fachhoch- 
schulen, bei denen solche Angebote geplant oder in Vor- 
bereitung sind. 

Darüber hinaus wird momentan darüber diskutiert, inwie- 
weit die Entwicklung der Nanotechnologie im Zuschnitt 
von (neuen) Ausbildungsberufen ihren Niederschlag fin- 
den soll (Abicht et al. 2005; BMBF 2004, 2005). 
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Tabelle 29 

Studiengänge zum Thema Nanotechnologie in Deutschland (Stand: Januar 2005) 

Einrichtung 

Studiengang 

RWTH Aachen 

Materialwissenschaften 

HTW Aalen 

Optoelektronik, Photonics 

Universität Bayreuth 

Polymer- und Kolloidchemie 

Universität Bielefeld 

Nanowissenschaften Nanostrukturphysik 

Technische Universität Dresden 

Molecular Bioengineering 

Universität Erlangen-Nürnberg 

Chemie- und Bioingenieurwesen 

Universität Hannover 

Life Science 

HAWK Hildesheim/Holzminden/Göttingen 

Präzisionsfertigungstechnik, Optical Engineering/Photonics 

Technische Universität Ilmenau 

Mikro- und Nanoelektronische Systeme 

Technische Universität Kaiserslautem 

Biophysik 

Universität Kassel 

Nanostrukturwissenschaften 

Universität Marburg 

Physik, Schwerpunkt Materialwissenschaften 

Fachhochschule Regensburg 

Mikrosystemtechnik 

Universität Siegen 

Maschinentechnik 

Fachhochschule Südwestfalen 

Bio- und Nanotechnologien 

Universität Würzburg 

N anostrukturtechnik 

Internationales Hochschulinstitut Zittau 

Umweltbiotechnologie/Umwelttechnik 


Quelle: Cebulla et al. 2006, S. 18 


Arbeitsschutz 

ln den vergangenen Jahren hat sich die Debatte über die 
Risiken der Nanotechnologie vor allem darauf konzen- 
triert, ein besseres Verständnis für die Gesundheits- und 
Umweltrisiken nanostrukturierter Materialien zu erlangen 
(Dürrenberger et al. 2004 geben einen Überblick über diese 
Debatte). Das TAB (2003, S. 345) etwa stellte in der TA- 
Studie „Nanotechnologie“ fest, dass „Mitarbeitende von 
Firmen, die Produkte im Nanometerbereich in der Gas- 
phase herstellen oder als Pulver verwenden, „... potenziell 
gefährdet [sind], Nanopartikel und -fasern einzuatmen“. 

ln nahezu allen Studien wurde betont, dass es besonders 
wichtig sei, die Schädlichkeit von Nanomaterialien sowie 
die mögliche Exposition von Personen am Arbeitsplatz zu 
untersuchen und geeignete Maßnahmen in die Wege zu lei- 
ten (Aitken et al. 2004; The Royal Society 2004; Service 
2005). Die Schlussfolgerungen sind allerdings höchst un- 
terschiedlich. Während die Studie des TAB und des briti- 
schen Institute of Occupational Medicine vorsichtig Ent- 
warnung geben, vergleicht die Studie der Schweizerischen 
Rückversicherungs-Gesellschaft das Risikopotenzial mit 
dem von Asbest (Hett 2004), und die kanadische Umwelt- 
organisation ETC-Group fordert sogar ein „sofortiges Mo- 
ratorium über die kommerzielle Produktion neuer Nano- 
materialien“ und verweist dabei auf die mangelnde „Global 
Govemance“ (ETC Group 2003). 


Tatsächlich lassen sich die chemischen und physikali- 
schen Eigenschaften künstlich hergestellter Nanomateria- 
lien kaum aus den Eigenschaften des gleichen Festkörper- 
materials ableiten. Es handelt sich in dieser Hinsicht um 
völlig neue Substanzen, die im Hinblick auf mögliche Ri- 
siken analysiert und getestet werden müssen. Die Tatsa- 
che, dass Nanomaterialien bereits heute industriell herge- 
stellt werden und viele weitere in den kommenden Jahren 
hinzukommen werden, stellt den Arbeitsschutz vor neue 
Herausforderungen. 

Nanopartikel können hauptsächlich über die Atemwege 
aufgenommen in den menschlichen Körper gelangen. Es 
ist aber auch möglich, dass Nanopartikel durch die Lun- 
genbläschen ins Blut oder über den Riechnerv in das zen- 
trale Nervensystem gelangen. Von Titandioxid-Nanopar- 
tikeln ist bekannt, dass sie die Haut des Menschen 
durchdringen können. Die Biokinetik von Nanopartikeln, 
also deren mögliche Bewegung innerhalb des Körpers 
und über Organsystemgrenzen hinweg, ist zurzeit Gegen- 
stand der Forschung (Oberdörster 2004; Oberdörster et al. 
2005; The Royal Society 2004). 

Es hegt daher nahe, zunächst die Luft an Arbeitsplätzen 
zu betrachten, an denen Nanopartikel hergestellt und ver- 
wendet werden. Experten nehmen allerdings an, dass die 
Expositionswahrscheinlichkeit bei der Produktion gerin- 
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ger ist als bei der späteren Verwendung, weil an Arbeits- 
plätzen höhere Sicherheitsstandards existieren. 

Um tatsächlich Schädigungen zu verursachen, müssen die 
Nanopartikel in ausreichender Dosis und über einen ausrei- 
chend langen Zeitraum auf den menschlichen Organismus 
einwirken. Heute werden Nanopartikel meist mithilfe eta- 
blierter chemischer und mechanischer Verfahren herge- 
stellt, die - außer im Falle eines Unfalls oder eines Lecks - 
als weitgehend sicher gelten (Aitken et al. 2004). Das briti- 
sche Institute for Occupational Medicine kommt in einer 
Studie zu der Einschätzung, dass es momentan lediglich 
vier Gruppen von Produktionsverfahren gibt, bei denen die 
Gefahr einer Exposition von Arbeitskräften kommen kann 
(physikalische und chemische Gasphasenabscheidung, 
Kolloidprozesse, mechanisches Mahlen). Von diesen Ver- 
fahrenstypen besitzt demnach lediglich die Gasphasen- 
abscheidung das Potenzial, Arbeitskräfte primären Nano- 
partikeln auszusetzen, bei den anderen Verfahren sind sie 
allenfalls agglomerierten Nanopartikeln ausgesetzt (Aitken 
et al. 2004). Neuere Studien haben allerdings gezeigt, dass 
viele Nanopartikel überhaupt erst durch heftige Erschütte- 
rung auffliegen, weil sie durch Van-der- Waals-Kräfte 24 
„zusammenkleben“ (Maynard et al. 2004). 

Etwas entgegen der Erwartung scheinen Filtersysteme ein 
wirksames Mittel gegen das Einatmen von Nanopartikeln 
darzustellen. Durch die Kombination der Brownschen Mo- 
lekularbewegung 25 und Van-der- Waals-Kräfte scheint die 
Effizienz von Hochleistungspartikelfiltern, sogenannter 
Hepa-Filter (High Efficiency Particulate Arrestor) bei Par- 
tikelgrößen von weniger als 1 00 nm sogar zuzunehmen 
(Lauterwasser 2005). Im Gegensatz zu den eigentlichen 
Arbeitsräumen, in denen sich Nanopartikel also gut kon- 
trollieren lassen, ist beim Transport ein gewisses Maß an 
Handhabung nicht zu vermeiden. Da in den davon betrof- 
fenen Gebäuden eine umfassende Luftfilterung wirtschaft- 
lich und/oder technisch nicht realisierbar ist, können hier 
Gefährdungen für Arbeitskräfte entstehen (Hett 2004). 

Gegen die Exposition mit Nanopartikeln über die Haut 
oder die Nahrungsaufnahme scheinen existierende Ver- 
fahren wie Schutzkleidung weniger wirksam als bei kon- 
ventionellen Stoffklassen zu sein. Hett (2004, S. 33) 
folgert, dass mit Nanopartikeln „vermutlich ähnlich um- 
gegangen werden [muss] wie heute schon mit gewissen 
Bio-Organismen und radioaktiv-strahlenden Substanzen. 
Adäquate Schutzmaßnahmen wie eine nanotaugliche 
>glovebox< müssen der möglichen Gefährdung entspre- 
chend voraussichtlich noch entwickelt werden“. 

Insgesamt wird in der Debatte um das Gefährdungspoten- 
zial von Nanomaterialien noch ein erheblicher Mangel an 
Wissen über entscheidende Faktoren konstatiert: 

- Ganz grundsätzlich ist unklar, welche Nanopartikel in 
welcher Größe die Gesundheit schädigen können und 


24 Schwache elektrostatische Wechselwirkung aller Moleküle und Ato- 
me. Sie entstehen durch fluktuierende Dipolmomente der Elektronen 
und wirken immer anziehend. 

25 Thermisch bedingte Eigenbewegung von kleinen Partikeln oder Mo- 
lekülen. 


wie Dosis- Wirkungs-Beziehungen aussehen (Mark 
2005). Es gibt jedoch Anzeichen, dass die Wirkung 
nicht mit der Masse, sondern mit der Oberfläche der 
aufgenommenen Partikel zunimmt (Aitken et al. 2004). 

- Es ist unklar, welche Partikel sich ähnlich verhalten 
(z. B. kategorisiert nach Oberfläche, Größe, stoffliche 
Zusammensetzung, etc.) und ob eine Einteilung der 
Nanopartikel in Risikoklassen möglich ist. 

- Toxikologische Daten zu Nanopartikeln liegen nur sehr 
vereinzelt öffentlich vor. So gibt es Hinweise auf die Be- 
deutung der Schwermetallaufnahme und -Wirkung durch 
schwermetallhaltige Nanopartikel und auf Entzündun- 
gen durch Nanopartikel (Krug et al. 2004; Maynard/Ku- 
empel 2005; Oberdörster et al. 2005). Über mögliche In- 
teraktionen von Nanopartikeln mit Zellstrukturen wie 
DNA ist bislang ebenfalls wenig bekannt. 

- Bisher liegen kaum Informationen vor über die tat- 
sächlich betroffenen Arbeitsplätze und Arbeitskräfte 
sowie die Art, Höhe und Dauer der dort tatsächlich 
stattfindenden Exposition mit Nanomaterialien (Aitken 
et al. 2004). 

- Schließlich fehlt es noch an umfassenden Messmetho- 
den, insbesondere für die reaktive Oberfläche von Par- 
tikeln in der Luft und am Arbeitsplatz. Existierende 
Messethoden werden bislang wenig eingesetzt (Ober- 
dörster et al. 2005). 

Außer in Forschung, Entwicklung und Produktion sind 
auch Personen in anderen Tätigkeitsbereichen, wie im 
Transport und in der Lagerhaltung, Nanomaterialien aus- 
gesetzt (Abbildung 41). Schwerer kontrollierbar als Her- 
stellung und Vertrieb von Nanoprodukten ist deren Ge- 
und Verbrauch. Nanopartikel und -fasern können auch bei 
der Abnutzung der Produkte oder deren Zerkleinerung 
zur Entsorgung freigesetzt werden. 

Zusammenfassend halten Experten die Datenlage für eine 
umfassende Risikoeinschätzung und -bewertung von Na- 
nomaterialien für unzureichend (Aitken et al. 2004; Hett 
2004; Lauterwasser 2005; Tran et al. 2005). Auch wenn es 
momentan keine konkreten Anhaltspunkte für eine beson- 
dere Gefährdung am Arbeitsplatz gibt (Aitken et al. 2004), 
ist weiterhin Wachsamkeit und weitere Forschung notwen- 
dig. ln Deutschland haben die Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz und Arbeitsmedizin (BAuA), das Umweltbundes- 
amt (UBA) sowie das Bundesinstitut für Risikobewertung 
entsprechend reagiert und im August 2006 eine gemein- 
same Forschungsstrategie formuliert (Orthen et al. 2006). 26 


26 An der BAuA lief bis Ende Juni 2006 ein Forschungsprojekt zur 
„Charakterisierung ultrafeiner Stäube für den Arbeitsschutz“ und bis 
Ende 2006 ein Forschungsprojekt über die „Exposition gegenüber ul- 
trafeinen Partikeln (UFP) an Arbeitsplätzen“. Das BMUNR, das 
UBA und die BAuA haben im Oktober 2005 ein Projekt zur „Ermitt- 
lung und Bewertung der Umwelt- und Gesundheitsgefahren durch 
Nanopartikel“ initiiert. Das BfR lässt seit Anfang 2006 eine Delphi- 
Befragung zu Risiken nanotechnologischer Anwendungen durchfüh- 
ren (Arndt 2006). 
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Abbildung 41 


Möglichkeiten der Exposition mit Nanopartikeln 



Sollte sich etwa erweisen, dass Nanopartikel in größerem 
Umfang gesundheitsschädlich sind, so könnten sich die 
mit Asbest gemachten Erfahrungen wiederholen, von den 
hohen, ursprünglich nicht absehbaren Kosten für die Ent- 
sorgung bis zum Phänomen des „Exports“ von problema- 
tischen Abfällen in Dritte- Welt-Staaten, ln der Zwischen- 
zeit kommt es auf die Information der anwendenden 
Betriebe und Beschäftigten an, auch über die Kennzeich- 
nung von (Zwischen-)Produkten. 

Veränderte Produktionsweisen 

Bereits 1959 hatte der Physik-Nobelpreisträger Richard 
Feynman in seinem zukunftweisenden Vortrag „There is 
Plenty of Room at the Bottom“ von 1959 geäußert, dass 
es möglich sein werde, einzelne Atome trotz der Unschär- 
ferelation von Heisenberg zu beeinflussen und zu bewe- 
gen (Feynman 1961). Seit Jahren propagieren Nanovisio- 
näre und Futuristen wie Eric Drexler, Ralph Merkle oder 
Robert Freitas in diesem Sinne die Idee eines „molekula- 
ren Maschinenbaus“ (molecular engineering), bei dem 
nach dem Vorbild der Molekularbiologie Atome und Mo- 
leküle von „Assemblern“ oder „Nanofactories“ zu neuen 
Produkten zusammengesetzt werden (Drexler 2005; 
Freitas/Merkle 2004; Phoenix 2004). 


Damit verbunden ist die Hoffnung auf eine wahre Revo- 
lution bei der Produktion von Grundstoffen, aber auch 
komplexerer Produkte. Wenn ein Produktionsprozess je- 
des einzelne Atom kontrolliert, gibt es keinen Grund 
mehr, Luft oder Wasser mit giftigen Abfällen zu belasten. 
Die Verfahren würden die Produktionskosten senken, die 
Nachfrage nach Kohle und Erdöl mindern und sogar eine 
umweltverträgliche (nano)industrielle Entwicklung der 
Dritten Welt ermöglichen (Drexler 2001; Fouke et al. 
2000; Freitas 2006). 

Im Einzelnen erwarten Drexler, Merkle und andere fol- 
gende Veränderungen: 

- Die Ökonomie der Herstellung physischer Objekte 
würde durch die molekulare Fertigung grundlegend 
verändert. Sie würde dann eher den Regeln folgen, die 
heute schon für wissensintensive und/oder immate- 
rielle Produkte wie Software oder Medieninhalte gel- 
ten, bei denen die tatsächlichen Herstellungskosten 
(etwa einer CD) gegenüber den Kosten für die Ent- 
wicklung oder für intellektuelle Eigentumsrechte mar- 
ginal sind. Gleichzeitig käme es zu einer Verschiebung 
industrieller Arbeit von der (nun weitgehend automati- 
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sierten) Produktion hin zu höherwertigen Tätigkeiten 
in Forschung, Entwicklung, Vertrieb und Marketing. 

- Darüber hinaus könnte durch den Einsatz von kleinen, 
sich selbst replizierenden Assemblern die Produktion 
von großen, zentralisierten Fabriken in kleine, flexible 
Produktionszentren verlagert werden, die in unmittel- 
barer Nähe der Konsumenten angesiedelt sind. Auf 
diese Weise könne eine Produktion „just in time“ und 
„just in place“ realisiert und die heutigen Transport- 
ströme weitgehend vermieden werden. 

Jenseits der Diskussion, die über die hinter diesen Visio- 
nen stehende Ideologie entbrannt ist (s. a. Coenen 2004; 
TAB 2003), ist umstritten, wie realistisch die von Drexler 
und anderen formulierten Visionen sind, von denen diese 
annehmen, dass sie bis 2030 verwirklicht sein werden. So 
hat der Nobelpreisträger Richard Smalley den Einwand 
erhoben, Nanomaschinen, deren Ausmaße selbst in der 
Größenordnung von Molekülen sind, könnten aus grund- 
legenden physikalisch-chemischen Gründen keine ge- 
zielte Manipulation an Atomen und Molekülen vorneh- 
men. Eine molekulare Produktion im Drexlerschen Sinne 
sei deshalb nicht vorstellbar (Baum 2003; Smalley 2001). 

2.4 Schlussfolgerungen 

Die Nanotechnologie befindet sich generell noch in der 
Übergangsphase von der Grundlagenforschung zur 
Anwendung. Es gibt auch keine „Nanoindustrie“ im ei- 
gentlichen Sinne, sondern zwei Typen von Unternehmen, 
nämlich junge Technologieunternehmen, die sich aus- 
schließlich mit Nanotechnologie befassen, und größere 
Unternehmen, die die Nanotechnologie in den letzten 
Jahren in ihr Technologieportfolio aufgenommen haben. 

Entsprechend wenig Aufmerksamkeit hat die Nanotech- 
nologie bisher in der genuinen Arbeitsforschung erhalten. 
Angesichts der Schlüsselfunktion der Nanotechnologie 
erscheint es angeraten, künftig verstärkt der Frage nach 
den Auswirkungen der Nanotechnologie auf die mensch- 
liche Arbeit nachzugehen. Aus heutiger Sicht sind vor al- 
lem Herausforderungen für die Bildungs- und For- 
schungspolitik sowie für den Arbeitsschutz erkennbar. 

Grundlagenforschung, angewandte Forschung und Ent- 
wicklung im Bereich der Nanotechnologie werden zuneh- 
mend interdisziplinär sein müssen, mit entsprechenden 
Folgen für Ausbildung und Nachwuchsförderung. Als 
Voraussetzung für einen Innovations- und Produktivitäts- 
schub durch Nanotechnologie müssen neue Organisa- 
tionsstrukturen und Ausbildungsgänge entstehen, die we- 
niger starr an den überkommenen disziplinären Grenzen 
orientiert sind, sondern den multi- oder interdisziplinären 
Charakter der Nanotechnologie berücksichtigen. So wie 
bei anderen dynamischen und wissensintensiven Techno- 
logien ist es notwendig, bereits in der Ausbildung einen 
anwendungsorientierten Schwerpunkt zu setzen, der sich 
nicht nur an den Bedürfnissen der Großunternehmen, 
sondern auch an denen der KMU in Deutschland orien- 
tiert. 

Zumindest kurzfristig erwartet die Industrie zwar keinen 
Engpass an gutausgebildetem wissenschaftlichem Perso- 


nal, mittel- bis langfristig kann es allerdings angesichts 
des Wettbewerbs verschiedener Disziplinen und Indus- 
triebranchen um die besten Köpfe durchaus zu einem 
Mangel an in der Nanotechnologie ausgebildeten Natur- 
wissenschaftlern und Ingenieuren kommen. Allerdings 
benötigen die meisten Unternehmen nicht primär ausge- 
wiesene „Nanowissenschaftler oder -ingenieure“, son- 
dern verstärkt breiter qualifizierte Naturwissenschaftler, 
Diplomingenieure und Informatiker mit Ankopplungs- 
kompetenz und gewissem Grundlagenwissen in der Na- 
notechnologie. Dabei herrscht mittlerweile Einigkeit, 
dass zunächst ein Grundstudium in einer der klassischen 
Disziplinen (wie z. B. Physik, Chemie oder Ingenieurwis- 
senschaften) abzuschließen ist, bevor sich Studierende 
auf den Schwerpunkt Nanotechnologie konzentrieren. 

Das heute existierende Angebot der Universitäten und 
Fachhochschulen ist zwar sehr breit, es fehlt allerdings 
die Vergleichbarkeit der vermittelten Inhalte bzw. der Ab- 
schlüsse, insbesondere auf europäischer Ebene. Hier gibt 
es noch erheblichen Gestaltungsspielraum und Koordi- 
nierungsbedarf. 

Übereinstimmung besteht bei den Experten darin, dass im 
Rahmen der Ausbildung frühzeitig mit Wirtschaftsunter- 
nehmen zusammengearbeitet werden müsse. Für die 
heute ausgebildeten Akademiker ist noch die wissen- 
schaftliche Laufbahn (in Universitäten und Forschungs- 
einrichtungen oder in den Labors der Großunternehmen) 
der Standardkarrierepfad. Vor allem in reinen Anwen- 
dungsbranchen gibt es jedoch Anzeichen, dass die akade- 
mische Ausbildung im Bereich der Nanotechnologie an 
den konkreten Bedürfnissen, insbesondere von kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) vorbeigeht. Hier gilt 
es sicherzustellen, dass ein effizienter und frühzeitiger 
Transfer von wissenschaftlichen Ergebnissen mit Pro- 
dukt- bzw. Marktrelevanz sowie insbesondere auch der 
Austausch von Personal zwischen Wissenschaft und In- 
dustrie sichergestellt werden. Die im 6. EU-Forschungs- 
rahmenprogramm und vom BMBF bereits initiierten Ko- 
operationsprojekte wie auch die zukünftig angedachten 
Vorhaben (7. RP sowie Hightech-Strategie der Bundesre- 
gierung) zeigen, dass diese Problematik erkannt und ent- 
sprechend angegangen wird. Eine Bewertung dieser Akti- 
vitäten zu gegebener Zeit muss dann zeigen, ob die Ziele 
des marktfähigen Erkenntnisgewinns sowie des inter- 
institutionellen Personaltransfers „über Köpfe“ mit den 
bisherigen Instrumenten erreicht worden sind bzw. ob ge- 
gebenenfalls eine feine Rejustierung oder eine grundle- 
gende Neuausrichtung notwendig ist. 

Besonders deutlicher und rasch anzugehender Nachhol- 
bedarfbesteht derzeit noch bei den mittleren Qualifikatio- 
nen, also insbesondere den Facharbeitern und Technikern 
in den Industriebetrieben. Hier erscheint es nicht ausrei- 
chend, den Bedarf an Wissen und Fertigkeiten im Bereich 
der Nanotechnologie allein durch - ebenfalls noch neu zu 
schaffende - betriebliche Ausbildungsgänge zu decken. 
Vielmehr sollte hier angeregt werden, dass Verbände und 
Kammern Möglichkeiten zur beruflichen Weiterbildung 
von Facharbeitern im Bereich der Nanotechnologie schaf- 
fen. 
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Im Zusammenhang mit arbeitsschutzrelevanten Aspekten 
wird in nahezu allen Studien betont, dass es besonders 
wichtig sei, die Schädlichkeit von Nanomaterialien sowie 
die mögliche Exposition von Personen am Arbeitsplatz zu 
untersuchen und geeignete Maßnahmen in die Wege zu 
leiten. Dabei besteht europaweit noch ein erheblicher 
Mangel an Wissen über entscheidende Faktoren, der 
durch Studien zu folgenden Fragestellungen behoben 
werden sollte: 

- Wie toxisch sind Nanopartikel unterschiedlicher - auch 
gutbekannter - Stoffe? Gibt es Interaktionen von Na- 
nopartikeln mit Zellstrukturen? 

- Welche Nanopartikel in welcher Größe können die 
Gesundheit schädigen und wie sehen Dosis- Wirkungs- 
Beziehungen aus? 

- Welche Partikel verhalten sich ähnlich, und ist es 
möglich, eine Einteilung der Nanopartikel in Risiko- 
klassen vorzunehmen? 

- Welches sind die tatsächlich von einer Exposition mit 
Nanomaterialien betroffenen Arbeitsplätze und Ar- 
beitskräfte, sowie Alt, Höhe und Dauer der dort statt- 
findenden Exposition? 

- Wie lassen sich umfassende, international standardi- 
sierte Messmethoden, insbesondere für die reaktive 
Oberfläche von Partikeln in der Luft und am Arbeits- 
platz, entwickeln? 

Diesen Fragestellungen haben sich die zuständigen deut- 
schen Behörden (Umweltbundesamt, Bundesinstitut für 
Risikobewertung, Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin) seit Kurzem angenommen (Bundesregie- 
rung 2006; Orthen et al. 2006). Ihre Arbeiten sollten un- 
tereinander und mit den entsprechenden Institutionen in- 
nerhalb der EU abgestimmt und koordiniert werden. Die 
Ergebnisse mit Relevanz für die Industriearbeit müssten 
dann umgehend hinsichtlich ihrer Implikationen für die 
Anpassung von Arbeitsschutzbestimmungen eingeordnet 
werden und gegebenenfalls entsprechende Maßnahmen 
zur Verbesserung des betrieblichen Arbeitsschutzes in 
den zuständigen Gremien diskutiert und verabschiedet 
werden. 

3. Ambient Intelligence und Industriearbeit 

Mit der technischen Vision von Ambient Intelligence 
(Ami) verbinden sich zahlreiche Hoffnungen auf die Er- 
schließung neuer Effizienz- und Wachstumspotenziale. 
Im Mittelpunkt des auf dem Gebiet der Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IuK) angesiedelten Zu- 
kunftsentwurfs der „intelligenten Umgebungen“ steht die 
Schaffung quasi autonomer Assistenzsysteme, die sich 

- weitgehend im Hintergrund und ohne herkömmliche 
Mensch-Maschine-Schnittsteilen agierend - proaktiv auf 
die Bedürfnisse des Nutzers einstellen und diesen selbst- 
tätig unterstützen. Dazu wird eine umfassende drahtlose 
Vernetzung von Alltagsgegenständen und Umgebungen 
angestrebt, die mit rechnergestützten Sensoren und Aktua- 
toren versehen sein können. Damit wird bereits deutlich, 
dass die Verwirklichung von Ami die Existenz einer Viel- 


zahl von anwendungsreifen Technologien sowie entspre- 
chender Infrastrukturen und Standards voraussetzt. Die 
Mehrzahl der aktuellen Ami-Szenarien bezieht sich auf 
Formen der interpersonalen Kommunikation, Haushalt 
und Freizeit, Verkehr sowie auf den Gesundheitsbereich 
(Wright et al. 2008). Überlegungen zu künftigen Ami- 
Anwendungen mit unmittelbarem Bezug zu ökonomi- 
schen Wertschöpfungsprozessen werden gegenwärtig 
überwiegend für den Dienstleistungssektor und die Logis- 
tikbranche angestellt. Studien, die sich schwerpunktmä- 
ßig mit der Anwendung von Ami-Technologien im 
Bereich der industriellen Fertigung und Arbeit auseinan- 
dersetzen, hegen hingegen bislang nicht vor. Um vor die- 
sem Hintergrund die potenziellen Auswirkungen von 
Ami auf die künftige Gestaltung industrieller Arbeit zu 
beleuchten, hegt der Fokus der folgenden Ausführungen 
insbesondere auf jenen Technologien, die bereits heute in 
der Industrie zum Einsatz kommen und zugleich als Weg- 
bereiter (sogenannte enabling technologies) von Ami gel- 
ten. Dazu zählen in erster Linie Anwendungen, die auf 
Radio Frequency Identification (RFID) basieren. 

Nach einer Kurzdarstellung der technischen Vorausset- 
zungen von Ami werden die wichtigsten Wandlungsten- 
denzen in der industriellen Produktion skizziert, um auf 
dieser Grundlage die zentralen Antriebsfaktoren für Pro- 
zess- und Technikinnovationen herauszuarbeiten, bei de- 
nen Ami eine wichtige Rolle spielen kann. Zur besseren 
Veranschaulichung der Einsatzmöglichkeiten werden die 
Ausführungen an einigen Stellen um konkrete Anwen- 
dungsbeispiele aus der Industrie ergänzt. Entlang der Be- 
schreibungsdimensionen der industriellen Arbeitswelt 
werden abschließend die potenziellen Auswirkungen von 
Ami auf die Industriearbeit und die Chancen und Risiken 
der Technologie diskutiert. 

3.1 Ambient Intelligence - Vision und Begriffe 

In ihrem Kern zielt die Vision von „Ambient Intelli- 
gence“ auf eine umfassende technische Unterstützung des 
Nutzers. Man stellt sich dabei vor, dass Aml-Technolo- 
gien den Menschen mittels intuitiver Schnittstellen unter- 
stützen, wobei die Technik selbst im Hintergrund tätig 
wird und damit weitgehend unmerklich ihre Funktionen 
ausführt. So sollen entsprechend ausgestattete Umgebun- 
gen automatisch die Anwesenheit von unterschiedlichen 
Personen feststellen können, um auf deren individuelle 
Präferenzen und Bedürfnisse zu reagieren. Alltagsgegen- 
stände werden zu aktiven, kommunikations- und reak- 
tionsfähigen Subjekten, die sich sensibel auf den 
Menschen einstellen und somit zur Erhöhung seiner Le- 
bensqualität beitragen (Aarts/Marzano 2003). Auf lange 
Sicht soll Ami sämtliche Lebensbereiche durchdringen: 
Der mit Ami ausgestattete private Wohnbereich steigert 
Komfort und erhöht die Energieeffizienz; „intelligente“ 
Fahrzeuge machen Verkehrswege sicherer; lernfähige 
persönliche Assistenzsysteme steigern die Arbeitsproduk- 
tivität im Büro; und im medizinischen Bereich überwa- 
chen Sensoren und Implantate den Gesundheitszustand 
des Nutzers (Mattem 2005, S. 41). 
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Die umfassende Durchdringung der dinglichen Welt mit 
Informations- und Kommunikationstechnologien wird 
mit einer Vielzahl an Begrifflichkeiten und Konzepten 
umschrieben, die jeweils durch spezifische Akzentuierun- 
gen, Reichweiten und Entstehungszusammenhänge cha- 
rakterisiert sind. Zu den gebräuchlichsten Begriffen, die 
häufig synonym und uneinheitlich verwandt werden, zäh- 
len neben Ambient Intelligence: 

- Ubiquitous Computing: Bereits Anfang der 1990er 
Jahre prägte Mark Weiser, seinerzeit leitender Wissen- 
schaftler am Xerox-Forschungszentrum in Palo Alto, 
den Begriff „Ubiquitous Computing“, ln einem weg- 
weisenden Artikel beschreibt Weiser eine künftige 
Ära, in der Computer in Alltagsgegenständen und 
Umgebungen integriert und durch drahtlose Kommu- 
nikationsnetze verbunden sein werden. Computerka- 
pazitäten würden allgegenwärtig sein und zugleich in 
den Hintergrund treten (Weiser 1991). 

- Pervasive Computing: Während Weisers humanzen- 
trierte Technikvision erst auf lange Sicht realisierbar 
ist, zielt der insbesondere von der Industrie geprägte 
Begriff des „Pervasive Computing“ (Hansman 2003) 
auf die kurz- und mittelfristige Umsetzung der Idee 
der allgegenwärtigen Informationsverarbeitung im Be- 
reich von E-Commerce und auf mobiler Kommunika- 
tion beruhenden Geschäftsmodelle ab. 

- Das Internet der Dinge: Zu den jüngeren Begriffen 
zählt „Das Internet der Dinge“. Mit der bewussten 
Verwendung der Internetanalogie soll auf die Auswei- 
tung existierender Informationsnetzwerke in die phy- 
sische Welt verwiesen werden. Indem Objekte und 
mobile Geräte drahtlos vernetzt und mit bestehenden 
Netzwerken verbunden werden, entsteht sukzessive 
ein um die dingliche Dimension erweitertes Internet 
(Fraunhofer-Gesellschaft 2005, S. 4 ff; ITU 2005, 
S. 5). 

- Weitere Bezeichnungen für die Informatisierung und 
Vernetzung der physischen Welt lauten „Sensor Net- 
works“, „Disappearing Computing“ oder „Ubiquitous 
Networks“. 

Trotz aller Differenzen im Detail weisen die unterschied- 
lichen Begrifflichkeiten mehr Gemeinsamkeiten als Un- 
terschiede auf (Mattem 2005, S. 41). In Europa hat sich in 
den letzten Jahren der Begriff „Ambient Intelligence“ 
verstärkt etabliert. Das Konzept wurde ursprünglich von 
Emile Aarts, wissenschaftlicher Leiter von Philips Re- 
search, geprägt und fand über die „IST Advisory Group“ 
(ISTAG) Eingang in die europäische Forschungspolitik. 
Ami stimmt weitgehend mit Weisers Vision des „Ubiqui- 
tous Computing“ überein, betont jedoch etwas stärker die 
nutzerzentrierte Anwendung (Punie 2005). 

3.2 Technische Grundlagen 

Die Verwirklichung der Ami- Vision setzt aus technischer 
Warte zahlreiche Innovations- und Konvergenzprozesse 
voraus. Erforderlich sind insbesondere weitere Entwick- 
lungsfortschritte in den Bereichen Miniaturisierung bei 


gleichzeitiger Leistungssteigerung der Prozessoren, Spei- 
cher- und Datenverarbeitungskapazitäten, Energieverwal- 
tung und -ausbeute, Sensortechnik sowie bei den Fähig- 
keiten zur nahtlosen Vernetzung mit unterschiedlichen 
Netzwerken. Erheblicher Forschungsbedarf besteht ferner 
mit Blick auf die angestrebten neuartigen Mensch-Ma- 
schine-Schnittsteilen, die beispielsweise auf Sprach-, Mi- 
mik- und Gestenerkennung basieren oder den Gefühlszu- 
stand des Nutzers zur Grundlage haben sollen. Auch gilt 
es, die Entwicklung „intelligenter“ Software voranzutrei- 
ben, damit die mit entsprechenden Rechen- und Kommu- 
nikationskapazitäten ausgestatteten Geräte und Gegen- 
stände reaktions- und lernfähig werden. 

Parallel zu den technischen Fortschritten sind angesichts 
der Komplexität von Ami-Systemen umfangreiche Stan- 
dardisierungen erforderlich. Ohne einheitliche Protokolle 
für den Datenaustausch und ein hohes Maß an Kompati- 
bilität der vielfältigen Netzwerke und (halb)autonomen 
Softwareagenten ist eine der wesentlichen Funktionalitä- 
ten von Ami - nämlich die nahtlose Ad-hoc-Vernetzung 
ohne umständliche manuelle Konfiguration - nicht er- 
reichbar. 

Für die Anwendung von RFID sind bereits wichtige Stan- 
dardisierungslösungen erarbeitet worden. So wird der 
Electronic Product Code (EPC) auf RFID-tags (Funk- 
etiketten auf der Basis von Radio Frequency Identifica- 
tion) zunehmend die verbreiteten EAN-Codes der 
Barcodesysteme ersetzen. EPC ist ein globales Num- 
mernschema, auf dessen Grundlage entsprechend ausge- 
stattete Objekte weltweit eindeutig identifiziert werden 
können. Der Nummernstandard wird von der internatio- 
nalen Organisation EPCglobal verwaltet (BITKOM 2005, 
S. 15). Mit der fortschreitenden Anwendungsreife von 
Ami werden nicht nur weitere Standardisierungsfragen, 
etwa über Funkstandards und Frequenzbereiche, zu be- 
antworten sein, sondern auch hinsichtlich des Aufbaus 
der erforderlichen unterstützenden Infrastrukturen. 

RFID - Wegbereiter von Ambient Intelligence mit 
hoher Anwendungsreife 

Als eine der wichtigsten enabling technologies von Ami 
- insbesondere mit Blick auf Automatisierung und Opti- 
mierung wirtschaftlicher Prozesse - gilt die RFID-Tech- 
nologie, mit der sich Objekte drahtlos und ohne Sichtver- 
bindung identifizieren und vernetzen lassen. Einfache 
RFID-Systeme werden bereits heute in vielen Branchen 
und Anwendungsfeldern, in manchen Bereichen - etwa in 
der militärischen Luftfahrt oder bei der Tieridentifikation - 
sogar seit Jahrzehnten eingesetzt. Einige der wichtigsten 
Wegmarken, die die RFID-Technologie seit ihrer Erfin- 
dung in den 1940er Jahren durchlaufen hat, werden in 
Abbildung 42 aufgezeigt. 

Die RFID-Technologie hat sich inzwischen in einer be- 
eindruckenden Palette unterschiedlicher Anwendungsge- 
biete einen Platz erobert. Entsprechend ihrem Charakter 
als typische Querschnittstechnologie kommt sie in einer 
Vielzahl von Branchen, Wirtschafts- und Lebensberei- 
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Abbildung 42 


Meilensteine der RFID-Entwicklung und -Anwendung 
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chen zum Einsatz. 27 Aus funktionaler Perspektive lässt 
sich die Vielfalt der Einsatzmöglichkeiten nach folgenden 
Anwendungsclustern kategorisieren (nach BSI 2005, 
S. 62): 

- Kennzeichnung von Objekten (auch Tiere, Nahrungs- 
mittel), 

- Echtheitspriifung von Dokumenten, 

- Instandhaltung, Reparatur, Rückrufaktionen, 

- Diebstahlsicherung, Reduktion von Verlustmengen, 

- Zutritts- und Routenkontrollen, 

- Umweltmonitoring und -sensorik, 

- Supply-Chain-Management: Automatisierung, Steue- 
rung und Prozessoptimierung. 

Für den Untersuchungsfokus „industrielle Arbeit“ sind 
insbesondere die Anwendungsbereiche Objekterkennung, 
Instandhaltung, Sensorik und Supply-Chain-Management 
von Interesse. Allerdings kommen Ami-Technologien in 
der industriellen Produktion gegenwärtig lediglich in we- 
nigen Teilgebieten bzw. als „Insellösungen“ zum Einsatz; 
zudem werden momentan verschiedene Pilotprojekte, 
insbesondere in der Automobilfertigung, durchgeführt. 

So stellt das seit 2005 bestehende Projekt „SmartFacto- 
ry KI “ gegenwärtig das einzige herstellerunabhängige De- 


27 Überblicksdarstellungen zu den Anwendungsbereichen finden sich 
u. a. bei BSI (2005, S. 63-83), Diekmann/Hagenhoff (2006b), Fin- 
kenzeller (2002, S. 353-407), Fleisch/Mattem (2005) oder ITU 
(2005, S. 9^14). 


monstrationsvorhaben in Europa dar, das sich mit der 
Entwicklung der „intelligenten Fabrik“ befasst. Im Zen- 
trum der Initiative steht die Verbreitung innovativer In- 
dustrieanlagentechnik in unterschiedlichen Branchen. 
Zum Einsatz kommen insbesondere drahtlos vernetzte 
Sensoren und Aktuatoren mit integrierten Rechenkapazi- 
täten, um die „intelligente Fabrik“ flexibel, vernetzt und 
selbstorganisierend zu gestalten. Angesichts laufend 
neuer Produktionsbedingungen und vielfältiger Funk- 
tionsrollen für die Belegschaften werden individuell kon- 
figurierbare Endgeräte angestrebt. Als zentrale Ziele der 
Demonstrationsfabrik werden insbesondere genannt: die 
Entwicklung innerbetrieblicher Ordnungssysteme, um 
beispielsweise eine Inventur „per Knopfdruck“ durchfüh- 
ren zu können. Zudem wird die Entwicklung universeller 
Bediensysteme angestrebt, die in Gestalt eines Standard- 
werkzeugs zur Konfiguration beliebiger Anlagenteile ein- 
gesetzt werden kann. Dabei sollen die Bedienoberflächen 
den individuellen Präferenzen der Arbeitnehmer flexibel 
angepasst werden können. (3) Schließlich gilt es, nahtlose 
Kommunikation zwischen unterschiedlichen Komponen- 
ten - etwa mittels offener Standards - zu garantieren 
(Pohlmann et al. 2005). 

RFID zählt zu den automatischen Identifikationsverfah- 
ren (Auto-ID), wobei die Objekt erkennung im Gegensatz 
zu anderen Auto-ID-Systemen wie Barcodes, Optical 
Character Recognition (ORC) oder kontaktbehaftete 
Chipkarten berührungslos und ohne Sichtverbindung er- 
folgt (Funkerkennung). Dadurch wird der Identifikations- 
und Ausleseprozess erheblich flexibler, da die Erfassung 
auch durch undurchsichtige Medien erfolgen kann und 
das zu identifizierende Objekt nicht unmittelbar einem 
Scanner zugeführt werden muss. Herzstück eines RFID- 
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Systems ist ein sogenannter Transponder 28 , der aus einer 
Antenne sowie einem Computerchip besteht. Ein Lesege- 
rät („reader“) sowie die Anbindung an eine Infrastruktur 
(„middleware“) komplettieren das System. Auf dem 
Transponder werden Daten gespeichert, die bei Bedarf 
von einem „reader“ innerhalb einer jeweils spezifizierten 
Reichweite ausgelesen und entsprechend verarbeitet wer- 
den. Aufwendigere Ausführungen erlauben zudem die 
wiederholte Aktualisierung der Transponderdaten. 

Die vielfältigen Typen von Transpondern lassen sich nach 
folgenden Hauptmerkmalen unterscheiden: 

- Energieversorgung: Aktive Transponder verfügen 
über eine eigene Energiequelle zur Versorgung des 
Mikrochips und zur Erzeugung des Funksignals zur 
Kommunikation mit dem Lesegerät. Batterielaufzeiten 
und die damit verbundenen Wartungszyklen stellen ei- 
nen bedeutenden Kostenfaktor dar und spielen daher 
bei den Investitionsentscheidungen in der Industrie 
eine bedeutende Rolle (Davies 2006, S: 47). Passive 
Transponder beziehen den Energiebedarf zur Versor- 
gung des Mikrochips und zur Erzeugung des Rück- 
signals über Funkwellen, die beim Lesevorgang vom 
Lesegerät ausgestrahlt werden. Aus einem vom Lese- 
gerät generierten elektromagnetischen Feld wird mit- 
tels einer Induktionsschleife Strom erzeugt. 

- Reichweiten: ln Abhängigkeit von der verwendeten 
Übertragungstechnik, dem Frequenzbereich und der 
Art der Energieversorgung bewegen sich die mögli- 
chen Reichweiten im Bereich von wenigen Zenti- 
metern und können unter bestimmten Bedingungen 
sogar bis zu einem Kilometer erreichen (BSI 2005, 
S. 24-30). 

- Speicherkapazität: Grundsätzlich ist zwischen Funk- 
etiketten, die einmal beschrieben und danach nur noch 
ausgelesen werden können („read only“), und mehr- 
fach beschreibbaren Transpondern („read write“) zu 
unterscheiden. „Read-only tags“, die in einem reinen 
Scannerbetrieb eingesetzt werden, sind in der Regel 
mit einem Nummemcode (z. B. einem standardisier- 
ten elektronischen Produktcode wie dem EPC) verse- 
hen, der eine eindeutige Objektidentifizierung erlaubt. 
Je nach Speicherkapazität können darüber hinaus wei- 
tere Informationen - etwa über die Eigenschaften des 
Objekts - erfasst werden (Want 2006, S. 30 f.). 

- Umweltbedingungen: Im Vergleich zu den in der Fer- 
tigung weitverbreiteten Barcodes weisen RFID-tags 
eine deutlich höhere Widerstandsfähigkeit und Ro- 
bustheit gegenüber extremen Temperaturen, Einwir- 
kungen von Feuchtigkeit, flüssigen Substanzen und 
Verschmutzung auf. So testet seit 2005 ein großer eu- 
ropäischer Fahrzeughersteller in einem Pilotprojekt 
den Einsatz passiver RFID in der Lackierstraße. Zuvor 
mussten in diesem Fertigungsabschnitt zahlreiche 


28 Kunstwort aus „transmitter“ und „responder“. Andere Begriffe lauten 
„RFID-tag“, „smart label“ oder Funketikett, wobei letztere in der Re- 
gel auf RFID-Typen rekurrieren, die nur ausgelesen, nicht aber er- 
neut beschrieben werden können. 


manuelle Arbeiten - beispielsweise das Scannen des 
Barcodes am Fahrgestell an jeder Arbeitsstation per 
Hand - ausgeführt werden, die die Arbeitsprozesse 
verlangsamten. Die Umstellung auf RFID setzte aller- 
dings voraus, dass das Funketikett am Montageträger 
statt an der Karosserie angebracht wird und die „tags“ 
Temperaturen von 600 “Celsius aushalten. Als neue 
Funktionalität wurde zudem ein Datenabgleich mit 
dem internen Produktionssteuerungssystem einge- 
führt, um die Materialflüsse fortwährend abbilden zu 
können (Alexander 2006, S. 36). 

- Pulkerfassung: RFID-Technologie ermöglicht die si- 
multane Erfassung einer großen Anzahl von Objekten, 
die sich beispielsweise in einem Transportbehälter 
oder auf einer Palette befinden. So können mit be- 
stimmten RFID-Lösungen bis zu 500 Funketiketten 
pro Sekunde ausgelesen werden (Want 2006, S. 30). 

- Rechenleistung: Komplexere RFID-Systeme be- 
schränken sich nicht auf einfache Identifikationsver- 
fahren, sondern verfügen über eigene - momentan 
noch vergleichsweise begrenzte - Datenverarbeitungs- 
kapazitäten. Werden derartige Systeme zudem mit 
Sensoren (und Aktuatoren) kombiniert, um bestimmte 
Umweltbedingungen zu registrieren, können Trans- 
ponder selbsttätig auf definierte Ereignisse und Verän- 
derungen reagieren - Gegenstände werden somit zu 
„intelligenten“ Objekten. 

- Kosten: Die Preise für Funketiketten variieren je nach 
Typ und Leistungsmerkmalen erheblich. Entsprechend 
hohe Stückzahlen vorausgesetzt, kosten passive Read- 
Only-Funketiketten mit geringer Speicherkapazität ge- 
genwärtig zwischen 0,10 und 0,50 Euro/Stück 
(www.rfid-journal.de). Aufgrund von Skalenerträgen 
werden für die kommenden Jahre deutliche Kosten- 
senkungen prognostiziert. Neben den Ausgaben für 
die RFID-tags spielen bei den Entscheidungen, ob ein 
funkbasiertes Auto-ID-System in einem Unternehmen 
eingeführt werden soll, insbesondere die Investitions- 
ausgaben für die Lese-(Schreib-)Infrastruktur sowie 
die betrieblichen Einführungs- und Integrationskosten 
eine wesentliche Rolle (BSI 2005, S. 78; Davies 
2006). 

3.3 Wandlungstendenzen im Industriesektor 
und Anwendungspotenziale von Ami- 
Technologien 

Die wichtigsten nichttechnischen Veränderungsprozesse, 
die sich auf die industrielle Fertigung in hochentwickel- 
ten Industrieländern auswirken, wurden bereits ausführ- 
lich in den Kapiteln III und IV dargestellt. Für die indus- 
triellen Planungs- und Steuerungsaufgaben ergeben sich 
aus diesen veränderten Bedingungen im Wesentlichen 
vier interdependente Ansatzpunkte, die sich zur strategi- 
schen Anpassung an die gewandelten Bedingungen mit- 
tels organisatorisch-technischer Lösungen eignen. In al- 
len vier Bereichen können Ami-Technologien erheblich 
zur Umsetzung beitragen, in manchen Fällen stellen sie 
sogar die technisch notwendige Voraussetzung für die 
Adaptionsprozesse dar: 
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Horizontale und vertikale Integration von 
Wertschöpfungsstufen 

Eine intensivierte horizontale und vertikale Integration 
verschiedener Wertschöpfungsstufen soll dazu beitragen, 
bei Marktveränderungen Reaktionszeiten zu verkürzen 
und Reaktionsradien zu vergrößern. Innerbetrieblich gilt 
es, organisatorisch weitgehend getrennte Funktionsberei- 
che (Entwicklung, Planung, Beschaffung, Fertigung, 
Absatz etc.) besser miteinander zu verzahnen. Unterneh- 
mensübergreifend geht es um die engere Koordination 
der Lieferketten, die organisatorische Bewältigung von 
Auslagerungen zusätzlicher Fertigungselemente und 
Dienstleistungen sowie um den intensivierten Informa- 
tionsaustausch innerhalb der Abnehmerbeziehungen. 

Ami-Technologien wie RFID sind zentrale technische 
Elemente zur Ermöglichung einer fortschreitenden Inte- 
gration unterschiedlicher, bislang suboptimal verzahnter 
Wertschöpfungsstufen und Produktionsphasen. Analy- 
tisch beruht das Potenzial der Technologie auf der Schlie- 
ßung der Lücke zwischen physischer und digitaler Welt 
(Fleisch et al. 2005a, S. 4; Kaspar 2006, S. 1). Ohne diese 
Anwendungen müssen die Informationsdefizite, die typi- 
scherweise über die Objektpräsenz in der realen Welt vor- 
herrschen, durch manuelle Dateneingabe oder durch die 
Überwindung von Medienbrüchen (z. B. Barcodeerfas- 
sung) kompensiert werden. Ami ermöglicht dagegen die 
informationstechnische Integration der physischen in die 
digitale Welt (Fleisch et al. 2003, S. 11). 

Zahlreiche Unternehmens- und Funktionsbereiche - Pla- 
nung, Verwaltung, Vertrieb etc. - sind bereits seit gerau- 
mer Zeit nahezu vollständig informationstechnisch durch- 
drungen. Auch im Produktionsbereich, wo sich seit den 
1980er Jahren die computerintegrierte Fertigung (CIM) 
teilweise durchsetzte, spielen informationstechnische An- 
wendungen eine herausragende Rolle. Allerdings beste- 
hen insbesondere im Bereich der Fertigung aufgrund der 
vielfältigen Interaktionen zwischen Informationssyste- 
men und der physischen Welt zahlreiche Medienbrüche 
(Diekmann/Hagenhoff 2006a, S. 24 f.). Durch den Ein- 
satz von Ami bietet sich die Chance einer doppelten in- 
formationstechnischen Integration: Zum einen ist es mög- 
lich, den eigentlichen Mittelpunkt der industriellen 
Produktion digital zu erfassen und abzubilden. Dass in In- 
dustrieunternehmen lediglich 53 Prozent der Mitarbeiter 
PCs benutzen, während in Büros und Verwaltung der 
Durchdringungsgrad bei über 90 Prozent liegt, unter- 
streicht, dass im Kembereich der industriellen Wert- 
schöpfung noch erhebliche Informatisierungspotenziale 
schlummern (Automobil-Produktion 2005, S. 82). 

Zum anderen und damit engverbunden kann der Ferti- 
gungsbereich mit anderen betriebswirtschaftlichen Funk- 
tionseinheiten des Unternehmens besser verknüpft werden. 
Informationen über Materialflüsse und Fertigungs- 
schritte, die in Echtzeit und nahezu umfassend während 
des Produktionsprozesses erfasst werden und somit zur 
Verteilungstransparenz beitragen, können bruchlos in 
übergeordnete Steuerungsprozesse einfließen sowie den 
der Produktion vor- und nachgelagerten Einheiten zur 
Verfügung gestellt werden (Kaspar 2006). Somit lösen 


sich in informationstechnischer Hinsicht die Grenzen 
zwischen Fertigungs- und betriebswirtschaftlichen Pla- 
nungsprozessen zunehmend auf. Die innerbetrieblichen 
informationstechnischen Integrationsmöglichkeiten von 
realer und virtueller Welt werden in Abbildung 43 darge- 
stellt. 

Zu den wenigen konkreten Anwendungsbeispielen im 
Bereich der Produktionssteuerung zählt das RFID-Pilot- 
projekt eines großen Halbleiterherstellers. Die besondere 
Herausforderung bestand darin, eine Lösung zu entwi- 
ckeln, die den Bedingungen der hochflexiblen Produk- 
tionsverfahren, dem starken Kundenfokus und der häufi- 
gen Umstellung der Produktionskonfigurationen gerecht 
wird. Aufgrund der Produktvielfalt - ca. 800 unterschied- 
liche Produkte werden im Werk hergestellt - werden die 
jeweils benötigten Produktionschargen manuell von den 
Mitarbeitern zu den Maschinen gebracht. Zwar werden 
alle Produktionsschritte durch ein Produktionssteuerungs- 
system kontrolliert, aber die Transportwege zwischen den 
Maschinen und die Materialflüsse waren vor der RFID- 
Einfiihrung völlig intransparent. Daher entschloss man 
sich, ein System zur Verfolgung und Überwachung der 
Produktionschargen einzusetzen. Konkret wurde ein Sys- 
tem implementiert, welches RFID-Technologie mit Ultra- 
schall kombiniert, um trotz der Probleme mit störenden 
Reflektionen zielgenaue Positionsbestimmungen zu errei- 
chen. Aufgrund der positiven Erfahrungen, wird das Sys- 
tem künftig auch an anderen Produktionsstandorten ein- 
geführt (Thiesse et al. 2006). 

Neben der betriebs- bzw. untemehmensinternen informa- 
tionstechnischen Integration durch den Einsatz von Ami- 
Technologien eröffnen sich desgleichen zusätzliche 
Potenziale zur unternehmensübergreifenden Integration 
(Picot/Hess 2005, S. 32). Sowohl „up-‘‘ als auch 
„downstream“ kann Ami dazu beitragen, industrielle Ko- 
ordinationskosten zu senken und Fertigungsprozesse zu 
beschleunigen bzw. flexibler zu organisieren. So können 
„Just-in-Time“- und „Just-in-Sequence“-Produktion auf 
eine größere Komponentenanzahl ausgeweitet sowie 
Bauteile auch über Unternehmensgrenzen hinweg, prinzi- 
piell entlang der gesamten Wertschöpfungskette, identifi- 
ziert werden. Die erhöhte Informationsverfügbarkeit und 
-qualität bei sinkenden Transaktionskosten erlaubt ferner 
das Outsourcing der Herstellung auch sehr spezifischer 
Teile, die bislang aufgrund des hohen Abstimmungs- und 
Informationsbedarfs kaum ausgelagert werden konnten. 
Im Zuge der gesteigerten Informationsverfügbarkeit las- 
sen sich solche Güter auch vermehrt über Markt- oder 
alternative Koordinationsmechanismen beschaffen (z. B. 
elektronische Börsen). Zudem können bestimmte Funk- 
tionen, wie etwa die Qualitätskontrolle von Halbfertig- 
erzeugnissen, aufgrund der Rückverfolgbarkeit der 
Objekte auf die Abnehmer übertragen werden. Ferner er- 
öffnet Ami die Möglichkeit zur Entwicklung neuer unter- 
nehmensiibergreifender Dienstleistungsmodelle. So führt 
Strassner (2005, S. 139) aus, dass ein Automobilhersteller 
zusätzliche Einnahmen erzielen kann, wenn er produktbe- 
zogene Informationen, die für verschiedene Dienstleister, 
wie Werkstätten, Versicherungen, Zulieferer etc., einen 
Wert darstellen, über einen Infrastrukturanbieter vertreibt. 
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Abbildung 43 


Integration von realer und virtueller Welt 
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Damit wird der Absatz realer Produkte durch den Verkauf 
entsprechender Informationen ergänzt. Eine denkbare 
Folge der verbesserten unternehmensübergreifenden Ko- 
ordinationsmöglichkeiten wäre indessen - sofern die ent- 
sprechenden strategischen Unternehmensentscheidungen 
getroffen werden - eine Reduktion der Fertigungstiefe 
von Industriebetrieben (Diekmann/Hagenhoff 2006a, 
S. 20 ff.; Kaspar 2006, S. 7). 

Dezentralisierung von Steuerungsfunktionen 

Mit einer Dezentralisierung bestimmter Steuerungsfunk- 
tionen soll erreicht werden, dass Materialflüsse und Rei- 
henfolgenplanung zeitnah entsprechend der Erfordernisse 
der aktuellen Fertigungsprozesse und der Lieferprioritä- 
ten besser koordiniert und Störungen der Produktionspro- 
zesse minimiert werden können (Diekmann/Hagenhoff 
2006a, S. 27 f.; Jansen 2004). 

Im Zuge der Einführung von zunehmend komplexeren, 
nichtlinearen und „chaotischen“ Fertigungskonzepten er- 
weisen sich Modelle, die in einem dynamischen Umfeld 
ausschließlich auf zentrale Steuerung setzen, nur bedingt 
als geeignet (Beckenbauer et al. 2004). Da Aml-Techno- 
logien wie RFID eine dezentrale Datenhaltung ermögli- 
chen, lassen sich bestimmte fertigungsnahe Koordina- 
tionsaufgaben dezentralisieren. Durch die objektbezogene 
Datenhaltung können Teile und/oder Material nicht nur 
von den jeweiligen Fertigungsstationen automatisch iden- 
tifiziert werden, sondern gegebenenfalls auch die erfor- 


derlichen Produktionsanweisungen direkt von den Trans- 
pondern beziehen; eine Datenübertragung von zentralen 
Servern für jeden einzelnen Fertigungsschritt ist somit 
nicht mehr erforderlich. 

In der betrieblichen Praxis werden RFID derzeit überwie- 
gend zur Identifikation von Produkten oder Werkstücken 
an den jeweiligen Fertigungsstationen eingesetzt; mittels 
der ausgelesenen ID-Nummer legt ein zentrales Produk- 
tionssteuerungssystem jeweils fest, welcher Arbeitsschritt 
zu erfolgen hat (BITKOM 2005, S. 42). Bei einem süd- 
deutschen Automobilhersteller wurde dagegen ein dezen- 
trales Steuerungsmodell implementiert, bei dem die Pro- 
duktionsanweisungen direkt vom Transponder bezogen 
werden. Dazu wurden die Montagepaletten mit RFID- 
Transpondern ausgestattet, in denen sämtliche für die 
Produktion erforderlichen Daten gespeichert sind. Ein 
solches dezentrales System ist im Vergleich zu den zen- 
tralen Steuerungsmodellen wesentlich flexibler; zudem 
erleichtert es die simultane Produktion unterschiedlicher 
Modellvarianten auf einer Fertigungslinie (BITKOM 
2005, S. 43). 

Auch die Festlegung von Bearbeitungsreihenfolgen, etwa 
auf der Basis von Prioritätskennzahlen oder mithilfe von 
Softwareagenten (Diekmann/Hagenhoff 2006a, S. 30-40) 
lässt sich dezentral organisieren. Als Koordinations- 
mechanismus werden beispielsweise marktähnliche Kon- 
zepte diskutiert, bei denen Maschinen(gruppen) ihre je- 
weiligen Produktionskapazitäten computervermittelt 
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ausschreiben und anstehende Aufträge diese Angebote 
belegen können. Auf der Basis bestimmter Entschei- 
dungsregeln, wie Dringlichkeit, Dauer, Kosten etc., wählt 
der Auftrag die jeweils „günstigste“ Maschine aus 
(Diekmann/Hagenhoff 2006a, S. 37). Nicht zuletzt kann 
die Erweiterung zentraler Steuerungskonzepte um dezen- 
trale Elemente dazu beitragen, Produktionsstörungen, 
ausgelöst etwa durch unterbrochene Lieferketten, zu mi- 
nimieren. Und sollten Korrekturen oder ein Nacharbeiten 
erforderlich sein, ist die Reintegration eines Erzeugnisses 
in den entsprechenden Produktionsabschnitt weniger pro- 
blematisch. 

Flexible Fertigungssysteme 

Flexible Fertigungssysteme, beispielsweise in Gestalt au- 
tomatisierter Bearbeitungszellen, sollen zu einer schnelle- 
ren Umsetzung individueller Kundenwünsche beitragen. 
Dabei werden Elemente der klassischen Großserienferti- 
gung mit den Möglichkeiten der Kleinserienfertigung 
verknüpft („mass customisation“ und „chaotische“ Ferti- 
gung). 

Das Prinzip der dezentralen, objektbezogenen Datenhal- 
tung eröffnet weitreichende Flexibilisierungspotenziale in 
der industriellen Fertigung. Die betriebswirtschaftliche 
Flerausforderung „individualisierter Massenproduktion“ 
besteht darin, eine Vielzahl von Produktvarianten effi- 
zient und zugleich kundengerecht herzustellen (Fleisch et 
al. 2005b, S. 7; Melski 2006, S. 41 f.). Mit der erhöhten 
Variantenzahl steigt zudem der Komplexitätsgrad sowohl 
der Produktionslogistik als auch der einzelnen Ferti- 
gungsschritte erheblich. Durch den Einsatz von Ami- 
Technologien ist es möglich, aufgrund transparenter Ma- 
terialflüsse den Anteil fehlgeleiteter Teile und Material- 
chargen sowie fehlerhafte Variantenkonfigurationen zu 
reduzieren (Diekmann/Hagenhoff 2006a, S. 40 f.). Wer- 
den beispielsweise in RFID-Transpondern, die an Pro- 
duktionsteilen angebracht sind, auch Produktionsanwei- 
sungen abgelegt, können die in den Produktionsprozess 
eingeschleusten Güter autonom, also ohne Steuerung 
durch übergeordnete Systemkomponenten, gefertigt wer- 
den. Diese „autarke Intelligenz“ (BITKOM 2005, S. 43) 
erlaubt die Herstellung sehr unterschiedlicher Produktva- 
rianten auf einer einzigen Fertigungslinie. In der Fließ- 
bandproduktion können somit gleichzeitig unterschiedli- 
che Modelle gefertigt oder die Produktion neuer Modelle 
schrittweise angefahren werden BITKOM 2005, S. 43). 
Umfangreiche zeit- und kostenintensive Umrüstungen der 
Anlagen werden somit seltener. 

Automatisierung und Informatisierung zur 
Erschließung weiterer Rationalisierungspotenziale 

Neben den bereits genannten Potenzialen zur Automati- 
sierung (Produktionslogistik) und Informatisierung (Pro- 
zessintegration) eröffnen Ami-Technologien im Bereich 
der industriellen Produktion zahlreiche weitere Potenziale 
zur Optimierung und Effizienzsteigerung. Diese betreffen 
insbesondere die Bereiche Instandhaltung und Qualitäts- 
sicherung. Während Instandhaltungsaufgaben bei ruhen- 
dem, gebrauchsunabhängigem Verschleiß weitgehend als 


unproblematisch gelten, lässt sich Gebrauchsverschleiß 
schwer vorauskalkulieren, entsprechend willkürlich wer- 
den Wartungsintervalle angesetzt. Mit Objekten, die mit 
geeigneten Sensoren ausgestattet sind, kann die retro- 
grade Ermittlung von Wartungszeitpunkten hingegen 
weitaus besser erfolgen (Diekmann/Hagenhoff 2006a, 
S. 43 f.). 

Ein konkretes Beispiel für den RFID-Einsatz im War- 
tungsbereich findet sich bei einem großen europäischen 
Flugzeughersteller. Mit RFID-Etiketten ausgestattete Prä- 
zisionswerkzeuge lassen sich Dank der Funkerkennung 
nicht nur identifizieren und lokalisieren, sondern liefern 
zudem während des gesamten Lebenszyklus wichtige In- 
formationen hinsichtlich der Kalibrierung sowie der War- 
tungstermine. Sobald bei einem Werkzeug die Wartung 
ansteht, erfolgt eine entsprechende Benachrichtigung an 
das entsprechende Überwachungssystem (SAP 2004). 

Komplexere Modelle von „on condition maintenance“ 
kombinieren die Instandhaltungsmaßnahmen zudem mit 
computergestützten Instandhaltungsplanungssystemen, um 
wartungsbedingte Maschinenausfallzeiten zu minimieren. 
Mit Blick auf die Qualitätssicherung lassen sich durch 
Ami-Systeme beispielsweise Dokumentationspflichten 
im Rahmen von Qualitätsnormen zum Teil automatisie- 
ren. Im Bereich der Lebensmittelfertigung zeigen mit 
Sensoren ausgestattete RF1D bestimmte qualitätskritische 
Informationen an, die somit nicht mehr manuell erfasst 
werden müssen (Diekmann/Hagenhoff 2006a, S. 43 f.). 

3.4 Transformationspotenziale im Bereich 
der industriellen Arbeit 

Angesichts der intensiven Einbettung der Ami-Anwen- 
dungen in fortdauernde Wandlungsprozesse des sekundä- 
ren Sektors ist zu erwarten, dass die mit dem Einsatz von 
Ami-Technologien in Verbindung stehenden Veränderun- 
gen in der industriellen Arbeit sich zumindest kurz- und 
mittelfristig vor allem durch eine inkrementeile und weni- 
ger durch eine radikal-revolutionäre Qualität auszeich- 
nen. So gibt es derzeit keine Anhaltspunkte, die auf eine 
durch den Einsatz von Aml-Technologien ausgelöste fun- 
damentale Umstellung industrieller Fertigungsverfahren 
deuten. 

So haben sich Vorstellungen weitgehend menschenleerer 
Fabriken bereits früher nicht realisiert. Die Industrie folgt 
gegenwärtig nicht dem Modell der vollständig automati- 
sierten und umfassend integrierten Produktion (Fecht 
2005, S. 80), sondern orientiert sich vielmehr an der 
Gleichzeitigkeit von „computerintegrierten Komponen- 
ten, computerlosen Verfahren und manuellen Prozessab- 
schnitten“ (Willke 1999, S. 133). Auch die nächste infor- 
mationstechnische Generation in Gestalt von Ami wird 
trotz ihres Potenzials zur verstärkten Automatisierung, 
Informatisierung und der damit einhergehenden Rationa- 
lisierung der industriellen Produktion keineswegs ein be- 
stimmtes Organisationsmodell der Arbeit determinieren; 
auch künftig stehen im Rahmen der spezifischen ökono- 
mischen Bedingungen und technischen Möglichkeiten 
unterschiedliche arbeitsorganisatorische Gestaltungs- 
optionen zur Verfügung. Diese bewegen sich grundsätz- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 129 — 


Drucksache 16/7959 


lieh zwischen den Extrempunkten techno- und anthropo- 
zentrischer Pfad (Brödner 1986). Während im ersten Fall 
weitgehend einer tayloristischen Logik der Trennung von 
Tätigkeiten gefolgt wird, zielt der anthropozentrische 
Weg auf eine Dezentralisierung von Kompetenzen. Ange- 
sichts einer hohen Branchenvielfalt und unterschiedlicher 
Markt- und Produktionsanforderungen ist auch im Zuge 
einer umfassenden Diffusion von Ami-Anwendungen 
nicht zu erwarten, dass sich der gesamte Industriesektor 
an einem einzigen arbeitsorganisatorischen Paradigma 
ausrichten wird. Wahrscheinlicher ist die Gleichzeitigkeit 
unterschiedlicher Tätigkeitsgestaltungen - sowohl inner- 
halb von einzelnen Betrieben als auch branchenübergrei- 
fend. 

Die wahrscheinlichen Veränderungen, die mit dem Ein- 
satz von Ami-Technologien in der Fertigung verknüpft 
sind, werden im Folgenden entlang der Beschreibungs- 
dimensionen der Industriearbeit dargestellt. 

Veränderung der Tätigkeitsinhalte und 
Qualifikationsanforderungen 

Unabhängig von der konkreten Ausgestaltung der Arbeit 
im Betrieb wird die Mehrzahl der industriellen Arbeits- 
plätze auch in Zukunft zweifellos einem hohen Rationali- 
sierungsdruck unterliegen. Ami-Technologie hat hier 
zusätzliches Potenzial, einfache, repetitive Tätigkeiten zu 
automatisieren, womit insbesondere Arbeitsplätze mit 
niedrigen Qualifikationsanforderungen einem erneuten 
Verdrängungsprozess ausgesetzt sein dürften. Schätzun- 
gen über die zu erwartenden quantitativen Arbeitsplatzef- 
fekte liegen allerdings noch nicht vor. Komplementär 
zum Prozess der Substituierung manueller Arbeitskraft ist 
zu erwarten, dass sich für die verbleibenden Arbeitsplätze 
der seit Jahren zu beobachtende Trend zur Arbeitsver- 
dichtung mit dem zunehmenden Einsatz von Ami in der 
Fertigung verstärken wird. Durch die erhöhte Informati- 
onstransparenz im Bereich der Produktionslogistik wird 
es möglich, Materialflüsse zeitlich wie örtlich noch bes- 
ser auf die Produktionserfordernisse abzustimmen. Es ist 
wahrscheinlich, dass sich die zeitkritische Integration 
menschlicher Arbeitskraft in die enger getakteten und be- 
schleunigten Fertigungsabläufe dadurch intensivieren 
wird. Eine teilweise „Retaylorisierung“ der Arbeit im 
Sinne des Verlusts von Zeit- und Entscheidungssouverä- 
nität, auch unter den Bedingungen von Gruppenarbeit, 
wäre die Folge. 

Jenseits von Rationalisierung und Arbeitsverdichtung, die 
nicht zuletzt mithilfe des Einsatzes von Ami weiter vo- 
ranschreiten werden, wird die Einführung dieser Techno- 
logie Hand in Hand mit Veränderungen der Tätigkeits- 
inhalte einhergehen. Auf der Grundlage der sich bereits 
heute abzeichnenden Trends ist dabei von gegenläufigen 
quantitativen und qualitativen Entwicklungsrichtungen 
für die Beschäftigten auszugehen: 

Die Gruppe der Beschäftigten mit hoher formaler Qualifi- 
kation wird im Vergleich zu den anderen Beschäftigten- 
gruppen wahrscheinlich im geringsten Umfang vom tech- 
nischen Wandel betroffen sein, da Management- und 
Planungsbereiche in Unternehmen ohnehin bereits na- 


hezu umfassend mit Informationstechnologien durch- 
drungen sind. Zudem werden die höchsten Hierarchieebe- 
nen generell in geringerem Maße von technikinduzierten 
Umwälzungen tangiert, als dies für mittlere und untere 
Bereiche der Fall ist (Bauer/Bender 2004). Die Einfüh- 
rung von Ami-Technologien und die damit verbundene 
stark verbesserte informationstechnische Abbildung rea- 
ler Betriebsprozesse eröffnet für Unternehmensführungen 
insbesondere neue Möglichkeiten zur Kontrolle von Ab- 
läufen und Identifizierung von produktionsorganisatori- 
schen Mängeln (Fleisch et al. 2005a, S. 16-21). Einstige 
Kostenbarrieren, die die Sammlung vollständiger Infor- 
mationen verhinderten, können durch Anwendung von 
Ami-Technologien zunehmend überwunden werden 
(Melski 2006, S. 28). Für das Management besteht somit 
zumindest die Möglichkeit, betriebswirtschaftliche Ent- 
scheidungen vermehrt auf der Basis feingranularer Echt- 
zeitdaten zu treffen. Während den Entscheidungsträgern 
im Zuge der Anwendung von Ami-Technologien in der 
Produktion somit einerseits mehr, zeitnahe und qualitativ 
verbesserte Informationen über Fertigungsprozesse zur 
Verfügung stehen, sind andererseits zugleich neuartige 
Probleme mit Blick auf die Bewältigung, sinnvollen Fil- 
terung und Ordnung dieser Informationen zu erwarten. 

Die Beschäftigten der unteren Qualifikationsstufen dürf- 
ten - wie bereits angesprochen - aufgrund der Rationali- 
sierungspotenziale, die sich durch den Einsatz von Ami- 
Technologien realisieren lassen, verstärkt von Arbeits- 
platzabbau betroffen sein. Einfache Tätigkeiten in der Lo- 
gistik oder bei der Maschinenbestückung lassen sich mit- 
hilfe von verbesserten Auto-ID-Verfahren automatisieren. 
Besonders augenfällig ist dies beispielsweise bei der ma- 
nuellen Datenerfassung und -eingabe, die durch RFID- 
Systeme ersetzt werden können (Melski 2006, S. 23). 

Hinsichtlich der mittleren Qualifikationsebenen sind da- 
gegen ausgesprochen widersprüchliche Veränderungen zu 
vermuten, die gleichzeitig zu einer Anreicherung be- 
stimmter Tätigkeitsbereiche führen, während andere Tä- 
tigkeiten eher von einer inhaltlichen Verarmung betroffen 
sein dürften. 

Von einer Anreicherung der Tätigkeitsinhalte ist dort aus- 
zugehen, wo den Anforderungen einer zwar hochautoma- 
tisierten, aber weitgehend flexiblen oder „individualisier- 
ten“ Produktion entsprochen werden muss. An die Stelle 
hierarchischer Informations- und Anweisungskaskaden 
müssen aufgrund der erhöhten Komplexität der Fertigung 
bestimmte Entscheidungs-, Koordinations- und Kontroll- 
funktionen dezentralisiert werden (Melski 2006, S. 28 f.; 
Willke 1999, S. 78). Entsprechend werden die betroffe- 
nen Facharbeiter gefordert sein, zunehmend eigenständig 
zu planen und die Abläufe untemehmensintern wie -ex- 
tern abzustimmen. Damit ist ein verbreitertes Verständnis 
über das Zusammenwirken des gesamten Produktionspro- 
zesses, der Logistikanforderungen sowie der Lieferbedin- 
gungen verbunden. Neben dem steigenden Bedarf an 
Überblickswissen erlangen auch soziale Kompetenzen 
einen erhöhten Stellenwert, da mit der intensivierten Inte- 
gration und Verzahnung einstmals getrennter Funktions- 
bereiche der Bedarf an Interaktion - real wie Computer- 
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vermittelt - mit unterschiedlichen Personengruppen 
steigt. Die verstärkte Einbeziehung der Zulieferer und der 
Abnehmer, die insbesondere durch den Einsatz von Ami- 
Technologien erheblich intensiviert und ausgeweitet wer- 
den kann, wird insgesamt den Charakter vieler Tätigkei- 
ten in der industriellen Fertigung sehr wahrscheinlich 
wandeln. Es ist davon auszugehen, dass der bereits heute 
deutlich erkennbare Trend zur Zunahme von produktbe- 
gleitenden Dienstleistungen durch den Einsatz von Ami- 
Technologien unterstützt wird. Indem ein Produkt mit ei- 
ner „intelligenten“ Funktion ausgestattet wird, eröffnen 
sich Ansatzpunkte für neuartige Dienstleistungen. So be- 
richten Fleisch et al. (2005a, S. 26) von einem Paletten- 
hersteller, der künftig seine Transportmittel mit Funk- 
etiketten ausstatten möchte, um seinen Kunden neben den 
eigentlichen Paletten auch einen Logistikinformations- 
service anbieten zu können. Mit dem Ausbau der pro- 
duktbezogenen Dienstleistungen wandeln sich in der 
Konsequenz auch die Anforderungen an die betroffenen 
Mitarbeiter (Kap. III. 2). Bis zu einem gewissen Grad 
wird dabei selbst von Arbeitnehmern in der Fertigung un- 
ternehmerisches Handeln - auch als „intrapreneurship“ 
bezeichnet - erwartet (Willke 1999, S. 88). Neben der Er- 
weiterung der Tätigkeitsprofile um gewisse Planungs-, 
Koordinations- und Kommunikationsfähigkeiten ist auch 
eine Veränderung der fachlichen Anforderungen zu er- 
warten. Mit dem Schlagwort „Facharbeiteringenieure“ 
kommt zum Ausdruck, dass manuelle Fertigkeiten an 
Bedeutung verlieren, während zunehmend bestimmte 
Programmierkenntnisse sowie das Steuern, Führen und 
Einstellen von komplexen Maschinen und Systemen an 
Gewicht gewinnen (Stooß 1996, S. 30). Ami-Systeme 
haben zwar das Potenzial, die Automatisierung eines 
Großteils der Steuerungs- und Einstellungsaufgaben zu 
beschleunigen, dennoch ist nicht zu erwarten, dass insbe- 
sondere komplexere technisch-maschinelle Umsetzun- 
gen von Managementvorgaben grundsätzlich ohne die 
Beteiligung der mit den alltäglichen Fertigungsroutinen 
unmittelbar vertrauten Mitarbeiter möglich sein werden. 

Während sich also für einen Teil der Beschäftigten auf 
der mittleren Qualifikationsebene ein erhöhter Qualifika- 
tionsbedarf sowohl in fachlich-technischer Hinsicht als 
auch mit Blick auf die Kompetenzen in der sozialen und 
organisatorischen Dimension abzeichnet, scheint es wahr- 
scheinlich, dass die Einführung von komplexen Ami-Sys- 
temen für einige Facharbeiter eine Dequalifizierung und 
Teilsubstituierung ihrer Tätigkeitsinhalte nach sich ziehen 
wird. Bestimmte Aufgaben wie einfachere Maschinenbe- 
dienung oder material- und werkstoffbedingte Einstellun- 
gen lassen sich ebenso wie verschiedene Kontroll- und 
Überwachungsfunktionen automatisieren. Manuelle Qua- 
litätsprüfungen sind ausgesprochen zeit- und kosteninten- 
siv und zudem extrem fehleranfällig (Fleisch et al. 2005a, 
S. 18-21). Derartige produktnahe Kontrollaufgaben las- 
sen sich durch den Einsatz von Ami-Technologien zuneh- 
mend kostengünstiger und sicherer durchführen (Teilkamp/ 
Quiede 2005). Auch Dispositionsentscheidungen in der 
Produktionslogistik können mithilfe von Ami-Systemen 
teilweise automatisiert werden. Indem benötigte Güter 
und Waren von Produktionsanlagen weitgehend selbst- 


ständig angefordert werden, entfallen die entsprechenden 
Steuerungsaufgaben der in der Fertigung eingesetzten 
Mitarbeiter, die folglich nur noch in seltenen Ausnahme- 
fällen in die Produktionsabläufe eingreifen. Als „Resi- 
dualkategorie“ verbleiben somit jene Tätigkeiten, die 
nicht oder nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 
automatisiert werden können. Dazu zählen etwa an- 
spruchsvolle Wartungs- und Rüstaufgaben, bestimmte 
Einlegearbeiten, die Zuführung von Material und Halb- 
fertigprodukten oder manuelle Produktionsfertigkeiten, 
die umfangreiches Experten- und Erfahrungswissen vo- 
raussetzen. 

Realisieren sich diese Erwartungen, ist von einer ver- 
stärkten Scherenentwicklung und Disparität der Tätig- 
keitsprofile auf der mittleren Qualifikationsebene der in- 
dustriellen Arbeit auszugehen. 

Ort der Leistungserbringung 

Im Zuge der Informatisierung und Digitalisierung realer 
Materialflüsse und Fertigungsprozesse wird es technisch 
zunehmend besser möglich, einen wachsenden Teil von 
Aufgaben räumlich und zeitlich vom eigentlichen Ort der 
materiellen Produktion zu trennen. Bei vollständiger in- 
formationstechnischer Durchdringung der Lieferkette, 
der Fertigung und der nachgelagerten Abläufe lässt sich 
nahezu die gesamte Prozesskette informationstechnisch 
in Echtzeit abbilden. Für die Durchführung bestimmter 
Überwachungs-, Steuerungs- und Koordinationsaufga- 
ben ist somit die ständige Präsenz des Leistungserbrin- 
gers nicht zwingend erforderlich. Statusberichte und 
Störungsmeldungen können auf mobile Kommunika- 
tionsgeräte übertragen werden; umgekehrt lassen sich 
Steuerungsbefehle auch über mobile Kommunikations- 
agenten erteilen. Ein Trend zur verstärkten Telearbeit, wie 
sie in vielen anderen wissensintensiven und dienstleis- 
tungsbezogenen Arbeitsfeldern thematisiert wird (Kordey/ 
Körte 2001), lässt sich für den Kernbereich der 
industriellen Wertschöpfung aus den erweiterten Mög- 
lichkeiten der Mobilität zwar nicht ableiten. Allerdings 
eröffnen sich innerbetrieblich beispielsweise für techni- 
sche Spezialisten neue Formen der Arbeitsorganisation. 
Mithilfe mobiler Endgeräte, die sich drahtlos und ad-hoc 
vernetzen können, lässt sich sowohl eine große Band- 
breite an Bedienungsaufgaben erfüllen, zugleich besteht 
unabhängig vom Aufenthaltsort Zugriff auf eine Fülle an 
Betriebsdaten, die zur Durchführung der Aufgaben je- 
weils erforderlich sind. 

Entsinnlichung und Entfremdung 

Mit der fortschreitenden Informatisierung und Digitalisie- 
rung der industriellen Fertigung werden auch Industriear- 
beitsplätze zunehmend zu informationsverarbeitenden 
Arbeitsplätzen. In wachsendem Umfang werden die Ar- 
beitslätze in der Fertigung ebenfalls mit Bildschirmen, 
Monitoren und Displays ausgestattet, die die Arbeitspro- 
zesse mit den Mitteln der Multimedialität symbolisch- 
bildhaft darstellen. Viele Tätigkeiten werden somit nicht 
mehr am Werkstück oder der ausführenden Maschine 
durchgefühlt, sondern vermittelt - durch computerge- 
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stützte Steuerungssysteme und Vernetzung. Damit wächst 
die Distanz zwischen der Tätigkeit des Arbeitnehmers 
und dem eigentlichen Fertigungsprozess, womit zugleich 
ein Verlust an sinnlich erfahrbarem Realitätsgehalt der 
Arbeit einher geht (Willke 1999, S. 83). Zwar arbeiten 
Entwickler an Bedienschnittstellen, die der menschlichen 
sensorischen Wahrnehmung möglichst nahekommen sol- 
len, ein Ersatz für die ganzheitliche Wahrnehmung von 
erfühlbaren Materialeigenschaften, Geruch und Klang 
werden sie indessen nicht darstellen können. 

Die fortschreitende Automatisierung von Steuerungs- und 
Kontrollprozessen durch den Einsatz von Aml-Technolo- 
gien zeitigt mindestens zwei weitere problematische 
Nebenwirkungen. Zum einen werden sich Mitarbeiter zu- 
nehmend auf die neuen automatisierten Abläufe verlas- 
sen. Kommt es zu größeren Systemausfällen, werden die 
Prozesse mangels rasch abrufbarer Kompetenz unter Um- 
stände kaum kontrollierbar. Engverbunden mit dem soge- 
nannten Prinzip des „management by exception“ 
(Heinrich 2005, S. 44), bei dem die Beschäftigten nur 
noch in Ausnahmefällen einzugreifen haben, ist zum an- 
deren der schleichende Wissensverlust bezüglich der in- 
neren Zusammenhänge der Fertigungsverfahren und 
Steuerungsprozesse. Die Zahl an Prozessfehlern wird 
durch die Automatisierung zwar tendenziell reduziert, die 
potenziellen Folgen eines einzelnen Versagens werden 
hingegen überproportional steigen (Fleisch et al. 2005a, 
S. 34). 

Arbeitszeit und Work-Life-Balance 

Die vertikale und horizontale Integration von Wertschöp- 
fungsstufen, die auch mithilfe des Einsatzes von Ami- 
Technologien ermöglicht wird, wirkt sich mit Blick auf 
die zeitliche Dimension der Arbeitsorganisation auf den 
ersten Blick positiv aus, da mit der erhöhten Informa- 
tionsverfügbarkeit und -qualität betriebliche Abläufe bes- 
ser abseh- und steuerbar werden. Es ist indessen durchaus 
wahrscheinlich, dass die Effekte, die zu einer erhöhten 
Planungsfähigkeit und insbesondere einer verbesserten 
Reaktionsfähigkeit führen könnten, durch zwei gegenläu- 
fige Wirkungen konterkariert werden: Zum einen durch 
die Anforderung einer weiteren Verkürzung der Reak- 
tionszeiten des Unternehmens auf Markterfordernisse. 
Zum anderen lösen sich aufgrund der engeren Verzah- 
nung der Lieferketten und der Produktionslogistik zeitli- 
che Puffer sukzessive auf. In der Konsequenz ist daher 
für die Arbeitszeitgestaltung eine zunehmende Verdich- 
tung und engere Taktung der Abläufe zu erwarten. Um 
die erweiterten Möglichkeiten zur Produktionsflexibili- 
sierung und raschen Marktanpassung auch realisieren zu 
können, scheint zudem eine Vergrößerung der Arbeits- 
zeitkorridore wahrscheinlich. Für einen Teil der Beschäf- 
tigten dürfte dies mit einem Verlust an Zeitsouveränität 
verbunden sein. 

3.5 Schlussfolgerungen 

Die Vision der „Ambient Intelligence“ (Ami) im Wert- 
schöpfiingsprozess ist im Vergleich zu den technischen 
Schlüsselfeldern Bio- und Nanotechnologie in der deut- 


schen Industrie noch am weitesten von einer Realisierung 
entfernt. Ein Großteil der Ami-Technologien, die in den 
gängigen Zukunftsszenarien dargestellt werden, befindet 
sich gegenwärtig noch in der Grundlagenforschung. Ent- 
sprechend vage müssen Aussagen über künftige Auswir- 
kungen dieser Technologielinie bleiben. Trotz dieser 
grundsätzlichen Einschränkung zeichnen sich mit Blick 
auf Ami in der industriellen Fertigung bereits aus heuti- 
ger Warte einige Entwicklungslinien mit Relevanz für die 
Ausgestaltung der Industriearbeit ab: 

Zum Ersten fügen sich Ami-Anwendungen in der indus- 
triellen Fertigung in die seit Jahren bzw. Jahrzehnten auf 
Unternehmensebene zu beobachtenden Trends zur Ratio- 
nalisierung und Flexibilisierung ein, beschleunigen diese 
und verstärken zum Teil deren Auswirkungen auf inner- 
betriebliche Prozesse. Bereits heute ist deutlich zu erken- 
nen, dass die Einführung von RFID-Systemen, die als 
Wegbereiter von Ami gelten, vor allem mit dem Ziel ver- 
bunden ist, sowohl die Kosteneffizienz als auch die Varia- 
bilität von Produktionsprozessen zu steigern. Insofern 
wird mit Ami keine radikale Umstellung industrieller 
Fertigung verbunden sein, vielmehr ist dieser jüngste in- 
formationstechnische Innovationsschub in langanhal- 
tende Trends eingebettet. 

Zum Zweiten werden die zu erwartenden Auswirkungen 
von Ami- Anwendungen auf Tätigkeitsprofile und Quali- 
fikationsanforderungen wahrscheinlich von gegenläufi- 
gen Trends geprägt sein. Einerseits ist zu vermuten, dass 
bestimmte Tätigkeiten in der industriellen Fertigung eine 
qualitative Anreicherung und Erweiterung erfahren wer- 
den, die mit der verbesserten (informationstechnischen) 
Integration unterschiedlicher Wertschöpfungsstufen in 
Verbindung stehen. Aufgrund der wachsenden Komplexi- 
tät von Fertigungsprozessen, die sich aus den Anforde- 
rungen an eine flexible und „individualisierte“ Produk- 
tion ergibt, werden die betroffenen Mitarbeiter gefordert 
sein, vermehrt eigenverantwortlich zu planen und Ent- 
scheidungen zu treffen. Neben einem verstärkten Bedarf 
an Überblickswissen über das Zusammenwirken des ge- 
samten Produktionsprozesses werden somit auch soziale 
Kompetenzen einen erhöhten Stellenwert einnehmen, da 
im Zuge der fortschreitenden Verzahnung einstmals ge- 
trennter Funktionsbereiche Interaktionen mit unterschied- 
lichen Personengruppen an Bedeutung gewinnen. Ande- 
rerseits zeichnet sich ab, dass Ami-Anwendungen 
erweiterte Möglichkeiten zur Automatisierung von einfa- 
chen Kontroll-, Überwachungs- und anderen manuellen 
Tätigkeiten bieten. Obwohl derzeit keine belastbaren Pro- 
gnosen über quantitative Beschäftigungseffekte möglich 
sind, ist dennoch davon auszugehen, dass im Zuge der 
Einführung von Ami-Technologie in der industriellen 
Produktion insbesondere einfache Tätigkeiten mit niedri- 
gen Qualifikationsanforderungen substituiert werden. 

Drittens ist für die Mehrzahl der verbleibenden Beschäftig- 
ten in der industriellen Fertigung zu vermuten, dass sich 
die Trends zur Arbeitsverdichtung, zur Vergrößerung der 
Arbeitszeitkorridore und des Verlustes an Zeitsouveränität 
im Zuge der Einführung von Ami weiter fortsetzen. 

Angesichts der geringen Anwendungsreife von Ami käme 
die Formulierung von detaillierten Handlungsempfehlun- 
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gen, etwa mit Blick auf bildungspolitische Maßnahmen, zu 
diesem Zeitpunkt verfrüht. Allerdings ist vor dem Hinter- 
grund der in vielerlei Hinsicht erst schemenhaft erkennba- 
ren Entwicklung von Ami die intensive Beobachtung die- 
ses Technologiefeldes angezeigt. So hat sich die 
Arbeitswissenschaft bislang noch nicht mit den Auswir- 
kungen von Ami auf die Industriearbeit befasst. In diesem 
Zusammenhang gilt es ferner, die sich abzeichnenden Aus- 
wirkungen von intensivierter ökonomischer Dynamik ei- 
nerseits und den zum Teil problematischen Auswirkungen 
auf Arbeit und Gesellschaft andererseits im Blick zu behal- 
ten. Die breitangelegten Debatten über Rationalisierung, 
Automatisierung und die Zukunft der Arbeit, die von der 
Einführung der Mikroelektronik und Informationsverarbei- 
tung, zum Beispiel unter dem Schlagwort des Computer 
Integrated Manufacturing (CIM) in der Industrie vor Jah- 
ren angestoßen worden waren, gilt es somit auch und ge- 
rade für das Ami-Zeitalter fortzusetzen und mit neuen 
Schwerpunkten wieder aufzugreifen. 

VI. Schlussfolgerungen: Beobachtungs- und 
Handlungsbedarf 

Im Folgenden sollen nun die aus den untersuchten Verän- 
derungstreibern in den Kapiteln III bis V erwachsenden, 
zentralen Ansatzpunkte für Handlungs- und Beobach- 
tungsbedarfe im Themenfeld „Zukunft der Industrie- 
arbeit“ übergreifend dargestellt und eingeordnet werden. 
Ziel ist es, einen kompakten Überblick über die in diesem 
Bericht aus den detaillierten Untersuchungsergebnissen 
abgeleiteten Anregungen zu geben und die Brücke zu An- 
satzpunkten für die politischen Akteure zu schlagen. Die 
Strukturierung der folgenden Überlegungen orientiert 
sich an den in Kapitel II vorgestellten Beschreibungs- 
dimensionen einer qualitativen Veränderung der Indus- 
triearbeit und sind in Tabelle 30 für den schnellen Über- 
blick zusammenfassend dargestellt: 

- Neue Risiken und Belastungen 

- Veränderung des Tätigkeitsspektrums 

- Veränderung der methodischen und sozialen Kompe- 
tenzen 

- Entsinnlichung der Arbeit bzw. Entfremdung vom Ar- 
beitsergebnis 

- Flexibilisierung (zeitlich und räumlich) sowie Intensi- 
vierung der Arbeitsleistung 

- Veränderung der formalen Qualifikationsanforderun- 
gen 

- Veränderung des fachlichen Qualifikationsbedarfes 

- Wissensintensivierung bzw. Verwissenschaftlichung 
der Industriearbeit 

Risiken und Belastungen 

Die kritischen und zukünftig intensiv zu beobachtenden 
Aspekte neuer Risiken und Belastungen für die in der In- 
dustrie Tätigen resultieren erwartungsgemäß vorrangig aus 
der industriellen Anwendung der Bio- und Nanotechnolo- 


gie. Dabei wurden in der Biotechnologie und insbesondere 
der Gentechnik bereits entsprechende Sicherheitsmaß- 
nahmen entwickelt, gesetzlich verbindlich vorgeschrie- 
ben und in der Praxis implementiert, sodass hier ein Stand 
erreicht ist, der in der Nanotechnologie aktuell angestrebt 
wird. Allerdings zeichnen sich nunmehr in der Biotech- 
nologie mit der Synthetischen Biologie und mit der 
Nanobiotechnologie neue Felder ab, die ein erhöhtes Ge- 
fährdungspotenzial für die menschliche Gesundheit 
bergen könnten. Der Wissensstand ist aber noch nicht 
ausreichend, um mögliche Gefährdungen abschätzen zu 
können. Hier besteht also aktueller Beobachtungs- und 
Forschungsbedarf, um die Wissensbasis für eine Risiko- 
bewertung zu legen, auf deren Grundlage dann eventuell 
erforderliche Präventions- und Schutzmaßnahmen entwi- 
ckelt werden könnten. 

Bezüglich neuer Gefährdungspotenziale durch die indus- 
trielle Anwendung der Nanotechnologie wird in nahezu 
allen mit diesem Themenbereich befassten Studien 
betont, dass es besonders wichtig sei, die mögliche Ge- 
sundheitsschädlichkeit von Nanomaterialien sowie die 
mögliche Exposition von Personen am Arbeitsplatz zu 
untersuchen und geeignete Maßnahmen in die Wege zu 
leiten. Dabei besteht europaweit noch ein erheblicher 
Mangel an Wissen über entscheidende Faktoren, der 
durch die Untersuchung folgender Fragestellungen beho- 
ben werden sollte: 

- Wie toxisch sind Nanopartikel unterschiedlicher - auch 
gutbekannter - Stoffe? Gibt es Interaktionen von Na- 
nopartikeln mit Zellstrukturen? 

- Welche Nanopartikel in welcher Größe können die 
Gesundheit schädigen, und wie sehen Dosis-Wir- 
kungs-Beziehungen aus? 

- Welche Partikel verhalten sich ähnlich, und ist es 
möglich, eine Einteilung der Nanopartikel in Risiko- 
klassen vorzunehmen? 

- Welches sind die tatsächlich von einer Exposition mit 
Nanomaterialien betroffenen Arbeitsplätze und Ar- 
beitskräfte, und wie sind Art, Höhe und Dauer der dort 
stattfindenden Exposition ausgeprägt? 

- Wie lassen sich umfassende, international standardi- 
sierte Meßmethoden, insbesondere für die reaktive 
Oberfläche von Partikeln in der Luft und am Arbeits- 
platz, entwickeln? 

Die Arbeiten der zuständigen deutschen Behörden (Um- 
weltbundesamt, Bundesinstitut für Risikobewertung, 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin) zu 
diesem Thema sollten untereinander und mit den entspre- 
chenden Institutionen innerhalb der EU abgestimmt und 
koordiniert werden. Die Ergebnisse mit Relevanz für die 
Industriearbeit müssten dann hinsichtlich ihrer Implika- 
tionen für die Anpassung von Arbeitsschutzbestimmun- 
gen eingeordnet werden. Gegebenenfalls sollten entspre- 
chende Maßnahmen zur Verbesserung des betrieblichen 
Arbeitsschutzes in den zuständigen Gremien diskutiert 
und verabschiedet werden. 
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Tabelle 30 

Ansatzpunkte für parlamentarische Handlungsüberlegungen und Beobachtungsbedarfe 


Treiber 


Marktanforderungen 


adäquate 

Organisationsformen 


Einführung neuer Technologien 


Beschrei- 

bungs- 

dimensionen 


Internationa- 

lisierung 


Tertiarisie- 

rung 


Markt- Arbeits- Bio- Nano- Ambient 

Orientierung Organisation technologie technologie Intelligence 


Risiken und 
Belastungen 


B: Gefähr- 
dungspoten- 
zial durch 
Synthetische 
Biologie u. 
Nanobiotech- 
nologie? 


B: Gefähr- 
dungspoten- 
zial durch 
Nanopartikel? 
(u. Nanobio- 
technologie) 


B+H: Mög- 
lichkeiten 
des Enhance- 
ments beob- 
achten und 
kontrollieren 


Tätigkeits- H: KMU- B: Desinte- 

spektrum Konzepte zur gration von 

transnationa- Produktions- 
len Koordina- und Dienst- 
tion von leistungstätig- 
Wertschöp- keiten beim 
fungsverbiin- Individuum? 
den 


B: Neue An- 
forderungen 
durch „Ganz- 
heitliche Pro- 
duktionssys- 
teme“ (GPS)? 


Methodische H: interkultu- 
und soziale relle Kompe- 
Kompetenzen tenzen in 

Ausbildungs- 
gänge inte- 
grieren 

Entsinn- 

lichung/ 

Entfremdung 


Flexibilisie- 
rung (zeitl. u. 
räuml.)/Inten- 
sivierung 


B: Auswir- 
kungen zu- 
nehmender 
Koordina- 


B: Auswir- 
kungen 
veränderter 
Arbeitszeit- 


tionsaufgaben modelle? 
(auch räum- 
lich - Betreu- 
ung vor Ort)? 


H: Work- 
Life-Balance- 
Modelle mit 
Flexibilitäts- 
Spielräumen 
auch bei AN 


H: Fähigkeiten zur interdisziplinären und 
internationalen Zusammenarbeit flächen- 
deckend (alle Qualifikationsstufen) in der 
Aus- und Weiterbildung verorten 


B: ethische/ 
gesellschaft./ 
rechtliche 
Aspekte des 
„Eingriffs in 
das Leben“? 


B: Beschleu- 
nigung von 
Rationalisie- 
rung und 
Arbeits- 
verdichtung? 
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noch Tabelle 30 

Treiber Marktanforderungen 

Beschrei Internationa- Tertiarisie- 

b . bsierung rung 

dimensioncn 

adäquate 

Organisationsformen 

Markt- Arbeits- 

orientierung Organisation 

Einführung neuer Technologien 

Bio- Nano- Ambient 

technologie technologie Intelligence 

Qualifika- 

H: Industrie verliert als Arbeitsmarkt für Geringqualifizierte an Bedeutung/!) 

tionsbedarf 





formal 

B+H: Absorptionskapazität anderer Sektoren (Dienstleistung, Handwerk etc.) für Geringqualifizierte 


analysieren und anstoßen 





H: Engpässen bei ingenieur- und betriebswirtschaftlichen 

H: Verknappung bei natur- und ingenieur- 


Fach- und Führungskräften (v. 

a. (Fach-)Hochschul- 

wissenschaftlich ausgebildeten Akademi- 


absolventen) entgegenwirken 


kern und technischer Assistenz gegen- 




steuern 


Qualifika- 

B+H: Dienst- 

B: Neue An- 

B+H: fachli- 

H: Studien- 

tionsbedarf 

leistungskom- 

forderungen 

che Qualifi- 

angebote in- 

fachlich 

petenzen in 

durch „ganz- 

kationen bes- 

ternational 


industrielle 

heitliche Pro- 

ser am Be- 

koordinieren 


Ausbildungs- 

duktionssys- 

darf der Un- 

und „standar- 


gänge inte- 

teme“ (GPS)? 

ternehmen 

disieren“ 


grieren 


ausrichten 





H: ethische/ 

H: Aus- u. 




gesellschaftl./ 

Weiterbild. 




rechtl. As- 

mit Nano- 




pekte in die 

inhalten für 




(akadem.) 

mittlere Qua- 




Ausbildung 

lifikationen 




integrieren 

(Facharbei- 





ter. u. Techni- 





ker) 

Wissens- 

H: Konzepte 


B: Potenzial 

H: Personal- 

intensivierung/ zum Schutz 


zur Substitu- 

austausch von 

Verwissen- 

von Prozess- 


tion etablier- 

der Forschung 

schaft- 

wissen (we- 


ter Industrien 

in die (KMU-) 

lichung/ 

gen des zu- 


(Ausmaß, 

Industrie 

Wissens- 

nehmenden 


Richtung, 

stimulieren 

transfer 

internationa- 


Zeithorizont, 



len Wissens- 


betroffene 

B: Markt- 


transfers) 


Regionen) 

fähigkeit der 




prospektiv 

(gefördert.) 




abschätzen 

Forschungs- 





arbeiten 





beobachten 


Legende: H = Handlungsüberlegungen erforderlich; B = Beobachtungsbedarf 
Quelle: eigene Zusammenstellung 
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Von ganz anderer Qualität der Wirkungen auf die Gesund- 
heit von Erwerbstätigen sind mögliche Anwendungen der 
Biotechnologie - insbesondere in ihrer Konvergenz mit 
Nano-, luK- und Neurotechnologien - zum Enhancement 
in der Arbeitswelt. Unter Enhancement versteht man sol- 
che Interventionen, die die Fähigkeiten und das Leis- 
tungsvermögen von Menschen über das als „normal“ 
empfundene Maß hinaus verbessern sollen. Solche Mög- 
lichkeiten befinden sich derzeit noch überwiegend im 
Forschungs- und Entwicklungsstadium und sind daher 
bislang kaum diskutiert worden. Hier könnte ein frühzei- 
tiges Monitoring der Entwicklung angezeigt sein. 

Tätigkeitsspektrum 

Infolge der weiter zunehmenden Internationalisierung der 
Wertschöpfung und damit auch der Industriearbeit ist ab- 
sehbar, dass in Zukunft koordinierende sowie dienstleis- 
tende und beratende Tätigkeiten am deutschen Stammsitz 
für das jeweilige Auslandswerk oder den internationalen 
Werksverbund noch weiter an Bedeutung gewinnen wer- 
den. Besonders betroffen sind hier Spezialisten und Füh- 
rungskräfte, die über verschiedene Ansätze (wie tempo- 
räre Beratung vor Ort, Entsendungen, Patenkonzepte am 
deutschen Werk oder durch Koordination über die zentra- 
len Bereiche am Stammsitz) versuchen müssen, diese An- 
forderungen in den Griff zu bekommen. Adäquate Lö- 
sungsansätze hierzu sind bislang vor allem in großen 
multinationalen Unternehmen vorhanden. Doch auch 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind zukünftig 
verstärkt gefordert, ihre Wertschöpfungsprozesse zu in- 
ternationalisieren und mit ihren flachen Strukturen und 
ohne entsprechende Stabsstellen die verstärkt geforderten 
Koordinations-, Dienstleistungs- und Beratungstätigkei- 
ten für ihre ausländischen Werke effizient und dergestalt 
zu erbringen, dass an den deutschen Standorten entspre- 
chende höherwertige Tätigkeiten entstehen bzw. gehalten 
werden können. Hier könnte die Forschungspolitik ge- 
fragt sein, die Konzeption und Erprobung innovativer 
Konzepte zur Koordination und Steuerung internationaler 
Werksverbünde und transnationaler Netzwerke von KMU 
anzustoßen. 

Für die nächsten Jahre wird es als wahrscheinlich ange- 
nommen, dass produktbegleitende Dienstleistungen wei- 
ter an Bedeutung gewinnen werden. Dies wird Auswir- 
kungen auf die zukünftigen Tätigkeitszuschnitte in der 
Industriearbeit haben. Angesichts des prognostizierten 
zunehmenden Dienstleistungsanteils an der Wertschöp- 
fung werden produzierende Industrieunternehmen be- 
strebt sein, produktbegleitende Dienst- und Serviceleis- 
tungen so professionell und produktiv wie möglich zu 
erbringen. Dies könnte dazu führen, dass die Gründung 
eigenständiger Serviceabteilungen weiter voranschreitet 
und so die in vielen Betrieben existente Integration von 
produzierenden und dienstleistenden Tätigkeiten bei ein- 
zelnen Mitarbeitern wieder zurückgeführt wird. Zukünf- 
tig könnten demnach vermehrt spezialisierte Dienstleis- 
tungs- und Servicemitarbeiter in den Betrieben gefragt 
sein. Ob und wie stark diese vermutete Desintegration 
von Produktions- und Dienstleistungstätigkeiten bei der 
individuellen Fachkraft tatsächlich Platz greift und wel- 


che Implikationen damit für das Tätigkeitsspektrum der 
Betroffenen einhergehen, sollte in den nächsten Jahren 
systematisch beobachtet werden, um rechtzeitig adäquate 
Aus- und Weiterbildungsangebote entwickeln und anbie- 
ten zu können. 

Selbstverantwortliche Gruppenarbeit wird als wichtig für 
die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der deutschen In- 
dustrie eingeschätzt und viele Experten erwarten - trotz 
einer bislang eher geringen Verbreitung avancierter Grup- 
penarbeitsformen -, dass sie in den nächsten fünf bis zehn 
Jahren auf Werkstattebene weitverbreitetet sein wird. Für 
die Anreicherung von Tätigkeitsinhalten der Belegschaf- 
ten zeichnen sich allein dadurch jedoch keine radikalen 
Trendbrüche ab, die durch die bewährten Neuordnungen 
der Ausbildungsgänge nicht aufgefangen und umgesetzt 
werden könnten. Neue Dynamik könnte die Praxis der in- 
haltlichen und fachlichen Ausgestaltung der Gruppen- 
arbeit dann erhalten, wenn diese im Zuge der Einführung 
sogenannter „ganzheitlicher Produktionssysteme“ als 
wichtiges Einzelelement erkannt und weiter vorangetrie- 
ben werden sollte. Sollte sich durch Standardisierungs- 
und Konsistenzbemühungen zu anderen organisatori- 
schen Elementen ganzheitlicher Produktionssysteme die 
Anforderung ergeben, auch avanciertere Gruppenarbeits- 
formen mit erweiterten Tätigkeits- und Qualifikationspro- 
filen für alle in der Gruppe Beteiligten weiter voranzutrei- 
ben, dann könnte hier eine Entwicklung mit neuer 
Qualität Platz greifen. Vor dem Hintergrund der daraus 
resultierenden Anforderungen an die Kompetenzen und 
Qualifikationen der Industriearbeit sollten die Bildungs-, 
Wirtschafts- und Forschungspolitik genau beobachten, in 
welche Richtung sich die Konzepte ganzheitlicher Pro- 
duktionssysteme nicht nur in großen Unternehmen, son- 
dern auch für die Vielzahl der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen in Zukunft weiterentwickeln, um einen 
Qualifikationsbedarf neuer Prägung rechtzeitig aufgreifen 
zu können. 

Methodische und soziale Kompetenzen 

Im Zuge der weiter zunehmenden Internationalisierung 
der Geschäftstätigkeiten werden internationale Qualifika- 
tionen - und hier insbesondere interkulturelle Kompeten- 
zen und Kommunikationsfähigkeit - über alle Beschäfti- 
gungsgruppen hinweg und auch in den hier untersuchten 
Technologien an Bedeutung gewinnen. Es stellt sich die 
Frage, ob die existenten bildungspolitischen Konzepte 
hierfür bereits adäquate Lösungen anbieten. Hier könnte 
die Bildungspolitik gefragt sein, nicht nur Sprachkennt- 
nisse, sondern auch weiterreichende interkulturelle Fä- 
higkeiten in die verschiedensten Ausbildungsgänge zu 
integrieren. Diese Anforderung betrifft zukünftig zuneh- 
mend nicht nur Studierende und Abiturienten, sondern 
alle Bildungswege, die auf industrielle Facharbeit abzie- 
len. Die existierenden Curricula müssten vor diesem Hin- 
tergrund systematisch daraufhin überprüft werden, ob sie 
diesen Anforderungen an eine grundlegende internatio- 
nale Qualifikation bereits gerecht werden oder nicht. 

Im Zusammenhang mit der zunehmenden industriellen 
Anwendung der Bio- und Nanotechnologie sowie mit Ab- 
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strichen auch bei Ambient-lntelligence-Konzepten be- 
steht zudem Bedarf, anwendungsorientierte Fachkennt- 
nisse und teamorientierte soziale Kompetenzen stärker in 
die fachlichen Curricula der relevanten wissenschaftli- 
chen und technischen Studien- und Ausbildungsgänge zu 
integrieren, ln stärkerem Maße benötigt werden neben 
Fremdsprachenkenntnissen insbesondere „Soft Skills“ in 
der interdisziplinären und internationalen Teamarbeit. 
Bereits heute sind Grundlagenforschung, angewandte 
Forschung und Entwicklung im Bereich der Bio- und Na- 
notechnologie interdisziplinär, mit entsprechenden Fol- 
gen für Ausbildung und Nachwuchsförderung. Als Vor- 
aussetzung für einen entsprechenden Innovations- und 
Produktivitätsschub müssen neue Organisationsstruktu- 
ren und Ausbildungsgänge entstehen, die weniger starr an 
disziplinären Grenzen orientiert sind, sondern den multi- 
oder interdisziplinären Charakter der Technologien 
berücksichtigen. Hier besteht die Herausforderung, mit- 
telfristig ein flächendeckendes Aus- und Weiterbildungs- 
angebot zu entwickeln, das alle formalen Qualifikations- 
stufen abdeckt. 

Entsinnlichung/Entfremdung 

Im Zusammenhang mit Tätigkeiten in der Biotechnologie 
ist auf den Aspekt der Entsinnlichung bzw. Entfremdung 
und daraus resultierende mögliche Folgen hinzuweisen. 
Die Biotechnologie nutzt die Fähigkeiten von Lebewesen 
bzw. ihrer Bestandteile für technische Zwecke aus. Dabei 
werden diese zu Objekten, die von den in der Biotechno- 
logie Tätigen gegebenenfalls nicht mehr als Lebewesen, 
sondern primär als Hilfsmittel und Material zur Erfüllung 
technischer Zwecke wahrgenommen werden. Dies wird 
zum Teil dadurch verstärkt, dass diese Objekte mit den 
menschlichen Sinnen nicht mehr wahrgenommen, son- 
dern nur noch mittelbar durch Messwerte oder technische 
Geräte erfasst werden (können). Dabei können Eingriffe 
in diese Lebewesen oder ihre Verwendungszwecke, die 
aus Sicht von in der Biotechnologie Tätigen „normal“ er- 
scheinen, für Außenstehende als nur schwer akzeptabel, 
zu weitgehend oder unmoralisch eingestuft werden. 
Exemplarisch sei die gentechnische Veränderung von 
Tieren oder die Nutzung menschlicher Embryonen für die 
Gewinnung embryonaler Stammzellen genannt. Um tief- 
greifenden Kontroversen vorzubeugen, besteht hier die 
Notwendigkeit, die ethischen, gesellschaftlichen und 
rechtlichen Aspekte umfassend zu erforschen und auf die- 
ser Basis gesellschaftliche Debatten über die Wiinschbar- 
keit und Zielsetzungen biotechnischer Eingriffe in die In- 
tegrität von Lebewesen zu führen. Darüber hinaus wäre 
die Integration dieser Themen in die (akademische) Aus- 
bildung anzudenken. Diese Problematik betrifft grund- 
sätzlich auch die Nanotechnologie, ist dort aber wegen 
der zurzeit eher inkrementeilen Innovationen in den Un- 
ternehmen sowie der noch geringen Befassung mit Lebe- 
wesen aktuell weniger virulent. 

Flexibilisierung (zeitlich und räumlich) und 
Intensivierung 

Mit der Internationalisierung der Geschäftstätigkeiten 
und den teilweise deutlich spürbaren Anforderungen ei- 


ner „Rund-um-die-Uhr-Wirtschaft“ gehen eine zuneh- 
mende Flexibilisierung wie auch Intensivierung der In- 
dustriearbeit einher, die insbesondere durch zunehmende 
Koordinations-, Kommunikations- und Abstimmungsbe- 
darfe mit Standorten in anderen Ländern vorangetrieben 
werden. Diese Entwicklung gilt es auch zukünftig kritisch 
zu beobachten. Aktuell gibt es Indizien, dass sich nach 
der Euphorie um die E-Business-Arbeitssysteme und die 
in diesem Kontext als positiv dargestellten Tendenzen zur 
Arbeitsintensivierung und -ausweitung hierzu auch wie- 
der eine kritischere Denkhaltung durchzusetzen beginnt. 
Nicht zu Unrecht wird daraufhingewiesen, dass diese Art 
der Arbeitsbelastung zu Kreativitäts- und Produktivitäts- 
verlusten bei Fach- und Führungskräften führen kann, die 
auch von Arbeitgeber- und Unternehmensseite nicht ge- 
wünscht sein können. Hier ist Beobachtungsbedarf ange- 
zeigt, um weitere Veränderungen der Arbeitsintensität 
und -Zeiten im Blick behalten zu können. 

Mit der zunehmenden Bedeutung koordinierender und 
beratender Tätigkeiten zwischen den Standorten gehen 
nicht nur erhöhte Anforderungen an die zeitliche, sondern 
auch die räumliche Flexibilität der industriellen Fach- 
und Führungskräfte einher. Ein wesentlicher Bestandteil 
der Internationalisierungsstrategien produzierender Un- 
ternehmen sind in der Zwischenzeit Auslandsaufenthalte 
in den Werken und Niederlassungen der Unternehmung 
von zwei bis sechs Monaten Dauer. Ähnliche Fristen las- 
sen sich auch für Spezialisten, Fiihrungs- und Fachkräfte 
ermitteln, die zur Unterstützung der Anlaufprozesse an 
ausländische Produktionsstandorte entsendet werden. Mit 
der wachsenden Internationalisierung ihrer Geschäftstä- 
tigkeiten sind zunehmend auch kleine und mittlere Unter- 
nehmen (KMU) gefordert, hier tätig zu werden. Deshalb 
könnte es sinnvoll sein zu beobachten, ob in KMU mit ih- 
rer bekanntermaßen dünnen Decke an Spezialisten, Stabs- 
und Führungspersonal geeignete Entsendungs- und Kar- 
riereplanungskonzepte existieren - und wie verbreitet sol- 
che guten Lösungen bereits sind. Solche Konzepte müss- 
ten einerseits die geforderte räumliche Flexibilität gut mit 
dem privaten Leben der betroffenen Personen verbinden 
können und andererseits geeignet sein, nach einem länge- 
ren Auslandsaufenthalt die reibungslose Wiedereinglie- 
derung in den Stammbetrieb systematisch zu unterstüt- 
zen. 

Mit einer fortschreitenden inneren Tertiarisiemng der In- 
dustriearbeit wird ein erhöhter Bedarf nach veränderten 
Arbeitszeitmodellen einhergehen. Dies gilt insbesondere 
für sogenannte zeitkritische produktbegleitende Dienst- 
leistungen, wie Hotline, Reparatur oder Wartung, die oft- 
mals außerhalb der Normalarbeitszeit erbracht werden 
müssen. Hier kristallisieren sich zwei Gruppen von Ar- 
beitnehmern heraus, die spezieller Arbeitszeitregelungen 
bedürfen. Zum einen sind dies die Beschäftigten, die bei 
den Kunden vor Ort und damit in extremer Abhängigkeit 
ihrer Arbeitszeitsouveränität vom Kundenproblem 
Dienstleistungen, wie Schnell- oder Notreparaturen, War- 
tungen, Reklamationserfüllungen oder Schulungen des 
Personals, erbringen, oftmals vor allem in Abendstunden 
und an Wochenenden. Entsprechende Arbeitszeitregelun- 
gen müssen mit einem hohen Flexibilitäts- und Selbstbe- 
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Stimmungsgrad ausgestattet sein und entziehen sich den 
direkten Zeitkontrollmöglichkeiten durch den Arbeitge- 
ber („Vertrauensarbeitszeit“). Damit gehen aber auch ver- 
stärkte Gefahren der Selbstausbeutung und der dauerhaf- 
ten Vermischung von Arbeits- und Freizeit einher, die die 
Planbarkeit der Freizeit und damit beispielsweise die Ver- 
einbarkeit von Beruf und Familie negativ tangieren kön- 
nen. 

Zum anderen wird von der anderen Gruppe der Arbeit- 
nehmer zunehmend eine ständige Ansprechbarkeit und 
Einsatzbereitschaft gefordert, zum Beispiel bei Angebo- 
ten einer Hotline oder eines Rund-um-die-Uhr-Services. 
Hier wird die Arbeitszeitsouveränität der Arbeitnehmer 
eher wieder zurückgefahren, und Modelle einer kapazi- 
tätsorientierten variablen Arbeitszeit (KAPOVAZ) könn- 
ten wieder weiter voranschreiten, bei denen in einem 
Einzelarbeitsvertrag vereinbart wird, dass sich der Arbeit- 
nehmer bei seiner Arbeitszeit nach den betrieblichen Er- 
fordernissen zu richten hat. Beide Entwicklungen gilt es 
zukünftig hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Ge- 
sundheit und die nachhaltige Arbeitsfähigkeit der betrof- 
fenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer systematisch 
zu beobachten. 

Im Zusammenhang mit der zunehmenden marktorientier- 
ten Organisationsgestaltung produzierender Unternehmen 
deutet vieles darauf hin, dass die Flexibilisierung des Ar- 
beitseinsatzes zukünftig noch stärker von den Bedürfnis- 
sen der Unternehmen und ihrem Marktumfeld determi- 
niert werden wird. So wird beispielsweise eine „interne 
Form des Arbeitskraftunternehmers“ als durchaus bedeu- 
tend für die Wettbewerbsfähigkeit der produzierenden In- 
dustrie eingeschätzt und als reales Konzept in vielen Un- 
ternehmen erwartet. Ein solcher Arbeitskraftunternehmer 
bietet seine Dienste zwar nicht notwendigerweise ver- 
schiedenen Arbeitgebern an, setzt aber in verschiedenen 
Bereichen und Netzwerken innerhalb einer Organisation 
flexibel seine Fähigkeiten ein. Andererseits wird es nur 
als bedingt realistisch eingeschätzt, dass die Unterneh- 
men maßgeschneiderte Arbeitsbedingungen bieten, die 
eine ausgewogene Aufrechterhaltung oder Herstellung ei- 
ner „Work-Life-Balance“ ermöglichen. Hier ist Raum 
und Bedarf für entsprechende Überlegungen der Arbeits- 
und Wirtschaftspolitik, zusammen mit den Interessens- 
vertretungen und Tarifparteien neue Ansätze für einen 
nachhaltigen Arbeitseinsatz zu entwerfen, die ausgewo- 
gen sowohl den Flexibilitätsanforderungen der Betriebe 
wie auch den notwendigen Flexibilitätsspielräumen für 
den privaten Bereich Rechnung tragen. Hier bieten sich 
auch Chancen für Unternehmen beispielsweise in den 
neuen Technologien wie Nano- oder Biotechnologie, sich 
durch kreative Arbeitseinsatzmodelle im Wettbewerb um 
qualifiziertes Personal zu positionieren. 

Anwendungen von „Ambient-Intelligence“-Konzepten in 
der industriellen Fertigung fügen sich in die seit Jahren 
bzw. Jahrzehnten auf Unternehmensebene zu beobachten- 
den Trends zur Rationalisierung und Flexibilisierung ein, 
beschleunigen diese und verstärken zum Teil deren Aus- 
wirkungen auf innerbetriebliche Prozesse. Bereits heute 
ist deutlich zu erkennen, dass die Einführung von RFID- 


Systemen, die als Wegbereiter von Ami gelten, vor allem 
mit dem Ziel verbunden ist, sowohl die Kosteneffizienz 
als auch die Variabilität von Produktionsprozessen zu 
steigern. Insofern wird mit Ami keine radikale Umstel- 
lung industrieller Fertigung verbunden sein. Vielmehr ist 
dieser jüngste informationstechnische Innovationsschub 
in langanhaltende Trends eingebettet. Angesichts der ge- 
ringen Anwendungsreife von Ami käme die Formulie- 
rung von detaillierten Handlungsempfehlungen zwar ver- 
früht. Allerdings ist vor dem Hintergrund der in vielerlei 
Hinsicht erst schemenhaft erkennbaren Entwicklung von 
Ami die intensive Beobachtung dieses Technologiefeldes 
angezeigt. So hat sich die Arbeitswissenschaft bislang 
noch kaum mit den Auswirkungen von Ami auf die In- 
dustriearbeit befasst. Die breitangelegten Debatten über 
Rationalisierung, Automatisierung und die Zukunft der 
Arbeit, die von der Einführung der Informationsverarbei- 
tung in der Produktion, zum Beispiel unter dem Schlag- 
wort des Computer Integrated Manufacturing (CIM), vor 
Jahren angestoßen worden waren, gilt es somit auch und 
gerade für das Ami-Zeitalter mit neuen Schwerpunkten 
weiterzuführen. 

Formale Qualifikationsanforderungen 

Bei der Analyse der Implikationen für die Industriearbeit 
quer zu den untersuchten Veränderungstreibern springt 
ins Auge, dass alle Entwicklungen hinsichtlich des zu- 
künftig absehbaren formalen Qualifikationsbedarfes deut- 
scher Industrieunternehmen auf ein durchaus besorgnis- 
erregendes „doppeltes Dilemma“ hinweisen (Tabelle 30). 
Auf der einen Seite werden einfache und wenig know- 
how-intensive Tätigkeiten, die von geringqualifizierten 
Beschäftigten ausgeführt werden können, zukünftig noch 
deutlich weniger als bislang von der produzierenden In- 
dustrie nachgefragt werden. Auf der anderen Seite ist ab- 
sehbar, dass der steigende Bedarf an Hochschul- und 
Fachhochschulabsolventen zunehmend schwieriger ge- 
deckt werden kann. Ersteres ist auf die folgenden Ent- 
wicklungen zurückzuführen: 

- Infolge der zunehmenden Internationalisierung der 
Wertschöpfung der Industrieunternehmen werden ein- 
fache Tätigkeiten für Geringqualifizierte zukünftig 
noch stärker als bislang entweder vergleichsweise 
hochautomatisiert und damit weniger personalintensiv 
weiterhin in Deutschland durchgeführt oder - insbe- 
sondere wenn es sich um reife Produkte oder Prozesse 
handelt - in Länder mit geringeren Lohnkosten verla- 
gert. 

- Im Zusammenhang mit der inneren Tertiarisierung 
deuten alle Befunde darauf hin, dass produktbeglei- 
tende Dienstleistungen der Industrie, im Gegensatz zu 
vielen anderen Dienstleistungen, auf höher qualifizier- 
tes Personal angewiesen sind. Mit steigender Orientie- 
rung der Unternehmen hin zu produktbegleitenden 
Dienstleistungen, gemessen an deren Umsatzanteil, 
steigt die Quote der Beschäftigten mit Hochschul-, 
Fachhochschul- und Technikerabschluss, während an- 
und ungelerntes Personal weniger benötigt wird. 
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- Die marktorientierte Organisationsgestaltung der Un- 
ternehmen geht zwar bislang (noch) nicht mit einer 
Reduktion des Anteils An- und Ungelernter in diesen 
Betrieben einher. Spezifische Auswertungen der Del- 
phi-Befragung „Manufacturing Visions“ (Fraunhofer 
ISI 2005) zeigen jedoch, dass eine breite Nutzung wis- 
sensintensiver Produktionssysteme mit einem Anteil 
von weniger als 10 Prozent Unausgebildeter bzw. Ge- 
ringqualifizierter an den Beschäftigten zukünftig als 
durchaus realistisch eingeschätzt wird. 

- Der Einfluss der Gruppenarbeit auf das Qualifika- 
tionsprofil der Beschäftigten ist messbar, aber be- 
grenzt. Dennoch hat die Nutzung von Gruppenarbeit 
eine signifikant negative Wirkung auf den Anteil An- 
und Ungelernter an den Beschäftigten, in seiner 
Reichweite ist dieser Effekt jedoch eher schwach. 

- Bio- und Nanotechnologie in der Industriearbeit erfor- 
dern wegen der Wissensintensität und der großen 
Bedeutung von Forschung und Entwicklung hochqua- 
lifiziertes Personal, insbesondere entsprechend ausge- 
bildetes akademisches Personal sowie technische As- 
sistenz mit fachschulischer oder dualer Ausbildung. 
Daher ist nicht davon auszugehen, dass in nennens- 
wertem Umfang positive Beschäftigungseffekte für 
Gering- oder Nichtqualifizierte entstehen werden. 

- Infolge der Einführung von industriellen Ambient-In- 
telligence-Anwendungen zeichnet sich ab, dass erwei- 
terte technische Möglichkeiten zur Automatisierung 
von einfachen Kontroll-, Überwachungs- und anderen 
manuellen Tätigkeiten entstehen, wodurch insbeson- 
dere einfache Tätigkeiten mit niedrigen Qualifika- 
tionsanforderungen substituiert werden könnten. 

ln der Summe lassen die beschriebenen Entwicklungen 
befürchten, dass die deutsche Industrie zunehmend als 
bisher wichtiger Anbieter auch einfacher Arbeiten weg- 
bricht und damit deutlich weniger Entlastung für den Ar- 
beitsmarkt der Geringqualifizierten als bislang beisteuern 
kann. Dies wird aller Voraussicht nach die bereits existen- 
ten Probleme der An- oder Ungelernten auf dem Arbeits- 
markt noch weiter verschärfen. Hier stellt sich zum einen 
die Frage, wie in Zusammenarbeit mit Interessensvertre- 
tungen und Tarifparteien entsprechende Ansätze zur be- 
darfsorientierten Weiterqualifikation der Geringqualifi- 
zierten, die an den konkreten Bedarfen der Industrie 
ansetzen, vorangetrieben werden können. Zum anderen 
ist in diesem Kontext auch systematisch zu beobachten 
und zu analysieren, ob zukünftig neben der produzieren- 
den Industrie andere Sektoren, wie zum Beispiel einzelne 
Dienstleistlings- oder Handwerksbereiche, eine höhere 
Absorptionskapazität auch für Geringqualifizierte entwi- 
ckeln können und unter welchen Bedingungen und mit 
welchen Konzepten dies stimuliert werden könnte. 

Das zweite Dilemma zeigt sich bei der Gesamtsicht auf 
die zukünftigen Bedarfe an Hochqualifizierten. Hier ist 
bereits heute absehbar, dass der steigende Bedarf an 
Hochschul- und Fachhochschulabsolventen zunehmend 
schwieriger gedeckt werden kann, da sich der Absolven- 
ten- und Fachkräftemangel, insbesondere bei Ingenieur- 


sowie Natur- und Wirtschaftswissenschaften, durch den 
demografischen Wandel noch weiter verschärfen dürfte. 
Diese Engpasstendenz wird durch folgende Entwicklun- 
gen verstärkt: 

- Zukünftig wird der Wettbewerb um hervorragende 
Köpfe, insbesondere um hochqualifizierte Spezialisten 
und Führungskräften mit ingenieur- und betriebswirt- 
schaftlichem Profil, noch stärker als bereits heute in- 
ternational und standortübergreifend stattfinden. Dies 
führt vor allem bei kleinen lind mittleren Unternehmen 
mit ihrer im Vergleich zu großen Unternehmen gerin- 
geren „Arbeitgeberattraktivität“ und ihren einge- 
schränkten Möglichkeiten, entsprechende Gehälter zu 
zahlen, zu wachsenden Rekrutierungsproblemen. Auch 
zwischen der zunehmenden inneren Tertiarisierung so- 
wie der marktorientierten Organisationsgestaltung und 
dem Bedarf an ingenieur- und betriebswirtschaftlichen 
Hochschul- und Fachhochschulabsolventen, zum Bei- 
spiel in den Bereichen Beratung, Service, Forschung, 
Entwicklung oder Konstruktion, besteht ein nachweis- 
barer und signifikant positiver Zusammenhang. 

- Industrielle Anwendungen von Bio- und Nanotechno- 
logie sowie auch - noch etwas vager - Ami-Anwen- 
dungen erfordern wegen ihrer hohen Wissensintensität 
und der großen Bedeutung von Forschung und Ent- 
wicklung hochqualifiziertes Personal, insbesondere 
natur- und ingenieurwissenschaftliches akademisches 
Personal sowie entsprechend ausgebildete technische 
Assistenz mit fachschulischer oder dualer Ausbildung. 
In Biotechnologieunternehmen wird sich der Perso- 
nalbedarf wegen des erwarteten Wachstums und der 
geäußerten Expansionsabsichten bereits in mittelfristi- 
ger Perspektive von etwa fünf bis zehn Jahren in diese 
Richtung erhöhen und qualitativ verändern. Ähnliche 
Entwicklungen sind bei der industriellen Anwendung 
der Nanotechnologie und der Ami-Konzepte nach 
weiteren fünf bis zehn Jahren wahrscheinlich. 

Vor dem Hintergrund der skizzierten Entwicklungen sind 
Bildungs-, Wirtschafts-, Mittelstands- und Arbeitsmarkt- 
politik gefordert, der sich mittelfristig abzeichnenden 
Verknappung bei ingenieur-, natur- und wirtschaftswis- 
senschaftlich ausgebildeten Akademikern konsequent 
entgegenzusteuern. Dazu sind alle Möglichkeiten zur 
Vermeidung oder Minderung der absehbaren Engpässe 
auszuloten und voranzutreiben, sei es über attraktivere 
Studienbedingungen, Möglichkeiten der Fachkräftege- 
winnung aus dem Ausland, der Gewinnung von weibli- 
chen Fachkräften oder der Steigerung und offensiven 
Kommunikation der Anziehungskraft herausfordernder 
Tätigkeiten in der Industrie im Allgemeinen. Durch ent- 
sprechend konzertierte Maßnahmen muss es gelingen, zu- 
künftig wieder mehr junge Leute für industrierelevante 
Studiengänge, insbesondere im Ingenieurbereich sowie in 
den Natur- und Wirtschaftswissenschaften, zu begeistern. 

Fachlicher Qualifikationsbedarf 

Die infolge der weiteren Tertiarisierung der Industriearbeit 
zusätzlich geforderten Qualifikationsanforderungen unter- 
scheiden sich nach der Art der produktbegleitenden Dienst- 
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leistungen. Wissensintensive Pre-Sales-Dienstleistungen, 
wie zum Beispiel Engineering oder Beratungsleistungen 
zur Produktauslegung, erfordern Ingenieurqualifikationen 
und erhöhen damit den Bedarf an wissenschaftlich ausge- 
bildetem Personal. Für After-Sales-Dienstleistungen, wie 
Wartung, Störungsdiagnose, Inbetriebnahme oder Repa- 
ratur, sind dagegen eher breite Qualifikationen gefordert, 
die neben einer Facharbeiterqualifikation als Mechaniker 
auch Kenntnisse in Elektrik und Elektronik, Informati- 
ons- und Kommunikationstechnologien sowie betriebs- 
wirtschaftliche Grundkenntnisse erfordern. Durchleuchtet 
man daraufhin die Lehrpläne und Ausbildungsordnungen 
für die industriellen Berufsbilder, so stellt man fest, dass 
Dienstleistungen in diesen noch eine unbedeutende Rolle 
spielen. Die industriellen Berufsbilder sind zumeist eher 
technikzentriert definiert, weshalb ein einfaches Addieren 
inhaltlicher Schwerpunkte zu produkt- bzw. kundenbezo- 
genen Dienstleistungen in die Berufsbild- und Ausbil- 
dungsordnungen nicht hinreichend erscheint. Experten 
schlagen hier beispielsweise vor, in drei Schritten vorzu- 
gehen: ln der beruflichen Erstausbildung soll die Vermitt- 
lung von Dienstleistungskompetenzen verstärkt in Zu- 
sammenhang mit technischen Sachverhalten erfolgen. 
Gegen Ende der Ausbildung sollten dann zielgruppenre- 
levante Zusatzqualifikationen zu kundenbezogenen 
Dienstleistungen angeboten werden. Schließlich sollten 
geeignete Weiterbildungskonzepte entwickelt werden, die 
zum Ziel haben, dass die Dienstleistungskompetenzen 
von den Betroffenen selbst weiterentwickelt werden kön- 
nen. Derzeit scheinen solche Weiterbildungsmaßnahmen 
in der Praxis noch selten und eher improvisiert als metho- 
disch systematisiert aufgegriffen zu werden. An den ge- 
schilderten Anforderungen sollten daher entsprechende 
Überlegungen der Bildungspolitik ansetzen wie auch ent- 
sprechende Aktivitäten, die weitere Verbreitung geeigne- 
ter Konzepte in der Industrie zu beobachten und zu unter- 
stützen. 

Aus Sicht der industriellen Anwendung der Biotechnologie 
besteht wachsender Bedarf, die - überwiegend auf eine Tä- 
tigkeit von akademisch ausgebildetem Personal in For- 
schung und Entwicklung und von fachschulisch ausgebil- 
deten Kräften in traditionellen Tätigkeitsfeldern 
ausgerichteten - fachlichen Qualifikationen besser auf den 
konkreten Bedarf in den Unternehmen abzustimmen. Zu- 
künftig werden branchen-, produktions-, markt- und an- 
wendungsorientierte Fachkenntnisse und berufspraktische 
Erfahrungen in stärkerem Maße benötigt werden, als sie 
derzeit im Fachkräftepool vorhanden sind. Dazu ist es un- 
ter anderem notwendig, bereits in der Ausbildung einen an- 
wendungsorientierten Schwerpunkt zu setzen, der sich 
nicht nur an den Bedürfnissen der Großunternehmen, son- 
dern auch an denen der KMU in Deutschland orientiert. 

Aus der Perspektive der industriellen Anwendung der Na- 
notechnologie zeichnet sich ab, dass die meisten Unter- 
nehmen nicht primär ausgewiesene „Nanowissenschaftler 
oder -Ingenieure“ benötigen, sondern vielmehr quali- 
fizierte Naturwissenschaftler, Diplomingenieure und 
Informatiker mit Ankopplungskompetenz und gewissem 
Grundlagenwissen in der Nanotechnologie. Dabei 
herrscht mittlerweile Einigkeit, dass zunächst ein Grund- 


studium in einer der klassischen Disziplinen (wie z. B. 
Physik, Chemie oder Ingenieurwissenschaften) abzu- 
schließen ist, bevor sich Studierende auf den Schwer- 
punkt Nanotechnologie konzentrieren. Das hierzu bereits 
heute existierende Angebot der Universitäten und Fach- 
hochschulen ist zwar sehr breit, es fehlt allerdings die 
Vergleichbarkeit der vermittelten Inhalte bzw. der Ab- 
schlüsse, insbesondere auf europäischer Ebene. Hier gibt 
es noch erheblichen Gestaltungsspielraum und Koordi- 
nierungsbedarf. 

Besonders deutlicher und rasch anzugehender Nachhol- 
bedarf besteht derzeit bei den mittleren Qualifikationen, 
also insbesondere den Facharbeitern und Technikern in 
den Industriebetrieben. Hier erscheint es nicht ausrei- 
chend, den Bedarf an Wissen und Fertigkeiten im Bereich 
der Nanotechnologie allein durch - ebenfalls noch neu zu 
schaffende - betriebliche Ausbildungsgänge zu decken. 
Vielmehr sollten hier Verbände und Kammern Möglich- 
keiten zur beruflichen Weiterbildung von Facharbeitern 
im Bereich der Nanotechnologie schaffen. 

Wissensintensivierung, Verwissenschaftlichung und 
Wissenstransfer 

Aus der zunehmenden Internationalisierung der Wert- 
schöpfung resultiert die Anforderung, einen funktionie- 
renden Wissenstransfer und ein „Voneinanderlernen“ 
zwischen den verteilten Standorten zu organisieren. Hier 
gibt es auch in kleinen und mittleren Unternehmen bereits 
Ansätze und Pilotbeispiele, dies über einzelne sogenannte 
„Grenzgänger“ zwischen den Standorten oder entspre- 
chende kleine Arbeitsgruppen zu bewerkstelligen. Von 
zukünftiger Relevanz ist in diesem Kontext insbesondere 
die Aufgabe, den Know-how-Erhalt im Unternehmen zu 
sichern und sich gegenüber dem vielfach drohenden 
Know-how- Verlust durch Produktpiraterie und Prozess- 
kopien am ausländischen Standort zu wappnen. Hier 
könnte die Forschungspolitik gefragt sein, intelligente 
Konzepte insbesondere auch zum Schutz von Prozess- 
und Organisationswissen zu entwikkeln, die verhindern 
helfen, dass Herstellungsprozesse im Ausland von loka- 
len Wettbewerbern einfach kopiert werden können. In 
diesem Bereich ist das BMBF jüngst mit einer Initiative 
für „Innovationen gegen Produktpiraterie“ aktiv gewor- 
den. Hier gilt es zu beobachten, ob in diesem Kontext 
auch entsprechende innovative Organisationskonzepte 
ausgelotet werden, um neben dem Produkt-Know-how 
auch das Prozess-Know-how effektiv vor Kopierversu- 
chen zu schützen. Dies könnte eine erfolgversprechende 
Strategie sein, nach dem Grundsatz „Produkte sind ein- 
fach zu kopieren, Prozesse nicht" innovative und wert- 
schöpfende Tätigkeiten auch weiterhin wettbewerbsfähig 
von deutschen Standorten aus erbringen zu können. 

Die Analysen zur industriellen Anwendung der Biotech- 
nologie haben gezeigt, dass die häufig beschworenen „re- 
volutionären“ Veränderungen durch die Biotechnologie 
nicht in dem Maße feststellbar sind, wenn man ein Zeit- 
fenster von mehreren Jahren in den Blick nimmt. Viel- 
mehr überwiegen inkrementelle Änderungen. Dennoch 
zeichnen sich zum Beispiel mit der „biobased economy“ 
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oder der Verlagerung der Wertschöpfung auf frühere Stu- 
fen zum Beispiel in der Pflanzenztichtung Bereiche ab, 
die ein Potenzial zur Substitution etablierter Industrien 
und einem damit verbundenen Strukturwandel aufweisen. 
Hier besteht grundsätzlicher Bedarf, prospektive Ab- 
schätzungen von Größenordnungen, Richtungen, Zeitho- 
rizonten oder besonders betroffenen Regionen als Basis 
für die Identifizierung von weiteren Handlungsoptionen 
durchzuführen. 

Mit Blick auf die Nanotechnologie besteht bei den Exper- 
ten Übereinstimmung darin, dass im Rahmen der Ausbil- 
dung frühzeitig mit Wirtschaftsunternehmen zusammen- 
gearbeitet werden müsse. Für die heute ausgebildeten 
Akademiker ist noch die wissenschaftliche Laufbahn 
(Universitäten und Forschungseinrichtungen oder in den 
Labors der Großunternehmen) der Standardkarrierepfad. 
Vor allem in reinen Anwendungsbranchen gibt es jedoch 
Anzeichen, dass die akademische Ausbildung im Bereich 


der Nanotechnologie an den konkreten Bedürfnissen, ins- 
besondere von kleinen und mittleren Unternehmen, vor- 
beigeht. Hier gilt es sicherzustellen, dass ein effizienter 
und frühzeitiger Transfer von wissenschaftlichen Ergeb- 
nissen mit Produkt- bzw. Marktrelevanz sowie insbeson- 
dere auch der Austausch von Personal zwischen Wissen- 
schaft und Industrie sichergestellt werden. Die im 6. EU- 
Forschungsrahmenprogramm und vom BMBF bereits ini- 
tiierten Kooperationsprojekte wie auch die zukünftigen 
Vorhaben (7. RP sowie Hightech-Strategie der Bundes- 
regierung) zeigen, dass diese Problematik erkannt und 
entsprechend angegangen wird. Eine Bewertung dieser 
Aktivitäten zu gegebener Zeit muss dann zeigen, ob die 
Ziele des marktfähigen Erkenntnisgewinns sowie des in- 
terinstitutionellen Personaltransfers „über Köpfe“ mit den 
bisherigen Instrumenten erreicht worden sind bzw. ob ge- 
gebenenfalls eine feine Rejustierung oder eine grundle- 
gende Neuausrichtung notwendig ist. 
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3. Übersichten 


Tabelle Al 


Anzahl der Antworten der Delphi-Erhebung 
„Manufacturing Visions“ (ManVis) 



Anzahl der Antworten 
in der 1. Runde 

Anzahl der Antworten 
in der 2. Runde 

Europa 

3 121 

1 359 

Industrie 

1 709 

694 

Forschung 

1 047 

490 

Politik 

267 

140 

ohne Zuordnung 

98 

35 

Deutschland 

493 

143 

Industrie 

321 

83 

Forschung 

129 

48 

Politik 

22 

11 

ohne Zuordnung 

21 

1 


Quelle: Fraunhofer ISI 2005; eigene Berechnungen 


Tabelle A2 

Vergleich der Branchenverteilung in der Grundgesamtheit und der Datenbasis 2003 


Wirtschaftszweig (WZ 93) 

Grundgesamtheit 

Datenbasis 

n 

Anteil 

n 

Anteil 

Chemische Industrie (WZ 24) 

1 771 

6,7 % 

148 

10,2 % 

Hersteller von Gummi- u. Kunststoffwaren (WZ 25) 

3 093 

11,7% 

145 

10,0% 

Hersteller von Metallerzeugnissen (WZ 28) 

7 348 

27,7% 

339 

23,4 % 

Maschinenbau (WZ 29) 

6 991 

26,4 % 

409 

28,2 % 

Hersteller von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und 
-einrichtungen (WZ 30) 

199 

0,8% 

13 

0,9 % 

Hersteller von Geräten der Elektrizitätserzeugung, -Verteilung 
u. Ä. (WZ 31) 

2 466 

9,3 % 

117 

8,1 % 

Rundfunk-, Fernseh- u. Nachrichtentechnik (WZ 32) 

760 

2,9% 

52 

3,6% 

Medizin-, Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik (WZ 33) 

2 234 

8,4% 

152 

10,5 % 

Hersteller von Kraftwagen u. Kraftwagenteilen (WZ 34) 

1 226 

4,6% 

54 

3,7% 

Sonstiger Fahrzeugbau (WZ 35) 

424 

1,6% 

21 

1,4 % 


Quelle: Statistisches Bundesamt 2003b; eigene Berechnungen 
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Tabelle A3 


Vergleich der Betriebsgrößenverteilung in der Grundgesamtheit und der Datenbasis 2003 


Betriebsgröße 

Grundgesamtheit 

Datenbasis 

n 

Anteil 

n 

Anteil 

bis 49 Beschäftigte 

13 582 

49,1 % 

519 

35,8% 

50-99 Beschäftigte 

6 289 

22,7% 

301 

20,8% 

100-199 Beschäftigte 

3 780 

13,7% 

247 

17,0% 

200-299 Beschäftigte 

1 439 

5,2% 

103 

7,1 % 

300-499 Beschäftigte 

1 210 

4,4% 

120 

8,3 % 

500-999 Beschäftigte 

817 

3,0% 

78 

5,4% 

1 000 und mehr Beschäftigte 

537 

1,9% 

82 

5,7% 


Quelle: Statistisches Bundesamt 2003a; eigene Berechnungen 


Tabelle A4 


Multivariate Regression zur Integration von Produktionsarbeit und Qualitätssicherung 


unabhängige Variable 

B 

Exp(B) 

Signifikanz 

(Konstante) 

-0,809 

0,445 

0,007*“ 

Gruppenarbeit (enge Definition) j/n 

0,507 

1,660 

0,003“* 

Produktionsverlagerung j/n 

0,181 

1,198 

0,284 

Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen 

-0,225 

0,798 

0,267 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

-0,006 

0,994 

0,971 

Aufgliederung der Produktion j/n 

0,185 

1,203 

0,227 

Betriebsgröße: 100 bis 499 Beschäftigte 

0,443 

1,557 

0,008“* 

Betriebsgröße: 500 und mehr Beschäftigte 

1,052 

2,863 

0,000“* 

Produktkomplexität: mehrteilig 

0,413 

1,512 

0,027“ 

Produktkomplexität: einteilig 

0,014 

1,014 

0,954 

Seriengröße: Einzel- und Kleinserie 

-0,380 

0,684 

0,075* 

Seriengröße: Mittelserie 

-0,049 

0,953 

0,813 

Gummi- u. Kunststoffwaren (WZ 25) 

0,045 

1,046 

0,867 

Maschinenbau (WZ 29) 

-0,142 

0,868 

0,503 

Elektroindustrie (WZ 30, 31, 32) 

-0,222 

0,801 

0,367 

Medizin-, Mess-, Steuer-, Regelungstechnik (WZ 33) 

-0,548 

0,578 

0,049“ 

Kraftwagen/Kraftwagenteile, Sonst. Fahrzeugbau (WZ 34, 35) 

-0,226 

0,798 

0,497 

Nagelkerkes R 2 

0,105 

richtig klassifiziert 

67,7 % 


abhängige Variable: Integration von Produktionsarbeit und Qualitätssicherung (Wurzel aus ~), n = 901 
Signifikanzniveaus: *** = p < 0,01; ** = p < 0,05; * = p < 0,1 
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Tabelle A5 

Multivariate Regression zur Integration von Produktionsarbeit und Instandhaltung 


unabhängige Variable 

B 

Exp(B) 

Signifikanz 

(Konstante) 

-1,630 

0,196 

0,000*“ 

Gruppenarbeit (enge Definition) j/n 

0,200 

1,221 

0,251 

Produktionsverlagerung j/n 

-0,023 

0,978 

0,895 

Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen 

0,483 

1,621 

0,016“ 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

0,069 

1,071 

0,657 

Aufgliederung der Produktion j/n 

0,138 

1,149 

0,366 

Betriebsgröße: 100 bis 499 Beschäftigte 

-0,129 

0,879 

0,437 

Betriebsgröße: 500 und mehr Beschäftigte 

-0,784 

0,456 

0,007*“ 

Produktkomplexität: mehrteilig 

-0,018 

0,983 

0,924 

Produktkomplexität: einteilig 

0,187 

1,206 

0,419 

Seriengröße: Einzel- und Kleinserie 

0,548 

1,730 

0,015“ 

Seriengröße: Mittelserie 

0,135 

1,144 

0,549 

Gummi- u. Kunststoffwaren (WZ 25) 

-0,166 

0,847 

0,574 

Maschinenbau (WZ 29) 

0,575 

1,777 

0,006*“ 

Elektroindustrie (WZ 30, 31, 32) 

0,297 

1,346 

0,247 

Medizin-, Mess-, Steuer-, Regelungstechnik (WZ 33) 

0,649 

1,913 

0,011“ 

Kraftwagen/Kraftwagenteile, Sonst. Fahrzeugbau (WZ 34, 35) 

0,033 

1,033 

0,930 

Nagelkerkes R 2 

0,087 

richtig klassifiziert 

67,6% 


abhängige Variable: Integration von Produktionsarbeit und Instandhaltung (Wurzel aus ~), n = 924 
Signifikanzniveaus: *** = p < 0,01; ** = p < 0,05; * = p < 0,1 
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Tabelle A6 

Multivariate Regression zur Integration von Produktionsarbeit und Maschinenrüsten 


unabhängige Variable 

B 

Exp(B) 

Signifikanz 

(Konstante) 

-0,787 

0,455 

0,008*“ 

Gruppenarbeit (enge Definition) j/n 

0,045 

1,046 

0,802 

Produktionsverlagerung j/n 

-0,009 

0,991 

0,959 

Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen 

0,153 

1,165 

0,456 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

0,028 

1,029 

0,855 

Aufgliederung der Produktion j/n 

0,294 

1,342 

0,058* 

Betriebsgröße: 100 bis 499 Beschäftigte 

0,236 

1,266 

0,159 

Betriebsgröße: 500 und mehr Beschäftigte 

1,149 

3,154 

0,000*** 

Produktkomplexität: mehrteilig 

0,687 

1,988 

0,000*** 

Produktkomplexität: einteilig 

0,296 

1,344 

0,195 

Seriengröße: Einzel- und Kleinserie 

1,021 

2,776 

0,000*** 

Seriengröße: Mittelserie 

0,366 

1,442 

0,073* 

Gummi- u. Kunststoffwaren (WZ 25) 

-0,479 

0,619 

0,070* 

Maschinenbau (WZ 29) 

0,611 

1,842 

0,005*** 

Elektroindustrie (WZ 30,31,32) 

-0,062 

0,940 

0,800 

Medizin-, Mess-, Steuer-, Regelungstechnik (WZ 33) 

-0,091 

0,913 

0,719 

Kraftwagen/Kraftwagenteile, Sonst. Fahrzeugbau (WZ 34, 35) 

-0,006 

0,994 

0,987 

Nagelkerkes R 2 

0,137 

richtig klassifiziert 

67,3 % 


abhängige Variable: Integration von Produktionsarbeit und Maschinenrüsten (Wurzel aus ~), n = 927 
Signifikanzniveaus: *** = p < 0,01; ** = p < 0,05; * = p < 0,1 
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Tabelle A7 

Multivariate Regression zum Anteil An- und Ungelernter 


unabhängige Variable 

B 

Beta 

Signifikanz 

(Konstante) 

4,297 


0,000"* 

Gruppenarbeit (enge Definition) j/n 

-0,325 

-0,048 

0,097* 

Produktionsverlagerung j/n 

0,349 

0,056 

0,066* 

Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen 

-0,287 

-0,046 

0,198 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

-0,206 

-0,036 

0,231 

Aufgliederung der Produktion j/n 

0,027 

0,005 

0,875 

Betriebsgröße: 100 bis 499 Beschäftigte 

0,337 

0,056 

0,070* 

Betriebsgröße: 500 und mehr Beschäftigte 

0,372 

0,041 

0,210 

Produktkomplexität: mehrteilig 

0,766 

0,130 

0,000"* 

Produktkomplexität: einteilig 

1,434 

0,214 

0,000"* 

Seriengröße: Einzel- und Kleinserie 

-1,731 

-0,305 

0,000"* 

Seriengröße: Mittelserie 

-0,449 

-0,072 

0,054* 

Gummi- u. Kunststoffwaren (WZ 25) 

0,658 

0,071 

0,032" 

Maschinenbau (WZ 29) 

-0,912 

-0,149 

0,000"* 

Elektroindustrie (WZ 30, 31, 32) 

0,715 

0,090 

0,009"* 

Medizin-, Mess-, Steuer-, Regelungstechnik (WZ 33) 

-0,410 

-0,048 

0,156 

Kraftwagen/Kraftwagenteile, Sonst. Fahrzeugbau (WZ 34, 35) 

-0,217 

-0,017 

0,584 

Korr. R 2 

0,301 

Modellsignifikanz 

0,000 


abhängige Variable: Anteil An- und Ungelernter (Wurzel aus ~), n = 880 
Signifikanzniveaus: *** = p < 0,01; ** = p < 0,05; * = p < 0,1 
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Tabelle A8 

Multivariate Regression zum Anteil Hochschulabsolventen 


unabhängige Variable 

B 

Beta 

Signifikanz 

(Konstante) 

2,818 


0,000*“ 

Gruppenarbeit (enge Definition) j/n 

0,052 

0,011 

0,710 

Produktionsverlagerung j/n 

0,077 

0,018 

0,566 

Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen 

0,203 

0,048 

0,200 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

0,268 

0,069 

0,029“ 

Aufgliederung der Produktion j/n 

-0,134 

-0,035 

0,270 

Betriebsgröße: 100 bis 499 Beschäftigte 

-0,004 

-0,001 

0,974 

Betriebsgröße: 500 und mehr Beschäftigte 

0,310 

0,050 

0,143 

Produktkomplexität: mehrteilig 

-0,572 

-0,142 

0,000*“ 

Produktkomplexität: einteilig 

-0,832 

-0,182 

0,000*“ 

Seriengröße: Einzel- und Kleinserie 

0,121 

0,031 

0,481 

Seriengröße: Mittelserie 

-0,006 

-0,001 

0,970 

Gummi- u. Kunststoffwaren (WZ 25) 

0,053 

0,008 

0,808 

Maschinenbau (WZ 29) 

0,815 

0,196 

0,000*“ 

Elektroindustrie (WZ 30, 31, 32) 

1,166 

0,215 

0,000*“ 

Medizin-, Mess-, Steuer-, Regelungstechnik (WZ 33) 

2,245 

0,386 

0,000*“ 

Kraftwagen/Kraftwagenteile, Sonst. Fahrzeugbau (WZ 34, 35) 

0,473 

0,056 

0,094* 

Korr. R 2 

0,24 

Modellsignifikanz 

0,000 


abhängige Variable: Anteil Hochschul-/Fachhochschulabsolventen (Wurzel aus ~), n = 880 
Signifikanzniveaus: *** = p < 0,01; ** = p < 0,05; * = p < 0,1 
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Tabelle A9 

Multivariate Regression zum Anteil Mitarbeiter in FuE/Konstruktion 


unabhängige Variable 

B 

Beta 

Signifikanz 

(Konstante) 

2,401 


0,000"* 

Gruppenarbeit (enge Definition) j/n 

0,026 

0,006 

0,820 

Produktionsverlagerung j/n 

0,010 

0,003 

0,924 

Umsatzanteil produktbegleitender Dienstleistungen 

0,335 

0,092 

0,009*" 

Aufgliederung von Zentralabteilungen j/n 

0,300 

0,090 

0,003*** 

Aufgliederung der Produktion j/n 

-0,114 

-0,034 

0,248 

Betriebsgröße: 100 bis 499 Beschäftigte 

0,077 

0,022 

0,475 

Betriebsgröße: 500 und mehr Beschäftigte 

0,230 

0,043 

0,181 

Produktkomplexität: mehrteilig 

-0,825 

-0,237 

0,000*** 

Produktkomplexität: einteilig 

-1,136 

-0,286 

0,000*** 

Seriengröße: Einzel- und Kleinserie 

0,273 

0,082 

0,051* 

Seriengröße: Mittelserie 

0,015 

0,004 

0,910 

Gummi- u. Kunststoffwaren (WZ 25) 

-0,034 

-0,006 

0,851 

Maschinenbau (WZ 29) 

0,716 

0,200 

0,000*** 

Elektroindustrie (WZ 30, 31, 32) 

0,829 

0,176 

0,000*** 

Medizin-, Mess-, Steuer-, Regelungstechnik (WZ 33) 

1,504 

0,299 

0,000*** 

Kraftwagen/Kraftwagenteile, Sonst. Fahrzeugbau (WZ 34, 35) 

0,090 

0,013 

0,686 

Korr. R 2 

0,32 

Modellsignifikanz 

0,000 


abhängige Variable: Anteil Mitarbeiter in FuE/Konstruktion (Wurzel aus ~), n = 887 
Signifikanzniveaus: *** = p < 0,01; ** = p < 0,05; * = p < 0,1 
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